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Der Bundesminister der Finanzen 
II A/6 — A 0265 — B — 27/55 


Bonn, den 22. November 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 auf 
Grund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofs (Anlage A) und 
die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofs (Anlage B) 
zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 mit der 
Bitte, die Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung herbeizuführen. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung der 
Bundesregierung die beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Herrn 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs über die Prüfung der Jahres- 
rechnungen für das Rechnungsjahr 1952 (Anlage C), 

betreffend die Ausgaben 

Einzelplan IV Kapitel 1 Titel 31 

Kapitel 2 Titel 31 

Kapitel 3 Titel 31 

Einzelplan VI Kapitel 1 Titel 31 

Kapitel 9 Titel 31, 

Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des Bundes- 
rates gerichtet. 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 
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für das Rechnungsjahr 1952 
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über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 


— § 107 RHO — 



TEIL I 


Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 


A. Allgemeines 
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Anlage 1: Zusammenstellung der in der Bundeshaushaltsrechnung 
1952 bei der Rechnungsprüfung festgestellten Druck- 
fehler 

Anlage 2: Nachweisung der Haushaltsstellen, zu denen die Auf- 
stellung von Bemerkungen Vorbehalten bleibt (§ 107 
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A. Allgemeines 

1. Gemäß § 107 RHO hat der Bundesrechnungs- 
hof nach Prüfung der für das Rechnungsjahr 
gelegten Rechnungen Bemerkungen als Grund- 
lage für die Beschlußfassung über die Ent- 
lastung der Bundesregierung aufzustellen 
(Art. 114 Abs. 2 GG). Die Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrcchnung 1952 werden 
hiermit vorgelegt. 

2. Der Bundesrechnungshof hat erwogen, wie die 
Ergebnisse der Rechnungsprüfung, die jetzt in 
den Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
und in der Denkschrift seines Präsidenten zu be- 
handeln sind, künftig in einer zweckmäßigeren 
Form dargestellt werden können. Daß die 
Denkschrift vom Präsidenten und nicht wie 
früher vom Rechnungshof vorgelegt wird, ist 
auf die Änderung des § 107 Abs. 6 RHO durch 
die 2. Novelle zur Reichshaushaltsordnung 
vom 13. Dezember 1933 zurückzuführen, die 
auch in anderen Fällen eine Übertragung von 
Zuständigkeiten des Rechnungshofs auf seinen 
Präsidenten angeordnet hat. Der Bundesrech- 
nungshof hält die gegenwärtige Regelung 
(§ 107 RHO) nach den Erfahrungen der letz- 
ten Jahre nicht für glücklich. Sie hat dazu ge- 
führt, daß über die wichtigsten Prüfungser- 
gebnisse in der Denkschrift berichtet wird, 
während die Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofs, die nach § 108 RHO und Art. 114 
GG eine wesentliche Grundlage für die parla- 
mentarische Rechnungskontrolle und damit 
für den Beschluß über die Entlastung der Bun- 
desregierung bilden, sich mehr oder weniger 
in der Zusammenstellung von kritischen Aus- 
führungen zum Rechnungsabschluß, zu forma- 
len Verstößen, zu Titelverwechselungen und 
ähnlichem erschöpfen. Diese Entwicklung ist 
darauf zurückzuführen, daß § 107 Abs. 1 RHO 
durch seine Fragestellung die eingehende Be- 
handlung der vorstehend aufgeführten, mehr 


formal-rechtlichen Angelegenheiten in den Vor- 
dergrund stellt, während die Darstellung der 
für die parlamentarische Kontrolle nicht weni- 
ger bedeutsamen, häufig besonders aufschlußrei- 
chen sachlichen Prüfungsergebnisse durch § 107 
Abs. 6 in die Denkschrift des Präsidenten ver- 
wiesen werden. Die Haushaltsreform sollte 
benutzt werden, auf diesem Gebiet zu einer 
besseren Lösung zu kommen. Eine solche könnte 
sich der Bundesrechnungshof im Grundsätz- 
lichen etwa so vorstellen, daß künftig an die 
Stelle der Denkschrift und der mehr oder 
weniger formalen und in vielen Fällen nicht 
sehr gewichtigen Bemerkungen ein einheitlicher 
Tätigkeitsbericht des Bundesrechnungshofs tre- 
ten könnte. Dieser wäre innerhalb einer gesetz- 
lich festzulegenden Frist nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres vorzulegen und hätte neben der 
Darstellung der Tätigkeit des Bundesrechnungs- 
hofs und der Prüfungsergebnisse des abgelaufe- 
nen Rechnungsjahres — vielleicht unter druck- 
technischer Hervorhebung — auch die Angele- 
genheiten zu behandeln, die bisher als Bemer- 
kungen besonders dargestellt worden sind. 
Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG würde einer solchen 
Regelung nicht entgegenstehen, da die Bemer- 
kungen, wenn auch in anderer Form, beibehal- 
ten würden. Die Beauftragten des Bundesrech- 
nungshofs werden bei den laufenden Arbeiten 
zur Reform des Bundeshaushaltsrechts (vgl. 
Denkschrift 1951 Nr. 43) eine entsprechende 
Änderung des § 107 RHO zur Erörterung 
stellen. 

3. Eine Übersicht über das Vermögen und die 
Schulden des Bundes (Art. 114 GG) hat der 
Bundesminister der Finanzen für das Rech- 
nungsjahr 1952 nicht aufgestellt, da eine Bun- 
desvermögensrechnung nach den Anordnungen 
der Bundesregierung erst vom 1. April 1953 
ab geführt wird. 

4. Der Bundestag hat über die Entlastung der 
Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 



rechnung für das Rechnungsjahr 1951 einen 
Beschluß noch nicht gefaßt. 

5. Der Bundesrat hat in seiner 136. Sitzung am 
11. Februar 1955 beschlossen, 

a) die in der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 festgestellten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben gemäß 
§ 83 RHO nachträglich zu genehmigen, 

b) der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1951 gemäß § 108 RHO Entlastung zu 
erteilen. 

6. Der Bundestag hat auf Grund des Berichts des 
Haushaltsausschusses in seiner 104. Sitzung am 
30. September 1955 beschlossen: 


Die in der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 festgestellten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben werden 
gemäß § 83 RHO nachträglich genehmigt. 

Die Genehmigung erfolgt vorbehaltlich 
der späteren Beschlußfassung über die Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofs (§§ 107 
und 108 RHO). 

Durch die Genehmigung wird den Erinne- 
rungen des Bundesrechnungshofs aus Anlaß 
der Rechnungsprüfung 1952 nicht vorgegrif- 
fen. 

7. Der Bundesrat hat in seiner 139. Sitzung am 
1. April 1955 einen Beschluß gleichen Inhalts 
gefaßt. 


8. Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1952 beträgt das Haushaltssoll . . 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1951 

übernommenen Haushaltsreste mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1951 übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1952 betra- 
gen die Isteinnahmen und die Istausgaben . . 

e) Hinzu treten die am Schlüsse des Rechnungsjah- 

res 1952 verbliebenen; auf das Rechnungsjahr 
1953 übertragenen Haushaltsreste, die wie 
wirklich entstandene Einnahmen und Ausga- 
ben das Rechnungsjahr 1952 ent- oder belasten, 
mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schlüsse des 

Rechnungsjahres 1952 verbliebenen Haushalts- 
reste 

g) Gegen die Summe der Sollbeträge und der aus 

dem Rechnungsjahr 1951 übernommenen Haus- 
haltsreste (c) beträgt die Mindereinnahme/ 
Mehrausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1952 

(§§ 75, 77 RHO) 


Rechnungsjahr 1952 

Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

20 767 381 300 — 

20 767 381 300,— 

30 263 918,32 

508 743 219,18 

20 797 645 218,32 

21 276 124 519,18 

20 684 606 959,76 

20 684 606 959,76 

5 550 731,89 

636 885 643,28 

20 690 157 691,65 

21 321 492 603,04 

— 107 487 526,67 - 

45 368 083,86 


— 152 855 610,53!) 


Der Fehlbetrag hätte nach § 75 RHO spätestens in dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1954 als ordentliche Ausgabe eingestellt werden müssen. § 11 des Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 vom 26. Mai 1954 bestimmt aber, daß die Vor- 
schriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung im Rechnungsjahr 1954 keine Anwendung finden. 
Nach § 11 des Haushaltsgesetzes 1955 wird § 75 Satz 1 RHO auch im Rechnungsjahr 1955 nicht 
angewendet. 


Anmerkung siehe Seite 7 



363 795 902,08 DM 


9, Unmittelbar vor dem Abschluß der Kassen- 
bücher für das Rechnungsjahr 1952 sind auf 
Anordnung des Bundesministers der Finanzen 
vom 9. September 1953 abgedeckt worden 

a) die kassenmäßige 
Mehrausgabe (Ist- 
ausgabe abzüglich 
Isteinnahme) beim 
außerordentlichen 
Haushalt (ohne 
ERP-Mittel), Rech- 
nungsjahr 1952 mit 

b) die kassenmäßige 
Mehrausgabe beim 
ordentlichen Haus- 
halt, Rechnungs- 
jahr 1951 mit . . 

c) ein Teil der kassen- 
mäßigen Mehraus- 
gabe beim außer- 
ordentlichen Haus- 
halt (ohne ERP- 
Mittel), Rechnungs- 
jahr 1951 mit . . 

zusammen 409 163 985,94 DM. 

Diese Beträge wurden in der Rechnung des 
ordentlichen Haushalts bei Einzelplan XXIII 
hinter Kapitel E 15 außerplanmäßig veraus- 
gabt und zu a) in der Rechnung des außer- 
ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 
1952 bei Einzelplan XXIII hinter Kapitel 2, 
zu b) und c) im Vorschußbuch vereinnahmt 
(vgl. hierzu die Begründung in der Anlage I 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1952 S. 1585/ 
1586). Ohne diese Maßnahme hätte sich in der 
Rechnung des ordentlichen Haushalts ein Über- 
schuß statt eines Fehlbetrags ergeben: 

Statt der unter Nr. 8 
g) nachgewiesenen 

Mehrausgabe von . . — 45 368 083,86 DM 

wäre bei Nichtabdek- 

kung der obigen . . . 4- 409 163 985,94 DM 
eine Minderausgabe 

von + 363 795 902,08 DM 

entstanden. 

Anmerkung zu Seite 6 

') Das sind die Beträge der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1932 verbliebenen Haushaltsreste unter e) 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1951 
übernommenen Haushaltsreste unter b) 


Übertrag: 4 
Unter Berücksichtigung 
der Mindereinnahme 
laut Nr. 8 g) von . . — 107 487 526,67 DM 
hätte sich ein Über- 
schuß von + 256 308 375,41 DM 

ergeben. 

Nach § 75 Satz 2 RHO 
war der Überschuß zur 
Verminderung des An- 
leihebedarfs oder zur 
Schuldentilgung zu 
verwenden. Das ist 
zwar durch die Abdek- 
kung der kassenmäßi- 
gen Mehrausgabe des 
Rechnungsjahres 1952 
beim außerordentlichen 
Haushalt (ohne ERP- 

Mittel) in Höhe von . — 107 896 735,17 DM 
geschehen. Insoweit ist 
auch das Gesamtergeb- 
nis der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1952 
(ordentlicher Haushalt 
und außerordentlicher 
Haushalt zusammenge- 
rechnet) nicht beein- 
flußt worden. — Im 
Hinblick auf § 75 
Satz 3 RHO wird 
wegen der Zulässigkeit 
des Verfahrens, einen 
zu erwartenden Uber- 
schuß vor dem Abschluß 
der Rechnung zur Ver- 
minderung des Anlei- 
hebedarfs in den außer- 
ordentlichen Haushalt 
zu überführen, auf die 
Ausführungen in Nr. 8 
der Bemerkungen 1951 
verwiesen. — Über die 
107 896 735,17 DM 
hinaus mußte aber auch 
der verbleibende Über- 
schuß von + 148 411 640,24 DM 


636 885 643,28 DM Ausgabereste 

— 5 550 731,89 DM Einnabmereste 

631 334 911,39 DM Ausgabereste 

508 743 219,18 DM Ausgabereste 

— 30 263 918,32 DM Einnahmereste 

478 479 300,86 DM Ausgabereste 
~ 152 855 610,53 DM Ausgabereste 


107 896 735,17 DM, 


830 600,81 DM 
und 


300 436 649,96 DM 



zur Verminderung des Anleihebedarfs oder zur 
Schuldentilgung verwendet werden, da § 75 
RHO im Rechnungsjahr 1952 nur hinsichtlich 
der Deckung des Fehlbetrages aus den Aus- 
gaberesten des Rechnungsjahres 1950 in Höhe 
von 318 780 266 DM außer Kraft gesetzt 
worden war (vgl. § 7 des Nachtragshaushalts- 
gesetzes 1952). Das ist nicht geschehen. Viel- 
mehr sind die 148 411 640,24 DM zur teilwei- 
sen Deckung des Fehlbetrages des Rechnungs- 
jahres 1951 herangezogen worden. Die Veraus- 
gabung der unter b) und c) aufgeführten Be- 
träge vor dem Abschluß der Kassenbücher des 
Rechnungsjahres 1952 hat den unter Nr. 8 h) 


nachgewiesenen Fehlbetrag von (0,8 + 300,4 
— 148,4 ==) rd. 152,8 Mio DM verursacht. 

Die außerplanmäßigen Ausgaben sowohl zur 
Verminderung des Anleihebedarfs als auch zur 
Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren sind 
auf S. VI des Vorberichts zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1952 ersichtlich gemacht. Im Hin- 
blick auf § 75 RHO wäre es notwendig gewe- 
sen, die vorgenommenen Überweisungen im 
Abschluß der Rechnung (S. 64 ff.) darzustellen. 
Der Bundesminister der Finanzen wird vom 
Rechnungsjahr 1953 ab entsprechend ver- 
fahren. 


10. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1952 (ohne ERP-Mittel) 

Einnahme Ausgabe 

DM DM 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1952 beträgt das Haus- 
haltssoll 

1 473 696 000,— 

1 473 696 000,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 

1951 übernommenen Haushaltsreste mit 



180 789 688,43 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1951 übernommenen Haus- 
haltsreste 

1 473 696 000,— 

1 654 485 688,43 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1952 
betragen die Isteinnahmen und die Ist- 
ausgaben 

1 234 552 381, 91 2 ) 

1 234 552 381,91 

e) Hinzu treten die am Schlüsse des Rech- 
nungsjahres 1952 auf das Rechnungsjahr 
1953 übertragenen Haushaltsreste, die wie 
wirklich entstandene Einnahmen und Aus- 
gaben das Rechnungsjahr 1952 ent- oder 
belasten, mit 

115 930 596,24 

402 596 962,12 

f) Summe der Istbeträge und der am Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1952 verbliebenen 
Haushaltsreste 

1 350 482 978,15 

1 637 149 344,03 

g) Gegen die Summe der Sollbeträge und der 
aus dem Rechnungsjahr 1951 übernomme- 
nen Haushaltsreste (c) beträgt die Minder- 
einnahme/Minderausgabe 

— 123 213 021,85 

+ 17 336 344,40 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 

1952 (§§ 75, 77 RHO) — 105 876 677, 45 3 ) 


Ohne die Überweisung des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt (ohne 
ERP-Mittel) hätte der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1952 beim außerordentlichen Haushalt 
(ohne ERP-Mittel) 105 876 677,45 4- 107 896 735.17 = 213 773 412,62 DM betragen. Der Fehl- 
betrag ist im wesentlichen dadurch entstanden, daß Haushaltseinnahmen aus der Begebung von 
Anleihen nicht in dem erwarteten Umfange aufgekommen sind. 

Für die Einstellung des nach Nr. 10 h) noch ungedeckten Fehlbetrages von 105 876 677,45 DM 
als ordentliche Ausgabe in den Bundeshaushaltsplan gilt das zu Nr. 8 letzter Absatz Gesagte. 
Vgl. hierzu auch Nr. 9 vorletzter Absatz der Bemerkungen 1951. 

Anmerkungen siehe Seite 9 
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11. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1952 (ERP-Mittel) 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das 

Rechnungsjahr 1952 beträgt das Haus- 
haltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 
1951 übernommenen Haushaltsreste mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1951 übernommenen Haus- 
haltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1952 

betragen die Isteinnahmen und die Istaus- 
gaben 

e) Hinzu treten die am Schlüsse des Rech- 
nungsjahres 1952 verbliebenen, auf das 
Rechnungsjahr 1953 übertragenen Haus- 
haltsreste, die wie wirklich entstandene 
Einnahmen und Ausgaben das Rechnungs- 
jahr 1952 ent- oder belasten, mit .... 

f) Summe der Istbcträge und der am Schlüsse 

des Rechnungsjahres 1952 verbliebenen 
Haushaltsreste 

Die Rechnung ist ausgeglichen. 


Einnahme 

Ausgabe 

DM 

DM 

1 113 850 000,— 

1 113 850 000,— 

943 567 890,91 

943 567 890,91 

2 057 417 890,91 

2 057 417 890,91 

1 183 112 344,29 

1 177 314 508,52 


721 227 262,33 

727 025 098,10 

1 904 339 606,62 

1 904 339 606,62 


12. Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag des 
nach Nr. 8 h) 152 855 610,53 DM 

nach Nr. 10 h) 105 876 677,45 DM 

zusammen 258 732 287,98 DM 


Aus dem Rechnungs- 
jahr 1949 sind noch 
ungedeckt (vgl. Ab- 
schnitt B I Nr. 2 der 
Bemerkungen 1949/ 

1950 S. 5) 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1950 sind noch 
ungedeckt (vgl. Ab- 
schnitt B II Nr. 3 der 
Bemerkungen 1949/ 
1950 S. 8) 

Übertrag: 


130 208 317,90 DM 


188 571 948,52 DM 
577 512 554,40 DM 


Rechnungsjahres 1952 beträgt 

Übertrag: 577 512 554,40 DM 

— der Unterschied zu 
dem dort genannten 
Betrag von 
188 571 934,18 DM 
beruht auf Abrun- 
dung — 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1951 sind noch 
ungedeckt (vgl. Nr. 11 

der Bemerkungen 1951) 340 488 722,87 DM 

Insgesamt sind mithin 
aus den Rechnungs- 
jahren 1949 bis 1952 

noch zu decken . . . 918 001 277,27 DM. 


Anmerkungen zu Seite 8 

") Hierin sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlichen Haushalts (ohne ERP- 
Mittel) übertragenen 107 896 735,17 DM enthalten (vgl. Nr. 9) 

;i ) Das ist der Betrag der am Schluß des Rechnungsjahres 1952 

verbliebenen Haushaltsreste unter e) mit 402 596 962,12 DM Ausgabereste 

— 1 1 5 930 596,24 DM Einnahmereste 

286 666 365,88 DM Ausgabereste 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1951 

übernommenen Haushaltsreste unter b) mit 180 789 688,43 DM Ausgabereste 

- 105 876 677,45 DM Ausgabereste 


9 



Die Summe der ungedeckten Fehlbeträge hat 
sich inzwischen um rd. 509 Mio DM aus dem 
Abschlüsse der Bundeshaushaltsrechnung 1953 
auf rd. 1 427 Mio DM erhöht; davon entfallen 
auf den ordentlichen Haushalt rd. 960 Mio DM 
und auf den außerordentlichen Haushalt rd. 
467 Mio DM. 

Dieser Betrag entspricht der Summe der 
den einzelnen Rechnungsjahren (1949 bis 1953) 
zur Last fallenden Haushaltsausgabereste; die 
kassenmäßigen Mehrausgaben dieser Rech- 
nungsjahre sind abgedeckt. 

Eine weitere Erhöhung der ungedeckten 
Fehlbeträge ist aus dem Abschlüsse der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1954 zu erwarten. Nach 
vorläufigen Feststellungen des Bundesministe- 
riums der Finanzen wird sich der Fehlbetrag 
des Rechnungsjahres 1954 auf rd. 943 Mio DM 
belaufen (davon rd. 227 Mio DM kassen- 
mäßige Mehrausgabe und rd. 716 Mio DM 
dem Rechnungsjahr 1954 zur Last fallende 
Haushaltsreste — der Betrag der Haushalts- 
reste ist geschätzt — ). Die Gesamtsumme der 
ungedeckten Fehlbeträge am Ende des Rech- 
nungsjahres 1954 wird hiernach rd. (1 427 
4- 943) = rd. 2 370 Mio DM betragen. Die 
Bundeshaushaltspläne für die Rechnungsjahre 
1954 und 1955 sehen Mittel zur Abdeckung 
der Fehlbeträge nicht vor. 

13. Die nach der Rechnung des ordentlichen und 
des außerordentlichen Haushalts für das Rech- 
nungsjahr 1951 zu übernehmenden Bestände 
(vgl. § 78 RHO) sind ordnungsmäßig in die 
Bundeshaushaltsrechnung 1952 übertragen wor- 
den. 

Die im Laufe des Rechnungsjahres 1952 der 
Bundeshauptkasse als Betriebsmittel überwie- 
senen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die 
Betriebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind 
in der Anlage XIV zur Bundeshaushaltsrech- 
nung 1952 auf S. 1811 nachgewiesen. 

14. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßige Ausgaben) des ordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1952 sind in 
der Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 
1952 S. 1527 ff. nachgewiesen. Sie betragen 
insgesamt 2 289 037 086,53 DM, das sind rd. 
11 v. H. des Haushaltssolls von rd. 20 767 
Mio DM. Die größeren Posten sind im Vorbe- 
richt zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXII ff. 
dargestellt. Von dem Gesamtbetrag der Über- 
schreitungen entfallen rd. 1 247 Mio DM auf 


Besatzungskosten und Auftragsausgaben (Ein- 
zelpläne XXIV und XXV, Anlage I S. 1589), 
deren Höhe der Entscheidung der Besatzungs- 
mächte unterlag und deutscherseits nicht maß- 
geblich beeinflußt werden konnte. Ferner sind 
rd. 409 Mio DM lediglich innerhalb des Bun- 
deshaushalts zur Deckung oder teilweisen Dek- 
kung von Fehlbeträgen des außerordentlichen 
Flaushalts 1952 und 1951 und des ordentlichen 
Haushalts 1951 verwendet worden (Einzel- 
plan XXIII hinter Kapitel E 15, Anlage I 
S. 1585 und 1586 — vgl. hierzu Nr. 9 — ). 
Die verbleibenden Überschreitungen in Höhe 
von rd. 633 Mio DM betragen rd. 5 v. H. des 
Haushaltssolls ohne Besatzungskosten und 
Auftragsausgaben. 

In diesen Überschreitungen sind rd. 
59 Mio DM Vorgriffe im Sinne der §§ 30 
Abs. 3, 73 Abs. 1 RHO enthalten, die aus den 
nächstjährigen Bewilligungen für die gleichen 
Zwecke vorweg zu decken sind; die Ausgaben 
sind im Rechnungsjahr 1952 geleistet worden, 
sie belasten aber nicht den Rechnungsabschluß 
dieses Rechnungsjahres, sondern den des Rech- 
nungsjahres 1953. 

Für das Rechnungsjahr 1952 ist ein Nach- 
tragshaushaltsplan festgestellt worden (Gesetz 
vom 9. April 1953), er berücksichtigte jedoch 
die über- und außerplanmäßig notwendig 
gewordenen Ausgaben nicht. Der Nachtrags- 
haushalt sollte lediglich den sogenannten Wie- 
derholungshaushalt 1952 ergänzen und die ge- 
genüber dem Vorjahr veränderten Verhältnisse 
berücksichtigen (vgl. Haushaltsgesetz vom 
25. Juni 1952 und den Vorbericht zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1952 S. III). Im Hinblick 
auf diese besonderen Umstände sowie auf den 
im Laufe des Rechnungsjahres 1952 eingetre- 
tenen unvorhergesehenen und unabweisbaren 
Ausgabenbedarf kann nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofs hingenommen werden, 
daß die Bundesregierung davon Abstand ge- 
nommen hat, die wesentlichen Haushaltsüber- 
schreitungen in den Nachtragshaushaltsplan 
aufzunehmen. 

Wegen der Beschlußfassung über die nach- 
trägliche Genehmigung der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben (§ 83 RHO) wird auf 
Nr. 6 und 7 hingewiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat zu einzelnen 
Fällen der in der Anlage I aufgeführten Über- 
schreitungen eine Sammelbemerkung aufgestellt 
(vgl. Nr. 26 ff.). 
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B. Bemerkungen auf Grund des § 107 
Abs. 1 Nr. 1 RHO 

15. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1952 auf- 
geführten Beträge stimmen mit denjenigen 
überein, die in den Kassenrechnungen für 1952 
in Einnahme und Ausgabe nachgewiesen wor- 
den sind. Beträge, die nidit ordnungsmäßig 
belegt waren, sind, abgesehen von unwesent- 
lichen Einzelfällen, nicht festgestellt worden. 

16. Die Übereinstimmung der Beträge und ihre 
ordnungsmäßige Belegung ist auch für die Kas- 
senrechnung des Bundesrechnungshofs festge- 
stellt worden, die gemäß § 88 Abs. 4 RHO 
von dem Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
geprüft ist. 

17. Bei der Rechnungsprüfung sind in der Bundes- 
haushaltsrechnung die in der Anlage 1 zusam- 
mengestelltcn Druckfehler festgestellt worden. 
Auf den Rechnungsabschluß haben diese Druck- 
fehler keinen Einfluß gehabt. 


C. Bemerkungen auf Grund des § 107 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

I. Vorjahre 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 6 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1950 (Anlage 2 
zu den Bemerkungen 1949/1950 S. 29 und 35) 
tritt folgende Bemerkung: 

Einzelplan VII — Bundesministerium der 
Justiz — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Einnahmen 
Kapitel 1 — Bundesminister der Justiz 
Titel 4 — Einnahmen aus Veröffent- 
lichungen 

18. Der Verwaltungsrat des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets hatte sein Rechtsamt im Mai 
1948 beauftragt, den „öffentlichen Anzeiger 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ (den 
späteren „Bundesanzeiger“) hcrauszugeben. 
Es wurde in Aussicht genommen, den Verlag 
und Vertrieb einer unter Mitbeteiligung einer 
privaten Gruppe zu gründenden Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung zu übertragen. Aber 
erst im September 1949 entstand die „öffent- 
licher Anzeiger Verlagsgesellschaft mbH“, die 
später in die „Bundesanzeiger Verlagsgesell- 


schaft mbH“ umbenannt wurde. Ihre Gesell- 
schafter haben, wie der Bundesminister der 
Justiz dem Bundesrechnungshof im Jahre 1951 
mitgetcilt hat, vereinbart, daß der Verlag bis 
zum 31. März 1950 für Redinung des Bun- 
des und vom 1. April 1950 an von der GmbH 
geführt werden solle. Die Verhandlungen über 
den Übergang des Verlags auf die GmbH sind 
erst durch eine Besprechung am 11. Juli 1952 
beendet worden. Für die Zeit bis zum 31. März 
1950 wurde sodann ein Rechnungsabschluß 
aufgestellt. Als Gewinnanspruch des Bundes 
ergab sich ein Betrag von 878 776,55 DM. 
Dieser ist dem Bund zugcflossen, und zwar 
sind 856 419,95 DM an die Bundeshauptkasse 
gezahlt worden. Der Restbetrag von 
22 356,60 DM ist auf Ansprüdie des Betriebes 
gegen den Bundesminister der Justiz verrech- 
net worden. 

a) Von den Einzahlungen sind 676419,95DM 
in verschiedenenTeilbeträgen vereinnahmt 
und in den Haushaltsrechnungen 1948 bis 
1952 nachgewiesen worden. Der Unter- 
schiedsbetrag von 180 000 DM wurde auf 
Anordnung des Bundesministers der Finan- 
zen vom 28. August 1950 als Verwahrung 
statt als Haushaltseinnahrnc bei Einzelplan 
VII Kapitel 1 Titel 4 gebucht. Aus dem 
verwahrten Betrage hat die Bundeshaupr- 
kasse auf Anordnung des Bundesministers 
der Finanzen vom 31. Oktober 1951 
143 092 DM als Darlehen des Bundes zur 
Erstellung von Wohnungen für Bundes- 
bedienstete an die Stadthauptkasse Köln 
gezahlt, obwohl hierfür Haushaltsmittel 
beim Einzelplan XXIII Kapitel 3 Titel (5) 
für das Rechnungsjahr 1951 zur Verfü- 
gung standen. Die restlichen 36 908 DM 
wurden erst auf Grund der Anordnung 
vom 31. Oktober 1951 bei Einzelplan VII 
Kapitel 1 Titel 4 vereinnahmt. 

b) Der mit dem Gewinn anspruch des Bundes 
verrechnete Betrag von 22 356,60 DM setzt 
sich aus drei Posten zusammen. 

aa) Im Rechnungsjahr 1949 hat der Bun- 
desminister der Justiz 2 Kraftwagen 
und 2 Schreibmaschinen übernommen, 
die aus den Einnahmen des Betriebes 
bis zum 31. März 1950 beschafft und 
in dem Rechnungsabschluß zum 
31. März 1950 mit 9778 DM bewer- 
tet waren. Bei den Kraftwagen han- 
delt es sich um die Wagen, die unter 
Nr. 21 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofs zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1951 erwähnt worden sind. 
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bb) Im Rechnungsjahr 1950 hat der Be- 
trieb auf Veranlassung des Bundes- 
ministers der Justiz aus den Einnah- 
men des Betriebs bis zum 31. März 
1950 3000 DM für die verlegerische 
Betreuung des Werkes „Deutsches 
Vermögen im Ausland“ verauslagt, 
cc) Schließlich hat im Rechnungsjahr 1952 
der Bundesminister der Justiz eine 
aus den Einnahmen des Betriebs in 
der Zeit bis zum 31. Marz 1950 be- 
schaffte Fernschreibstelle, die in dem 
Rechnungsabschluß zum 31. März 
1950 mit 9578,60 DM bewertet wor- 
den ist, übernommen. 

Der Gesamtbetrag von 22 356,60 DM ist in 
den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 bis 1952 
weder in Einnahme als Gewinn aus dem Be- 
triebe noch in Ausgabe bei den nach ihrer Art 
in Betracht kommenden Zweckbestimmungen 
nachgewiesen worden. 

Der Bundesminister der Justiz und der 
Bundesminister der Finanzen haben zu dem 
unter a) dargestellten Tatbestand mitgeteilt, 
daß erst durch die Vereinbarung am 11. Juli 
1952 Klarheit über die endgültige Verrech- 
nung der Einnahmen und Ausgaben des Be- 
triebes in der Zeit bis zum 31. März 1950 ge- 
schaffen worden sei. Da diese Vereinbarung 
im Zeitpunkt der Buchungen nach den Anord- 
nungen vom 28. August 1950 und vom 
31. Oktober 1951 noch nicht geschlossen war, 
sei eine andere Verbuchungsweise nicht in Be- 
tracht gekommen. 

Zu dem Sachverhalt unter b) hat der Bun- 
desminister der Justiz erklärt, es sei nicht 
möglich gewesen, die sich aus der am 11. Juli 
1952 beschlossenen Abrechnung ergebenden 
Haushaltsansätze im Haushalt des Rechnungs- 
jahres ihrer Entstehung von vornherein zu 
berücksichtigen. 

Der Bundesrechnungshof vermag diesen 
Begründungen nicht beizutreten. 

In der Besprechung am 11. Juli 1952 sind 
keine Vereinbarungen darüber getroffen wor- 
den, daß Teile des dem Bund zustehenden Ge- 
winnes für bestimmte Zwecke verwendet oder 
Leistungen des Betriebes für den Bund mit 
dem Gewinnanspruch verrechnet werden soll- 
ten. Es ist vielmehr vereinbart worden, daß 
der Gewinn nach Abzug der schon vorausge- 
zahlten Beträge möglichst bald an den Bund 
abgeliefert werde. 

Zahlungen auf Ansprüche des Bundes sind 
in der Haushaltsrechnung als Einnahmen nach- 


zuweisen, und zwar mit dem vollen Betrag 
und in dem Rechnungsjahr, in dem sie einge- 
gangen sind; es dürfen weder Ausgaben von 
Einnahmen vorweg abgezogen noch Einnah- 
men auf Ausgaben vorweg angerechnet wer- 
den (§§ 68, 69 RHO). 

Einnahmen des Bundes sind als Verwahrun- 
gen nur zu buchen, solange ihre endgültige 
Verrechnung nicht möglich ist (§ 63 Abs. 1 
RHO). Eine endgültige Verrechnung der Ein- 
nahme von 180 000 DM wäre im Rechnungs- 
jahr 1950 beim Einzelplan VII Kapitel 1 
Titel 4 ohne weiteres möglich gewesen, wie 
das z. B. mit einer weiteren Ablieferung des 
Betriebes von 138 020,50 DM im Rechnungs- 
jahr 1950 geschehen ist. Der Betrag von 
180 000 DM hätte schon in diesem Jahr als 
Haushaltseinnahme nachgewiesen werden müs- 
sen. Da 36 908 DM auf Grund der Anord- 
nung des Bundesministers der Finanzen vom 
31. Oktober 1951 im Rechnungsjahr 1951 als 
Elaushaltseinnahme gebucht worden sind, 
bleiben noch 143 092 DM in der Haushalts- 
rechnung zu vereinnahmen. Das gilt auch für 
den Betrag von 22 356,60 DM. 

Die Auszahlungen des Bundes in Höhe von 
143 092 DM für Darlehen zur Schaffung von 
Wohnungen und in Höhe von 22 356,60 DM 
als Wert der Sachleistungen an den Bund 
waren gemäß § 68 Abs. 1 RHO in den Rech- 
nungsjahren der Leistung rechnungsmäßig 
nachzuweisen. Falls damals Haushaltsmittel 
nicht oder nicht mehr zur Verfügung standen, 
wäre beim Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 33 Abs. 1 RHO die Bereitstellung Über- 
oder außerplanmäßiger Mittel zu beantragen 
gewesen; die Ausgaben waren ggf. als Über- 
oder außerplanmäßige Haushaltsausgaben zu 
buchen. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 63, 68, 69 RHO 
und, sofern über- oder außerplanmäßige Aus- 
gaben erforderlich geworden wären, gegen 
Art. 112 GG und § 33 RHO vor. Auf eine 
Prüfung der Haftungsfrage hat der Bundes- 
rechnungshof verzichtet, da dem Bund ein 
nachweisbarer Schaden nicht entstanden ist. 

Die beteiligten Bundesminister haben die 
Berechtigung der Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofs anerkannt; die unterlassenen 
Buchungen werden in der Bundeshaushalts- 
rechnung 1955 nachgcholt. Danach kann von 
weiterem abgesehen werden. 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts 
Nr. 2 zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 (An- 
lage 2 zu Nr. 39 der Bemerkungen 1951 S. 36), 



der im übrigen au f re dit erhalten bleibt und 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1952 wird fol- 
gende Bemerkung auf gestellt: 

Einzelplan VI — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 2 — Sonstige Bewilligungen 
Titel 61 — Für zentrale Maßnahmen auf 

dem Gebiete der Jugendwohl- 
fahrt 

Die Mittel sind übertragbar. 

19. Der Bundesminister des Innern hat dem Land 
Niedersachsen in den Rechnungsjahren 1951, 
1952 und 1953 im Rahmen des Bundesjugend- 
planes für den Bau und die Einrichtung von 
Jugendwohnheimen, für berufsfördernde Maß- 
nahmen, für Maßnahmen zur Förderung der 
Jugendarbeit in den Notstandsgebieten und 
für internationalen Jugendaustausch mehr 
Haushaltsmittel überwiesen, als für fällige 
Zahlungen erforderlich waren. Das Land hatte 
am Schluß des Rechnungsjahres 1951 einen 
Bestand an nicht verbrauchten Bundesmitteln 
in Höhe von 1 153 995,69 DM, am Schluß 
des Rechnungsjahres 1952 einen Bestand in 
Höhe von 691 052,34 DM und am Schluß 
des Rechnungsjahres 1953 einen Bestand 
in Höhe von 1 495 264,04 DM. Der Bundes 
minister des Innern hat die hohen Bestände 
bei der Auszahlung neuer Mittel nicht 
berücksichtigt. Er hat z. B. dem Land im 
Rechnungsjahr 1952 für den Bau und die Ein- 
richtung von Jugendwohnheimen 495 000 DM 
überwiesen, obwohl der am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1951 beim Land vorhandene Be- 
stand so hoch war, daß davon am Schluß des 
Rechnungsjahres 1952 rund 100 000 DM 
nicht verbraucht waren. Am 18. April 1953 
hat der Bundesminister des Innern dem Land 
aus Haushaltsmitteln des Rechnungsjahres 1952 
für berufsfördernde Maßnahmen 1 234 244,66 
DM überwiesen, obwohl das Land am Schluß 
des Rechnungsjahres 1952 aus früher für die- 
sen Zweck ausgezahltenBeträgen 57297,85DM 
nicht verbraucht hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister des Innern darauf hingewiesen, daß 
die Haushaltsmittel bei den einzelnen Zweck- 
bestimmungen nur insoweit und nicht eher 
in Anspruch genommen werden dürfen, als es 
zur wirtschaftlichen und sparsamen Führung 


der Verwaltung erforderlich ist (§ 26 Abs. 1 
RHO). Der Bundesminister des Innern hat 
dazu die Stellungnahme des Niedersächsischen 
Kultusministers mitgeteilt. Dieser erkennt an, 
daß beim Land Niedersachsen in den Rech- 
nungsjahren 1951, 1952 und 1953 verhältnis- 
mäßig hohe Zuwendungsbeträge aus Bundes- 
mitteln unverwendet geblieben sind. Die 
Gründe dafür liegen, wie der niedersächsische 
Kultusminister ausführt, in dem langwierigen 
Verfahren vom Zeitpunkt des Antrags durch 
den Zuschußempfänger bis zur Auszahlung 
und Schlußabrechnung sowie in gewissen 
Schwierigkeiten bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen. 

Der Bundesrechnungshof kann die Ausfüh- 
rungen nicht als ausreichende Begründung für 
die vorzeitige Zahlung durch den Bundes- 
minister des Innern anerkennen. Die Verzöge- 
rung bei der Durchführung einzelner Maß- 
nahmen war kein Grund, dem Land mehr 
Mittel auszuzahlen, als zur Bewirkung fälli- 
ger Zahlungen erf'\ derlich waren. Der Bun- 
desminister des Innern hätte sich vor der Aus- 
zahlung neuer Teilbeträge die noch verfüg- 
baren Bestände und den voraussichtlichen Be- 
darf so nachweisen lassen müssen, daß die 
Auszahlungen nicht zur Bildung erheblicher 
Bestände bei dem Lande führten. Es liegt ein 
Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. Der 
Bundesrechnungshof hat verlangt, daß die 
beim Land Niedersachsen für die Bundesmittel 
angefallenen Habenzinsen dem Bundeshaushalt 
zugeführt werden. 

Auf Grund des Vorbehalts Nr. 14 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1951 (Anlage 2 zu 
Nr. 39 der Bemerkungen 1951 S. 37), der im 
übrigen aufrechterhalten bleibt, wird folgende 
Bemerkung aufgestellt: 

Einzelplan VII — Bundesministerium der 
Justiz — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Bundesministerium der Justiz 
Titel 4 — Hilfsleistungen durch nichtbe- 

amtete Kräfte 

20. In den Rechnungsjahren 1950 bis 1953 wur- 
den die Lohnaufwendungen für einen Teil des 
in der Kantine des Bundesministeriums der 
Justiz beschäftigten Personals aus den Haus- 
haltsmitteln des Einzelplans VII Kapitel 1 
Titel 4 (vom Rechnungsjahr 1953 an: 
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Titel 104) bestritten, und zwar in folgender 
Höhe: 


Rechnungsjahr 1950 
Rechnungsjahr 1951 
Rechnungsjahr 1952 
Rechnungsjahr 1953 


5 252,31 DM 
8 878,38 DM 
13 500,11 DM 
13 665,56 DM 


zusammen: 41 296,36 DM 


Die Kantine wird als behördeneigene Ein- 
richtung nach § 15 RHO geführt. Die laufen- 
den Ausgaben eines solchen Betriebes müssen 
grundsätzlich aus seinen eigenen Einnahmen 
gedeckt werden. Dies gilt insbesondere auch 
hinsichtlich der Lohnaufwendungen für das 
Kantinenpersonal; eine Übernahme dieser Ko- 
sten auf Mittel der Behörde ist unzulässig 
(Nr. 7 und 8 der für alle Verwaltungen er- 
lassenen Richtlinien des Reichsministers des 
Innern vom 5. Oktober 1942 betr. Einrich- 
tung von Kantinen für Beamte, Angestellte 
und Arbeiter, Nr. 7 der Richtlinien des Bun- 
desministers der Finanzen für Kantinen bei 
Dienststellen des Bundes vom 3. Juli 1953 
und vom 7. Juli 1954). 

Der Bundesrechnungshof hat die Über- 
nahme der Lohnaufwendungen auf die Perso- 
naltitel beanstandet und gefordert, daß der 
Betrag ihnen wieder zugeführt werde. Der 
Bundesminister der Justiz hat gebeten, da- 
von abzusehen und zur Begründung u. a. 
ausgeführt, es sei ihm nicht möglich, den 
Betrag aus der eigenbewirtschafteten Kantine 
herauszuwirtschaften. Er habe auch in der ab- 
gelaufenen Zeit infolge verschiedener Um- 
stände den Betrieb nicht so rentabel gestalten 
können, daß es möglich gewesen wäre, die 
Personalkosten in voller Höhe auf die Kan- 
tinenmittel zu übernehmen. Im Rechnungs- 
jahr 1950 habe er sich wegen der verkehrs- 
mäßig ungünstigen Lage seines Ministeriums 
und wegen des Fehlens von geeigneten in der 
Nähe liegenden Gaststätten entschließen müs- 
sen, das Risiko der Einrichtung einer cigen- 
bewirtschafteten Kantine für eine verhältnis- 
mäßig kleine Anzahl von Bediensteten zu 
übernehmen. Eine Verpachtung habe wegen 
der geringen Rentabilität keinen Erfolg ver- 
sprochen. Die Aufbauarbeit der ersten Jahre 
hätte nie geleistet werden können, wenn nicht 
ein großer Teil der von den Familien getrennt 
lebenden Bediensteten ohne zeitliche Begren- 
zung hätte arbeiten können. Die Weiterfüh- 


rung des Kantinenbetriebes sei nicht nur im 
Hinblick hierauf, sondern auch aus Gründen 
der Gesundheitsfürsorge notwendig gewesen. 
Sie habe den Bediensteten die Einnahme von 
Mittag- und Abendessen im Ministerium er- 
möglicht und größere Arbeitsunterbrechungen 
verhindert. Auch bei allmählich steigender 
Verpflegungsstärke in den folgenden Rech- 
nungsjahren sei ein Ausgleich zwischen Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht zu erreichen ge- 
wesen, da die Erhöhung der Bezüge der im 
öffentlichen Dienst stehenden Personen, die 
Erkrankung von Hilfskräften der Kantine 
mit monatelanger Fortzahlung der Bezüge 
und gleichzeitiger Einstellung von Ersatz- 
kräften sowie die Notwendigkeit von Aus- 
gaben für Verbesserungen der veralteten 
Kücheneinrichtung dies verhindert hätten. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf dem 
Bundesminister der Justiz anheimgestellt, bei 
dem Bundesminister der Finanzen unter Dar- 
stellung des Sachverhalts zu klären, ob er der 
Gewährung eines Zuschusses an die Kantine 
zugestimmt haben würde. 

Der Bundesminister der Finanzen ist der 
Auffassung des Bundesrechnungshofs beige- 
treten und hat erklärt, daß er unter Zurück- 
stellung von Bedenken bei den besonderen 
Verhältnissen mit der Gewährung eines Zu- 
schusses an die Kantine durch über- oder 
außerplanmäßige Bereitstellung der zum Aus- 
gleich des Fehlbetrages bei der Kantine erfor- 
derlichen Mittel für die Rechnungsjahre 1950 
bis 1953 ausnahmsweise einverstanden ge- 
wesen wäre. 

Seit dem 1. April 1954 sind die Einnahmen 
und Ausgaben der eigenbewirtschafteten Kan- 
tine des Bundesministers der Justiz bei voller 
Übernahme der Personalkosten ausgeglichen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 30 Abs. 1 
Satz 1 RHO und gegen die erwähnten Richt- 
linien vor. 

Mit Rücksicht darauf, daß der Bundesmini- 
ster der Finanzen unter den besonderen Ver- 
hältnissen der Gewährung eines Zuschusses an 
die Kantine durch über- oder außerplanmäßige 
Bereitstellung der zum Ausgleich des Fehlbe- 
trages bei der Kantine erforderlichen Mittel 
zugestimmt haben würde, hat der Bundes- 
rechnungshof davon abgesehen, die Ange- 
legenheit weiter zu verfolgen. 
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II. Rechnungsjahr 1952 

Einzelplan VI — Bundesministerium des In- 
nern — 

Ordentlicher Haushalt 
Einnahmen 

Kapitel 25 (27) — Bundesgrenzschutz (See- 
grenzschutzverband) 

Titel 11 a) — Einnahmen aus dem Ver- 

pflegungswesen 

b) — Sonstige Einnahmen 

Die Einnahmen bei Titel 1 1 b) können zur 
Verstärkung der Mittel bei Kapitel 25 (27) 
Titel 33 der fortdauernden Ausgaben verwen- 
det werden. Vergleiche Zusatz zu Kapitel 25 
(27) Titel 33 der fortdauernden Ausgaben. 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 25 (27) — Bundesgrenzschutz (See- 
grenzschutzverband) 

Titel 33 — Verpflegungskosten 

Die Mittel können überschritten werden, so- 

weit den Mehrausgaben Mehreinnahmen bei 
Titel 11 b) der Einnahmen gegenüberstehen. 
Die Mittel sind übertragbar. 

21. In den Bundeshaushaltsplänen für die Rech- 
nungsjahre 1951 bis 1953 sind nach den Er- 
läuterungen zu den Zweckbestimmungen bei 
Titel 33 (1953: Titel 302) Mittel für die 
Verpflegung der Angehörigen des Bundes- 
grenzschutzes und des Seegrenzschuc^erban- 
des — abgesehen von den hier nicht berühr- 
ten Kosten der sogenannten Einsatz- und 
Bordverpflegung — in der Höhe bereitgestellt 
worden, die sich aus der voraussichtlichen An- 
zahl der Verpflegungsteilnehmer und dem je 
Kopf und Verpflegungstag festgesetzten Be- 
trag — für das Rechnungsjahr 1951 2,30 DM, 
später 2,40 DM — ergab. Die Ausgaben waren 
durch die bei der Auszahlung der Besoldung 
einzubehaltenden Verpflegungsgelder in glei- 
cher Höhe (Titel 11a; 1953: Titel 15 a) zu 
decken. Deshalb entsprachen die Ausgabean- 
sätze für Verpflegungskosten (ohne Einsatz- 
und Bordverpflegung) den Ansätzen der Ein- 
nahmen aus Verpflegungsgeldern. 

Eine die Rechnungsjahre 1951 bis 1953 um- 
fassende Prüfung der Verpflegungsabrechnun- 
gen der Dienststellen durch den Bundesrech- 
nungshof hat folgendes ergeben: 

Die Dienststellen des Bundesgrenzschutzes 
haben in den einzelnen Rechnungsjahren zum 
Teil Mehrausgaben über die Verpflegungs- 
sätze von 2,30 und 2,40 DM hinaus, zum Teil 


Minderausgaben gegenüber diesen Sätzen ge- 
leistet und nachgewiesen. Infolge des Fehlens 
entsprechender Weisungen blieb jedoch in der 
Schlußabrechnung für das einzelne Rechnungs- 
jahr unberücksichtigt, daß einerseits in Hohe 
der Mehrausgaben eines Rechnungsjahres 
gleichhohe Beträge im nächsten Rechnungs- 
jahr einzusparen waren, andererseits in Höhe 
der Minderausgaben eines Rechnungsjahres 
gleichhohe Beträge zur Verwendung im näch- 
sten Rechnungsjahr zur Verfügung standen. 

Die für 1953 nach den inzwischen ergange- 
nen Weisungen des Bundesministers des In- 
nern aufgestellten Jahresabrechnungen für 
das Rechnungsjahr 1953 berücksichtigen die 
Mehr- und Minderausgaben und die zahl- 
reichen Titelverwechslungen in den Rech- 
nungsjahren 1951 und 1952 nicht. Infolge- 
dessen ergaben auch die Jahresabrechnungen 
für 1953 kein einwandfreies Bild. 

Das von den Dienststellen geübte Verfahren 
hat zur Folge, daß die in den Bundeshaus- 
haltsrechnungen 1951, 1952 und 1953 bei Ka- 
pitel 25 und 27 Titel 33 (1953: Titel 302) 
nachgewiesenen Minderausgaben (in Abgang 
gestellte Beträge; vgl. die Bundeshaushalts- 
rechnungen 1951 S. 381 und 391, 1952 S. 439 
und 457, 1953 S. 365 und 389) der Hohe nach 
nicht zutreffen. 

Der Bundesrechnungshof hat zur Vermei- 
dung zeitraubender Ermittlungen davon abge- 
sehen, für jedes einzelne Rechnungsjahr neue 
Schlußabrechnungen aufstellen zu lassen und 
deshalb das Ergebnis seiner Feststellungen 
bei den 19 Dienststellen des Bundesgrenz- 
schutzes für die 3 Rechnungsjahre zusammen- 
gefaßt. Danach ergaben sich am Ende des 
Rechnungsjahres 1953 folgende Betrage: 


Gesamtsumme der 

Mehrausgaben 310 155,59 DM 

Gesamtsumme der 

Minderausgaben 11 369,80 DM 

Ergibt Mehrausgaben 298 785,79 DM. 

Aus sonstigen Einnahmen 

standen zur Verfügung . . 47 582,86 DM 

Noch Mehrausgabe 251 202,93 DM. 


Der Betrag von 251 202,93 DM hätte zu Be- 
ginn des Rechnungsjahres 1954 als vorweg- 
genommene Ausgabe in die Verpflegungsgeld- 
abrechnungen vorgetragen werden müssen 
(s. Absatz 3 Satz 2). Ein Teil der Dienststellen 
hat bereits zu Beginn des Rechnungsjahres 



1954, während der Prüfung des Bundesrech- 
nungshofes, Mehrausgabebeträge vorgetragen. 
Damit sind insgesamt jedoch nur 156 336,60 
DM erfaßt worden; noch vorzutragen blieben 
94 866,33 DM. Das ist auf Anregung des Bun- 
desrechnungshofs inzwischen veranlaßt wor- 
den. 

Soweit die Dienststellen des Bundesgrenz- 
schutzes bei der Verpflegung der Angehörigen 
des Bundesgrenzschutzes die Verpflegungs- 
sätze von 2,30 und 2,40 DM je Verpflegungs- 
tag über- oder unterschritten haben, haben 
sie gegen die Anordnungen über die Fest- 
setzung dieser Sätze und die Deckung durch 
das Verpflegungsgeld (Bundesminister des 
Innern vom 5. Juli 1951 15710 C/51, vom 
19. November 1951 65 7 10 — /51 und vom 
10. Dezember 1951 0405— 953 n /51) versto- 
ßen. Da die erforderlichen Maßnahmen zur 
Herbeiführung des Ausgleichs getroffen wor- 
den sind, kann von weiterem abgesehen wer- 
den. 

Einzelplan XII — Bundesministerium für 
Verkehr — 

Ordentlicher Haushalt 
Einnahmen 

Kapitel 14 (neu) — Deutscher Wetterdienst 
Titel 2 (neu) — Erlöse aus dem Verkauf 
unbrauchbar oder ent- 
behrlich gewordener Ge- 
räte, Ausstattungsgegen- 
stände usw. 

22. Bei einer Dienststelle des Deutschen Wetter- 
dienstes waren 3 340 kg Schrott zu verkaufen. 
Auf Grund einer beschränkten Ausschreibung 
erteilte das dieser Dienststelle Vorgesetzte Amt 
der meistbietenden Firma am 14. März 1952 
den Zuschlag zu dem angebotenen Preis von 
917 DM für je 1000 kg Schrott. In dem Zu- 
schlagschreiben wurde die Firma ohne Angabe 
einer Zahlungsfrist aufgefordert, den Gegen- 
wert auf das Postscheckkonto des Amtes zu 
überweisen. Die Firma fuhr den Schrott in 
drei Teilen am 14. März, Ende April und am 
27. Juni 1952 ab. Die Annahmeanordnung 
für die Amtskasse über den von der Firma zu 
zahlenden Gesamtpreis von 3062,78 DM er- 
ließ das Amt am 28. Juli 1952. Die Zahlungs- 
aufforderung der Amtskasse vom 6. August 
1952 und zahlreiche Mahnungen der Amts- 
kasse (23. September 1952) und des Amtes 
(3. November, 30. Dezember 1952, 19. Ja- 
nuar, 6. Juli, 17. Juli 1953) blieben erfolglos. 


Die Firma bat am 13. November 1953 und 
später mehrfach um Stundung. Am 12. Ok- 
tober 1953 wurde Klage erhoben. Der Rechts- 
streit endete mit einem Vergleich, in dem sich 
die Firma zur Befriedigung der Klageforde- 
rung unter Bewilligung von Ratenzahlungen 
verpflichtete. Die Zwangsvollstreckung aus 
dem Vergleich war ergebnislos. Der Betrag ist 
bis heute nicht gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat auf § 28 RHO 
hingewiesen, wonach Leistungen des Bundes 
vor Empfang der Gegenleistung nur verein- 
bart oder bewirkt werden dürfen, soweit dies 
im allgemeinen Verkehr üblich oder durch be- 
sondere Umstände gereditfertigt ist. Er hat 
sich ferner auf den Erlaß des Bundesministers 
für Verkehr vom 25. März 1952 — A 2 II 
Nr. 2/71 R — bezogen, in dem angeordnet 
ist, daß Altmaterialien nur gegen vorherige 
Zahlung oder Zug um Zug gegen Zahlung 
des Kaufpreises abgegeben werden sollen und 
die Einräumung von Zahlungsfristen in kei- 
nem Fall gestattet ist. 

Der Deutsche Wetterdienst — Zentral- 
stelle — hat zur Rechtfertigung der Maßnah- 
men des Amts ausgeführt, die Firma sei aus 
Schrottverkäufen der Jahre 1950 und 1951 
bekannt gewesen. Auch in diesen Fällen sei der 
Kaufpreis erst nach der Lieferung gezahlt wor- 
den. Diese Form des Verkaufs habe daher als 
Verkehrs üb lieh angesehen werden können. 
Der Erlaß des Bundesministers für Verkehr 
vom 25. März 1952 sei erst nach Erteilung des 
Zuschlags und Abholung des ersten Teils der 
verkauften Schrottmenge (14. März 1952) 
eingegangen. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Be- 
gründung nicht anerkennen. Die beiden Vor- 
aussetzungen, unter denen eine Leistung des 
Bundes vor Empfang der Gegenleistung ver- 
einbart oder bewirkt werden darf (§28 RHO), 
liegen hier nicht vor. Im Schrotthandel sind, 
mindestens bei Geschäften dieses Umfanges, 
nicht Vorleistungen, sondern Leistungen Zug 
um Zug verkehrsüblich. Besondere Umstände, 
die die Vorleistung rechtfertigen könnten, 
sind nicht gegeben. Das Amt hatte die gesetz- 
liche Vorschrift des § 28 RHO von sich aus 
zu beachten und kann sich daher nicht darauf 
berufen, daß ihm der Inhalt des Erlasses des 
Bundesministers für Verkehr vom 25. März 
1952 bei der Ausschreibung und der Erteilung 
des Zuschlags nicht bekannt war. Die Ausfüh- 
rungen in dem Erlaß geben nur erläuternde 
Richtlinien zu § 28 RHO. 
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Es liegt ein Verstoß gegen § 28 RHO vor. 
Das Amt hat auch sonst nicht die erforder- 
liche Sorgfalt aufgewendet. In allen Fällen von 
Vorausleistungen des Bundes muß für aus- 
reichende Sicherstellung vor Verlusten Sorge 
getragen werden. Es ist ferner versäumt wor- 
den, den Vermögensverhältnissen der Firma 
genügend Aufmerksamkeit zu widmen und 
die Einziehung des Betrages mit dem nötigen 
Nachdruck zu betreiben. Wie sich nachträglich 
herausgestellt hat, waren die Firma und ihre 
gesamtschuldnerisch haftenden Inhaber bereits 
Ende 1952 nicht mehr zahlungsfähig. 

Dem Bund ist ein Schaden in Höhe von 
3062,78 DM nebst den Zinsen und den Pro- 
zeßkosten entstanden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat verlangt, daß die verantwortlichen 
Bediensteten haftbar gemacht werden. 

Einzelplan XII — Bundesministerium für 
Verkehr — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 8 — Bundesanstalt für Wasserbau 

Titel 18 — Haltung der Dienstkraftwagen 
und Krafträder 

23. Die Bundesanstalt hatte im Rechnungsjahr 
1952 zwei Dienstkraftfahrzeuge (Personen- 
kraftwagen) in Betrieb. Die Prüfung der Fahr- 
tenbücher ergab, daß die Kraftwagen im Rech- 
nungsjahr 1952 von einem Beamten zu einem 
erheblichen Teil im Stadtverkehr benutzt 
worden sind. 

Die Bundesanstalt begründete die auffallend 
hohe Zahl der Stadtfahrten hauptsächlich da- 
mit, daß der Beamte monatelang bis in die 
äußersten Stadtbezirke auf Wohnungssuche 
war und alsdann in der in einem Vorort ge- 
mieteten Wohnung die bauliche Instand- 
setzung überwachen mußte. 

Diese Fahrten können als dienstlich not- 
wendig nicht anerkannt werden. Sie sind Pri- 
vatfahrten und dürfen mit Dienstkraftfahr- 
zeugen grundsätzlich nicht ausgeführt werden; 
geschieht dies ausnahmsweise dennoch, so sind 
die entstandenen Kosten der Bundeskasse zu 
erstatten. Auf die Prüfungsmitteilung des 
Bundesrechnungshofs stellte der Bundesmini- 
ster für Verkehr fest, daß von den Stadtfahr- 
ten ein wesentlicher Teil nicht auf dienstlich 
notwendige Fahrten entfallen ist. Hierdurch 
ist dem Bund ein Schaden in Höhe von 
394,50 DM entstanden. 


Es liegt ein Verstoß gegen die §§ 26 AJbs. 1, 
30 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. Der Beamte hat 
sich zur Erstattung der Kosten verpflichtet. 
Er zahlt in Raten. 

Da es sich um einen Einzelfall handelt, des- 
sen Wiederholung nicht zu befürchten ist, 
hielt der Bundesrechnungshof allgemeine Ver- 
waltungsanordnungen für gleiche Einzelfälle 
nicht für erforderlich. 

Einzelplan XII — Bundesministerium für 
Verkehr — 

Außerordentlicher Haushalt 
Ausgaben 

Kapitel Eil — Bundesministerium für Ver- 
kehr 

Titel (6) — Beteiligung und Darlehen 

an Verkehrsflughäfen 

24. Der Bundesminister für Verkehr hat an die 
Flughafen Hannover-Langenhagen GmbH ins- 
gesamt 3 Mio DM gezahlt, und zwar 1 Mio 
DM als Anteil am Stammkapital und 2 Mio 
DM als Investitionszuschuß auf Grund eines 
Konsortialvertrages, der mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen geschlossen 
wurde und der die Gesellschafter (Bund, Land 
Niedersachsen und Hauptstadt Hannover) zur 
Zahlung von je 2 Mio DM als verlorenem Zu- 
schuß verpflichtete. 

Der Bundesminister für Verkehr hat zu 
dieser Maßnahme ausgeführt, bei der Veran- 
schlagung der Haushaltsmittel sei davon aus- 
gegangen, daß die Gesellschafter (Bund, Land 
Niedersachsen und Hauptstadt Hannover) die 
für den Aufbau des Flughafens Hannover- 
Langenhagen erforderlichen Investitionsmittel 
durch Kapitalbeteiligung zur Verfügung stel- 
len sollten. Später seien die Gesellschafter je- 
doch übereingekommen, daß es zur Vermei- 
dung zu hoher Betriebszuschußverpflichtun- 
gen der Gesellschafter infolge hoher Abschrei- 
bungsbeträge zweckmäßiger sei, Investitions- 
mittel der Gesellschafter zum Ausbau des 
Rollfeldes nicht in Form einer Kapitalerhö- 
hung, sondern als Investitionszuschuß zu 
geben. Da diese von allen Gesellschaftern im 
Verhältnis der Kapitalbeteiligungen geleistet 
würden, der innere Wert der Geschäftsanteile 
also um den Vermögenswert der aus den In- 
vestitionszuschüssen getätigten Investitionen 
im gleichen Verhältnis wachse, seien sie ma- 
teriell einer Erhöhung der Beteiligung gleich- 
zustellen. Deshalb sei eine Buchung bei dem 
Titel „Beteiligung und Darlehen an Verkehrs- 
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flughäfen“ vertretbar erschienen, zumal da es 
im Haushalt 1952 einen besonderen Titel für 
Invevstitionszuschüsse noch nicht gegeben habe. 

Die Zahlung des Investitionszuschusses wird 
durch die Zweckbestimmung nicht gedeckt. 
Es handelte sich weder um die Gewährung eines 
Darlehens noch um eine Zahlung, die für eine 
Beteiligung an der GmbH bestimmt war. Eine 
solche müßte zu einem Neuerwerb von An- 
teilsrechten führen. Das ist nicht der Fall. Es 
kann hier dahingestellt bleiben, ob im Einzel- 
falle die Zahlung eines Investitionszuschusses 
an Stelle einer Kapitalerhöhung zweckmäßig 
ist. 

Die Ausgabe hätte, da sie nicht unter die 
Zweckbestimmung fällt, außerplanmäßig nach- 
gewiesen werden müssen. Die Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen ist zwar zum 
Konsortialvertrag, aber nicht zu einer außer- 
planmäßigen Ausgabe im ordentlichen Haus- 
halt erteilt worden, wie dies im Rechnungs- 
jahr 1953 aus gleichem Anlaß geschehen ist. 
Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Ausgabe ein unabweisbares und unvorher- 
gesehenes Bedürfnis Vorgelegen hat. Es liegt 
daher lediglich ein formeller Verstoß gegen 
§§ 30 Abs. 1 und 33 Abs. 1 RHO vor. Auf 
einen Ausgleich der Buchung an unrichtiger 
Stelle (§ 67 Abs. 2 RHO) wird verzichtet, weil 
die in Frage kommenden Titel im Rechnungs- 
jahr 1955 gegenseitig deckungsfähig sind. 

In den Haushaltsplänen der Rechnungsjahre 
1954 und 1955 sind die erforderlichen Mittel 
als Investitionszuschüsse bei Kapitel A 1202 
Titel 601 gesondert veranschlagt worden. 

Einzelplan XXI — Bundesschuld — 

Außerordentlicher Haushalt 
Einnahme 

Kapitel 1 — Anleihe 
Vorschußbuch 

25. Um die haushaltsmäßig noch nicht endgültig 
gedeckte Überlastung einzelner Länder mit 
Kriegsfolge- und Sozialaufwendungen der 
Rechnungsjahre 1948 und 1949 einmalig und 
abschließend auszugleichen und diesen Län- 
dern die Tilgung kurzfristiger Verbindlich- 
keiten aus jener Zeit zu ermöglichen, erhielt 
der Bundesminister der Finanzen durch das 
Gesetz über den Finanzausgleich zwischen den 
Ländern in den Rechnungsjahren 1951 und 
1952 vom 8. Oktober 1952 die Ermächtigung, 
bis zu 250 Mio DM im Wege des Kredits, und 


zwar durch Begebung von unverzinslichen 
Schatzanweisungen des Bundes, zu beschaffen 
und den im Gesetz giiannten Ländern zuzu- 
weisen. Für 145 Mio DM hat der Bundes- 
minister der Finanzen Schatzanweisungen tat- 
sächlich ausgegeben. Der Gegenwert wurde 
beim Einzelplan XXI außerordentlicher Haus- 
halt Kapitel 1 (Anleihe) in Einnahme gestellt; 
dieser den Ländern zugewiesene Betrag wurde 
beim Einzelplan XXIII außerordentlicher 
Haushalt Kapitel 12 (neu) — Ausgleich- 
zuschüsse an überlastete Länder — in Aus- 
gabe nachgewiesen. 

Über den Betrag von 150 Mio DM hat der 
Bundesminister der Finanzen Schatzanweisun- 
gen nicht ausgegeben. Er hat vielmehr die 
Bundeshauptkasse angewiesen, den Betrag im 
Vorschußbuch in Ausgabe, beim Einzel- 
plan XXI außerordentlicher Haushalt Kapitel 1 
als „Anleihe“ in Einnahme und beim Einzel- 
plan XXIII außerordentlicher Haushalt Ka- 
pitel 12 (neu) in Ausgabe zu buchen. 

Die Buchung einer Ausgabe im Vorschuß- 
buch kann nicht der Aufnahme einer Anleihe 
zugunsten der Einnahme des außerordent- 
lichen Haushalts des Einzelplans XXI gleich- 
gesetzt werden. Dieses Verfahren war auch 
im Hinblick auf die Vorschrift des § 27 RHO 
nicht zulässig, da keine Verpflichtung zur 
Leistung einer Haushaltsausgabe aus ordent- 
lichen Mitteln an den außerordentlichen Haus- 
halt (Aufnahme von Anleihen) bestand. Die 
Buchungen der 105 Mio DM als Vorschuß 
und beim Einzelplan XXI außerordentlicher 
Haushalt Kapitel 1, Einnahme, mußten daher 
entfallen. Sofern die Aufnahme einer Anleihe 
zur Beschaffung der 105 Mio DM aus hier 
nicht zu erörternden Gründen nicht möglich 
oder nicht erforderlich war, war der Betrag 
ohne weiteres aus Einzelplan XXIII außer- 
ordentlicher Haushalt Kapitel 12 (neu) an die 
Länder auszuzahlen. § 26 Abs. 5 RHO stand 
dem nicht im Wege, da das Gesetz vom 
8. Oktober 1952 den Bund zur Leistung der 
Ausgleichszuschüsse an die Länder verpflich- 
tete. Allerdings hätte sich bei einer solchen 
Behandlung in der Rechnung des außerordent- 
lichen Haushalts des Rechnungsjahres 1952 
eine Mindereinnahme von 105 Mio DM er- 
geben, die das Ergebnis der Bundeshaushalts- 
rechnung 1952 beeinflußt hätte. Andererseits 
wären jedoch die ordentlichen Haushalte der 
Rechnungsjahre 1953, 1954, 1955 und 1956 
um die entsprechenden bei Kapitel 3206 
Titel 682 ausgebrachten Tilgungsbeträge ent- 
lastet worden. 


18 



Der Bundesminister der Finanzen hat die- 
ser Auffassung zugestimmt. 

Da die Bücher der Rechnungsjahre 1952, 
1953 und 1954 abgeschlossen und inzwischen 
bereits Tilgungsbeträge in den Haushaltsrech- 
nungen 1953 und 1954 als Ausgabe und im 
Vorschußbuch als Einnahme nachgewiesen 
worden sind, hat der Bundesrechnungshof 
von weiterem abgesehen. 


III. Sammelbemerkung über die überplanmäßi- 
gen Haushaltsausgaben, die Haushaltsvorgriffe 
und die außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 

Zur Anlage I der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 S. 1527 ff. werden 
folgende Bemerkungen aufgestellt: 

Zu Einzelplan V — Bundesministerium für 
den Marshall-Plan — 

(vom Rechnungsjahr 
1954 an Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) 

Kapitel 1 Titel 7 b, 15, 16, 18; S. 1533, 1534 

26. Die vorherige Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen gemäß § 33 Abs. 1 RHO 
ist nicht eingeholt worden; die nachträgliche 
Genehmigung hat der Bundesminister der 
Finanzen wegen verspäteter Vorlage der An- 
träge abgelehnt. 

Ergänzend zu der Begründung S. 1533 hat 
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zu Titel 15 noch geltend gemacht, 
daß im Rahmen der Wiederinstandsetzung des 
Parkes auch die Pflanzung von Sträuchern, 
Bäumen und Zierpflanzen für die durch 
Kriegseinwirkung zerstörten und infolge Über- 
alterung zu ersetzenden Bäume erforderlich 
war. 

Für folgende Beschaffungen vermag der 
Bundesrechnungshof ein unvorhergesehenes 
und unabweisbares Bedürfnis nicht anzu- 
erkennen: 

Zu Titel 15 

735,85 DM für Ziersträucher, beschafft 
am 7. April 1953, 

1 558,20 DM für einen Motor-Rasenmäher, 
beschafft am 15. März 1953. 

Diese Ausgaben hätten, da Haushaltsmittel 
für das Rechnungsjahr 1952 nicht zur Ver- 


fügung standen, bis zum Rechnungsjahr 1953 
zurückgestellt werden müssen. 

Es liegen formelle Verstoße gegen 5 33 
Abs. 1 RHO vor. Ein Schaden für den Bund 
ist nicht entstanden, weil sich das Bundesver- 
mögen durch die Beschaffung der Gegenstände 
entsprechend erhöht hat und die Ausgaben 
sonst in einem späteren Rechnungsjahr entstan- 
den wären. Die Ersatzpflicht eines Beamten 
oder Angestellten nach § 33 Abs. 3 RHO 
kommt nicht in Betracht. 

Zu Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Kapitel 11 Titel 25; S. 1537 

27. Der Haushaltsansatz ist um 65 441,42 DM 
überschritten. In Höhe von 42 380,39 DM hat 
der Bundesminister der Finanzen der über- 
planmäßigen Ausgabe gemäß § 33 Abs. 1 RHO 
zugestimmt. Für den Restbetrag von 23 061,03 
DM hat er die Zustimmung in der Annahme 
versagt, daß die Kosten der Wutschutzimpfung 
im Lande Berlin von diesem zu tragen seien. 
Die hierüber geführten Verhandlungen haben 
jedoch ergeben, daß die Kosten endgültig dem 
Bund zur Last fallen. 

Zu einer nachträglichen Zustimmung hat sich 
der Bundesminister der Finanzen nicht bereit 
gefunden, weil er den Antrag nicht als unver- 
züglich gestellt im Sinne des § 33 Abs. 3 Satz 4 
RFIO angesehen hat. Die Notwendigkeit der 
Überschreitung zweifelt der Bundesminister 
der Finanzen nicht an. In der Überschreitung 
des Haushaltsansatzes ohne Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen liegt ein for- 
meller Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO. Der 
Bundesrechnungshof hat keine Bedenken ge- 
gen die Mehrausgabe. Ein Schaden für den 
Bund ist nicht entstanden; die Ersatzpflicht 
eines Beamten oder Angestellten nach § 33 
Abs. 3 RHO kommt nicht in Betracht. 

Zu Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Kapitel 12 Titel 6; S. 1537 

28. Es wird eine überplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe in Höhe von 650 DM ausgewiesen. Nach 
§ 33 Abs. 2 RHO dürfen Ausgabebewilligun- 
gen für Unterstützungen nicht überschritten 
werden. Der Bundesminister der Finanzen hat 
jedoch irrtümlich der Mehrausgabe zuge- 
stimmt. 

Der Verstoß gegen § 33 Abs. 2 RHO ist 
dadurch bereinigt worden, daß ein Betrag von 
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650 DM von der Ausgabebewilligung für Un- 
terstützungen des Rechnungsjahres 1953 (Ka- 
pitel 0601 Titel 106) gesperrt und in Abgang 
gestellt worden ist. 

Nach Auffassung des Bundes rechnungshof es 
kann deshalb von weiterem abgesehen werden. 


Zu Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Kapitel 14 Titel 12; S. 1538 

29. Die Ausgaben, die durch die bessere Ausstat- 
tung der Gemeinschaftsküche entstanden sind, 
waren vorauszusehen und im Rechnungsjahr 
1952 vermeidbar. 

Das Institut für Raumforschung ist, seit- 
dem es seinen Sitz in Bad Godesberg hat, ohne 
Unterbrechung im gleichen Hause unterge- 
bracht. Die Ausgaben für die notwendige Aus- 
stattung der Gemeinschaftsküche, die durch 
den weiteren Aufbau des Instituts bedingt 
waren, hätten daher bei der Veranschlagung 
der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 
1952 berücksichtigt oder bis zur Aufnahme in 
den Bundeshaushaltsplan 1953 zurückgestellt 
werden können. 

Ein Schaden ist für den Bund nicht ent- 
standen; nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofs kann daher von weiterem abgesehen 
werden. 


Zu Einzelplan VIII — Bundesministerium der 
Finanzen — 

Kapitel 1 Titel 7 a; S. 1545 

30. Als von der Bewilligung des Einzelplans VIII 
Kapitel 1 Titel 7 a 2 500 DM gern. § 2 des 
Haushaltsgesetzes 1952 in Verbindung mit 
§ 11 des Haushaltsgesetzes 1951 auf den Ein- 
zelplan IV Kapitel 3 Titel 7 a übertragen 
wurden, ist der Abgang vom Soll des Einzel- 
plans VIII in der Haushaltsüberwachungsliste 
versehentlich nicht vermerkt worden. Es wurde 
daher bei Einzelplan VIII Kapitel 1 Titel 7 a 
über 2 044,87 DM zuviel verfügt. Beim Ein- 
zelplan IV Kapitel 3 Titel 7 a ist eine Über- 
schreitung nicht eingetreten. 

Es liegt ein formeller Verstoß gegen § 33 
Abs. 1 RHO vor. Bedenken gegen die nach- 
trägliche Genehmigung der überplanmäßigen 
Ausgabe bestehen nach Ansicht des Bundes- 
rechnungshofs nicht. 


Kapitel 7 hinter Titel 3 und Kapitel 8 hinter 
Titel 2; S. 1547 

31. Beim Einzelplan VIII werden als außerplan- 
mäßige Haushaltsausgaben ausgewiesen: 

a) Kapitel 7 hinter Titel 3 9 716,48 DM 

b) Kapitel 8 hinter Titel 2 825, — DM 

Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen nach § 33 Abs. 1 RHO liegt nicht 
vor. 

Z u a) 

Im Haushaltsplan ist der Titel 3 als „Freititel“ 
ohne Zweckbestimmung und Haushaltsansatz 
ausgebracht. Bei der außerplanmäßigen Aus- 
gabe hinter Titel 3 in Höhe von 9 716,48 DM 
handelt es sich um die Dienstbezüge eines Be- 
amten, der vom 1. September 1951 ab bis zu 
seiner Einweisung in eine freie Planstelle am 
1. Juni 1952 zum Hauptamt für Soforthilfe 
abgeordnet war. Die Bezüge sind außerplan- 
mäßig aus Kapitel 7 dem Kapitel 1 des Einzel- 
plans VIII erstattet worden. Die vorherige 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
zu der außerplanmäßigen Ausgabe hat das 
Hauptamt nicht eingeholt, weil es diese Aus- 
gaben als durch den Abordnungserlaß des 
Bundesministers der Finanzen genehmigt an- 
gesehen hatte. Diese Auffassung traf nicht zu, 
da die Abordnungsverfügung nicht die Zu- 
stimmung nach § 33 RHO für den Mittelbe- 
darf des Hauptamts umfaßte. Im übrigen er- 
gab sich die außerplanmäßige Ausgabe zwangs- 
läufig. Die entsprechende Planstelle war wäh- 
rend der Abordnungszeit unbesetzt, so daß der 
Betrag der außerplanmäßigen Ausgabe beim 
Kapitel 1 Titel 1 eingespart worden ist. 

Z u b) 

Beim Einzelplan VIII Kapitel 8 im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1952 ist der 
Titel 2 nicht ausgebracht worden. Die Ansätze 
für fortdauernde Ausgaben beim Bundesaus- 
gleichsamt (Kapitel 8) und die entsprechenden 
Ausgabebewilligungen beim Hauptamt für 
Soforthilfe (Kapitel 7) waren gegenseitig 
deckungsfähig (vgl. die Zweckbestimmung zu 
Kapitel 8). Bei der außerplanmäßigen Aus- 
gabe bei Kapitel 8 hinter Titel 2 in Höhe von 
825 DM handelt es sich um Dienstaufwands- 
entschädigungen für die Zeit vom 1. Januar 
1953 bis 31. März 1953. Die Mittel hierfür 
waren bei Kapitel 7 Titel 2 veranschlagt; die 
Ausgaben hätten auch hier gebucht werden 
müssen. Die außerplanmäßige Ausgabe bei Ka- 
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pitel 8 ist durch entsprechende Einsparung bei 
Kapitel 7 Titel 2 gedeckt. Bei Buchung der 
825 DM an richtiger Stelle hätte sich die Mehr- 
ausgabe bei Kapitel 7 Titel 2, die auf die Ge- 
währung einer Jahreszuwendung an die Be- 
amten gern. § 2 des Nachtragshaushaltsgesetzes 
1952 zurückzuführen ist, 

von 13 204,67 DM 

um 825 DM auf 14 029,67 DM 

erhöht. Diese Überschreitung des Haushalts- 
solls bei Kapitel 7 Titel 2 hätte keiner beson- 
deren Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen bedurft (§ 4 des Nachtragshaushalts- 
gesetzes 1952). 

Bei dieser Sachlage liegen in beiden Fällen 
nur formelle Verstöße gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Bedenken gegen die nachträgliche Geneh- 
migung der außerplanmäßigen Ausgaben be- 
stehen nicht. 


Zu Einzelplan X — Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten — 

Kapitel 5 Titel 31, 32 und 33; S. 1555 bis 1557 

32. a) Zu Titel 31 — Wirtschaftliche Betriebs- 
kosten der Lehrmeierei: 

Für die Überschreitung (Vorgriff) liegt 
die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen gern. § 33 Abs. 1 RHO nicht vor. 
Die Klärung der Ursachen der Überschrei- 
tung hat sich bis nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres 1952 hingezogen, so daß die 
Erteilung der Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen vor dem Abschluß der 
Kassenbücher nicht mehr möglich war. Die 
Voraussetzungen für eine nachträgliche Zu- 
stimmung gern. § 33 Abs. 3 RHO waren 
nicht gegeben. 

Die Prüfung hat ergeben, daß der nach 
der kameralistischen Buchführung errech- 
neten Überschreitung von rd. 35 770 DM 
nach der auf Grund der Betriebsbuchfüh- 
rung aufgestellten Erfolgsrechnung unter 
Berücksichtigung erhöhter Vorräte und 
höherer Forderungen tatsächlich ein Ver- 
lust von nur rd. 13 400 DM gegenüber- 
steht, der auf die unzureichenden Verkaufs- 
preise für Trinkmilch zurückzuführen ist. 
Die Landesregierung Schleswig-Holstein 
hat im Jahre 1953 die unzulänglichen, die 
Kosten der Herstellung nicht deckenden 
Preise für Flaschenmilch erhöht. Wäre die 


Preiserhöhung bereits 1952 gebilligt wor- 
den, so hätte die Lehrmeierei rd. 15 700 
DM mehr erlöst, so daß der Betrieb ohne 
Verlust abgeschlossen hätte. Nach dem Ab- 
schluß für das Rechnungsjahr 1953 ist es 
gelungen, den Vorgriff abzudecken. 

Der Bundesrechnungshof erkennt ein un- 
vorhergesehenes und unabweisbares Be- 
dürfnis für diese Überschreitung an. 

b) Zu Titel 32 — Wirtschaftliche Betriebs- 
kosten des Versuchsgutes Schaedtbek: 

Für die Überschreitung (Vorgriff) liegt 
zu einem Teilbetrag von 416,14 DM die 
Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen gern. § 33 Abs. 1 RHO nicht vor. 
Das zu a) Absatz 1 Satz 2 und 3 Gesagte 
gilt auch hier. 

Der Abschluß des Versuchsgutes für das 
Rechnungsjahr 1952 zeigt folgendes Er- 
gebnis: 





Einnahmen 


Soll 

Ist 

Mehr- 




Ausgaben 


DM 

DM 

DM 

Einnahmen 

141 200 — 

169 339,84 

28 139,84 

Ausgaben 

131 200 — 

160 086,06 

28 886,06 

Mithin 

+ 10 000,— 

+ 9 253,78 

— 746,22 


Da nach dem Vermerk zur Zweckbestim- 
mung nur die Hälfte der Mehreinnahmen 
gegenüber dem Haushaltsansatz von 
141 200,— DM, nämlich (28 139,84 : 2) 
14 069,92 DM, für die Verwendung zu Be- 
triebsausgaben zur Verfügung stand, hat 
sich eine Überschreitung (Vorgriff) von 
160 086,06 — (131 200 + 14 069,92) = 
14 816,14 DM ergeben. 

Die Überschreitung ist auf die Erhöhung 
der Gehälter und Löhne, der Stromkosten 
und der Seuchenfondsumlage, der Bau- 
unterhaltungskosten, der Kosten für Wirt- 
schaftsgüter und Betriebsmittel, auf den 
Mehrverbrauch von Saatgut, Dünge- und 
Futtermitteln sowie auf die Senkung des 
Milchpreises zurückzuführen. Der dadurch 
entstandene Mehraufwand ist mit 27 900 
DM errechnet worden. 

Auf Grund der besonderen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse erkennt der Bundes- 
rechnungshof ein unvorhergesehenes und 
unabweisbares Bedürfnis für die Mehraus- 
gaben an. 
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Die Bestimmung des Vermerks zur 
Zweckbestimmung, daß die Mehreinnah- 
men nur zur Hälfte wieder verausgabt 
werden dürfen, wirkt sich bei den hohen 
Mehreinnahmen für den Betrieb ungünstig 
aus, weil diesen Mehreinnahmen auch ent- 
sprechende Mehrausgaben gegenüberstehen. 
Vom Rechnungsjahr 1954 ab ist deshalb 
der zu Betriebsausgaben verfügbare Betrag 
der Mehreinnahmen von 50 auf 70 v. H. 
erhöht worden. 

c) Zu Titel 33 — Wirtschaftliche Betriebs- 
kosten des Versuchsgutes Lentförden: 

Das zu a) Absatz 1 Gesagte gilt auch 
hier. 

Der Abschluß des Versuchsgutes für das 
Rechnungsjahr 1952 zeigt folgendes Er- 


gebnis: 

Einnahmen 

Soll Ist Mehr- 

Ausgaben 

DM DM DM 


Einnahmen 335 900, — 414 704,81 78 804,81 

Ausgaben 269 000,— 353 973,21 84 973,21 

Mithin + 66 900,— + 60 731,60 — 6 168,40 


Da nach dem Vermerk zur Zweckbestim- 
mung die Mehreinnahmen von 78 804,81 DM 
nur zur Hälfte wieder verausgabt 
werden durften, hat sich das Ausgabesoll 
von 269 000 DM um 39 402,40 DM auf 
308 402,40 DM erhöht. Bei einer Ist- Aus- 
gabe von 353 973,21 DM hat sich eine 
Haushaltsüberschreitung (Vorgriff) von 
45 570,81 DM ergeben. 

Die im Rechnungsjahr 1952 durch Er- 
höhung von Gehältern, von Löhnen, von 
Preisen für Saatgut, Düngemittel und Fut- 
termittel und durch sonstige Umstände ge- 
steigerten Betriebsausgaben konnten aus 
den zwar auch gestiegenen, aber nur be- 


schränkt zur Verfügung stehenden Betriebs- 
einnahmen nicht vollständig abgedeckt 
werden. Der Bundesrechnungshof glaubt 
deshalb auch in diesem Falle, das unvorher- 
gesehene und unabweisbare Bedürfnis für 
die Überschreitung anerkennen zu können. 

Der letzte Absatz zu b) gilt entsprechend. 

Zu Einzelplan X — Bundcsministerium für 
Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten — 
Kapitel 11 Titel 7 a; S. 1559 

33. Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen nach § 33 Abs. 1 RHO ist von dem 
Bundessortenamt für Nutzpflanzen versehent- 
lich nicht eingeholt worden. 

Die Mehrausgaben sind durch die Zahlung 
von Trennungsentschädigung infolge Ver- 
legung des Bundessortenamts von Bonn nach 
Rethmar erforderlich geworden. Sie konnten 
bei der Aufstellung des Voranschlags für den 
Nachtragshaushaltsplan 1952 nicht berücksich- 
tigt werden, weil der Zeitpunkt der Verlegung 
der Dienststelle damals noch nicht bekannt war. 

Es liegt ein formeller Verstoß gegen § 33 
Abs. 1 RHO vor. Da die Mehrausgabe auf 
gesetzlicher Zahlungsverpflichtung beruht, sind 
Bedenken gegen die nachträgliche Genehmigung 
der überplanmäßigen Ausgabe nicht zu er- 
heben. 


IV. Buchungen an unrichtiger Stelle 

34. Die in der Nachweisung (Nr. 35) aufgeführ- 
ten Beträge sind bei nicht zutreffenden Haus- 
haltsstellen gebucht worden. Es sind nur solche 
Titelverwechselungen berücksichtigt, die nach 
bisheriger Praxis als wesentlich angesehen wer- 
den oder die von grundsätzlicher oder sonst 
erheblicher Bedeutung sind (§ 107 Abs. 3 
RHO). 
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35. Nach Weisung 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 
(Erläuterungen in Nr. 36) 


Lid. 

Nr. 



Es sind gebucht 




Bei richtige 

r Buchung der Bet 
die Haushaltsü 
ggf. Haushaltsvor 
außerplanmäß 
hoher 
nachzuweis 

um 

DM 

räge wären 


bei 



statt bei 

Titel 

als Haushalts- 

berschreitungen 
iriffe (V) oder 
gen Ausgaben 
niedriger 
en gewesen 

um 

DM 

Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OH) 
Außer- 
ordentlicher 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Titel 

Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OH) 
Außer- 

: ordentlicher j 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Betrag 

DM 

. Überschreitung 
ggf. als Haus- 
haitsvorgriff (V) 
oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
gewesen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 

7 1 

8 

9 

10 

11 

1 

III 

1 

11 

III 

1 

4 

4 470,11 


4 470,11 



(OH) 

(A) ; 


(OH) 

(E) 




(Tit. 11) 




(Absetzung) 









2 

IV 

2 

33 

IV 

2 

4 

23 391,53 

— 

23 391,53 

— 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(E) 




(Tit. 33) 




(Absetzung) 









3 

IV 

3 

20 

IV 

3 

11 

1 150,— 

— 

1 150,— 



(OH) I 

(A) 


i (OH) : 

(A) 




(Tit. 11) 


4 

VI 

1 

15 

VI 

1 

12 

941,50 

39,40 

— 

— 


(OH) 

(A) 


! (OH) 

(A) 



(Tit. 12) 



5 

VI 

7a 

23b 

VI 

7a 

12 

707,551 





(OH) 

(A) 


' (OH) 

(A) 



323,25 

— 

— 

6 

VI , 

E 17 a , 

1 

, VI 

7 a 

12 

329, — J 

(Tit. 12) 




(ho) 

(A) 


(OH) 

(A) 






7 

VI 

16 

12 

VI 

16 

11 

2 277,711 





(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 



1 070,89 

— 

— 

8 

VI 

16 

13 

VI 

16 

11 

400,68) 

(Tit. 11) 




(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 






9 

VI 

22 

6 

XXIII 

E 12 

1 

1 317,17 

— 

— 

352,17 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 





(Tit. 6) 

10 

VI 

23 

7a 

VI 

23 

21 

1 417,54 

— 

1 417,54 

1 417,54 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 




(Tit. 21) 

(Tit. 7 a) 

11 

VI 

25 

1 

XXIII 

E 12 

1 

21 820,— 

— 

— 

— 


(OH) 

(A) ■ 


(OH) 

(A) 






12 

VI 1 

25 

7a 

VI 1 

25 

3 

13 945,02 

— 

— ! 

13 945,02 


(OH) ! 

(A) 


(OH) 

(A) 





(Tit. 7 a) 

13 

VI 

25 

7a 

VI 

25 

4 

2 296,24 

— 

— 

2 296,24 


(OH) ! 

(A) 


(OH) 

(A) 





(Tit. 7 a) 

14 

i VI i 

25 i 

12 




4 678,57 





' (OH) : 

(A) 

15 




6 761,11 







16 




3 974,67 







19 




12 242,08 







23a 




1 594,90 

: | 






25 




162,94 







35 




331,50 

| 1 






39 




447,04 

| 






40b 

1 



3 316,99 







41 




4 486,24 







42 




4 520,48 







44 




60,- 







45 




725,40 





! 






43 301,92 








VI 

25 

2 

677, 95j 








(OH) 

(E) 







1 i 





6 

25- 









25 

3 

2 769,36 









(A) 












4 

686,— 










7a 

1 320,86 



1 320,86 

— 







Übertrag: 1 

4 073,27 

i 

(Tit. 7 a) 
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Kinzf lplan 

Ordentlicher Kapitel 

, Haushalt (OH) . Einnahme 
Außer- (E) 

ordentlicher Ausgabe 


Es sind gebucht 


Einzelplan ' , , 

Ordentlicher JF apitel 

Haushalt (OH) Einnahme 
Außer- ( E ) 

, ordentlicher ; Ausgabe 
Haushalt (A) 

(AoH) 


Bei rich tiger Buchung der Beträge wären 
als Haushalts- 1 die Haushaltsüberschreitungen 
Überschreitung ggf. Haushaltsvorgriffe (V) oder die 

ggf, als Haus- ! außerpl anmäß igen Ausgaben 

haitsvorgriff (\) höher niedriger 

1 p°l anmäfoge Aus- i "~ " arhzuweijen gewesen “ 

gäbe nachzuweisen j um i um 

gewesen ! 

DM DM DM 









Es sind gebucht 


B°i richtiger Buchung der Beträge wären 


I Einzelplan | 

: Ordentlicher : Kapitel 

; Haushalt (OH) j Einnahme 

Außer- ! (E) 

ordentlicher j Ausgabe 

! Haushalt (A) 

I (AoH) 


| Einzelplan 
Ordentlicher Kapitel 

Haushalt (OH) Einnahme 
Außer- (E) 

ordentlicher Ausgabe 

Haushalt i U) 

i (AoH) ! 


als Ilauslialts- 
! übersrl. eitung 
; ggf. aib Haus- 
haltsvorgriff (V) 

; oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
i gewesen 
DM 


die Haushaltsüberschreitungen 
ggf. Haushaltsvorgriffe (V) oder die 

außerplanmäßigen Ausgaben 

___ höher ; niedriger 

nachzuweisen gewesen 


■ 14 

(A) 

14 
(A) 

15 
(A) 

(Absetzung) 

16 
(A) 

16 

(A) 

16 

(A) 

E 22 
(A) 

12 

(A) 

(Absetzung) 


(s. Erläuterg.)! 


36 X 
(OH) 

37 X 
(OH) 

38 X 
(OH) 

39 X 
(OH) 

40 X 
(OH) 

41 X 
(OH) 

42 XII 
(AoH) 

XII 

(OH) 

43 XII 
(AoH) 

44 XII 

: (AoH) 

45 XXI 
(OH) 

46 XXI 
(OH) 

47 | XXVI 
! (OH) 

48 1 XXVI 
! (OH) 

49 XXVI 
(OH) 

50 XXVI 
: (OH) 

51 XXVI 
(OH) 


36. Erläuterungen zur Nachweisung (Nr. 35) 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, ist ein 
Ausgleich nach § 67 RHO nicht erforderlich. 

2h lfd . Nr. 1 

Einnahmen aus Veröffentlichungen sind 
entgegen § 69 RHO von den Ausgaben bei 
Titel 11 abgesetzt worden. 

2u lfd. Nr. 2 

Einnahmen aus Veröffentlichungen (Bulletin) 
sind entgegen § 69 RHO durch Absetzen bei 
Titel 33 gebucht worden. 

2h lfd . Nr. 3 

Folge einer unzutreffenden Auslegung der 
Zweckbestimmung des Titels 20. 


1 566,40 | 
574,10 | 
1 273,— ! 

400,96 | 
841,68 j 
550,— : 
49 505,47 | 


Eil 

(A) 

(6) 

außer- 

planmäßig 



; 2 000 000,— 

E 22 

(129) 

XII 

12 

33 

8 330,29 

(A) 

(OH) 

(A) 



1 

12 

XXI 

1 

11 

1 106,75 

( A) 


(OH) 

(A) 


2 

32 

XXIII 

7 

2 

2 848 259,17 

(A) 

(Absetzung) 


(OH) 

(E) 



1 

33 

XXVI 

1 

13 

1 230,— 

(A) 


(OH) ! 

! 

(E) 

apl. hinter 

(vgl. die Er- 

(Absetzung) 


I läuterung 

4 

1 

XXVI 

4 


letzter Ab- 

(A) 


(oh) : 

(A) 

Tit. 2 

satz) 

4 

4 ; 

XXVI 

4 

7a 

6 388,— 

(A) ' 


(OH) j 

(A) 


! 

4 , 

6 , 

XXIII i 

E 12 

1 

97 533,— 

(A) 


(OH) : 

(A) 



4 I 

20 ! 

XXVI 1 

4 

23 a 

8 200,39 

(A) ; 


(OH) 

(A) 



1 552,30! 
(Tit. 11) 


400,96 
(Tit. 4) 
799,93 
(Tit. 5) 
550,— 
(Tit. 7) 


574,10 
(Tit. 19); 


(V) 49 505,47' 
(Tit. 31) 


1 092,60 — 

(Tit. 11) 


(V) 1 230,— 
(Tit. 33) 


6 388,— 
(Tit. 7 a) | 


8 200,39 i — — 8 200,39 

(Tit. 20) 

2h lfd. Nr. 4 

Irrtümlich bei Titel 15 gebucht. 

2h lfd. Nr. 5 

Summe mehrerer Einzelbeträge, die irrtüm- 
lich bei Titel 23 b gebucht worden sind. 

2h lfd. Nr. 6 

Irrtümlich bei Kapitel E 17 a Titel 1 gebucht. 
2h lfd. Nr. 7 

Summe mehrerer Einzelbeträge, die irrtüm- 
lich bei Titel 12 gebucht worden sind. 

2h lfd. Nr. 8 

Irrtümlich bei Titel 13 gebucht. 
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Zu lfd. Nr. 9 

Zwei Einzelbeträge. Irrtümliche Buchung 
der sog. Weihnachtsunterstützung für Beamte 
bei Einzelplan VI Kapitel 22 Titel 6. Der Aus- 
gleich nach § 67 RHO ist veranlaßt. 

Zw lfd. Nr. 10 

Umzugskosten sind irrtümlich bei Titel 7 a 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 11 

Mehrere Einzelbeträge. Irrtümliche Bu- 
chung der sog. Weihnachtsunterstützung für 
Beamte bei Einzelplan VI Kapitel 25 Titel 1. 
Der Ausgleich nach § 67 RHO ist veranlaßt 
worden. 

Zw lfd. Nr. 12 

Mehrere Einzelbeträge. Irrtümliche Buchung 
von Beschäftigungsvergütung für Beamte bei 
Titel 7 a. 

Zu lfd. Nr. 13 

Mehrere Einzelbeträge. Angestelltenbezüge 
sind irrtümlich bei Titel 7 a gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 14 

Die Beträge ergeben sich aus 315 Titelver- 
wechselungen von insgesamt 85 563,58 DM 
(aus sämtlichen Rechnungen des Bundesgrenz- 
schutzes), die sich z. T. überschneiden. Der 
Übersichtlichkeit halber sind hier in beiden 
Abschnitten („bei“ und „statt bei“) für jeden 
berührten Titel nur die Gesamtbeträge dar- 
gestellt. Die Buchungen an unrichtigen Stellen 
beruhen auf irriger Auslegung der Zweck- 
bestimmungen und sind im wesentlichen auf 
damals noch ungenügende Vertrautheit des 
Verwaltungspersonals mit den haushaltsrecht- 
lichen Vorschriften zurückzuführen. Vom 
Rechnungsjahr 1953 ab sind derartige Ver- 
sehen nur noch in geringer Zahl festgestellt 
worden. Zu Titel 34 und 40 a ist der nach 
§ 67 RHO erforderliche Ausgleich veranlaßt 
worden. 

Zu lfd. Nr. 15 

Irrtümlich bei Titel 7 gebucht; der Ausgleich 
nach § 67 RHO ist veranlaßt worden. 

Zu lfd. Nr. 16 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Irrtümliche 
Buchung einmaliger Unterstützungen für An- 
gestellte bei Einzelplan VIII Kapitel 1 Titel 4. 
Der Ausgleich nach § 67 RHO ist veranlaßt 
worden. 


Zw lfd. Nr. 17 

Reisekosten von Amtsangehörigen, die an 
Reisen und Sitzungen eines Sachverständigen- 
beirats teilgenommen haben, sind irrtümlich 
bei Titel 20 statt bei Titel 19 a gebucht worden. 

Zw lfd. Nr. IS , 19 

Notariatskosten (3096,76 DM) und Börsen- 
umsatzsteuer (8250 DM), die im Zusammen- 
hang mit dem Erwerb der Geschäftsanteile 
an der Kurhessischen Kupferschieferbergbau 
GmbH, Sontra, durch den Bund entstanden 
sind, waren, da die Hauptausgabe dem außer- 
ordentlichen Haushalt zur Last fiel (Einzel- 
plan XXIII Kapitel 11 Titel 4 Außerordent- 
licher Haushalt), dort zu buchen. 

Zw lfd. Nr. 20 

Die Entschädigung an das Land Berlin für 
die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben 
der Bundesfinanzverwaltung — Zoll — ist irr- 
tümlich als Entschädigung für die Mitwirkung 
bei der Verwaltung von Bundesabgaben (Steu- 
ern) gebucht worden. 

Zw lfd. Nr. 21 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Dienst- 
bezüge für außerplanmäßige Beamte sind irr- 
tümlich bei Titel 1 gebucht worden. 

Zw lfd. Nr. 22 

Mehrere Einzelbeträge. Die Bezüge für 
nichtbeamtete Hilfskräfte, die aus infolge zeit- 
weiligen Offenstehens von Planstellen erzielten 
Einsparungen des Titels 1 gedeckt werden 
konnten, sind irrtümlich bei Titel 1 gebucht 
worden. 

Zw lfd. Nr. 23 

Die Kosten eines in einem Prozeß benötigten 
Gutachtens sind irrtümlich bei Titel 20 gebucht 
worden. 

Zw lfd. Nr. 24 

Eine Rückzahlung aus Anlaß einer Überzah- 
lung bei der finanziellen Auseinandersetzung 
mit den Ländern der französischen Zone im 
Rechnungsjahr 1951 ist irrtümlich bei Kapitell 
Titel 38 gebucht worden. 

Zw lfd. Nr. 25 , 26 

Einnahmen, die im Zusammenhang mit der 
Durchführung von Versuchen angefallen sind, 
sind infolge falscher Auslegung des § 70 Abs. 2 
RHO von den Ausgaben abgesetzt statt bei 
den Einnahmen gebucht worden. Zu Nr. 26 ist 
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der Ausgleich gemäß § 67 Abs. 2 RHO durch- 
geführt worden. 

Zu lfd. Nr. 27 

Der Erlös aus der Veräußerung eines Dienst- 
kraftwagens an einen Anstaltsangehörigen ist 
entgegen § 69 RHO durch Absetzung von der 
Ausgabe, statt durch Buchung bei den Ein- 
nahmen nachgewiesen worden. Zudem wurde 
für den Verkauf die Genehmigung nach § 49 
RHO nicht eingeholt. Der Ausgleich nach 
§ 67 RHO ist veranlaßt worden. 

Zu lfd. Nr. 28, 29 

Gehälter und Lohne sind irrtümlich bei 
den sächlichen Verwaltungsausgaben gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 30 

Bauunterhaltungskosten sind irrtümlich bei 
Titel 25 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 31, 32 

Die Mehrkosten aus Anlaß der Beschaffung 
eines Lastkraftwagens und die Kosten für den 
Bau eines Kokskellers sind irrtümlich bei Ka- 
pitel 6 Titel 31 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 33 

Mehrere Einzelbeträge. Die Entschädigungen 
für die Auswertung und Zusammenstellung 
der Wertprüfungen für das Bundessortenamt 
für Nutzpflanzen sind irrtümlich bei Titel 4 
gebucht worden. 

Zu lfd . Nr. 34 

Eine Entschädigung für juristische Beratung 
wurde irrtümlich bei Titel 4 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 35 

Mehrere Einzelbeträge. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Versuchsfelder und Ge- 
wächshäuser des Bundessortenamts sind irr- 
tümlich bei Titel 4 gebucht worden. 

Bisherige Mehrausgabe 

Titel 31 =2 615,11 DM 

dazu Betrag Spalte 8 . . . . = 3 297,60 DM 
Wirliche Mehrausgabe . . . = 5 912,71 DM. 

Durch Mehreinnahmen bei 
Einzelplan X Kapitel 11 Ti- 
tel 10 (E) gedeckt = 4 553,86 DM 

Überplanmäßige Ausgabe . . = 1 358,85 DM. 

Zu lfd. Nr. 36, 37 

In irrtümlicher Auslegung der Erläuterung 
zu Titel 21 sind Transportkosten aus Anlaß 
der Verlegung der Geschäftsstelle bei Titel 21 


geblüht worden. Reisekosten wurden beim 
gleichen Titel nachgewiesen, um die Höhe der 
Überschreitung L:i Titel 19 zu verringern. 

Zu lfd. Nr. 38 

Eine im Rechnungsjahr 1951 geleistete, im 
Rechnungsjahr 1952 zurückgezahlte Voraus- 
zahlung auf Druckkosten ist irrtümlich bei 
den Ausgaben für Forschungszwecke und Ver- 
öffentlichungen abgesetzt worden. 

Zu lfd. Nr. 39 

AusMitteln des Kapitels E 26 Titel 4 ist eine 
Tiefkühlkammer beschafft worden. Da die 
Mittel dieses Titels für die hiermit im Zusam- 
menhang stehenden Kosten nicht ausreichten, 
wurde der Mehrbetrag von 400,96 DM un- 
zulässigerweise (§ 43 RHO) auf Kapitel 16 
Titel 32 umgebucht. Der Ausgleich nach § 67 
RHO ist durchgeführt worden. 

Zu lfd. Nr. 40 

Kosten für einen Fahrradständer, welche im 
Rahmen der bei Kapitel E 26 Titel 5 ver- 
anschlagten Mittel vorgesehen waren, sind bei 
Kapitel 16 Titel 32 verausgabt worden, weil 
die bei Kapitel E 26 Titel 5 veranschlagten 
Mittel infolge Lohnsteigerungen nicht aus- 
reichten. Der Ausgleich nach § 67 RHO ist 
veranlaßt worden. 

Zu lfd. Nr. 41 

An Stelle eines Goliath-Lieferwagens, für 
dessen Anschaffung bei Kapitel E 26 Titel 7 
3500 DM veranschlagt waren, ist ein Tempo- 
Lieferwagen für 4050 DM beschafft worden. 
Der Mehrpreis von 550 DM ist unzulässiger- 
weise (§ 43 RHO) bei Kapitel 16 Titel 32 ver- 
ausgabt worden. Die Titelverwechselung wurde 
gemäß § 67 RHO ausgeglichen. 

Zu lfd. Nr. 42 

Der im Bundeshaushaltsplan bei Kapitel E 22 
Titel (26) des außerordentlichen Haushalts aus- 
gebrachte Betrag von 50 000 DM wurde nur 
zu einem geringen Teil (494,53 DM) für die 
Zweckbestimmung benötigt. Weitere 49 505,47 
DM wurden bei Kapitel E 22 Titel (26) in 
Ausgabe gebucht und bei Kapitel 12 Titel 31 
des ordentlichen Haushalts durch Absetzung 
von der Ausgabe vereinnahmt, um die Mittel 
des Titels 31 zu verstärken — Verstoß gegen 
§ 30 Abs. 1 RHO — . Wäre die Umbuchung 
unterblieben, so hätte sich die bei Kapitel 12 
Titel 31 nachgewiesene überplanmäßige Aus- 
gabe (Vorgriff) um 49 505,47 DM erhöht. Der 
Ausgleich nach § 67 RHO ist veranlaßt wor- 
den. 
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Zu lfd. Nr. 43 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung Nr. 24. 

Zu lfd. Nr. 44 

Der Betrag wurde irrtümlich bei Kapitel E 22 
Titel (129) gebucht. 

Zu lfd. Nr. 45 

Kosten des Transports von Papierschneide- 
maschinen sind irrtümlich bei Titel 12 gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 46 

Der Betrag setzt sich aus mehreren Einzel- 
beträgen zusammen. Einnahmen aus Zinsen 
für Darlehen aus Bundesmitteln sind bei dem 
Haushaltsansatz Einzelplan XXI Kapitel 2 
Titel 32 „Verzinsung der zur vorübergehenden 
Verstärkung der Betriebsmittel der Bundes- 
hauptkasse aufgenommenen Mittel“ durch Ab- 
setzung von der Ausgabe gebucht worden mit 
der Begründung, es handle sich um Einnah- 
men, die mit der Verwendung der Betriebs- 
mittelkredite und den dafür zu zahlenden 
Zinsen im Zusammenhang stehen. Diese An- 
nahme traf nicht zu. Tatsächlich sind die Zinsen 
(Spalte 8) für Darlehen aus Bundesmitteln er- 
hoben worden, ohne daß die Darlehenshingaben 
und die Einzahlungen dafür durch die Auf- 
nahme von Betriebsmittelkrediten veranlaßt 
worden wären. Die Darlehensauszahlungen 
waren in der Rechnung des Einzelplans XXIII 
nachzuweisen; sie sind jedoch über das Vor- 
schußbuch abgewickelt worden. Entsprechend 
waren die Zinseinnahmen in der Rechnung 
des Einzelplans XXIII Kapitel 7 Titel 2 der 
Einnahmen zu buchen. 

Zu lfd. Nr. 47 

Der Betrag, der bei Einzelplan XXVI Ein- 
nahme-Kapitel 1 Titel 13 hätte nachgewiesen 
werden müssen, ist irrtümlich von den bei 
Titel 33 gebuchten Ausgaben abgesetzt wor- 
den. Der Ausgleich ist nach § 67 RHO im 
Rechnungsjahr 1954 durchgeführt worden. 

Zu lfd. Nr. 48 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 
27. Juni 1952 bestimmt, daß die Zuwendung 
an die Beamten gemäß § 2 des Nachtragshaus- 
haltsgesetzes 1952 bei Titel 2 der fortdauern- 
den Ausgaben zu buchen ist. Dagegen hat der 
Bundesminister für Arbeit im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen am 
24. September 1952 angeordnet, die im Monat 
Juli 1952 ausgezahlte Zuwendung an plan- 
mäßige Beamte der Versorgungsverwaltungen 
der Länder bei Einzelplan XXVI Kapitel 4 


Titel 1 zu buchen. Die Zuwendung konnte in 
diesem Falle bei Titel 2 nicht nachgewiesen 
werden, weil dieser Titel bei Einzelplan XXVI 
Kapitel 4 als „Freititel“ ausgebracht worden 
war. Die Ausgaben hätten richtig bei Einzel- 
plan XXVI Kapitel 4 hinter Titel 2 außerplan- 
mäßig gebucht werden müssen. Die Richtig- 
stellung ist versehentlich unterblieben. 

Die Feststellung des Gesamtbetrages der 
Buchungen an unrichtiger Stelle würde eine 
außerordentliche Belastung der einzelnen Ver- 
sorgungsdienststellen verursacht haben, die 
nicht für vertretbar gehalten wurde. Es ist 
deshalb davon abgesehen worden, zumal die 
bei der Buchung an zutreffender Stelle ent- 
standenen außerplanmäßigen Ausgaben nach 
§ 4 des Nachtragshaushaltsgesetzes 1952 ge- 
nehmigt gewesen wären. 

Zw lfd. Nr. 49 

Mehrere Einzelbeträge. Trennungsentschä- 
digungen sind irrtümlich bei Titel 4 gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 50 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Einmalige 
Unterstützungen für Beamte, Angestellte und 
Versorgungsempfänger (sog. Weihnachtsunter- 
stützung 1952) sind irrtümlich bei Einzelplan 
XXVI Kapitel 4 Titel 6 gebucht worden. Aus- 
gleich nach § 67 RHO wurde angeordnet. 

Zu lfd. Nr. 51 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Die unrich- 
tigen Buchungen beruhen auf einem Irrtum. 

37. Der Bundesrechnungshof erkennt das Vor- 
liegen eines unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen in den Spalten 9 und 10 der 
Nachweisung (Nr. 35) an. Diese Ausgaben be- 
dürfen noch der nachträglichen Genehmigung 
des Bundestages und des Bundesrates gemäß 
§ 83 RHO. 

V. Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 

38. Die in der Nachweisung (Nr. 39) aufgeführten 
Beträge sind entgegen den Vorschriften des 
§ 68 RHO in den Büchern eines anderen als 
desjenigen Rechnungsjahres rechnungsmäßig 
nachgewiesen worden, in dem die Einnahme 
oder Ausgabe geleistet wurde oder ihr Ent- 
stehungsgrund lag. Für die Aufnahme in die 
Nachweisung ist der unter Nr. 34 dargelegte 
Grundsatz (§ 107 Abs. 3 RHO) gleichfalls zur 
Anwendung gekommen. 
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39. Nachweisung 

der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 
(Erläuterungen in Nr. 40) 


Haushalt Ist gebucht i War zu buchen I Bei richtiger Buchung wäre 


Ltd. 

Nr. 

Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OH) 
Außerordentlicher 
Haushalt (AoH) 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

DM 

im Rechnungsjahr 

I 

! 

I 

eine Haushalts- 
überschreitung 
ggt. Haushalts- 
vorgriff (V) 
entstanden von 

DM 

die Haushaltsüberschreitunq 
gqf. Haushaltsvorgriff (V) 

| 

hoher | geringer 

gewesen um 

DM DM 

1 

2 


3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 


Einnahmen 









1 

VIII 

(OH) 

6 

1 

71 629,57 

1953 


— 

— 

— 








1952 

— 

— 

— 

2 

X 

(OH) 

11 

3 

10 705,46 

1952 


— 

— 

— 








1951 

— 

— 

— 


Ausgaben 









3 

III 

(OH) 

i 

11 

702,04 

1952 


— 

— 

702,04 








1953 

— 

— 


4 

VI 

(OH) 

i 

15 

7 576,84 

1952 


— 

— 

— 








1953 

— 

— 

— 

5 

VI 

(OH) 

2 

7 

229 804,40 

1952 


— 

— 

— 








1953 

— 

_ 


6 

VI 

(OH) 

25 

16 

11 429,55 

1952 


— 

— 

11 429,55 








1951 

— 

— 

— 

7 

VI 

(OH) 

25 

16 

6 284,75 

1952 



— 

6 284,75 








1953 

— 

— 

— 

8 

VI 

(OH) 

25 

39 

115,32 

1952 


— 

— 

115,32 








1953 



— 

— 

9 

VI 

(OH) 

25 i 

41 

; 361 301,43 

1952 


— 

— 

— 








1953 

— 

— 

— 

10 

VI 

(OH) 

25 | 

43 

40 302,50 

1952 




— 









1953 

j ; 

— 

— 

11 

VI 

(OH) 

27 

41 b 

49 425,95 

1952 




— 








1953 

— 

— 

— 

12 

VI 

(OH) 

E 19 i 

1 

3 366,90 j 

j 1952 



— 

j 








1953 

(V) 678,02 

— 


13 

VIII 

(OH) 

1 

11 

6 733,04 

1952 


i 

— 

— 








1951 

I 

6 773,04 

— 

14 

VIII 

(OH) 

5 

7a 

323,68 

1952 



— 

— 








1951 

i 

323,68 

— 

15 

VIII 

(OH) 

6 i 

| 31 

209 935,38 

1952 



— 

— 




i 

i 




1951 

i 

— 

— 

16 

X 

(OH) 

10 

11 

971,70 

1952 

• 

— 

— 

971,70 








1951 , 

971,64 

— 

— 

17 

X 

(OH) 

11 

16 

3 600,— 

1952 


— 

— 

3 417,60 



i 





1951 

3 592,96 

— ! 

— 

18 

X 

(OH) 

E 20 

: 1 

5 788,90 

1952 


— 1 

— j 

— 




10 j 

12 



1951 

5 590,28 

— i 

— 

19 i 

XII 

(OH) 

9 i 

31 

69 509,57 

1952 j 


— 1 

— 

— 

: 



| 




1951 



69 509,57 ! 

— 

20 

XII 

(OH) 

9 1 

32 

10 682,95 

1952 


— i 

j 

— 




i 




1951 

10 682,95 1 

— 

— 

2! 

XXVI 

(OH) 

l 4 ; 

20 

12 755,13 

1952 


— ! 

, 

12 755,13 








1951 

— 


- 
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40. Erläuterungen zur Nachweisung (Nr. 39) 

Zu lfd. Nr. 1 

Mieteinnahmen für die Zeit bis 31. Marz 
1953, die im Rechnungsjahr 1952 eingezahlt 
worden sind, sind zunächst als Verwahrungen 
gebucht worden, obgleich die Verbuchungs- 
stellen bekannt waren. Die Betrage wurden 
sodann im Rechnungsjahr 1953 auf den Ein- 
zelplan VIII Kapitel 6 Titel 1 übernommen. 
Dieses gegen §§ 63 und 68 RHO verstoßende 
Verfahren ist unzutreffend damit begründet 
worden, daß z. Z. der Zahlung Mietverträge 
noch nicht abgeschlossen waren. 

Zu lfd. Nr. 2 

Einnahmen aus Sortenschutzgebühren für 
das Rechnungsjahr 1951 sind irrtümlich im 
Rechnungsjahr 1952 vereinnahmt worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Drucksachen, die zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 1953 bestellt und im Monat April 1953 
geliefert worden sind, wurden entgegen § 68 
RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 1952 
bezahlt. 

Za lfd. Nr. 4 

Ausgaben für Lieferungen und Leistungen, 
die wirtschaftlich im vollen Umfange dem 
Rechnungsjahr 1953 zufallen (§ 68 RHO) und 
daher im Rechnungsjahr 1953 zu buchen 
waren. 

Za lfd. Nr. 5 

Ausgaben für Geschäftsbedürfnisse, für die 
erstmalige Beschaffung von Büromöbeln und 
Einrichtungsgegenständen, für die Aufstellung 
von Bereitschaftszügen und erste Beschaffung 
von Fahrrädern, für die Beschaffung von Ar- 
beits- und Schutzbekleidung pp. für freiwillige 
Helfer des Technischen Hilfswerkes. Die Aus- 
gaben fallen wirtschaftlich dem Rechnungsjahr 
1953 zu. Da die Mittel übertragbar waren, 
hätten sie wie die übrigen Ausgabereste, die 
mit Zustimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen auf das Rechnungsjahr 1953 übertragen 
worden sind, behandelt werden müssen. 

Za lfd. Nr. 6, 7, 8 

Summen mehrerer Einzelbeträge. Die Be- 
träge wurden irrtümlich im Rechnungsjahr 
1952 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 9 

Am 31. März 1953 und im Monat April 1953 
sind von der Beschaffungsstelle für den Bun- 
desgrenzschutz größere Mengen Kraftstoff be- 


schafft und die Kosten noch zu Lasten des 
Rechnungsjahres 1952 verrechnet worden. Das 
war unzulässig, da der Kraftstoff wirtschaftlich 
nur dem neuen Rechnungsjahr zugute kom- 
men konnte (§ 68 RHO). 

Za lfd. Nr. 10 

Geschäftsbedürfnisse und Lehrbücher für 
den Unterrichtsbetrieb der Grenzschutzfach- 
schulen. Die Erläuterung zu lfd. Nr. 9 gilt 
sinngemäß. 

Za lfd. Nr. 11 

18 Einzelbuchungen von Ausgaben für die 
Unterhaltung der Seefahrzeuge, deren Entste- 
hungsgrund in das Rechnungsjahr 1953 fällt 
und die daher in diesem Rechnungsjahr nach- 
zuweisen waren. 

Za lfd. Nr. 12 

Ausgaben für die Lieferung von Büro- 
möbeln, die wirtschaftlich im vollen Umfang 
dem Rechnungsjahr 1953 zufallen. 

Za lfd . Nr. 13 

Bezugsgebühren für die im Rechnungsjahr 
1951 gelieferte Umsatzsteuerkartei sind ent- 
gegen § 68 RHO im Rechnungsjahr 1952 ge- 
bucht worden, vermutlich weil der Haushalts- 
ansatz für 1951 erschöpft war. 

Za lfd. Nr. 14 

Versehentlich im unrichtigen Rechnungsjahr 
gebucht. 

Za lfd. Nr. 15 _ 

Die Haushaltsmittel, die einer Oberfinanz- 
direktion für das Rechnungsjahr 1951 zur 
Bewirtschaftung zugewiesen worden waren, 
reichten zunächst nicht aus, um die Soforthilfe- 
Abgabe für das Rechnungsjahr 1951 für das 
ehemalige Reichsvermögen zu decken. Um eine 
vermeintliche Überschreitung zu vermeiden, 
hat die Oberfinanzdirektion 209 935,38 DM, 
die zunächst im Rechnungsjahr 1951 gebucht 
worden waren, auf das Rechnungsjahr 1952 
umbuchen lassen (Verstoß gegen § 68 RHO). 

Die Umbuchung war nicht erforderlich, da 
die Mittel für die beim Wirtschaftsplan zum 
Einzelplan VIII Kapitel 6 Titel 31 zu buchen- 
den Ausgaben für das Rechnungsjahr 1951 
vom Bundesminister der Finanzen in Höhe 
der Istausgaben zugewiesen worden sind. Eine 
Überschreitung des Gesamtausgabesolls lt. 
Wirtschaftsplan — Bundeshaushaltsrechnung 
1951, Einzelplan\ VIII Kapitel 6 Titel 31 — 
wäre bei richtiger Buchung nicht eingetreten. 
Durch die irrtümliche Buchung ist das Soll des 
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Rechnungsjahres 1952 einschließlich des aus 
dem Rechnungsjahr 1951 übertragenen Aus- 
gaberestes mit 209 935,38 DM belastet wor- 
den. Eine Haushaltsüberschreitung ist aber 
auch im Rechnungsjahr 1952 nicht eingetreten. 

Zw lfd. Nr. 16 , 17 } 18 

Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1952 
statt 1951 gebucht worden, vermutlich um 
Haushaltsüberschreitungen im Rechnungsjahr 
1951 zu vermeiden. 

Zw lfd. Nr. 19 

Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1952 
statt 1951 gebucht worden, vermutlich um 
eine Erhöhung der überplanmäßigen Ausgabe 
im Rechnungsjahr 1951 zu vermeiden. 

Zw lfd. Nr. 20 

Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1952 
statt 1951 gebucht worden, vermutlich um 
eine Haushaltsüberschreitung im Rechnungs- 
jahr 1951 zu vermeiden. 

Zw lfd. Nr. 21 

Ausgaben für Beweiserhebungen in Versor- 
gungsangelegenheiten, die im Rechnungsjahr 
1951 entstanden und vor dem Abschluß der 
Bücher geleistet wurden, sind irrtümlich ent- 
gegen § 68 RHO im Rechnungsjahr 1952 ge- 
bucht worden. 

41. Der Bundesrechnungshof erkennt das Vor- 
liegen eines unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen in den Spalten 8 und 9 der Nach- 
weisung (Nr. 39) an. Diese Ausgaben bedürfen 
noch der nachträglichen Genehmigung des 
Bundestages und des Bundesrates gemäß § 83 
RHO. 

D. Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

I. Vorbehalte aus Vorjahren 

42. A. Allgemeine Vorbehalte 

1. zu den Haushaltsrechnungen der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets für 
die Rechnungsjahre 1947 bis 1949 (vom 
1. April bis 20. September 1949) — Bundes- 
tags-Drucksache Nr. 3341 der 1. Wahl- 
periode S. 16/17 — : 

Der Vorbehalt zu a wird in vollem Um- 
fange, der Vorbehalt zu b wird bis auf 


Einzelplan X Kapitel 3 Titel 3 „Schaffung 
von Wohnraum für Bedienstete" aufge- 
hoben. 

Der Vorbehalt zu Einzelplan X Kapitel 3 
Titel 3 muß bestehen bleiben, weil die 
Verhandlungen über die vertragliche Re- 
gelung zwischen dem Bund und den pri- 
vaten Bauherren der Taunusrandsiedlung 
noch nicht abgeschlossen sind. 

2. zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1949 (vom 21. September 

1949 bis 31. Marz 1950) — Bemerkungen 
1949/1950 S. 29, 34 — : 

Die Vorbehalte zu 1 und 3 werden in 
vollem Umfange, der Vorbehalt zu 2 
wird bis auf Einzelplan XXIII Kapitel 3 
Titel 3 „Schaffung von Wohnraum für 
Verwaltungsangehörige“ aufgehoben. 

Der Vorbehalt zu Einzelplan XXIII Ka- 
pitel 3 Titel 3 muß aus den gleichen Grün- 
den wie der Vorbehalt bei Einzelplan X 
Kapitel 3 Titel 3 der Haushaltsrechnungen 
der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets für die Rechnungsjahre 1947 
bis 1949 (vgl. oben) bestehen bleiben. 

i 

3. zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1950 (Bemerkungen 1949/ 

1950 S. 29, 34): 

Die Vorbehalte zu 1 und 3 werden auf- 
gehoben. Der Vorbehalt zu 2 muß be- 
stehen bleiben, weil in einigen Fällen die 
Verhandlungen noch schweben und der 
Bundesrechnungshof endgültige Entschei- 
dungen noch nicht treffen konnte. 

4. zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 (Bemerkungen 1951 
Nr. 39): 

Die Vorbehalte können noch nicht auf- 
gehoben werden, weil noch nicht in allen 
Fällen die Verhandlungen abgeschlossen 
und endgültige Entscheidungen getroffen 
worden sind. 

43. B. Einzelvorbehalte 

in den Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 bis 
1951. 

1. Folgende Vorbehalte werden aufgehoben, 
weil nach der inzwischen erfolgten weite- 
ren Prüfung und den beendeten Verhand- 
lungen kein Anlaß zu einer Bemerkung be- 
steht: 
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Rechnungsjahr 1950 

Anlage 2 der Bemerkungen 1949/1950 
S. 35 Nr. 12, 17, 18, 21, 27 

Rechnungsjahr 1951 

Anlage 2 zu Nr. 39 der Bemerkungen 
1951 Nr. 1, 3, 5, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 
25, 27, 28, 29, 31 (Titel 11 bis 14 und 
16 bis 30) 

2. An die Stelle des Vorbehaltes Nr. 6 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1950 (Anlage 2 zu 
den Bemerkungen 1949/1950 S. 29 und 35) 
tritt die unter Nr. 18 auf geführte Bemer- 
kung. 

3. Folgende Vorbehalte werden aufrechterhal- 
ten, weil die Verhandlungen noch nicht ab- 
geschlossen und endgültige Entscheidungen 
noch nicht getroffen werden konnten: 
Rechnungsjahr 1949 

Anlage 2 der Bemerkungen 1949/1950 
S. 34 Nr. 1 

Rechnungsjahr 1950 

Anlage 2 der Bemerkungen 1949/1950 
S. 35 Nr. 2, 3, 4, 5, 8, 9, 10, 14, 15, 16, 
19, 20, 22, 23, 24, 25, 26 


Rechnungsjahr 1951 

Anlage 2 zu Nr. 39 der Bemerkungen 
1951 Nr. 2, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 
14, 15, 22, 23, 24, 26, 30, 31 (Titel 1 bis 
10, 15 und 33). 


II. Rechnungsjahr 1952 

44. Zu den in der Anlage 2 aufgeführten Haus- 
haltsstellen behält sich der Bundesrechnungs- 
hof die Aufstellung von Bemerkungen vor, 
weil die Verhandlungen über die Ergebnisse 
der Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen 
rechnungsmäßig nachgewiesenen Einnahmen 
und Ausgaben noch nicht abgeschlossen sind 
und der Bundesrechnungshof infolgedessen 
eine endgültige Entscheidung noch nicht hat 
treffen können. 


Frankfurt (Main), den 31. Oktober 1955 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage 1 
(zu Nr. 17) 


Zusammenstellung 

der in der Bundeshaushaltsrechnung 1952 bei der Rechnungsprüfung festgestellten Druckfehler 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1952 sind — 
außer einer Anzahl bedeutungsloser Schreibfehler 
— folgende Druckfehler festgestellt worden. 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorbericht 




X 


31. Zeile 

4,02 Mio DM 

1,82 Mio DM 

XXIII 


vorletzte Zeile 

Krankenhausgeld 

Kranken- und 





Hausgeld 

XLII 


1, drittletzte Zeile 

IX, ao. 1,3 u. 

IX, ao. 1, 11 — 17 




11 — 17 


XLIII 


9, drittletzte Zeile 

101,8 

101,9 

XLIII 


10 





10. Zeile Bundesver- 





mögen 

115,4 

115,2 



Zusammen 

180,9 

180,7 



9 

letzte Zelle 

1575 

1575,9 

XLV 


9 





Übertrag 

1575,8 

1575,9 


Gesamtrechnung 




21 

Epl. VI Kap. 27 

12 

Die außerplanmäßigen Ausgaben von 
90 140,42 DM stehen eine Zeile zu hoch 


i 


bei Kap. 26 

25 

| Epl. X Kap. 9 

12 

13 595,84 

10 595,84 

48 

| Epl. XII Kap. E 22 

5 

5 997 000,— 

35 997 000,— 

58 

■ 

j Summe der fortdauernden 
Ausgaben des OH 

4 

18 168 478 238,11 

18 168 978 238,11 


Epl. IV 




121 

Kap. 2 Tit. 1 

12 

Mindesteinnahme 

Mindereinnahme 

129 

Kap. 1 Summe Tit. 11 bis 30 

10 

3 982,33 

3 982,83 

139 

Kap. 3 Summe Tit. 1 bis 10 

11 

567 672,10 

567 672,15 

149 

Summe der Ausgaben des OH! 



i 

des Epl. IV 

Epl. IV a 

12 

168 119,13 

168 919,13 

i 

Kap. E 11 Tit. 5 

Kopf 

VI 

IV a 

184 

3 

zweiten 

dritten 


j 

3 

3 

6 


Epl. IV b 




205 

Summe Kap. 1 

9 

1 

1 683 000,— 

1 836 000,— 


i 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Epl. V 




228 

Summe der Einmaligen Ausga- 





ben des OH des Epl. V 

6 

33 184,85 

33 184,65 

245 | 

Kap. 1 a 

13 

Die Worte „(Summe der Ansätze der 



Zu Tit. (32) bis (39) Titel (32) bis (39) 

in Spalte 8)“ sind 




zu streichen. 


Epl. VI 




303 

Kap. 27 Tit. 2 

ii 

43 807,56 

43 806,56 

328 

Kap. 2 Tit. 43 

9 

80 000,— 

60 000,— 

357 

Kap. 7. Dazu Summe Tit. 1 ! 





bis 10 

11 

17 220,80 

17 220,90 

363 

Kap. 8 Tit. 4 

9 

8 569 500,— 

8 569 400,— 

445 

Kap. 25 Summe Tit. 1 bis 10 

7 

36 111 200,— 

36 111 300,— 

457 

! Kap. 27 Tit. 34 und 35 

13 

Nur die ersten beiden Sätze betreffen 



i Zu Tit. 34 (Spalte 5)' 

Titel 34. Ab dem 

Satz „Die Minder- 




ausgabe usw.“ gilt der Vermerk zu Titel 




35. Die Überschrift 

„Zu Titel 35“ fehlt. 

477 

Kap. 35 Tit. 1 

9 

25 500,— 

24 500,— 

496 

Kap. E 18 Tit. 7 

5 

580 848,20 

580 864,20 

522 

Kap. E 35 Tit. 26 

4 

79 992,14 

79 992,64 


Epl. VII 




541 

! Vorwort 

13. Zeile in Spalte ! 

1 274 300 

1 247 300 



: „den Minderausgaben 





DM“ 




Epl. VIII 




595 

Vorwort 

11. Zeile 

64 560 DM 

64 600 DM 

645 

! Kap. 6 Tit. 2 

13 

In Zeile 6 des Vermerks muß es statt 



Zu Tit. 2 

„zurückzuzahlen“ i 

richtig heißen: „zu- 




rückzuführen“. 


648 

I Kap. 6 Tit. 18 b 

3 

Unterhaltung 

Haltung 

673 

Kap. E 10 

13 





21. Zeile 

412 000 

412 400 

676 


Kopf 

VIII. Außerordent- 

VIII. Ordentlicher 




licher Haushalt 

Haushalt 

687 

Kap. 5 Tit. 27 

13 





Zu Tit. 27 

254 000,— 

25 400,— 

746 

Kap. 6 Tit. 1 und 2 

2 

1 

1 





(neu) 




2 

2 





(neu) 


Epl. IX 




767 

Kap. 1 Tit. 31 

13 





2. Absatz des Ver- 





merks zu Tit. 31, 





letzte Zeile 

415 613,36 

415 614,36 

792 

Kap. E 11 Tit. 21 

3 

(Kap. E 15 Tit. 16 (Kap. E 11 Tit. 16 




für 1951) 

für 1951) 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


i 

Epl. X 



| 

861 

1 Kap. 1 Tit. 33 

13 

Übertrag: 

| 

Übertrag 


Zu Tit. 33 

125 904,20 

126 904,20 

901 

i Kap. 4 Tit. 15 

12 

3 796,— 

3 796,33 

926 

Kap. 7 Tit. 12 

6 

3 676,96 

3 776,96 

971 


13 




Kap. E 10 (neu) 

Zu Kap. E 10 
sechstletzte Zeile 

660 086 800 

660 006 800 


Epl. XI 




1027 

Kap. 2 apl. hinter Tit. 3/5 

10 

29 227,92 

29 227,82 


Epl. XII 




1073 

Kap. 5 Tit. 3 

10 

62210,— 

62 210,94 

1111 

Summe Kap. 4 

11 

1 035 398,10 

1 035 389,10 

1131 

Kap. 8 Tit. 22 

11 

92,90 

99,90 

1198 

Kap. E 12 Tit. (10) 

3 

Mainz, früher 

Mainz, früher 



Eltville und 

Eltville, und 


Epl. XVI 




1318 

Kap. 1 Tit. 14 

3 

Gebühren für 
private Fernsprech- 

Kosten für private 
Fernsprechanlagen 




anlagen 

1320 

Kap. 1 Tit. 32 

3 

Einrichtung und 

Einrichtung und 




Unterhaltung 

Unterhaltung be- 




besonderer Über- 

sonderer Auswer- 


Epl. XXI 


wachungsstellen 

tungsstellen 

1363 

AoH Kap. 1 

l 

12 




letzte Zeile 

1 Minderausgabe 

■ 

Mindereinnahme 


Epl. XXIII 

i 



1373 

Vorwort 

Nr. 7, 3. Zeile 

20 137 300 000 

20 137 600 000 



, Nr. 7, 5. Zeile 

219 000 000 

219 300 000 

1389 

Kap. 6 (Einnahmen) 

| 12 (unter der Über- 





sicht), 1. u. 2. Zeile 

Minderausgabe 

Mindereinnahme 

1421 

AoH Kap. 1 Tit. 2 

12 

vgl. Anlage IV 

Die Erläuterung 



Zu Tit. 2 letzte Zeile 

i 

; 

j 

auf S. 

mußte in Anlage 
III enthalten sein. 
Dort fehlt sie aber. 

1424 

Kap. 1 1 Tit. 3 u. 4 

2 u. 3 

3/4 (neu) 

3 frei 

4 Übernahme usw. 
(neu) 



Epl. XXIV 


1438 

Kap. 2 Tit. 40 B 

Epl. XXVI 

3 


frei 

1473 

Summe Kap. 2 

Epl. XXVII 

11 

81 511,28 

81 011,28 

1520 

Kap. E 11 Tit. 1 

4 

17 859 001,48 

17 859 501,48 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Anlage I 




1547 

I Kap. VIII 6 Tit. 26 

3 

8 000,— 

8 500,— 

1555 

Kap. X 5 Tit. 31 

5 

7. Zeile 

Absteigens 

Ansteigens 

1563 

Kap. XI 1 a Tit. 33 

5 

Lebensmittel 

Landesmittel 


10. Zeile 



1575 

| Kap. XII 15 Tit. 21 

3 

140 000,— 

| 14 000,— 

1581 

! Kap. XVI 1 Tit. 14 

5 

Gebühren für 

; Kosten für private 




private Fernsprech- 

-l Fernsprechanlagen 


j 


anlagen 


1593 

1 Kap. XXVI 4 Tit. 37 

5 

Unterhaltshilfe 

Unterhalts- 


i 

• \ 


beihilfe 


Anlage III 




1600 

' lfd. Nr. 1 

8 

i Es wird auf eine Erläuterung auf S. 71 
verwiesen. Tatsächlich ist dort keine Er- 


! 

Anlage V 


läuterung gegeben 

worden. 

1622 

j Abschnitt IV 

Nr. 6 

2. Zeile 

30. Juni 1951 

30. Juli 1951 


i Zu Anlagen VI und VII 




1654 

Beilage b Kap. 5 Tit. 1 

4 

5 372 055,22 

5 372 065,22 


i 

lfd. Nr. 1 




1 Kap. 6 Tit. 1 

Anlage VI 

4 Summe 

25 927 721,13 

25 987 721,13 

1675 

Zu Anlage VI 

5. Absatz 
letzte Zeile 

8 e 

8 d 

1682 

Abschlußzahlen I am 

31. 8. 1952 

3 

113 612 195,80 

117 800 225,69 



4 

1 68 040 939,45 

69 317 593,23 




1 731 038,04 

2 028 694,18 



5 

1 182 969 385,79 

188 731 725,60 


j 

6 

11 582 883,02 

11 094 443,02 


j 

7 

171 386 502,77 

1 77 637 282,58 

1683 

! Abschlußzahlen I am 



! 31. 8. 1952 

8 

145 259 656,23 

151 510 436,04 



11 

229 141 912,28 

235 390 012,28 


L 

12 

213 393 548,70 

219 641 648,70 


Anlage VIII (neu) 




1710 

| Kap. 3 Tit. 4 

| Zu Anlage VIII 

7 

31 205,37 

31 205,57 

1726 

! Beilage a Kap. 1 Tit. 1 
lfd. Nr. 9 

5 

16 664,48 

16 684,48 

1727 

Beilage a Kap. 2, Summe 

3 

196 144 822,91 

186 144 822,91 

1731 

| Beilage b Kap. 6 Tit. 1 
| lfd. Nr. 8 

5 

13 352,08 

13 252,08 

1766 

1 Kap. 4 Tit. 1 

8 

17 690, — 

14 690,— 


j Kap. 9 Tit. 2 

11 

417 875,45 

417 885,45 
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. Anlage 2 

(Zu Nr. 44) 

Nachweisung der Haushaltsstellen der Bundeshaushaltsrechnung 1952, zu denen die Aufstellung von 
Bemerkungen Vorbehalten bleibt (§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesredinungshof behält sich die Aufstel- 
lung von Bemerkungen allgemein vor 

1. wegen der Ausgaben, über die für einen länge- 
ren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch 
Titelbücher oder über die noch durch beson- 
dere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung 
zu legen ist, 

2. wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Erfül- 


lung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind (§ 64 a RHO) und deren bestim- 
mungsmäßige Verwendung der Bundesrech- 
nungshof noch zu prüfen hat, 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern oder Rechnungen nachgewiesen wer- 
den, deren Prüfung nach § 93 RHO Verwal- 
tungsbehörden übertragen worden ist und die 
daher vom Bundesrechnungshof nur von Zeit 
zu Zeit angefordert werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordentlicher 

Haushalt 

(OH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(AoH) 

Einnahme 

CE) 

Ausgabe 

(A) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


IV a 




l 

Auswärtiges Amt 



OH 

A 

i 


Auswärtiges Amt 

1 





11 bis 31 

Sächliche Verwaitungs- und all- 







gemeine Haushaltsausgaben 





2 


Vertretungen des Bundes im Aus- 



* 




land 

2 





11 bis 26 

Sächliche Verwaltungsausgaben 





3 


Sonstige allgemeine Haushaltsaus- 







gaben 

3 





31 bis 49 

Sonstige allgemeine Haushalts- 







ausgaben 

4 




E 11 

sämtliche 

Auswärtiges Amt 

5 




E 12 

sämtliche 

Vertretungen des Bundes im Aus- 







land 


V 





Bundesministerium für den Mar- 







shall-Plan 

6 


AoH • 

E 

la (bisher 1) 

sämtliche 

ERP-Mittel 

7 




lb 

sämtliche 

Anleihe der Export-Import-Bank 





(neu) 


Washington 

8 



A 

la (bisher 1) 

sämtliche 

ERP-Mittel 

9 




lb 


Anleihe der Export-Import-Bank 





(neu) 


Washington 






i 

Gewährung von Krediten an 







Grundstoffindustrie, verarbei- 







tende Industrie und den Ver- 







kehr 


VI 





Bundesministerium des Innern 



OH 

A 

9 


Bundesamt für Verfassungsschutz 

10 





19 

Reisekosten 





E 20 


Bundeskriminalamt 

11 





10 

Einrichtung einer Kantine 
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Ordentlicher 







Haushalt 

Einnahme 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

(OH) 

Außer- 

ordentlicher 

(E) 

Ausgabe 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


i 

Haushalt 

(A) 






(AoH) 





1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


VIII 

1 




Bundesministerium der Finanzen 

12 


OH 

E 

1 

sämtliche 

Bundesministerium der Finanzen 




A 

1 


Bundesministerium der Finanzen 

13 





1 

Besoldungen 

14 


1 



11 bis 36 

Sächliche Verwaltungs- und all- 
gemeine Haushaltsausgaben 


x 





Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

15 


OH 

! 

• E 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 




A 

1 


Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

16 

! 




11 bis 67 

Sächliche Verwaltungs- und all- 
gemeine Haushaltsausgaben 

17 




E 11 

sämtliche 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

18 

XI 

AoH 

A 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministerium für Arbeit 

19 


OH 

E 

lc(neu) 

sämtliche 

Sozialversicherung 

20 




2 

sämtliche 

Bundesausführungsbehörde f. Un- 
fallversicherung in Wilhelmshaven 




A 

1 


Bundesministerium für Arbeit 

21 





25 

Kosten der Beiräte und Aus- 
schüsse beim Bundesministe- 







rium für Arbeit (einschl. der 
Reiselkosten) 





1 a 


Arbeitslosenhilfe 

22 





33 

Darlehen und Zuschüsse für 
Arbeitsbeschaffungsmaß- 
n ahmen für Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützungs-Empfänger 

23 



1 

1 c 

sämtliche 

Sozialversicherung 

24 




1 

sämtliche 

Bundesausführungsbehörde f. Un- 
fallversicherung in Wilhelmshaven 


XIII 

1 

OH 

E 

2 


Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Bundesdruckerei 

25 





8 

Gewinne aus Unternehmen im 




! 


(neu) 

I 

Sinne des § 15 der Reichshaus- 
haltsordnung 




A 

2 


Bundesdruckerei 

26 



! 

| 


31 ! 

i 

j 

Zuschuß an die Bundesdruckerei 
zum Ausgleich des Verlustes 
einschl. der Verluste früherer 
Geschäftsjahre 


XV 

OH 

A 

1 


Bundesministerium für Vertrie- 
bene 

Bundesministerium f. Vertriebene 
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Ordentlicher j 







Haushalt 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 




Lfd. 

Nr. 

i Einzel- 
plan 

(OH) 

Außer- i 

ordentlicher 

Kapitel ! 

i 

Titel 

Zweckbestimmung 



Haushalt 






(AoH) 






XXIII 


XXVI 


31 ; Herstellung und Verbreitung 

j von Informationsmaterial 

Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen 

sämtliche I Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen 

| Bundesministerium für gesamt- 
I deutsche Fragen 

1 1 bis 30 j Sächliche Verwaltungsausgaben 

Allgemeine Finanzverwaltung 

I Interessenquote der Länder 

2 | Kriegsfolgenhilfe 

3 | Umsiedlung und Auswanderung 

I Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsopferversorgung 

1 bis 15 Verwalt ungs- und allgemeine 

! Haushaltseinnahmen 

Kriegsfolgenhilfe 

31 Kosten der individuellen Für- 
sorge 

32 Kosten der Grenzdurchgangs- 
lager und Notaufnahmelager 
sowie der Rückführung von 
Deutschen aus dem Auslande 
und aus den unter fremderVer- 
waltung stehenden deutschen 
Gebietsteilen 

33 Kosten der sonstigen Durch- 
gangs- und Wohnlager 

37 | Zuschüsse oder Darlehen zur 

Errichtung von Wohnungen 
für Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
j ger und zur Förderung der Er- 

ziehung und Erwerbsbefähigung 
von jugendlichen Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfängern 
Umsiedlung und Auswanderung 

31 Kosten der Umsiedlung von 

I Heimatvertriebenen 

32 ! Kosten der Auswanderung von 

| Kriegsfolgenhilfe-Empfängern 

und anderen Sozialleistungs- 
empfängern 
Kriegsopferversorgung 

11 bis 40 Sächliche Verwaltungsausgaben 

und allgemeine Haushaltsaus- 
gaben 

sämtliche Kriegsopferversorgung 


:y) 






TEIL II 


Bericht des Bundesrechnungshofs nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 


Lfd. Nr. Seite 

A. Vorbemerkungen - 1 bis 8 43 

B. Stand der Prüfung 9 bis 13 44 

C. Fragen des Haushaltsrechts 

I. Unternehmen des Privatrechts 

1. Wahl der Rechtsform der Unternehmen 14 45 

2. Wirtschaftliche Voraussetzungen für die Beteiligung des Bun- 
des an Unternehmen 15 45 

3. Die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 

a) Übernahme von Beteiligungen 16 45 

b) Änderung des Zwecks eines Unternehmens, des Stamm- 
anteils oder des Einflusses des Bundes 17 bis 20 46 

c) Vorschläge zur Durchführung der Bestimmungen, nach 
denen die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 

erforderlich ist 21 bis 22 47 

d) Die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen als 

Mittel zur Wahrung der Bundesinteressen 23 47 

4. Die Einflußnahme des Bundes auf die Unternehmen 

a) Bildung eines Aufsichtsrats 24 47 

b) Sicherung des Einflusses des Bundes, insbesonders über den 

Aufsichtsrat 25 bis 30 48 

c) Auswahl der Vertreter des Bundes in Aufsichtsräten ... 31 bis 37 50 

d) Weisungsrecht gegenüber den Vertretern des Bundes . . 38 bis 39 51 

e) Ausschüsse des Aufsichtsrats 40 51 
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Lfd. Nr. Seite 

5. Das Prüfungsrecht des zuständigen Bundesministers 

a) Allgemeines * 41 bis 43 51 

b) Prüfungsrecht bei unmittelbaren Beteiligungen 44 53 

c) Prüfungsrecht bei mittelbaren Beteiligungen 45 bis 48 53 

d) Prüfungspflicht nach der Verordnung vom 6. Oktober 1931 49 bis 50 54 

e) Maßnahmen zur Sicherstellung des Prüfungsrechts .... 51 55 

6. Die Bestellung des sachverständigen Prüfers und die Fest- 
setzung von Prüfungsrichtlinien 52 bis 54 55 


7. Die Prüfung durch den zuständigen und die beteiligten 


Bundesminister 

a) Abgrenzung der Verantwortlichkeit 55 bis 59 56 

b) Gegenstand der Prüfung 60 bis 61 57 
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A. Vorbemerkungen 

1. Auf Grund des § 107 Abs. 2 RHO ist mit den 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofs ein 
Bericht darüber zu verbinden, welche wesent- 
lichen Anstände sich aus der Prüfung von Un- 
ternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
(Abschnitt IV a RHO) ergeben haben. 

2. Dieser Bericht erstreckt sich 

a) auf Unternehmen des Privatrechts, an 
deren Kapital der Bund unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt ist, 

b) auf Unternehmen des Privatrechts, an 
denen das Deutsche Reich oder das ehe- 
malige Land Preußen beteiligt war und 
deren Beteiligungen zur Zeit vom Bund 
verwaltet werden (vgl. §§ 1 und 6 des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechts- 
verhältnisse des Reichsvermögens und der 
preußischen Beteiligungen vom 21. Juli 

1951 — Vorschaltgesetz — und § 2 der 
Verordnung vom 26. Juli 1951 zur Durch- 
führung des § 6 des Vorschaltgesetzes), 

c) auf die Verwaltung des im Einflußbereich 
der Bundesrepublik belegenen Vermögens 
von Unternehmen mit eigener Rechtsper- 
sönlichkeit, an denen das Deutsche Reich 
oder das ehemalige Land Preußen unmit- 
telbar oder mittelbar eine Beteiligung be- 
saß und die im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin keinen Sitz haben (vgl. § 3 des Vor- 
schaltgesetzes, § 9 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes des Bundes vom 4. Januar 

1952 sowie Artikel I und III des entspre- 
chenden Gesetzes des Landes Berlin vom 
12. Juni 1952), 

d) auf Unternehmen in der Form von juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts 
(vgl. Nr. 2 des Berichts nach § 107 Abs. 2 
RHO vom 8. Januar 1954 für die Rech- 
nungsjahre 1949 und 1950, Bundestags- 
Drucksache 396 der 2. Wahlperiode 1953 
S. 38 ff.). 

Die Unternehmen zu a) bis d) werden in 
dem Bericht kurz als Unternehmen des Bun- 
des bezeichnet. 

Die allgemeinen Vorbemerkungen zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 enthalten eine ausführliche Übersicht über 
die Unternehmen des Bundes. 

3. Dieser Bericht umfaßt hauptsächlich die Zeit 
bis zum 30. Juni 1955. In einigen wichtigeren 
Fällen wird auch die Entwicklung nach diesem 
Stichtag berücksichtigt. Der Bericht vom 


8. Januar 1954 war nach dem Stande vom 
31. Dezember 1953 aufgestellt. 

4. Die Unternehmen des Bundes sind überwie- 
gend Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung. Die Ausführungen 
in diesem Bericht beziehen sich deshalb haupt- 
sächlich auf solche. 

5. Der Bundesrechnungshof mußte bei seinen bis- 
herigen Prüfungen zu zahlreichen Fragen 
haushaltsrechtlicher und gesellschaftsrecht- 
licher Art, die für die Bundesunternehmen Be- 
deutung haben und deren Lösung in den ab- 
gelaufenen Jahren des Aufbaus als eine Haupt- 
aufgabe angesehen worden ist, in grundsätz- 
licher Hinsicht Stellung nehmen. Dabei han- 
delt es sich in versdiiedenen Fällen um solche, 
die schon früher geklärt worden sind. Infolge 
der Kriegsverhältnisse und aus anderen Grün- 
den sind die Grundsätze jedoch nicht überall 
angewendet worden. Sie haben sich aber in- 
zwischen weitgehend durchgesetzt. Der Bun- 
desrechnungshof halt es für zweckmäßig, zu- 
sammenfassend darüber zu berichten, welche 
Maßnahmen er zur Sicherung der Interessen 
des Bundes vorgeschlagen hat. Für verschie- 
dene Bereiche, insbesondere der Geschäfts- 
führung und Überwachung der Unternehmen, 
kann nur das Ziel angegeben werden, weil der- 
artige Regelungen auf die Rechtsform des ein- 
zelnen Unternehmens, die Art des Betriebes, 
die Größe usw. abgestcllt werden müssen. 

Viele Fragen sind gemeinsam mit dem Bun- 
desminister der Finanzen geklärt worden. 

Erfahrungen, die von allgemeinem Interesse 
sind, hat der Bundesrechnungshof auch ande- 
ren Bundesministern mit der Bitte mitgeteilt, 
sie bei ihren Prüfungen zu verwerten. 

6. Nach dem Inkrafttreten des § 48 RHO ist 
eine Reihe von Gesetzen erlassen worden, die 
für die Einflußnahme des Bundes auf seine 
Unternehmen wesentliche Bedeutung haben. 
Der Bundesrechnungshof hält es für ange- 
bracht, auch diese Entwicklung und die damit 
zusammenhängenden Fragen darzustellen. 

7. Der Bericht berücksichtigt Feststellungen 
der obersten Rechnungsprüfungsbehörden der 
Länder anläßlich solcher Prüfungen, die ihnen 
mit ihrem Einverständnis übertragen worden 
sind (§ 6 BRHG) oder bei denen sie die 
Federführung übernommen haben (vgl. Nr. 63 
des Berichts vom 8. Januar 1954). 

Die Zusammenarbeit hat dazu geführt, daß 
im Bund und in den Ländern über die Aus- 
legung der hier maßgeblichen haushaltsrecht- 



liehen Vorschriften weitgehend Übereinstim- 
mung erzielt worden ist und auch sonstige 
Grundsätze, die für die Unternehmen des pri- 
vaten und des öffentlichen Rechts Bedeutung 
haben, im wesentlichen gleichmäßig angewen- 
det werden. 

8. Der Benennung der Firma in Berichten nach 
§ 107 Abs. 2 RFIO sind Grenzen gezogen, 
wenn einem Unternehmen durch die Ver- 
öffentlichung ein finanzieller Schaden erwach- 
sen oder das Interesse Dritter gefährdet wer- 
den könnte. Die Firma wird grundsätzlich 
auch nicht angegeben, falls Vorgänge noch 
nicht abschließend geklärt sind, wegen ihrer 
Bedeutung eine Erörterung aber erforderlich 
erscheint. 


B. Stand der Prüfung 

9. Der Bericht vom 8. Januar 1954 bezog sich 
auf eine Zeit, in der es u. a. die Aufgabe der 
Behörden war, die Beteiligungen des Reichs 
und des ehemaligen Landes Preußen an Un- 
ternehmen zu erfassen, die Verwaltung neu 
zu ordnen, das Prüfungsrecht sicherzustellen 
und das Prüfungsverfahren durch die Bestel- 
lung der sachverständigen Prüfer und die Er- 
teilung von Prüfungsrichtlinien in Gang zu 
bringen. 

Der Bundesrechnungshof hat in dem Be- 
richt vom 8. Januar 1954 ausgeführt, daß die 
Prüfung nach dem Stande vom 31. Dezember 
1953 noch nicht für alle Unternehmen ge- 
nügend gegenwartsnahe gewesen ist. Die 
Gründe, die unter Nr. 11 und 72 des erwähn- 
ten Berichts angegeben worden sind, wirken 
sich zum Teil heute noch aus. Das trifft vor 
allem zu für Unternehmen des Kohlenberg- 
baus, der Eisen- und Stahlindustrie und des 
Filmwesens sowie für Kreditinstitute. Der 
Bundesrechnungshof hat für eine größere An- 
zahl von Unternehmen dieser Art bis zum 
30. Juni 1955 Prüfungsunterlagen überhaupt 
noch nicht oder nur für verhältnismäßig 
wenige Geschäftsjahre nach der Währungs- 
umstellung erhalten. Bei anderen hat sich die 
Aufstellung der DM-Eröffnungsbilanz und der 
Abschlüsse der folgenden Geschäftsjahre ver- 
zögert, weil die Erfassung und Bewertung des 
Vermögens mit Schwierigkeiten verbunden 
war. Dem Bundesrechnungshof gehen also 
noch ständig Unterlagen über die DM-Eroff- 
nungsbilanzen und die ersten Geschäftsjahre 
nach der Währungsumstellung zu, oft zugleich 
für eine größere Zahl von Geschäftsjahren. 


Die späte Übersendung von Prüfungsunter- 
lagen an den Bundesrechnungshof beruht nicht 
nur auf den erwähnten Ursachen. Verschie- 
dene Unternehmen haben die Jahresab- 
schlüsse aus Gründen, die nicht anerkannt 
werden können, verspätet aufgestellt und 
dementsprechend auch nicht in einer angemes- 
senen Zeitspanne festgestellt. Die Unterlagen 
sind dem Bundesrechnungshof zudem oft nicht 
innerhalb der in § 112 RHO angegebenen 
Frist von drei Monaten nach Feststellung der 
Jahresabschlüsse zugeleitet worden. 

Die Prüfungen nach § 1 1 1 RHO durch die zu- 
ständigen Bundesminister (Fachminister) sind 
hiernach auch heute noch nicht für alle Unter- 
nehmen genügend gegenwartsnahe; das hat 
sich gegenüber dem 31. Dezember 1953 aber 
gebessert. 

10. Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungs- 
hofs (§ 113 Abs. 1 RHO) werden von den 
Bundesministern oft erst nach ungewöhnlich 
langer Zeit beantwortet. Dadurch verzögert 
sich der Abschluß von Prüfungen wesentlich. 

Die zuständigen Bundesminister und der 
Bundesrechnungshof haben zur Überprüfung 
bestimmter Vorgänge Ergänzungsprüfungen 
veranlaßt (§ 113 Abs. 2 RHO), so daß inso- 
weit das Prüfungsverfahren noch nicht abge- 
schlossen ist. 

11. Der Bundesrechnungshof hat die Bundesmini- 
ster um Vorsorge gebeten, daß ihm die Prü- 
fungsunterlagen künftig in der Frist des § 112 
RHO zugesandt und seine Prüfungsmitteilun- 
gen in einer angemessenen Zeitspanne beant- 
wortet werden. Die nach Besprechungen mit 
den in Betracht kommenden Bundesministe- 
rien getroffenen Maßnahmen lassen erwarten, 
daß die Prüfungen künftig in kürzerer Zeit 
durchgeführt werden können. 

12. Aus den angegebenen Gründen ist es dem Bun- 
desrechnungshof noch nicht möglich gewesen, 
die Betätigung des Bundes als Gesellschafter 
von Unternehmen so planmäßig zu prüfen, 
wie es erforderlich ist und früher auch üblich 
war. Es war in den letzten Jahren oft gebo- 
ten, bestimmte wichtig erscheinende Prüfun- 
gen nach dem Eingang der Prüfungsunterlagen 
vorweg auszuführen, und zwar gleichzeitig für 
eine größere Zahl von Geschäftsjahren. In den 
Prüfungsmitteilungen sind, soweit länger zu- 
rückliegende Zeitabschnitte zu prüfen waren, 
hauptsächlich Fragen grundsätzlicher Art und 
Vorgänge von Bedeutung behandelt worden, 
u. a. solche, die für Unternehmen größere 
Schäden zur Folge hatten. 



13. Auch vor dem Eingang von Prüfungsunter- 
lagen hat der Bundesrechnungshof zu wichti- 
gen Fragen Stellung genommen. So hat er nach 
dem Eingang von Kabinettsvorlagen sowie auf 
Anregung der zuständigen Bundesminister 
seine Auffassung mitgeteilt (z. B. zu Entwür- 
fen von Gesetzen, von Satzungen, von Ge- 
schäftsordnungen für Vorstände/Geschäfts- 
führer, von Verträgen über Zuwendungen aus 
Bundesmitteln). Seine Vorschläge sind zum 
großen Teil berücksichtigt worden. 

Nach dem Bekanntwerden einer neuen un- 
mittelbaren oder mittelbaren Beteiligung des 
Bundes (auf Grund der Ansätze im Haushalts- 
plan, der Berichte der sachverständigen Prüfer 
über die Prüfung von Obergesellschaften usw.) 
hat der Bundesrechnungshof die Satzung und 
andere Unterlagen angefordert sowie die 
Gründe für den Erwerb der Beteiligung fest- 
gestellt. Wenn es notwendig war, hat er die 
Ausbedingung des Prüfungsrechts angeregt 
und frühzeitig auf eine den haushaltsrecht- 
lichen Vorschriften entsprechende Prüfung 
hingewirkt. Dieses Verfahren hat sich als 
zweckmäßig erwiesen. 


C. Fragen des Haushaltsrechts 

I. Unternehmen des Privatrechts 

1. Wahl der Rechtsform der Unternehmen 

14. Der Bund soll sich nach § 48 Abs. 1 Satz 1 
RHO an der Gründung eines Unternehmens 
nur beteiligen, wenn die Rechtsform der 
Aktiengesellschaft, der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien oder der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung gewählt wird, also eine 
Form, die eine Beschränkung der Haftung des 
Bundes zur Folge hat. Das gilt nah § 48 
Abs. 4 RHO auch für Bundesunternehmen, die 
sich an einem anderen Unternehmen beteiligen 
wollen. Solche sind in mehreren Fällen als 
Kommanditisten in Kommanditgesellschaften 
eingetreten. Dadurch ist ihre Haftung auf den 
Betrag der Vermögenseinlage beschränkt. Zwei 
Gesellschaften haben jedoch die rechtlichen 
Verhältnisse so ausgestaltet, daß eine unbe- 
schränkte Haftung begründet worden ist. Ob 
in anderen Fällen durch zusätzliche Vereinba- 
rungen eine unbeschränkte Haftung des betei- 
ligten Bundesunternehmens herbeigeführt 
worden ist, wird noch erörtert. 


2. Wirtschaftliche Voraussetzungen 
für die Beteiligung des Bundes 
an Unternehmen 

15. Nach § 60 Abs. 2 RWB ist die Beteiligung des 
Bundes an Unternehmen, die einen gewerb- 
lichen oder sonstigen wirtschaftlichen Betrieb 
zum Gegenstand haben, nur zulässig, wenn 
ein wichtiges Interesse des Bundes vorliegt, 
die Inanspruchnahme der Bundesmittel nicht 
zu einem Nachteil für den Bund führt und das 
vom Bund angestrebte Ziel sich nur durch eine 
solche Beteiligung erreichen läßt. Der Bundes- 
rechnungshof hat die Auffassung vertreten, daß 
diese Bestimmung sinngemäß auch für mittel- 
bare Beteiligungen Geltung beansprucht. 

3. Die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen 
a) Übernahme von Beteiligungen 

16. Die Beteiligung des Bundes an einem beste- 
henden Unternehmen oder an der Gründung 
eines neuen Unternehmens bedarf nach § 60 
Abs. 1 RWB der vorherigen Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. Will sich ein 
Unternehmen, an dem der Bund maßgebend 
beteiligt ist, an einem anderen bestehenden 
Unternehmen oder an der Gründung eines 
neuen Unternehmens beteiligen, so hat der zu- 
ständige Bundesminister ebenfalls vorher die 
Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen einzuholen. Der Bundesrechnungshof hat 
dem Bundesminister der Finanzen mitgeteiit, 
daß Satz 2 nach seiner Auffassung auf mittel- 
bare Beteiligungen jeder Stufe (Tochtergesell- 
schaften, Enkelgesellschaften usw.) sinngemäß 
anzuwenden ist. 

Der Bundesminister der Finanzen ist nach 
§ 60 Abs. 3 RWB schon an den Verhandlungen 
über die Gründung eines Unternehmens oder 
den Eintritt in ein bestehendes Unternehmen 
zu beteiligen, bevor Bindungen rechtlicher 
oder tatsächlicher Art eingegangen werden. 
Diese Bestimmung bietet dem Finanzminister 
die Möglichkeit, frühzeitig auf die Gestaltung 
der vorgesehenen Maßnahmen einzuwirken. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, 
daß vor dem Inkrafttreten des Vorschaltge- 
setzes zum Erwerb mittelbarer Beteiligungen 
die Zustimmung der Stellen, welche die Auf- 
gaben des Finanzministers wahrgenommen 
haben, nicht immer eingeholt worden ist. Aber 
auch nach dem Inkrafttreten des Vorschaltge- 
setzes haben Bundesunternehmen Beteiligun- 
gen erworben, ohne daß der Bundesminister 
der Finanzen rechtzeitig unterrichtet und seine 
Zustimmung beantragt worden ist. Es handelt 



sich hierbei überwiegend um Beteiligungen 
von Bundesunternehmen an Gesellschaften 
mit dem gleichen Gegenstand des Unterneh- 
mens (z. B. Unternehmen der Energiewirt- 
schaft) oder an Vertriebsunternehmen. 

Inzwischen ist eine der neuen Beteiligungen 
veräußert worden. Ein Unternehmen soll auf- 
gelöst, der Betrieb eines anderen soll stillgelegt 
werden. 

b) Änderung des Zwecks eines Unternehmens, 
des Stammanteils oder des Einflusses des 
Bundes 

17. Der Bundesminister der Finanzen ist nach 
§ 60 Abs. 4 RWB auch zu beteiligen bei einer 
Änderung des Zwecks eines Unternehmens 
oder des Stammanteils des Bundes oder bei 
einer Änderung des Einflusses des Bundes auf 
ein Unternehmen. Der Bundesrechnungshof 
hat den Standpunkt vertreten, daß sich diese 
Bestimmung auf unmittelbare und mittelbare 
Beteiligungen bezieht. 

Änderung des Zwecks 

18. Der in der Satzung festgelegte Gegenstand des 
Unternehmens müßte nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofs grundsätzlich mit dem 
wichtigen Interesse übereinstimmen, das den 
Bund veranlaßt hat, sich an der Gründung 
einer Gesellschaft zu beteiligen oder Anteile 
einer bestehenden Gesellschaft zu erwerben 
(Zweck im haushaltsrechtlichen Sinne). Die 
Satzung ist bei den Unternehmen des Bundes 
zum Teil aber so gefaßt, daß sie Geschäfte zu- 
läßt, die über den erwähnten Zweck hinaus- 
gehen. Der Bundesrechnungshof hat bei den 
Prüfungen die Auffassung vertreten, daß nach 
dem Sinn des § 60 Abs. 2 RWB die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen nicht 
nur dann eingeholt werden sollte, wenn die 
Satzung geändert wird, sondern auch dann, 
wenn eine Gesellschaft Geschäfte betreiben 
will, die nicht mit dem wichtigen Interesse 
übereinstimmen, das den Bund veranlaßt hat, 
die Beteiligung zu übernehmen. Er verkennt 
dabei nicht, daß es wegen der technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung in verschiedenen 
Wirtschaftszweigen schwierig sein kann, nach 
den dargestellten Gesichtspunkten im Einzel- 
fall eine Entscheidung zu treffen. Es wird 
Aufgabe der Vertreter des Bundes in den Auf- 
sichtsräten derUnternehmen sein, in Grenzfäl- 
len von Bedeutung die Ansicht des zuständigen 
Ministers und des Finanzministers festzustel- 
len. Der erforderliche Einfluß des Bundes kann 
mittelbar dadurch sichergestellt werden, daß 


neuartige Geschäfte an die Zustimmung des 
Aufsichtsrats gebunden werden (§ 95 Abs. 5 
Satz 2 des Aktiengesetzes [AktG], § 52 des Ge- 
setzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung [GmbHG]). Eine Reihe 
von Bundesunternehmen hat derartige Be- 
stimmungen schon getroffen. In anderen Fäl- 
len sind entsprechende Beschlüsse in Aussicht 
genommen oder vorgeschlagen worden. 

Nachstehend werden zwei Fälle dargestellt, 
die u. a. zu diesen Erörterungen Anlaß gege- 
ben haben: 

Beispiel Nr. 1 

Eine Aktiengesellschaft, an deren Kapital der 
Bund mittelbar maßgebend beteiligt ist und 
die Braunkohlenbergwerke betreibt, hat An- 
fang 1952 mit nachträglicher Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen sämtliche Ge- 
schäftsanteile einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung erworben, um durch sie einen 
Teil ihrer Braunkohlenerzeugnisse verkaufen 
zu lassen. Der Gegenstand der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung ist der Vertrieb von 
Brennstoffen. Ende 1953 hat die Gesellschaft 
zusätzlich den Vertrieb von Steinkohle aufge- 
nommen. 

Beispiel Nr. 2 

Das Reich hat vor dem zweiten Weltkrieg 
ein Kreditinstitut für die Durchführung be- 
stimmter Aufgaben errichtet. Die Satzung 
läßt neben dieser Betätigung auch andere Ge- 
schäfte zu. Das Institut hat nach der Währungs- 
umstellung Kredite für die Finanzierung von 
Geschäften gewährt, die zwar durch die Sat- 
zung gedeckt werden, aber weder mit den 
bestimmten Aufgaben noch mit dem mit der 
Beteiligung des Reichs angestrebten Ziel ver- 
einbar sind. 

Änderung des Stammanteils 

19. Stammanteil des Bundes im Sinne des § 60 
Abs. 4 RWB ist nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofs der Nennbetrag der unmittel- 
baren oder mittelbaren Beteiligung. Eine Än- 
derung des Stammanteils, die der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen bedarf, ist 
danach auch dann gegeben, wenn sie den Ein- 
fluß des Bundes auf ein Unternehmen nicht 
ändert, z. B. bei Kapitalerhöhungen, bei denen 
die Gesellschafter entsprechend dem Verhältnis 
ihrer bisherigen Beteiligung neue Anteilsrechte 
übernehmen. Der Bundesrechnungshof hat 
dementsprechend beanstandet, daß zu Er- 
höhungen mittelbarer Beteiligungen die Zu- 
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Stimmung des Bundesministers der Finanzen 
nicht eingeholt worden ist. 

Änderung des Einflusses 

20. Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofs ist auch zu Änderungen des Einflusses des 
Bundes nicht immer die Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen beantragt worden. 
In einem solchen Fall hat der Bund den maß- 
geblichen Einfluß im Zusammenhang mit einer 
Kapitalerhöhung verloren. Das Prüfungsrecht 
des Bundes war vor der Änderung des Ein- 
flusses nicht sichergestellt. Ob dieses Recht 
nachträglich ausbedungen werden kann, wird 
noch erörtert. 

c) Vorschläge zur Durchführung der Bestim- 
mungen, nach denen die Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen erforderlich 
ist 

21. Dem Bundesrechnungshof scheint es er- 
wünscht, wie er dem Bundesminister der 
Finanzen mitgeteilt hat, daß dieser zur Durch- 
führung der §§ 48 RHO, 60 RWB nähere Be- 
stimmungen erläßt. Dabei sollte zur Beseiti- 
gung von Zweifeln und zur Vermeidung von 
Verwaltungsarbeit festgelegt werden, in wel- 
chen Fällen die Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen nicht eingeholt zu werden 
braucht oder unter welchen Voraussetzungen 
sie als erteilt gilt. RHO und RWB sagen 
nämlich nichts darüber, wann eine Beteiligung 
vorliegt; Aktien z. B. können von Unterneh- 
men auch zur vorübergehenden Geldanlage er- 
worben werden. Wirtschaftliche Gründe ver- 
langen oft Maßnahmen der Bundesunterneh- 
men, welche die Interessen des Bundes und der 
Allgemeinheit nicht oder nicht wesentlich be- 
rühren. In den Bestimmungen sollten Aus- 
nahmen möglichst scharf abgegrenzt werden 
(z. B. hinsichtlich des Nennbetrages und des 
Hundertsatzes der Beteiligung sowie des Wirt- 
schaftszweiges in den Fällen des Erwerbs von 
Anteilsrechten durch Bundesunternehmen). 
Der Bundesminister der Finanzen erwägt den 
Erlaß solcher Bestimmungen. 

22. Die Verwirklichung der dem § 60 RWB zu- 
grunde liegenden Gedanken haben die Reichs- 
und Bundesminister grundsätzlich über die 
Beamten, die Mitglieder der Aufsichtsräte der 
Unternehmen sind, angestrebt. Der Bund ist 
jedoch in den Aufsichtsräten zahlreicher Un- 
tergesellschaften von Bundesunternehmen 
durch Beamte nicht vertreten, so daß der an- 
gegebene Weg nicht immer zum Ziele führt. 
Damit hängen die unter Nr. 16 ff. erwähnten 
Mängel zum großen Teil zusammen. 


Der Bundesrechnungshof hat auf Grund 
seiner Feststellungen nach Fühlungnahme mit 
dem Bundesminister der Finanzen angeregt, 
daß der Bund (vertreten durch den zuständi- 
gen Bundesminister) mit den Unternehmen 
Abmachungen zur Durchführung der haus- 
haltsrechtlichen Bestimmungen trifft. Danach 
sollen sich die Unternehmen verpflichten, dem 
zuständigen Bundesminister, bevor Bindungen 
rechtlicher oder tatsächlicher Art eingegangen 
werden (§ 60 Abs. 3 RWB), zustimmungsbe- 
dürftige Vorgänge mitzuteilen und auch auf 
die Durchführung der Entscheidung des Bun- 
desministers der Finanzen hinzuwirken (z. B. 
durch Unterrichtung der zuständigen Gesell- 
schaftsorgane). Mit einem Ted der größeren 
Bundesunternehmen sind inzwischen solche 
Abmachungen getroffen worden. Die haus- 
haltsrechtlichen Bestimmungen dürften nach 
einer vollständigen Durchführung dieses Ver- 
fahrens besser als bisher beachtet werden. 

d) Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen als Mittel zur Wahrung der Bun- 
desinteressen 

23. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen gebeten, sich vor der 
Zustimmung zum Erwerb einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Beteiligung zu vergewissern, 
ob die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 RWB 
vorliegen und die Vorschriften des § 48 Abs. 1, 
2 RHO beachtet worden sind. Er hat außer- 
dem angeregt, stets zu prüfen, ob die vorge- 
sehene Höhe der Beteiligung (des Nennbetra- 
ges und des Hundertsatzes) dem vom Bund 
mit der Beteiligung verfolgten Zweck ent- 
spricht. 

4. Die Einflußnahme des Bundes auf die 
Unternehmen 

a) Bildung eines Aufsichtsrats 

24. Nach den Grundgedanken des § 48 RHO soll 
sich der Bund nur an Unternehmen beteiligen, 
die einen Aufsichtsrat haben. Bei einigen Un- 
ternehmen ist ein Aufsichtsrat erst auf Grund 
des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
vom 21. Mai 1951 (Mitbestimmungsgesetz) 
oder des Betriebsverfassungsgesetzes vom 
11. Oktober 1952 gebildet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt 
Anlaß gehabt, für Gesellschaften mit be- 
schrankter Haftung die Bestellung eines Auf- 
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sichtsrats anzuregen. Er hat seine Bedenken 
dagegen zurückgestellt, daß bei einigen wirt- 
schaftlich unbedeutenden Unternehmen kein 
Aufsichtsrat besteht, jedoch darauf hingewirkt, 
daß die Gesellschafter die zur Überwachung 
der Geschäftsführung erforderlichen Maßnah- 
men treffen (vgl. § 46 Nr. 6 GmbHG). 

b) Sicherung des Einflusses des Bundes, insbe- 
sondere über den Aufsichtsrat 

Allgemeines 

25. Der Bund soll sich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 
RHO bei der Gründung von Unternehmen 
durch geeignete Abmachungen den nötigen Ein- 
fluß auf die Geschäftsführung, insbesondere 
eine angemessene Vertretung im Aufsichtsrat, 
sichern. Dieser Grundsatz, der sich aus dem 
Wesen der Beteiligung ergibt, gilt nach § 48 
Abs. 3, 4 RHO entsprechend, wenn der Bund 
Anteile an bestehenden Gesellschaften besitzt 
oder solche erwirbt, oder wenn er sich mittel- 
bar an Unternehmen beteiligt. 

Die Bedeutung anderer Gesetze für den Ein- 
fluß des Bundes 

26. Das Aktiengesetz vom 30. Januar 1937, das 
Mitbestimmungsgesetz, das Betriebsverfas- 
sungsgesetz und das Vorschaltgesetz, die nach 
dem Inkrafttreten des § 48 Abs. 2 Satz 1 
RHO erlassen worden sind, haben die Mög- 
lichkeit der Einflußnahme durch den Bund in 
verschiedener Hinsicht geändert. 

Wahl oder Entsendung von Aufsichtsrats- 
mitgliedern 

27. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden nach 
dem Aktienrecht von der Hauptversammlung, 
nach dem GmbH-Recht grundsätzlich von der 
Gesellschafterversammlung gewählt (% 87 AktG, 
§ 52 GmbHG). 

Nach § 88 AktG kann die Satzung jedoch 
bestimmten Aktionären oder den jeweiligen 
Inhabern bestimmter Aktien das Recht ein- 
räumen, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu 
entsenden. Der Gesetzgeber hat diese Vor- 
schrift namentlich für gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen vorgesehen, weil die öffentliche 
Hand ein Interesse daran hat, daß sie im Auf- 
sichtsrat durch Personen ihres Vertrauens ver- 
treten ist. Die Gesamtzahl der entsandten Mit- 
glieder darf bei der Aktiengesellschaft den 
dritten Teil aller Aufsichtsratsmitglieder nicht 
übersteigen (§ 88 Abs. 1 Satz 2 AktG). 

Die Satzung der Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung kann den Gesellschaftern eben- 


falls das Recht einräumen, Mitglieder in den 
Aufsichtsrat zu entsenden; eine Begrenzung 
im Sinne des § 88 Abs. 1 Satz 2 AktG ist nicht 
erforderlich. Uber die Frage, ob auch im Gel- 
tungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes 
eine Entsendung zulässig ist, besteht noch 
keine Übereinstimmung. 

Der Bundesrechnungshof hat in geeigneten 
Fällen empfohlen, ein Entsendungsrecht sicher- 
zustellen. 

Die Einflußnahme des Bundes über die Organe 
der Gesellschaften 

28. Das Aktiengesetz vom 30. Januar 1937 hat 
die Stellung des Vorstands unter erheblicher 
Einschränkung der Befugnisse der Hauptver- 
sammlung wesentlich gestärkt. Der Vorstand 
hat die Aktiengesellschaft unter eigener Ver- 
antwortung zu leiten. Die Hauptversammlung 
hat in den mit dem wirtschaftlichen und recht- 
lichen Aufbau der Aktiengesellschaft zusam- 
menhängenden Fragen zu beschließen, u. a. 
über Satzungsänderungen einschließlich der 
Maßnahmen der Kapitalerhöhung und -her- 
absetzung, über die Entlastung des Vorstands 
und des Aufsichtsrats sowie über die Gewinn- 
verteilung. Ein gewisser Einfluß auf die Lei- 
tung der Aktiengesellschaft ist der Hauptver- 
versammlung vor allem dadurch gesichert, daß 
sie grundsätzlich den Aufsichtsrat wählt und 
abberuft. Uber Fragen der Geschäftsführung 
kann sie nur entscheiden, wenn der Vorstand 
es verlangt. Der Aufsichtsrat hat als wichtigste 
Aufgaben die Überwachung der Geschäfts- 
führung, die Bestellung und die Abberufung 
der Vorstandsmitglieder sowie die Mitwirkung 
bei der Feststellung des vom Vorstand aufge- 
stellten Jahresabschlusses. Dieser ist festge- 
stellt, wenn der Aufsichtsrat ihn billigt. Eini- 
gen sich Aufsichtsrat und Vorstand nicht oder 
entscheiden sie sich für die Feststellung durch 
die Hauptversammlung, so hat der Vorstand 
diese zur Feststellung des Abschlusses einzube- 
rufen. Dem Aufsichtsrat dürfen Maßnahmen 
der Geschäftsführung nicht übertragen wer- 
den. Weisungsbefugnisse gegenüber der Ge- 
schäftsleitung können ihm — im Gegensatz 
zum GmbH-Recht — nicht eingeräumt wer- 
den. Er ist aber befugt, bestimmte Arten von 
Geschäften an seine Zustimmung zu binden. 
Diesem Recht sind jedoch Grenzen gesetzt 
(vgl. Nr. 77). 

Die Zuständigkeitsregelung durch das Ak- 
tienrecht kann sich insbesondere bei den Fra- 
gen auswirken, die im Vordergrund des Inter- 
esses stehen, nämlich beim Erwerb von Be- 
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teiligungen, bei der Veräußerung von Beteili- 
gungen sowie bei der Feststellung des Jahres- 
abschlusses und der Gewinnverteilung. Eine 
gewisse Möglichkeit der Einflußnahme des 
Bundes als Aktionär besteht hinsichtlich des 
Erwerbs und der Veräußerung von Beteili- 
gungen durch die Gestaltung der Satzung 
(Gegenstand des Unternehmens) und durch die 
Bindung der Vornahme solcher Geschäfte an 
die Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Vor- 
stand kann aber nicht angewiesen werden, be- 
stimmte Handlungen vorzunehmen, z. B. eine 
Beteiligung zu veräußern. Auf die Feststellung 
des Jahresabschlusses und auf den Ausweis 
eines Reingewinns kann über den Aufsichtsrat 
und, falls dieser sich mit dem Vorstand nicht 
einigt, über die Hauptversammlung Einfluß 
genommen werden. Der Aufsichtsrat ist in 
der Lage, von einer Wiederbestellung der 
Vorstandsmitglieder abzusehen oder unter 
Umständen aus wichtigem Grunde die Bestel- 
lung zu widerrufen. 

Der Zusammensetzung des Aufsichtsrats 
und seiner Auffassung kommt also in wich- 
tigen Angelegenheiten Bedeutung zu. Das gilt 
für Unternehmen, an deren Kapital der Bund 
mittelbar beteiligt ist (Untergesellschaften), 
in besonders starkem Maße. Die Rechte des 
Aktionärs werden in der Hauptversammlung 
der Untergesellschaft durch den Vorstand der 
Obergesellschaft vertreten. In diesen Fällen ist 
je nach dem Sachverhalt mittelbar über den 
Aufsichtsrat der Ober- oder der Untergesell- 
schaft Einfluß zu nehmen. 

Die Interessen des Bundes können im Auf- 
sichtsrat eines Unternehmens, falls unter den 
Aufsichtsratsmitgliedern Meinungsverschieden- 
heiten bestehen, nur gewahrt werden, wenn 
der Bund in der Lage ist, seine Auffassung 
durch seine Vertreter durchzusetzen. 

29. Auf den größten Teil der in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft betriebenen Bundes- 
unternehmen findet das Mitbestimmungsgesetz 
oder das Betriebsverfassungsgesetz Anwen- 
dung. Insoweit besteht zwischen diesen Bun- 
desunternehmen und anderen Aktiengesell- 
schaften kein Unterschied. § 7 der DVO zum 
Vorschaltgesetz bestimmt aber für Unterneh- 
men, an denen das Reich oder das ehemalige 
Land Preußen eine unmittelbare oder mittel- 
bare Beteiligung besaß, die jetzt vom Bund 
verwaltet wird, daß von den verfügbaren und 
auf die erwähnten Beteiligungen entfallenden 
Aufsichtsratssitzen grundsätzlich die einfache 
Mehrheit dem Bund und die übrigen Sitze 
den Ländern zustehen. Da diese Vorschrift 
ebenfalls für den größten Teil der Bundes- 


unternehmen gilt, wird die Möglichkeit der 
Einflußnahme durch den Bund zusätzlich er- 
heblich eingeschränkt. Aus dem Zusammen- 
treffen der verschiedenen Vorschriften ergibt 
sich folgendes: 

Nach dem Mitbestimmungsgesetz besteht der 
Aufsichtrat aus elf (ausnahmsweise aus fünf- 
zehn oder einundzwanzig) Personen. Von den 
Aufsichtsratsmitgliedern entfallen, abgesehen 
von dem „elften Mitglied", fünf auf die An- 
teilseigner und fünf auf die Arbeitnehmer. 
Stehen der Reichs- oder preußischen Beteili- 
gung (bei einer 100%igen Beteiligung) sämt- 
liche fünf Sitze der Anteilseigner zu, so sind 
davon nach § 7 a. a. O. drei vom Bund und 
zwei von den Ländern zu besetzen. 

Nach dem Betriebsverfassungsgesetz muß 
der Aufsichtsrat zu einem Drittel aus Vertre- 
tern der Arbeitnehmer bestehen. Hat der Auf- 
sichtsrat eines Unternehmens, auf welches das 
Betriebsverfassungsgesetz Anwendung findet, 
z. B. neun Mitglieder und verwaltet der Bund 
eine Beteiligung des Reichs oder des ehemali- 
gen Landes Preußen in Höhe von 100 v. H., 
so entfallen auf die Arbeitnehmer drei, auf 
den Bund vier und auf die Länder zwei Auf- 
sichtsratssitze. 

Der Bund hat hiernach bei den Aktien- 
gesellschaften, auf die das Mitbestimmungs- 
gesetz oder das Betriebsverfassungsgesetz und 
zugleich das Vorschaltgesetz Anwendung fin- 
den, selbst bei einer Beteiligung von 100 v. II. 
keine Mehrheit im Aufsichtsrat. Gegen die 
Regelung in der DVO zum Vorschaltgesetz 
hatte der Bundesrechnungshof aus wirtschaft- 
lichen Gründen schon bei den Beratungen 
über den Entwurf des Vorschaltgesetzes 
schriftlich und mündlich Bedenken geäußert. 

30. Von den Bundesunternehmen, die in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung betrieben werden, unterliegt nur ein 
Teil dem Mitbestimmungsgesetz oder dem Be- 
triebsverfassungsgesetz. Die beiden Gesetze 
schreiben die Bildung eines Aufsichtsrats vor. 
Für die Mehrzahl dieser Unternehmen gilt 
auch das Vorschaltgesetz. Auf den Aufsichtsrat 
der dem Mitbestimmungsgesetz unterstehen- 
den Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
seine Rechte und Pflichten finden nach § 3 des 
Gesetzes die Vorschriften des Aktienrechts 
sinngemäß Anwendung; die Rechte und Pflich- 
ten des Aufsichtsrats der Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, die dem Betriebsver- 
fassungsgesetz unterliegen, bestimmen sich 
nach den in § 77 des Gesetzes angegebenen 
aktienrechtlichen Vorschriften. 
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c) Auswahl der Vertreter des Bundes in Auf- 
sichtsräten 

31. Als berufene Vertreter des Reichs/des Bun- 
des im Aufsichtsrat sind in erster Linie die- 
jenigen Beamten angesehen worden, die mit 
der Verwaltung der Beteiligung des Reichs/ 
des Bundes in dem zuständigen Ministerium 
beauftragt worden sind, weil sie über die 
Ziele, die das Reich/der Bund mit der Beteili- 
gung verfolgt, und über die Verhältnisse des 
Unternehmens unterrichtet sind; sie als die 
verantwortlichen Beamten können auch am 
besten die Unterlagen für die dem zuständigen 
Minister nach § 111 RHO obliegende Prüfung 
zur Verfügung stellen. Da sie der Anweisung 
des Ministers und der Kontrolle durch die ge- 
setzgebenden Körperschaften unterständen, 
sind sie im Haushaltsausschuß des früheren 
Deutschen Reichstags bei der Beratung des 
Entwurfs des Gesetzes zur Änderung der 
RHO vom 8. März 1930 als die geeigneten 
Vertreter des Reichs bezeichnet worden. 

32. In Aufsichtsräte größerer Unternehmen sind 
nach einer Verwaltungsübung außer Beamten 
als Vertretern des zuständigen Ministers zum 
Teil solche anderer Fachminister sowie des 
Finanzministers gewählt oder entsandt wor- 
den. Der Bundesrechnungshof hat in den letz- 
ten Jahren vorgeschlagen, in die Aufsichtsräte 
einiger bedeutender Unternehmen neben 
Beamten der Fachministerien auch einen Ver- 
treter des Bundesministers der Finanzen zu 
wählen. Dem ist entsprochen worden. 

33. Es ist grundsätzlich stets Wert darauf gelegt 
worden, neben Beamten Persönlichkeiten als 
Mitglieder der Aufsichtsräte der Unterneh- 
men des Reichs und des Bundes zu benennen, 
die auf bestimmten Gebieten hervorragende 
Sachkenner sind. Bei den Beratungen des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Reichs- 
tages ist allerdings eine gewisse Vorsicht emp- 
fohlen worden; solche Persönlichkeiten könn- 
ten sich unter Umständen von Interessen 
leiten lassen, die nicht immer mit denen des 
Reichs übereinzustimmen brauchten (Steno- 
graphischer Bericht über die 102. Sitzung des 
5. Ausschusses — Reichshaushalt — des 
Reichstags IV. Wahlperiode 1928). 

34. Die Bundesregierung hat in den Allgemeinen 
Vorbemerkungen zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1955 (S. 331) ausge- 
führt, die zuweilen erhobene Forderung, die 
Aufsichtsräte ausschließlich mit Vertretern 
der freien Wirtschaft und nicht auch mit Be- 
amten zu besetzen, lasse sich in uneinge- 
schränkter Form nicht mit der Vorschrift des 


§ 48 RHO in Einklang bringen. Sie sei be- 
strebt, die Besetzung der Aufsichtsräte mit 
Beamten auf ein vertretbares Maß zu be- 
schränken, und zwar u. a. in der Erkenntnis, 
daß die Unternehmen des sachverständigen 
Rats erfahrener Fachleute in den Aufsichts- 
räten nicht entbehren könnten. Es werde ins- 
besondere angestrebt, in den Untergesellschaf- 
ten der Konzerne die Wahrung der Bundes- 
interessen möglichst den Vorständen der 
Obergesellschaften zu übertragen. 

35. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
sollte das Ziel sein, zumindest die Aufsichts- 
räte größerer Unternehmen (einsdil. der Un- 
tergesellschaften) und solcher, die vom Bund 
unterstützt werden (durch Zuschüsse, Bürg- 
schaften usw.), so zu besetzen, daß die Inter- 
essen des Bundes durch erfahrene Beamte so- 
wie durch Angehörige von Konzerngesell- 
schaften und durch unabhängige Vertreter der 
freien Wirtschaft gemeinsam gewahrt werden. 

Den Aufsichtsräten zahlreicher Unterge- 
sellschaften gehören neben den Vertretern der 
Länder (auf Grund des Vorschaltgesetzes) so- 
wie .der Arbeitnehmer allein oder fast aus- 
schließlich Mitglieder der Vorstände von Kon- 
zerngesellschaften, jedoch keine Beamte des 
Bundes an; dagegen lassen andere Gebiets- 
körperschaften Ihre Interessen weitgehend 
durch Beamte vertreten. Die dargestellte Ver- 
tretung des Bundes in den Auf sichtsräten er- 
scheint bei b e de u tend en Un te rg es ellschaf ten 
nicht unbedenklich. Der Umstand, daß die 
Dach- und Obergesellschaften berechtigte In- 
teressen in den Untergesellschaften zu wahren 
halben und deshalb in den Aufsichtsräten ver- 
treten sein müssen, schließt die Zugehörig- 
keit von Beamten nicht aus. 

36. Der Bundesrechnungshof hat einen Bundes- 
minister gebeten, auf eine Besetzung der Auf- 
sichtsräte der größeren Unternehmen entspre- 
chend der dargelegten Zielsetzung hinzuwir- 
ken. Dabei hat er die Auffassung vertreten, 
daß unabhängige Persönlichkeiten der freien 
Wirtschaft nicht nur auf die Zahl der dem 
Bund zustehenden Aufsichtsratssitze, sondern 
auch auf die anderer Gebietskörperschaften 
angerechnet werden sollten. 

Der Bundesreclinungshof wird beobachten, 
ob sich die gegenwärtige Übung, die Interessen 
des Bundes in den Aufsichtsräten größerer 
Unternehmen durch verhältnismäßig wenige 
Beamte vertreten zu lassen, bewährt. 

37. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß 
Beamte, die den Bund in Aufsichtsräten von 
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Bundesunternehmen vertreten, verpflichtet 
sind, die Vergütungen aus dieser Ncbentätig- 
keit an die Bundeskassc abzuführen, soweit 
sie einen bestimmten Betrag übersteigen (vgl. 
die Verordnung über die Neben tätigkeit der 
Beamten in der Fassung vom 26. August 
1953). Der Bundesrechnungshof prüft laufend 
die Beachtung der Bestimmungen. 

d) Weisungsrecht gegenüber den Vertretern 
des Bundes 

38. Der Bund soll sich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 
RHO den nötigen Einfluß auf die Unterneh- 
men, insbesondere eine angemessene Vertre- 
tung im Aufsichtsrat, sichern. Der Gesetz- 
geber ist seinerzeit davon ausgegangen, daß 
das Reich über seine Beamten als Vertreter im 
Aufsichtsrat den zur Wahrung der Reichsin- 
teressen erforderlichen Einfluß ausüben soll. 
Der Beamte hat als Aufsichtsratsmitglicd 
grundsätzlich die gleichen Rechte und Pflich- 
ten wie andere Mitglieder. Es können aber 
Anordnungen des Vorgesetzten in Betracht 
kommen. 

Die Frage des Weisungsrechts hat allgemeine 
Bedeutung, und zwar für den Bund, die Län- 
der, die Gemeinden und die Gemeinde ver- 
bände. 

39. Das Weisungsrecht kann unter Umständen 
ein entscheidendes Mittel zur Durchsetzung 
der Interessen des Bundes sein. Hält z. B. der 
zuständige Minister im Gegensatz zu einem 
Beamten aus berechtigten Gründen eine Ge- 
winnausschüttung durch eine Aktiengesell- 
schaft für vertretbar, so würde auf Grund des 
Weisungsrechts die Möglichkeit bestehen, auf 
eine entsprechende Feststellung des Jahresab- 
schlusses und auf eine Gewinnverteilung hin- 
zuwirken. Das gleiche gilt u. a. für die Durch- 
setzung der Entscheidungen, die sich auf den 
Erwerb und die Veräußerung von Beteiligun- 
gen usw. beziehen (§ 60 RWB). 

Der Bundesrechnungshof steht wegen der 
Fragen, die mit dem Weisungsrecht Zusam- 
menhängen, mit dem Bundesminister der Ju- 
stiz im Gedankenaustausch. 

e) Ausschüsse des Aufsichtrats 

40. Der Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft kann 
nach § 92 AktG aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich zu 
dem Zweck, seine Verhandlungen und Be- 
schlüsse vorzubereiten oder die Ausführung 
seiner Beschlüsse zu überwachen. Ausschüssen 
können in gewissem Umfang auch entschei- 


dende (beschließende) Befugnisse des Aufsichts- 
rats übertragen werden. Bei größeren Aktien- 
gesellschaften ist es üblich, derartige Ausschüsse 
(für Personalangelegenheiten, für Bau- und 
sonstige Aufträge, für Kreditfragen usw.) zu 
bilden. Auch bei der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung können solche Ausschüsse 
errichtet werden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
findet § 48 Abs. 2 Satz 1 RHO auf Aus- 
schüsse mit entscheidenden Befugnissen grund- 
sätzlich ebenso Anwendung wie auf den Ge- 
samtaufsichtsrat. Er hat deshalb einige Bundes- 
minister gebeten, darauf hinzuwirken, daß der 
Bund in wichtigen Ausschüssen vertreten wird. 
Andernfalls besteht die Gefahr, daß die Ver- 
treter des Bundes in Aufsichtsräten bei Ent- 
scheidungen von Bedeutung ausgeschaltet 
werden. Den Ausschüssen der Aufsichtsräte 
zahlreicher Bundesunternehmen gehören schon 
Beamte an. 

Es ist rechtlich nicht zweifelsfrei, ob Auf- 
sichtsratsausschüssen von Aktiengesellschaften 
mit entscheidenden Befugnissen weniger als 
drei Mitglieder angehören dürfen. Bei Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung wäre eine 
Beschränkung auf weniger als drei Mitglieder 
zulässig. Der Bundesrechnungshof hat mehr- 
fach die Auffassung vertreten, daß Aufsichts- 
ratsausschüsse mit Befugnissen der angegebe- 
nen Art stets aus mindestens drei Mitgliedern 
bestehen sollten. Eine solche Besetzung hält 
er aus sachlichen Gründen für erforderlich. 
Sein Standpunkt hat sich schon bei einem 
großen Teil der Unternehmen durchgesetzt. 

5. Das Prüfungsrecht des zuständigen 
Bundesministers 

a) Allgemeines 

41. Der Bund soll nach § 48 Abs. 2 Satz 2 RHO, 
soweit es der von ihm verfolgte Zweck erfor- 
dert, seine Beteiligung an der Gründung 
eines Unternehmens davon abhängig machen, 
daß ihm in der Satzung ein Prüfungsrecht 
eingeräiumt wird. Das Unternehmen soll sich 
danach verpflichten, die Geschäftsführung 
durch einen dem zuständigen Bundesminister 
genehmen sachverständigen Prüfer (Bilanz- 
prüfer, Prüfungsgesellschaft) nach Richtlinien 
prüfen zu lassen, die der Minister festsetzt. Es 
soll außerdem die Verpflichtung übernehmen, 
dem Minister die Prüfungsberichte vorzulegen. 

Die Prüfung der Geschäftsführung nach 
§ 48 Abs. 2 RHO geht über die aktienrecht- 
liche Jahresaibschlußprüfung hinaus (vgl. 
§§ 135 ff. AktG). 



Die Vorschrift des § 48 Abs. 2 Satz 2 RHO 
gilt nach dessen Abs. 3, 4 entsprechend, wenn 
der Bund Anteile bestehender Gesellschaften 
besitzt oder erwirbt oder wenn sich eine Ge- 
sellschaft, an welcher der Bund unmittelbar 
oder mittelbar maßgebend beteiligt ist, mit 
mehr als einem Viertel des Kapitals an der 
Gründung eines neuen Unternehmens oder 
an einem anderen bestehenden Unternehmen 
beteiligt oder wenn die Gesellschaft an einem 
solchen Unternehmen in diesem Umfange be- 
reits beteiligt ist. 

42. Das Prüfungsrecht des zuständigen Ministers 
ist früher nicht mit allen Unternehmen ausbe- 
dungen worden, auf welche die Voraussetzun- 
gen des § 48 RHO zutreffen. Der Bundes- 
rechnungshof hat die Bundesminister deshalb 
nach dem Inkrafttreten des Vorschaltgesetzes 
gebeten, auf die Einräumung des Prüfungs- 
rechts hinzuwirken, soweit es noch nicht fest- 
gelegt war. Wie unter Nr. 70 des Berichts vom 
8. Januar 1954 ausgeführt, hatten sich in 
einigen Fällen zunächst Schwierigkeiten er- 
geben. Mit der Mehrzahl der vor dem Inkraft- 
treten des Vorschaltgesetzes vorhandenen Un- 
ternehmen ist das Prüfungsrecht inzwischen 
vereinbart worden. Einige Obergesellschaften 
haben das Prüfungsrecht für sich anerkannt 
und gleichzeitig die Verpflichtung übernom- 
men, auf die Einhaltung der haushaltsrecht- 
lichen Prüfungsvorschriften durch ihre Unter- 
gesellschaften hinzuwirken. Es bleibt abzu- 
warten, ob eine solche Regelung ausreichend 
ist. Ein Teil der Unternehmen hat in neuerer 
Zeit zugesagt, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Sicherstellung des Prüfungsrechts zu tref- 
fen. 

Auch nach dem Inkrafttreten des Vorschalt- 
gesetz es ist das Prüfungsrecht bei der Grün- 
dung von Unternehmen nicht immer ausbe- 
dungen worden. Einige Unternehmen halben 
das Recht nachträglich anerkannt. 

Die haushaltsrechtlich vorgeschriebene Prü- 
fung ist in den letzten Jahren dadurch beein- 
trächtigt worden, daß Unternehmen, die zum 
Teil erhebliche wirtschaftliche Bedeutung ha- 
ben, das Prüfungsrecht nicht eingeräumt hat- 
ten. Bei verschiedenen Unternehmen, die das 
Prüfungsrecht nicht anerkannt haben, ist die 
Mitwirkung des zuständigen Bundesministers 
bei der Bestellung des sachverständigen Prü- 
fers sowie die Anwendung von Prüfungsricht- 
linien nicht durchgesetzt worden. Es findet 
also lediglich eine Prüfung des Jahresabschlus- 
ses im Sinne der §§ 135 ff. AktG, nicht aber 
eine solche der Geschäftsführung statt. Auch 


die Berichte über Jahresabschlußprüfungen 
sind bisher für einige Unternehmen nicht er- 
langt worden. 

Die zum Teil langwierigen Verhandlungen 
über die Sicherstellung des Prüfungs rechts 
sind mit verschiedenen Unternehmen noch im 
Gange. 

43. Soweit das Prüfungsrecht in wichtigen Fällen 
noch nicht ausbedungen ist, handelt es sich 
im wesentlichen um Untergesellschaften, die 
schon vor dem Inkrafttreten des Vorschalt- 
gesetzes gegründet worden sind. Es wäre 
wahrscheinlich bei einem Teil der Unterneh- 
men möglich gewesen, das Prüfungsrecht bei 
der Gründung durchzusetzen. Das trifft z. B. 
zu für Gesellschaften, an deren Kapital außer 
Unternehmen des Bundes (des Reichs, des ehern. 
Landes Preußen) nur oder überwiegend juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts (Gebiets- 
körperschaften und sonstige öffentlich- recht- 
liche Einrichtungen) unmittelbar oder mittel- 
bar beteiligt sind. Es besteht kein Anlaß, in 
derartigen Fällen auf die Einräumung des Prü- 
fungsrechts zu verzichten. 

Der Bundesrechnungshof verkennt aber 
nicht, daß unter bestimmten Voraussetzungen 
gewisse Abweichungen von den grundsätzli- 
dicn Forderungen des Haushaltsrechts nicht 
vermeidbar sind. Ist eine Abweichung nicht 
zu umgehen, so sollte zumindest die Vorlage 
der Berichte über die aktienrechtliche Jahres- 
abschlußprüfung angestrebt werden. Die Ent- 
scheidung darüber, welche Abweidiungen von 
den haushaltsrechtlichen Vorschriften ggf. zu- 
gestanden werden können, darf aber, wie der 
Bundesrechnungshof mehrfach hervorgehaben 
hat, bei mittelbaren Beteiligungen nicht den 
Obergesellschaften überlassen bleiben. Es ent- 
fällt unter Umständen nicht nur die Prüfung 
der Geschäftsführung, sondern auch das Recht, 
eine Ergänzung der Prüfungsberichte zu ver- 
langen (§113 Abs. 2 RHO). In einem solchen 
Fall bleibt erforderlichenfalls nur übrig, in 
dem gesellschaftsrechtlich zulässigen Rahmen 
eine Sonderprüfung von Vorgängen bei der 
Geschäftsführung anzustreben (vgl. § 118 
AktG). Es ist nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofs Aufgabe des zuständigen Bun- 
desministers und auch des Bundesministers der 
Finanzen, denen die Interessen der Unter- 
nehmen bekannt sind, über Abweichungen 
von den haushaltsrechtlichen Vorschriften zu 
befinden. 

Der Bundesrechnungshof wird stets prüfen, 
ob Abweichungen vertretbar sind. 
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b) Prüfungsrecht bei unmittelbaren Beteili- 
gungen 

44. § 48 Abs. 2, 3 RHO verlangt die Ausbedin- 
gung des Prüfungsrechts bei unmittelbaren 
Beteiligungen an Unternehmen, soweit es der 
vom Bund verfolgte Zweck erfordert. Der 
Gesetzgeber hat bewußt davon abgesehen, die 
Einräumung des Prüfungsrechts nur für solche 
Falle vorzuschreiben, in denen ein bestimm- 
ter Nennbetrag der Beteiligung oder Hundert- 
satz erreicht wird. Diese Regelung hält der 
Bundesrechnungshof auch für zweckmäßig. 
Würde der Bund z. B. zusammen mit vier 
Ländern eine Aktiengesellschaft mit einem 
Grundkapital von 20 Mio DM gründen, so 
wäre es auch bei einer Beteiligung von nur 
20 v. H. jeder Gebietskörperschaft angebracht, 
das Prüfungsrecht für Bund und Länder und 
damit eine dem Haushaltsrecht entsprechende 
Prüfung sicherzustellen. In solchen Fällen wird 
zwischen den Rechnungshöfen der beteiligten 
Gebietskörperschaften eine gemeinsame Prü- 
fung vereinbart und die Federführung oder 
die Durchführung der Prüfung einem Rech- 
nungshof übertragen. 

c) Prüf angsrecht bei mittelbaren Beteiligungen 

45. Die V Urschrift des § 48 Abs. 4 RHO, nach der 
das Prüfungsrecht auch ausbedungen werden 
soll, wenn sich eine Gesellschaft, an welcher 
der Bund unmittelbar oder mittelbar maß- 
gebend beteiligt ist, mit mehr als einem Vier- 
tel des Kapitals an einem anderen Unterneh- 
men beteiligt, hat vor allem für die Unter- 
gesellschaften der Konzerne Bedeutung. Der 
Geschäftsbetrieb der Dachgesellschaften ist im 
allgemeinen verhältnismäßig gering. Fertigung 
und Vertrieb sind regelmäßig Aufgaben der 
Untergesellschaften. Die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Untergesellschaften, insbeson- 
dere ihre Ertrags- und Finanzlage, beeinflus- 
sen weitgehend die der Dachgesellschaft. Sie 
sind auch für die Entscheidung darüber be- 
stimmend, welchen Gewinn die Dachgesell- 
schaft an den Bund ausschütten kann. Es ist 
deshalb erforderlich, daß der zuständige Bun- 
desminister und der Bundesrechnungshof nicht 
nur einen Überblick über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Dachgesellschaften, sondern 
auch über die der Untergesellschaften erhal- 
ten. Ein großer Teil der in diesem Bericht dar- 
gestellten Mängel bezieht sich auf Untergesell- 
schaften. Voraussetzung für die ordnungs- 
mäßige Prüfung ist die Ausbedingung des Prü- 
fungsrechts. 

Der Bundesrechnungshof hat mehrfach die 
Auffassung vertreten, daß es den haushalts- 


rechtlichen Grundgedanken entspricht, ein 
Prüfungsrecht unter Umständen auch dann 
sicherzustellen, wenn die mittelbare Beteili- 
gung nicht mehr als ein Viertel beträgt. Die- 
ser Standpunkt hat z. B. Bedeutung, falls es 
sich um Unternehmen mit einem Betrieb von 
erheblichem Umfang handelt, der Nennbetrag 
der mittelbaren Beteiligung ungewöhnlich 
hoch ist und außer einem Bundesunternehmen 
nur oder überwiegend unmittelbar oder mit- 
telbar die öffentliche Hand beteiligt ist. 

In den folgenden Fällen haben sich z. B. 
Schwierigkeiten ergeben, obwohl unmittelbar 
oder mittelbar nur oder im wesentlichen Ge- 
bietskörperschaften und andere öffentlich- 
rechtliche Einrichtungen Gesellschafter sind. 

46. Beispiel Nr. 1 

Aktionäre der Elektrizitäts-AG Mitteldeutsch- 
land (EAM) in Kassel, die ein Grundkapital 
von 28 Mio DM und zum 31. Dezember 1953 
(nach Ausscheidung der passiven Wertberich- 
tigung) eine Bilanzsumme von rd. 61 Mio DM 
hat, sind m-Den einem größeren Unternehmen, 
an dessen Kapital der Bund mittelbar maß- 
gebend beteiligt ist, nur Gebietskörperschaf- 
ten (vor allem Kreise). Die Voraussetzungen 
des § 48 Abs. 4 RHO sind für den Bund ge- 
geben. 

Dem Aufsichtsrat der EAM gehören keine 
Beamte des Bundes an, sondern außer den 
Arbeitnehmervertretern Mitglieder des Vor- 
stands des Bundesunternehmens (Obergesell- 
schaft) und Vertreter der sonst beteiligten Ge- 
hietsk örperschaf ten . 

Die Verhandlungen des zuständigen Bun- 
desministers über das Prüfungsrecht und die 
Vorlage der Berichte über die aktienrechtliche 
Jahresabschlußprüfung sind noch nicht abge- 
schlossen. Nach Mitteilung des Ministers ist 
auch noch nicht geklärt, ob die Beachtung von 
Prüfungsrichtlinien durchgesetzt werden kann. 

47. B e i s p i e 1 Nr. 2 

Aktionäre der Aktiengesellschaft für Licht- 
umd Kraftversorgung (LuK) in München, 
deren Grundkapital 12,3 Mio DM und deren 
Bilanzsumme (ohne die passiven Wertberich- 
tigungen) zum 31. Dezember 1953 rd. 28 Mio 
DM beträgt, sind 

zu 32 v. H. die Bayernwerk AG, an deren 
Kapital zu 60 v. H. unmittelbar 
das Land Bayern und zu 40 v. H. 
mittelbar der Bund über die Ver- 
einigte Industrie-Unternehmun- 
gen AG (Viag) beteiligt sind, 
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zu 32 v. H. eine Aktiengesellschaft, an deren 
Kapital der Bund mittelbar zu 
rd. 28 v. H. und in gewissem 
Umfange andere Gebietskörper- 
schaften beteiligt sind, sowie 

zu 32 v. H. ein Kreditinstitut des öffentlichen 
Rechts, das der Aufsicht des Lan- 
des Bayern unterliegt. 

Die öffentliche Hand ist also unmittelbar 
und mittelbar Hauptaktionärin der LuK. 

Dem Aufsichtsrat der LuK gehören keine 
Beamte des T andes Bayern und des Bundes 
an, sondern neben den Vertretern der Arbeit- 
nehmer u. a. Mitglieder der Vorstände der 
beteiligten Unternehmen. 

Die beteiligten Rechnungshöfe haben die zu- 
ständigen Bundes- und Landesmimister gebe- 
ten, auf die Sicherstellung des Prüfungsrechts 
hinzuwirken. Da sich Schwierigkeiten ergeben 
haben, hat der Bundesrechnungshof dem zu- 
ständigen Bundesminister vorgeschlagen, zu- 
sammen mit den interessierten Verwaltungen 
ein gemeinsames Vorgehen zu vereinbaren. 
Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen. 

48. B e i s p i e 1 Nr. 3 

Aktionäre der Österreichisch-Bayerischen 
Kraftwerke AG (ÖBK) in Simbach (Bayern), 
deren Grundkapital 40 Mio DM und deren 
Bilanzsumme zum 31. Dezember 1952 rd. 77 
Mio DM beträgt, sind 

zu 50 v. H. ein Unternehmen der Bundes- 
republik Österreich, 

zu 25 v. H. unmittelbar das Land Bayern, 
zu 25 v. H. die Innwcrk AG in München, an 
deren Kapital der Bund (das 
Reich) über die Viag zu 99,96 
v. H. und das Land Bayern zu 
0,04 v. H. beteiligt sind. 

Die öffentliche Hand ist also unmittelbar 
oder mittelbar alleinige Aktionärin der ÖBK. 

ln den Bundcshaushaltsplänen für die Rech- 
nungsjahre 1951 und 1952 sind insgesamt 
10 Mio DM für die Aufbringung des Grund- 
kapitals der ÖBK (auf dem Wege über die 
Viag und die Innwcrk AG) zur Verfügung 
gestellt worden. 

Mitglieder des Aufsichtsrats der ÖBK sind 
außer den Vertretern der Arbeitnehmer vier 
Mitglieder des Vorstands des beteiligten öster- 
reichischen Unternehmens, je ein Beamter des 
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
und des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft und Verkehr sowie zwei Mitglie- 
der des Vorstands der Innwcrk AG. 


Die Satzung der ÖBK sicht das Prüfungs- 
recht im Sinne der §§ 48 Abs. 2 und 113 Abs. 
3 RHO für den österreichischen Rechnungs- 
hof, den Bayerischen Staatsminister der Finan- 
zen und den Bayerischen Obersten Rechnungs- 
hof vor, dagegen nicht für den zuständigen 
Bundesminister und den Bundesrechnungshof. 
Sie war in dem Zeitpunkt der Übernahme von 
Aktien durch die Innwerk AG schon festge- 
stellt. Das Prüfungsrecht hätte nach Ansicht 
des Bundesrechnungshofs für den Bund bei der 
Kapitalcrhöhung durchgesetzt werden können, 
an der sich die Innwerk AG beteiligt hat. Da- 
mals ist jedoch die Auffassung des Bundes- 
rcchnungshofs, daß auch bei mittelbaren Be- 
teiligungen bis zu einem Viertel des Kapitals 
unter Umständen ein Prüfungsrecht ausbe- 
dungen werden sollte, noch nicht bekannt ge- 
wesen. Es besteht kein Anlaß, die aus Haus- 
haltsmitteln erworbene mittelbare Beteiligung 
des Bundes von 25 v. H. anders zu behandeln 
als die gleich hohe unmittelbare Beteiligung 
des Landes Bayern. 

Der Bundesrechnungshof hat den zuständi- 
en Bundesminister gebeten, darauf hinzuwir- 
en, daß auch für den Bund das Prüfungsrecht 
ausbedungen wird. Der Schriftwechsel ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Der österreichische Rechnungshof und der 
Bayerische Oberste Rechnungshof haben in- 
zwischen die ÖBK örtlich geprüft. Der Bun- 
desrcchnungshof konnte an dieser Prüfung 
nicht teilnehmen. 

d) Prüfungspflicht nach der Verordnung vom 
6. Oktober 1931 

49. Haben Unternehmen die Rechtsform der Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung und befin- 
det sich ihr Kapital unmittelbar oder mittel- 
bar mit mehr als der Hälfte im Eigentum der 
öffentlichen Hand, so besteht eine gesetzliche 
Prüfungspflicht, und zwar auf Grund der Ver- 
ordnung vom 6. Oktober 1931 über die Prü- 
fungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der öffent- 
lichen Hand und des § 1 der 1. DVO vom 
30. März 1933. Nach diesen Vorschriften ist 
der Jahresabschluß zur Feststellung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse von einem sachver- 
ständigen Prüfer (Bilanzprüfer-Wirtschaftsprü- 
fer) zu prüfen. Der Prüfer ist nach § 8 der 
1. DVO für Betriebe, die vom Bund oder von 
diesem gemeinsam mit einem Lande oder einer 
Gemeinde (einem Gemeindeverbande) unter- 
halten werden, von der Bundesregierung im 
Einvernehmen mit der obersten Landesbehörde 
zu bestimmen. Der Prüfungsbericht muß in 
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derartigen Fällen nach § 11 u. a. der Bundes- 
regierung vorgelegt werden. Der zuständige 
Bundesminister ist dann also in der Lage, die 
ihm nach § 111 RHO obliegende Prüfung an 
Hand dieses Prüfungsberichts vorzunehmen 
und den Bericht dem Bundesrechnungshof zu 
übermitteln. Eine Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung unterliegt den Vorschriften der 
Verordnung vom 6. Oktober 1931 über die 
Prüfungspflicht nicht, wenn sie vom Bundes- 
rechnungshof oder von einem Landesrech- 
nungshof oder von einer mit ihrer Zustim- 
mung bestellten Prüfungsgesellschaft nach den 
Vorschriften der RHO geprüft wird (§ 2 
Abs. 1 der 1. DVO). Der Bundesrechnungshof 
hat in Fällen, in denen Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung das Prüfungsrecht im Sinne 
des §48 Abs. 2 RHO zunächst nicht anerkannt 
hatten, mit Erfolg auf die Verordnung vom 
6. Oktober 1931 und die 1. DVO hingewiesen. 

50. Diese Bestimmungen gelten nicht für Aktien- 
gesellschaften. Da die aktienrechtliche Jahres- 
abschlußprüfung (§ 135 AktG) nicht der Prü- 
fung der Geschäftsführung (§48 RHO) oder 
der Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
(Verordnung vom 6. Oktober 1931) gleicht, 
kann der Bund in Fällen der unter Nr. 46 bis 48 
erörterten Art ohne Vereinbarung eines Prü- 
fungsrechts eine den haushaltsrechtlichen Vor- 
schriften entsprechende Prüfung nicht durch- 
führen. 

Nach dem Aktienrecht haben die Mitglieder 
des Aufsichtsrats lediglich das Recht der Ein- 
sichtnahme in den Bericht über die Prüfung 
des Jahresabschlusses; Vorstand und Aufsichts- 
rat können aber -bestimmen, daß der Bericht 
den Aufsichtsratsmitgliedern abschriftlich aus- 
zuhändigen ist. 

In den unter Nr. 46 und 47 dargestellten 
Fällen haben der zuständige Bundesminister 
und der Bundesrechnungshof noch keine Prü- 
fungsberichte erhalten. 

e) Maßnahmen zur Sicherstellung des Prü- 
fungsrechts 

51. Auch die Verordnung vom 6. Oktober 1931 
(1. DVO vom 30. März 1933) schreibt also 
eine Prüfungspflicht nur für einen Teil der 
Unternehmen der öffentlichen Hand vor. Sie 
bestimmt außerdem nicht ausdrücklich, daß » 
Prüfungsrichtlinien erteilt (§48 Abs. 2 RHO) 
und Ergänzungsprüfungen (§ 113 Abs. 2 
RHO) verlangt werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen deshalb gebeten, künf- 


tig die Zustimmung zur Gründung von Unter- 
nehmen und zum Erwerb von Beteiligungen 
an bestehenden Gesellschaften oder, sofern das 
Prüfungsrecht mit Bundesunternehmen noch 
nicht vereinbart ist, zur Erhöhung des Grund- 
oder Stammkapitals eines Unternehmens 
grundsätzlich davon abhängig zu machen, daß 
das Prüfungsrecht sichergestellt wird. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat in neuerer Zeit 
sämtliche Bundesminister auf die in Betracht 
kommenden Bestimmungen hingewiesen und 
um ihre Beachtung gebeten. Er hat außerdem 
veranlaßt, daß die Referate seines Ministe- 
riums bei der Bearbeitung derartiger Angele- 
genheiten das Referat einschalten, das haupt- 
sächlich für die Verwaltung von Beteiligungen 
zuständig und mit den hier maßgeblichen haus- 
haltsrechtlichen Vorschriften vertraut ist. Da- 
durch dürfte Vorsorge getroffen sein, daß 
künftig auf die Einräumung des Prüfungs- 
rechts besonders geachtet wird. 

6. Die Bestellung des sachverständi- 
gen Prüfers und die Festsetzung von 
Prüfungsrichtlinien 

52. Die Zustimmung des zuständigen Bundesmini- 
sters zur Bestellung des sachverständigen Prü- 
fers und die Festsetzung der Prüfungsricht- 
linien durch den Minister bedürfen nach 
§ 110 a RHO des Einverständnisses des Prä- 
sidenten des Bundesrechnungshofs, der grund- 
sätzlich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof entscheidet. Durch die Mitwir- 
kung des Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
soll u. a. erreicht werden, daß der Prüfer im 
Einzelfall nach sachlichen Gesichtspunkten aus- 
gewählt und die Prüfung auf die Fragen er- 
streckt wird, die nach der Art des Unterneh- 
mens und dem vom Bund mit der Beteiligung 
verfolgten Ziel bedeutsam sind. Der Bundes- 
rechnungshof ist in der Lage, die durch die 
Prüfungen gewonnenen Erfahrungen in allen 
Fällen bei der Auswahl der Prüfer und bei der 
Festsetzung der Prüfungsrichtlinien zur Gel- 
tung zu bringen; denn er prüft die Bundes- 
unternehmen sämtlicher Wirtschaftszweige im 
Bereich aller Bundesminister. 

53. Eine Reihe von Unternehmen hat die Zustim- 
mung zur Bestellung des Prüfers im Laufe der 
letzten Jahre nicht beantragt. Die Zahl solcher 
Fälle vermindert sich allmählich. 

Der zuständige Bundesminister und der Prä- 
sident des Bundesrechnungshofs haben sich oft 
mit der Bestellung von Prüfern bis auf wei- 
teres einverstanden erklärt. Einige Unterneh- 
men haben den Prüfer gewechselt, ohne hierzu 
die erforderliche Zustimmung einzuholen. Die 
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Unternehmen sind aufgefordert worden, künf- 
tig entsprechend den eingegangenen Verpflich- 
tungen zu verfahren. 

Andere Unternehmen haben die Zustim- 
mung erst kurz vor der Bestellung des sachver- 
ständigen Prüfers, zum Teil erst während oder 
nach der Prüfung beantragt. In diesen Fällen 
ist es also nicht möglich gewesen, die Entschei- 
dung nach den §§ 48, 110 a RHO rechtzeitig 
zu treffen. Die Unternehmen sind darauf hin- 
gewiesen worden, daß die Zustimmung früh- 
zeitig zu beantragen ist. 

Der Bundesrechnungshof hat sämtliche Bun- 
desminister in neuerer Zeit gebeten, auf die 
Beachtung der hier maßgeblichen haushalts- 
rechtlichen Vorschriften hinzuwirken. 

54. Als Prüfungsrichtlinien allgemeiner Art gelten 
weiterhin die Richtlinien des früheren Reichs- 
ministers der Finanzen. Ergänzende Richt- 
linien, welche die Aufgaben des einzelnen Un- 
ternehmens, die mit ihm geschlossenen Ver- 
träge usw. berücksichtigen, sind inzwischen, so- 
weit es erforderlich war, für die Mehrzahl der 
Unternehmen von dem zuständigen Bundes- 
minister im Einvernehmen mit dem Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofs festgesetzt 
worden. 

In den Prüfungsberichten ist nach den Richt- 
linien u. a. darzulegen, ob das Rechnungswesen 
(Buchführung, Kosten- und Leistungsrechnung, 
Statistik, Planung) den Verhältnissen des ein- 
zelnen Unternehmens entspricht und als ord- 
nungsmäßig anzusehen ist. 

Verfügt ein Unternehmen über größeres 
Sachanlagevermögen, so verlangen die Richt- 
linien u. a. eine Berichterstattung darüber, ob 
es die wichtigeren Investitionen nach den vom 
Aufsichtsrat oder sonst zuständigen Organ ge- 
nehmigten Plänen ausgeführt und die geneh- 
migten Kosten nicht überschritten hat, ob die 
Investitionen wirtschaftlich ausgeführt worden 
sind und wie sie sich, soweit dem Bedeutung 
zukommt, nach Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
voraussichtlich auf den Erfolg des Unterneh- 
mens auswirken werden. 

Sind einem Unternehmen aus Bundesmitteln 
Zuwendungen (Darlehen, Zuschüsse) gewährt 
worden, so ist nach den Richtlinien darüber 
zu berichten, ob die Verwendung dem verein- 
barten Zweck entspricht (vgl. die Bundesricht- 
linien 1953 zu § 64 a RHO, MinBlFin. 1953 
S. 369). Es ist außerdem darzulegen, ob eine 
Inanspruchnahme des Bundes aus Bürgschaften 
und dergleichen in Betracht kommen kann 
(S 45 c Abs. 2 RHO). 


Der Bericht muß bei der Stellungnahme zum 
Jahreserfolg des Unternehmens auf die Ergeb- 
nisse der Betriebsabrechnung eingehen, soweit 
das für die Beurteilung bedeutsam ist. 

Ein Teil der Berichte hatte in den ersten 
Jahren nach der Währungsumstellung im we- 
sentlichen nur den Charakter von Berichten 
über Jahresabschlußprüfungen im Sinne der 
§§ 135 ff. AktG. Durch die Anwendung er- 
gänzender, möglichst auf die Verhältnisse des 
einzelnen Unternehmens abgestellter Richt- 
linien werden die Prüfungen nach und nach 
vertieft und die Berichte inhaltsvoller. 

Die Prüfungsrichtlinien sind in einigen Fäl- 
len nicht angewendet worden, weil die Unter- 
nehmen sie den Prüfern nicht rechtzeitig aus- 
gehändigt haben. Der zuständige Bundesmini- 
ster und der Bundesrechnungshof haben, falls 
es erforderlich erschien, veranlaßt, daß die Be- 
richte entsprechend ergänzt werden. In neuerer 
Zeit hat der Bundesrechnungshof einem Bun- 
desminister mitgeteilt, er werde künftig prü- 
fen, auf wessen Verschulden die verspätete 
Aushändigung der Richtlinien zurückzuführen 
sei und wer die durch die Ergänzungsprüfung 
entstehenden Mehrkosten zu tragen habe. 

7. Die Prüfung durch den zuständigen und die 
beteiligten Bundesminister 

a) Abgrenzung der Verantwortlichkeit 

55. Der zuständige Bundesminister (Fachminister) 
prüft nach § 111 RHO die Betätigung des Bun- 
des als Aktionär oder Gesellschafter. Die Prü- 
fung erstreckt sich vor allem auf die Betätigung 
der Vertreter des Bundes in den Gesellschafts- 
organen der Unternehmen, und zwar vornehm- 
lich in den Haupt-/Gesellschafterversammlun- 
gen und den Aufsichtsräten; Beamte gehören 
Geschäftsleitungen von Unternehmen nur in 
wenigen Fällen an. 

56. Die Prüfung nach § 111 RHO ist nach stets 
vertretener Auffassung im Ministerium vorzu- 
nehmen. Sie darf nachgeordneten Behörden 
nicht übertragen werden. Der zuständige Bun- 
desminister kann solche Stellen jedoch zur Mit- 
wirkung bei der Prüfung heranziehen. Das ge- 
schieht teilweise. 

Die Geschäftsverteilungspläne der Ministe- 
rien müssen nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofs bestimmen, wer die Prüfung nach 
§ 111 RHO im Aufträge des Ministers durch- 
zuführen hat. Der Minister bleibt für die Prü- 
fung verantwortlich. 
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57. Der Bundesrechnungshof hat in einem Rund- 
schreiben an die Bundesminister den Stand- 
punkt eingenommen, daß mit der Prüfung nach 
§ 111 RHO kein Beamter beauftragt werden 
kann, der den Bund in der Haupt-/Gesell- 
schafterversammlung vertritt oder Mitglied des 
Aufsichtsrats ist. Das gleiche muß für Beamte 
gelten, die der Geschäftsleitung eines Unter- 
nehmens angehören. Der mit der Prüfung nach 
§ 111 RHO Beauftragte darf auch keinem Be- 
amten unterstellt sein, dessen Betätigung in 
einem der Gesellschaftsorgane zu prüfen ist. 
Nur dann kann der Beauftragte des Ministers 
seine Prüfungstätigkeit unbeeinflußt ausüben. 

Beamte, die hiernach von der Prüfung nach 
§ 111 RHO ausgeschlossen sind, dürfen folge- 
richtig auch die Schreiben nicht zeichnen, in 
denen der Bundesminister den Bundesrech- 
nungshof über das Ergebnis seiner Prüfung 
unterrichtet (§ 112 RHO) oder Prüfungsmit- 
teilungen des Bundesrechnungshofs beantworten 
(§ 113 RHO). Es kann aber, wie der Bundes- 
rechnungshof den Bundesministern mitgeteilt 
hat, angebracht sein, den Schreiben die Stel- 
lungnahme der Beamten beizufügen, die dem 
Aufsichtsrat eines Unternehmens usw. ange- 
hören. 

Der Bundesrechnungshof hat in Fällen, in 
denen nach seiner Feststellung diese Grund- 
sätze von einigen Bundesministern noch nicht 
beachtet worden sind, auf Maßnahmen hinge- 
wirkt, die Interessenkollisionen nicht mehr be- 
fürchten lassen. In neuerer Zeit hat er auch die 
übrigen Bundesminister um Mitteilung der für 
ihren Geschäftsbereich getroffenen Regelungen 
gebeten. 

58. Sind mehrere Bundesminister an der Wahrung 
der Bundesinteressen beteiligt, so ist für die 
Prüfung nach § 111 RHO in erster Linie der 
federführende Bundesminister verantwortlich. 
Dieser hat sich bei der Ausübung seiner Uber- 
wachungspflicht mit den beteiligten Bundes- 
ministern in Verbindung zu setzen. Die unter 
Nr. 56 und 57 dargelegten Grundsätze müssen 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofs auch 
auf die beteiligten Bundesminister und die Be- 
amten ihrer Ministerien Anwendung finden, 
die Gesellschaftsorganen der Unternehmen an- 
gehören. 

59. Mit der Vorschrift des § 111 RHO wäre es 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
auch nicht vereinbar, wenn ein zuständiger 
Bundesminister oder ein beteiligter Bundes- 
minister selbst im Gesellschaftsorgan eines Un- 
ternehmens tätig würde, das zu seinem Ge- 


schäftsbereich gehört. Zur Zeit ist kein Bundes- 
minLrcr Mitglied des Aufsichtsrats eines Bun- 
desunternehmen: des Privatrechts. 

b) Gegenstand der Prüfung 

60. In Schreiben an die Bundesminister hat der 
Bundesrechnungshof die Unterlagen auf geführt, 
die für die Prüfung der Bundesunternehmen 
erforderlich sind. Gleichzeitig hat er gebeten, 
bei der Übersendung der Prüfungsunterlagen 
auf Grund des § 112 RHO stets anzugeben, 
ob die Prüfung nach § 111 RHO Mängel erge- 
ben hat und welche Anordnungen ggf. zu ihrer 
Abstellung getroffen worden sind. Danach war 
bis dahin nicht immer verfahren worden. 

61. Der Bundesrechnungshof hat dabei eine Reihe 
von Punkten angegeben, auf welche die Prü- 
fung nach § 111 RHO zu erstrecken ist. U. a. 
ist zu prüfen, ob 

a) der Bericht des sachverständigen Prüfers 
den erteilten Richtlinien entspricht, 

b) die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Ermittlung des Reingewinns oder des 
Verlustes für vertretbar gehalten werden, 

c) die beschlossene Gewinnverteilung als an- 
gemessen anzusehen ist, 

d) eine Kapitalherabsetzung angebracht ist, 

e) die Betätigung der Gesellschaft dem Gegen- 
stand des Unternehmens entspricht, 

f) gegen die Geschäftsführung und ihre Über- 
wachung durch die zuständigen Gesell- 
schaftsorgane Bedenken bestehen, 

g) die Beteiligung des Bundes an der Gesell- 
schaft noch geboten ist. 

Der Bundesrechnungshof hat auch hervorge- 
hoben, daß sich die Prüfung der Betätigung 
der Vertreter des Bundes in den Gesellschafts- 
organen nicht nur auf Handlungen (z. B. auf 
Abstimmungen in der Hauptversammlung oder 
im Aufsichtsrat), sondern auch auf Unterlas- 
sungen (z. B. auf eine ungenügende Überwa- 
chung der Geschäftsleitung) beziehen muß. 

Diese Anregungen haben in zahlreichen Fäl- 
len eine eingehendere Prüfung durch den zu- 
ständigen Bundesminister zur Folge gehabt. 
Dadurch sind auch die Mitteilungen des Ergeb- 
nisses der Prüfung an den Bundesrechnungshof 
gehaltvoller geworden. 

8. Die Prüfung durch den Bundesrechnungshof 

62. Der Bundesrechnungshof prüft auf Grund des 
§ 113 Abs. 1 RHO nach kaufmännischen 
Grundsätzen die Betätigung des Bundes als 
Aktionär oder Gesellschafter an Hand der 
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Unterlagen, die ihm nach § 112 RHO inner- 
halb von drei Monaten nach Feststellung des 
Jahresabschlusses zuzuleiten sind. 

63. Erachtet der Bundesrechnungshof eine Ergän- 
zung der von dem sachverständigen Prüfer 
vorgenommenen Prüfung (§48 Abs. 2 RHO) 
für erforderlich, so hat der zuständige Bundes- 
minister nach § 113 Abs. 2 RHO die Ergän- 
zung zu veranlassen. Eine derartige Ergän- 
zung von Prüfungsberichten hat der Bundes- 
rechnungshof in einer Reihe finanziell bedeut- 
samer Fälle angeregt. Dabei handelt es sich 
insbesondere um die Klärung der Frage, ob 
Mitglieder von Gesellschaftsorganen oder lei- 
tende Angestellte schadenersatzpflichtig sind. 

64. Soweit es die Satzung der Gesellschaft oder 
Vereinbarungen mit ihr zulassen, kann der 
Bundesrechnungshof nach § 113 Abs. 3 RHO 
auch durch Beauftragte Einsicht in den Betrieb 
sowie in die Bücher und Schriften der Gesell- 
schaft nehmen. Ein solches Recht ist im allge- 
meinen gleichzeitig mit dem Prüfungsrecht 
nach § 48 Abs. 2 RHO ausbedungen worden. 
Der Bundesrechnungshof bestimmt, wann und 
in welchem Umfang er von seinem Recht Ge- 
brauch macht. 

Durch die Einsichtnahme in den Betrieb 
kann sich der Bundesrechnungshof über die be- 
sonderen Verhältnisse des einzelnen Unterneh- 
mens unterrichten; ohne eine solche Unter ruh- 
tung könnte er sich oft ein Urteil über Maß- 
nahmen der Gesellschaftsorgane nicht bilden. 
Er hat dabei auch die Möglichkeit, bestimmte 
Gebiete oder Vorgänge an Hand der Unter- 
lagen zu überprüfen und damit die ihm oblie- 
gende Prüfung schneller abzuschließen. Er ist 
ferner in der Lage, sich an den von fremden 
Prüfern oder sonstigen Sachverständigen vor- 
zunehmenden Prüfungen (einschl. der Ergän- 
zungsprüfungen) und an Besprechungen zu be- 
teiligen, wenn das zur Klärung schwieriger 
Rechtsfragen oder in bedeutsamen Fällen ge- 
boten erscheint (u. a. bei Prüfungen, durch 
welche die Gründe für Verluste festgestellt 
werden sollen). Der Bundesrechnungshof muß 
auch selbst prüfen können, ob die festgesetzten 
Prüfungsrichtlinien beachtet worden sind. Ein 
Rechnungshof wäre nach den Erfahrungen des 
Bundesrechnungshofs und denen der Landes- 
rechnungshöfe ohne das Recht der Einsicht- 
nahme oft außerstande, seine Aufgabe zu er- 
füllen. Der Bundesrechnungshof ist stets be- 
strebt, Doppelprüfungen zu vermeiden. 

65. Nach § 115 RHO kann der Bundesrechnungs- 
hof von der Prüfung absehen und auch auf die 
Vorlegung von Prüfungsunterlagen verzichten. 


Er macht hiervon widerruflich Gebrauch bei 
unwesentlichen Beteiligungen und bei nicht be- 
deutenden Unternehmen, nachdem er sich 
einen Überblick über die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse versdiafft hat. Die Prüfung durch 
den zuständigen Bundesminister nach § 111 
RHO bleibt hierdurch unberührt. 


II. Unternehmen in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

1. Prüfungsrecht und Prüfungsverfahren 

66. Die Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts unterliegen 
entsprechend der Vorschrift des § 88 Abs. 3 
RHO oder auf Grund des § 4 des sog. Kriegs- 
kontrollgesetzes (KKG) der Prüfung durch die 
obersten Rechnungsprüfungsbehörden des Bun- 
des oder der Länder (vgl. Nr. 64, 65 des Be- 
richts vom 8. Januar 1954). 

Die meisten Unternehmen, die der Aufsicht 
des Bundes unterstehen, haben ein bestimmtes 
Nennkapital, an dem der Bund, andere Ge- 
bietskörperschaften und sonstige Stellen betei- 
ligt sind. Ein Unternehmen, die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank, hat zwar ein sog. 
Grundkapital, Anteilseigner sind aber nicht 
vorhanden. 

An dem Kapital eines Unternehmens, der 
Landestreuhandstelle für Wohnungs- und 
Kleinsiedlungswesen in Schleswig-Holstein, ist 
der Bund beteiligt; die Aufsicht hat jedoch das 
Land. 

Die der Aufsicht des Bundes unterliegenden 
Unternehmen des öffentlichen Rechts werden 
vom Bundesrechnungshof, die der Aufsicht eines 
Landes unterstehenden Unternehmen werden 
von dem zuständigen Landesrechnungshof ge- 
prüft. Beteiligt sich an dem Kapital eines Un- 
ternehmens, über das der Bund die Aufsicht 
ausübt, auch ein Land, so ist bei der Übernah- 
me des Kapitalanteils für den Landesrechnungs- 
hof ebenfalls ein Prüfungsrecht festzulegen 
(z. B. in der Satzung), sofern es nicht schon 
auf Grund einer besonderen Regelung besteht. 
Entsprechendes gilt, wenn der Bund einen An- 
teil an dem Kapital eines Unternehmens über- 
nimmt, das der Aufsicht eines Landes unter- 
liegt. In Fällen der angegebenen Art vereinba- 
ren die Rechnungshöfe eine gemeinsame Prü- 
fung oder übertragen nach § 6 BRHG einem 
Rechnungshof die Prüfung. Prüfungen nach 
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den §§ 45c (Bürgschaften und dergl.) und 64a 
RHO (Zuwendungen) bleiben hierdurch unbe- 
rührt. 

67. Die der Aufsicht des Bundes unterliegenden 
Unternehmen des öffentlichen Rechts sind 
überwiegend Kreditinstitute. Ihre Geschäfts- 
führung wird von Wirtschaftsprüfern geprüft. 
Auf die Prüfung solcher Institute werden des- 
halb die Vorschriften des § 48 Abs. 2 und des 
Abschn. IVa RHO über die Prüfung der Unter- 
nehmen des privaten Rechts sinngemäß ange- 
wendet. Dementsprechend beteiligt der zustän- 
dige Bundesminister den Bundesrechnungshof 
bei der Bestellung des Prüfers und bei der Er- 
teilung von Prüfungsrichtlinien. Für die Prü- 
fung der Kreditinstitute des öffentlichen Redits 
werden neben den unter Nr. 54 erwähnten, 
sinngemäß zu beachtenden Richtlinien allge- 
meiner Art ergänzende Richtlinien, die den be- 
sonderen Verhältnissen der Institute und den 
mit ihnen geschlossenen Verträgen angepaßt 
sind, festgesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundes- 
minister, welche die Aufsicht über die Kredit- 
institute ausüben, gebeten, bei der Mitteilung 
des Ergebnisses ihrer Prüfung auf bestimmte 
Fragen einzugehen, die sich aus den Aufgaben 
der Unternehmen ergeben. 

68. Die Satzungen einiger Kreditinstitute des öf- 
fentlichen Rechts lassen zu, daß sich die Insti- 
tute an Unternehmen des Privatrechts betei- 
ligen. Zwei Kreditinstitute, und zwar die Deut- 
sche Genossenschaftskasse und die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank, besitzen derartige Be- 
teiligungen, denen zum Teil erhebliche wirt- 
sdiaftliche Bedeutung zukommt. 

Der Bundesrechnungshof vertritt die Auffas- 
sung, daß § 48 Abs. 4 RHO auf die Unter- 
gesellschaften der öffentlich-rechtlichen Unter- 
nehmen sinngemäß anzuwenden ist. Die Ge- 
schäftsführung (Wirtschaftsführung, § 4 KKG) 
und die wirtschaftlichen Verhältnisse eines Un- 
ternehmens können nur beurteilt werden, wenn 
seine Untergesellschaften, vor allem wenn die- 
sen Bedeutung zukommt, ebenfalls in die Prü- 
fung einbezogen werden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat den zuständigen Bundesministern seine 
Auffassung mitgeteilt und sie gebeten, auf 
eine Vereinbarung des Prüfungsrechts mit den 
Untergesellschaften hinzuwirken. Er hat dabei 
darauf hingewiesen, daß die Lage hier ver- 
gleichbar sei mit der, die für die Prüfung der 
Untergesellschaften von Unternehmen des pri- 
vaten Rechts vor der Einfügung des jetzigen 
Absatzes 4 in den § 48 RHO (durch das Ge- 


setz über die Zweite Änderung der RHO vom 
13. Dezember 1933) gegeben war. Schon da- 
mals hatte sich d!;: Notwendigkeit ergeben, die 
Prüfung von Untergesellschaften zu regeln. 
Der frühere Reichsminister der Finanzen als 
zuständiger Minister und der ehemalige Rech- 
nungshof des Deutschen Reichs haben im Jahre 
1925 über die Prüfung der Untergesellschaften 
einiger Unternehmen des privaten Rechts eine 
Vereinbarung geschlossen, die s. Z. den ge- 
setzgebenden Körperschaften mitgeteilt worden 
ist. Danach ist bis zum Inkrafttreten der er- 
wähnten Novelle zur RHO verfahren worden. 

Die beiden Kreditinstitute vertreten die An- 
sicht, daß sie mangels einer ausdrüd^lfchen ge- 
setzlichen Regelung dem Standpunkt des Bun- 
desrechnungshofs nicht zustimmen könnten. 
Die zuständigen Bundesminister haben mit- 
geteilt, die Berichte über die aktienrechtliche 
Prüfung der Jahresabschlüsse der Untergescll- 
schaften würden von den von ihnen bestellten 
Kommissaren geprüft; über das Ergebnis die- 
ser Prüfungen werde der Bundesrechnungshof, 
allerdings ohne Beifügung der Prüfungsbe- 
richte, unterrichtet werden. Der Bundesrech- 
nungshof sieht ein solches Verfahren nicht als 
ausreichend an. Er hält es für erforderlich, daß 
die Geschäftsführung der Untergesellschaften 
entsprechend der Regelung in § 48 RHO ge- 
prüft wird und ihm die Prüfungsberichte und 
sonstigen Unterlagen mit der Stellungnahme 
des Ministers zur Verfügung gestellt werden. 
Andernfalls ist er nicht in der Lage, über die 
Geschäftsführung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der beiden Kreditinstitute und 
ihrer Untergesellschaften einen vollständigen 
Überblick zu gewinnen. 

2. Vertretung des Bundes im Verwaltungsrat 

69. Das Bundesgesetz über die Errichtung einer 
Kreditanstalt des öffentlichen Rechts bestimmt, 
daß die Anstalt der Aufsicht der Bundesregie- 
rung untersteht. Die Ausübung der Aufsicht ist 
einem Bundesminister übertragen worden, der 
sich dabei eines Kommissars bedient. Sie ist im 
Benehmen mit anderen Bundesministern durch- 
zuführen. 

Dem Verwaltungsrat der Anstalt, der nach 
dem Gesetz die Geschäftsführung zu über- 
wachen hat und auf den die aktienrechtlichen 
Vorschriften über die Sorgfaltspflicht und Ver- 
antwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder An- 
wendung finden (§§ 84, 99 AktG), gehören 
u. a. Vertreter verschiedener Bundesministe- 
rien an. Darunter befinden sich auch Vertreter 
der Bundesminister, welche die Aufsicht aus- 
üben. 
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Vor der Bildung des Verwaltungsrats in 
seiner jetzigen Zusammensetzung ist geprüft 
worden, ob diese Bundesminister persönlich 
Mitglieder des Verwaltungsrats sein können. 
Der Bundesrechnungshof hat dagegen Beden- 
ken geäußert. Die in Betracht kommenden Bun- 
desminister haben nach dem Gesetz die Auf- 
sicht über die Anstalt und damit auch über die 
Tätigkeit des Verwaltungsrats auszuüben. Sie 
müßten also, wenn sie dem Verwaltungsrat an- 
gehörten, auch ihre eigene Tätigkeit als Mit- 
glieder des Verwaltungsrats beaufsichtigen. Da- 
durch können sich Interessenkollisionen erge- 
ben, z. B. dann, wenn sie als Mitglieder des 
Verwaltungsrats ihre Überwachungspflicht ver- 
letzt haben. 

Die beteiligten Bundesminister und der Bun- 
desminister der Justiz haben sich den Bedenken 
des Bundesrechnungshofs angeschlossen. 

D. Fragen des Rechts der Unternehmen 

I. Unternehmen des Privatrechts 

70. Die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungs- 
hofs hat oft Anlaß gegeben, gesellschaftsrecht- 
liche Fragen zu erörtern. Er sieht es auf Grund 
seiner Erfahrungen als eine seiner Aufgaben 
an, auf die gleichmäßige Behandlung gleicher 
oder ähnlicher Tatbestände hinzuwirken, so- 
weit es zulässig und angebracht ist, dabei aber 
auch die Verhältnisse des einzelnen Unterneh- 
mens zu berücksichtigen. 

1. Geschäftsführung der Unternehmen 

71. Der Bundesrechnungshof hat stets die Auffas- 
sung vertreten, daß die Geschäftsleitungen der 
Unternehmen des Bundes (Vorstände/Geschäfts- 
führer) grundsätzlich mindestens aus zwei Per- 
sonen bestehen und entsprechende Bestimmun- 
gen in die Satzungen aufgenommen werden 
sollten. Er hat auf Wege hingewiesen, durch 
welche Mehrkosten erspart werden können, 
wenn ein zweites Mitglied der Geschäftslei- 
tung bestellt wird. Im Bereich des Mitbestim- 
mungsgesetzes muß die Geschäftsleitung aus 
mindestens zwei Personen bestehen. Den Lei- 
tungen fast sämtlicher Unternehmen des Bun- 
des gehören heute zwei oder mehr Personen 
an; in mehreren Fällen ist die erforderliche 
Satzungsänderung auf Anregung des Bundes- 
ministers der Finanzen oder des Bundesrech- 
nungshofs in die Wege geleitet worden. Für 
verschiedene Unternehmen ist die Frage noch 
nicht entschieden. 


Bei einigen Unternehmen, deren Betätigung 
verhältnismäßig unbedeutend ist oder deren 
Geschäfte rechtlich und wirtschaftlich einfach 
sind, hat der Bundesrechnungshof seine Beden- 
ken dagegen zurückgestellt, daß die Geschäfts- 
leitung nur aus einer Person besteht. Er hat 
aber eine besonders sorgfältige Überwachung 
durch den Aufsichtsrat veranlaßt (z. B. durch 
eine zweckdienliche Festlegung der zustim- 
mungsbedürftigen Geschäfte nach § 95 Abs. 5 
Satz 2 AktG, § 52 GmbHG). 

72. Der Bundesrechnungshof hat in einigen Fällen 
dem zuständigen Bundesminister empfohlen, 
Vorsorge zu treffen, daß die Geschäftsleitung 
der Unternehmen nach Gesichtspunkten besetzt 
wird, die der Art des Betriebes entsprechen, 
z. B. einen kaufmännischen Leiter und einen 
technischen bei Unternehmen zu bestellen, die 
über größeres Sachanlagevermögen verfügen 
und seit Jahren Investitionen erheblichen Um- 
fangs durchführen. 

73. Es ist im allgemeinen üblich, die Geschäfte 
unter die Mitglieder der Geschäftsleitung nach 
bestimmten Aufgabenbereichen zu verteilen 
soweit es gesetzlich zulässig ist. Das einzelne 
Mitglied ist dann jedoch, wie der Bundesrech- 
nungshof mehrfach ausgeführt hat, für die 
Führung der nicht zu seinem Bereich gehören- 
den Geschäfte in gewissem Umfange mitver- 
antwortlich. Der Bundesrechnungshof hat fer- 
ner wiederholt die Auffassung vertreten, daß 
auch bei einer Aufteilung der Geschäfte über 
Angelegenheiten grundsätzlicher Art und von 
wesentlicher finanzieller Bedeutung Entschei- 
dungen unter Mitwirkung aller Mitglieder der 
Geschäftsleitung (nach dem Einstimmigkeits- 
oder Mehrheitsprinzip) getroffen werden 
sollten. 

In verschiedenen Fällen hat der Bundesrech- 
nungshof für solche Regelungen Vorschläge ge- 
macht. Bei einem erheblichen Teil der größeren 
Unternehmen des Bundes bestehen derartige 
Grundsätze seit langem; sie haben sich be- 
währt. 

74. Der Bundesrechnungshof hält es für bedenklich, 
wenn bei Unternehmen des Bundes mit einem 
mehrgliedrigen Vorstand ein Mitglied zum 
Vorsitzer des Vorstands mit dem Recht der 
Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten 
bestellt wird (vgl. §§ 70, 75 AktG). 

Einem vom Aufsichtsrat ernannten Vorsitzer 
des Vorstands stehen die angegebenen Befug- 
nisse zu, wenn die Satzung nichts anderes be- 
stimmt. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
wiederholt angeregt, in den Satzungen von 
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Bundesunternehmen gelegentlich anderer Ände- 
rungen oder Ergänzungen diese Entscheidungs- 
befugnisse des Vorsitzers auszuschließen. Es 
erscheint aber unbedenklich, wenn ein Mitglied 
des Vorstands die Stellung eines Ersten unter 
Gleichen erhält. 

Das Mitbestimmungsgesetz schließt nicht aus- 
drücklich aus, einen Vorsitzer des Vorstands 
mit den im § 70 AktG vorgesehenen Befugnis- 
sen zu bestellen. Es sind jedoch Zweifel geäußert 
worden, ob nicht eine derartige Befugnis gegen 
den Sinn des Mitbestimmungsgesetzes verstößt. 
Sie wären gegenstandslos, wenn nach den dar- 
gestellten Grundsätzen verfahren wird. 

75. Bei einem Bundesunternehmen von wirtschaft- 
licher Bedeutung besteht der Vorstand aus 
einem ordentlichen und einem stellvertretenden 
Mitglied. Der Bundesrechnungshof hat vorge- 
schlagen, möglichst bald ein zweites ordent- 
liches Vorstandsmitglied zu bestellen. Der zu- 
ständige Bundesminister hat das zugesagt, zu- 
mal die Zahl der Vorstandsmitglieder nach dem 
Geschäftsumfang des Unternehmens zu gering 
sei. 

2. Vertretung der Unternehmen 

76. Der Bundesrechnungshof hat stets das Ziel ver- 
folgt, daß Unternehmen des Bundes mit einer 
mehrgliedrigen Geschäftsleitung grundsätzlich 
durch mindestens zwei Vorstandsmitglieder/ 
Geschäftsführer oder durch ein Vorstandsmit- 
glied/einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen vertreten werden sollten. 

Nach diesem Grundsatz wird, soweit z. Z. 
zu übersehen ist, fast bei allen Bundesunter- 
nehmen verfahren. Der Bundesrechnungshof 
mußte aber in neuerer Zeit doch dagegen Stel- 
lung nehmen, daß einige Unternehmen nur 
durch eine Person gesetzlich vertreten wurden. 

Er hat außerdem in einigen Fällen angeregt, 
daß bei der gewillkürten Vertretung ebenfalls 
zwei Personen das Unternehmen vertreten 
(z. B. zwei Prokuristen). 

3. Beschränkung der Geschäftsführungs- und 
Vertretungsbefugnis 

77. Die Satzung oder der Aufsichtsrat der Aktien- 
gesellschaft kann nach § 95 Abs. 5 Satz 2 
AktG vorsehen, daß bestimmte Arten von 
Geschäften nur mit Zustimmung des Aufsichts- 
rats vorgenommen werden sollen. Entspre- 
chendes gilt für Unternehmen anderer Rechts- 
formen, auf die das Mitbestimmungsgesetz 
oder das Betriebsverfassungsgesetz Anwendung 


findet, sowie nach § 52 GmbHG für Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung des gewöhn- 
lichen Rechts, die nach dem Gesellschaftsver- 
trag einen Aufsichtsrat bestellt haben, soweit 
dort nichts anderes bestimmt ist. Regelungen 
im Sinne des § 95 Abs. 5 Satz 2 AktG sind ein 
geeigneter Weg für die mittelbare Einflußnah- 
me des Bundes auf seine Unternehmen. 

Aktienrechtlich wäre es unzulässig, wenn 
Satzung oder Aufsichtsrat fast alle Arten von 
Geschäften als zustimmungsbedürftig erklärten, 
so daß dadurch eine Verschiebung der gesetz- 
lichen Zuständigkeit des Vorstands und des 
Aufsichtsrats einträte. Nach dem GmbH-Recht 
kann der Kreis der zustimmungsbedürftigen 
Geschäfte weiter als nach dem Aktienrecht ge- 
faßt werden. 

78. Der Gegenstand des Unternehmens ist in der 
Satzung oft weit gefaßt und kann auch nicht 
immer genau umgrenzt werden. In solchen 
Fällen erscheint es geboten, zu neuartigen Ge- 
schäften die Zustimmung des Aufsichtsrats vor- 
zuschreiben, um eine allzugroße Betriebsaus- 
weitung (einschließlich der Errichtung von 
Neben- und Hilfsbetrieben) zu vermeiden. — 
Bei örtlichen Prüfungen (§ 113 Abs. 3 RHO) 
haben die Rechnungshöfe in einigen Fällen 
aus wirtschaftlichen Gründen Bedenken gegen 
die Fortführung von Hilfsbetrieben (Sägewerk, 
Reparaturwerkstätten) erheben müssen. — 

Die Bindung an die Einwilligung des Auf- 
sichtsrats ist auch für finanziell bedeutsame 
Geschäfte (z. B. von einem bestimmten Be- 
trage an) und für solche mit hohem Risiko an- 
gebracht. Bei der Festlegung des Kreises der 
zustimmungsbedürftigen Geschäfte werden die 
besonderen Verhältnisse der einzelnen Unter- 
nehmen und die Erfahrungen zu berücksichti- 
gen sein. 

Der Geschäftsbetrieb soll jedoch nicht un- 
nötig erschwert werden. Bundesminister und 
Bundesrechnungshof haben deshalb u. a. emp- 
fohlen, die Zustimmung zu bestimmten Arten 
von Geschäften auch allgemein unter der Vor- 
aussetzung zu geben, daß bei dem einzelnen 
Geschäft die vom Aufsichtsrat festgelegten Be- 
dingungen erfüllt sind. 

Es könnte auch zweckmäßig sein, daß der 
Aufsichtsrat Ausschüssen in gewissem Umfange 
die Befugnis zuweist, zu Geschäften die Zu- 
stimmung zu erteilen. 

Ein großer Teil der Bundesunternehmen 
macht schon seit längerer Zeit von der im § 95 
Abs. 5 Satz 2 AktG festgelegten Befugnis Ge- 
brauch. Bei anderen, zum Teil bedeutenden 
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Unternehmen (u. a. auch bei Kreditinstituten) 
sind dagegen unverhältnismäßig wenige Arten 
von Geschäften als zustimmungsbedürftig er- 
klärt worden. Diese Regelungen werden den 
besonderen Verhältnissen der Unternehmen 
nicht gerecht und erschweren die Überwachung 
der Geschäftsführung. Sie genügen, wie die 
Erfahrung gezeigt hat, auch nicht zur Wah- 
rung der Interessen des Bundes. In neuerer 
Zeit sind, zum Teil auf Anregung des Bundes- 
ministers der Finanzen und des Bundesrech- 
nungshofs, Bestimmungen (u. a. in Geschäfts- 
ordnungen) getroffen oder in Aussicht genom- 
men worden, die zweckmäßig erscheinen. In 
einer Reihe von Fällen schwebt der Schrift- 
wechsel noch. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, den 
Kreis der zustimmungsbedürftigten Geschäfte 
von Zeit zu Zeit entsprechend der Entwicklung 
dei Unternehmen zu überprüfen. 

79. Als zustimmungsbedürftige Geschäfte sind auf 
Vorschlag des Bundesministers der Finanzen 
und des Bundesrechnungshofs in Satzungen 
oder Geschäftsordnungen von Bundesunter- 
nehmen mit Fertigungsbetrieben u. a. aufge- 
nommen worden: 

Errichtung und Auflösung von Zweignieder- 
lassungen; 

Bestellung und Abberufung von Prokuristen; 
Erwerb, Belastung und Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten; 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 
sonstige Neuanlagen von einem bestimmten 
Betrage an; 

Aufnahme neuer Produktionsarten und Ge- 
schäftszweige; 

Erwerb, Belastung und Veräußerung von Be- 
teiligungen an Unternehmen (vgl. Nr. 78 
Abs. 1 des Berichts vom 8. Januar 1954); 
Aufnahme von Krediten, deren Laufzeit über 
eine bestimmte Zeitspanne hinausgeht oder die 
einen bestimmten Betrag übersteigen, mit Aus- 
nahme der üblichen Kredite für die Beschaf- 
fung von Fertigungs-, Hilfs- und Betriebsstof- 
fen und dgl.; 

Bürgschafts-, Gewähr- oder andere, ähnlichen 
wirtschaftlichen Zwecken dienende Verträge 
außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebs; 

Gewährung von Krediten über einen bestimm- 
ten Betrag hinaus mit Ausnahme der üblichen 
Kredite bei Lieferungen und Leistungen der 
Unternehmen; 

Kredite an Mitglieder der Geschäftsleitung, an 
leitende Angestellte usw. (vgl. Nr. 80); 


Einstellung von Angestellten mit höheren Be- 
zügen, Gewährung von außergewöhnlichen 
Vergütungen; 

Übernahme von Verpflichtungen für die 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung. 

Für Unternehmen, die andere Aufgaben ha- 
ben (Wohnungsunternehmen, Kreditinstitute, 
Vertriebsunternehmen usw.), sind Regelungen 
getroffen, vorgesehen oder empfohlen worden, 
welche die Verhältnisse der einzelnen Unter- 
nehmen berücksichtigen. 

80. Die Gewährung von Krediten an Mitglieder 
des Vorstands, an leitende Angestellte usw. 
einer Aktiengesellschaft sowie die Bedingungen 
über die Verzinsung und Rückzahlung der 
Kredite bedürfen nach § 80 AktG grundsätz- 
lich der Zustimmung des Aufsichtsrats. Diese 
Vorschrift findet auch Anwendung auf Un- 
ternehmen anderer Rechtsformen, die dem 
Mitbestimmungsgesetz unterliegen. Eine ähn- 
liche Bestimmung enthält § 14 des Gesetzes 
über das Kreditwesen. 

Der Bundesrechnungshof hat auf Grund 
seiner Erfahrungen vorgeschlagen, Kreditgewäh- 
rungen im Sinne des §80 AktG auch bei solchen 
Unternehmen, für die eine entsprechende ge- 
setzliche Regelung nicht besteht, an die Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats zu binden. Er hat 
in einigen Fällen Bedenken dagegen geäußert, 
daß einzelne Aufsichtsratsmitglieder ermäch- 
tigt worden sind (z. B. der Vorsitzer), die Zu- 
stimmung im Sinne des § 80 AktG zu erteilen. 

81. In neuerer Zeit hat der Bundesrechnungshof im 
Zusammenhang mit der Gründung von Unter- 
nehmen und bei Kapitalerhöhungen auf den 
allgemeinen Grundsatz des § 26 Abs. 1 RHO 
hingewiesen, nach dem Haushaltsmittel nur 
soweit und nicht eher in Anspruch genommen 
werden dürfen, als es erforderlich ist. Er hat 
gebeten, Vorkehrungen zu treffen, daß über 
die gesetzlich vorgeschriebenen Mindesteinlagen 
hinaus nur die wirtschaftlich erforderlichen 
Mittel eingefordert werden; er hat dabei aus- 
geführt, es könne unter Umständen zweck- 
mäßig sein, die Einforderung an die Zustim- 
mung des Aufsichtsrats zu binden. 

4. Bericht des Vorstands (der Geschäftsführer) 
an den Aufsichtsrat 

82. Der Vorstand der Aktiengesellschaft hat nach 
§ 81 AktG dem Aufsichtsrat regelmäßig, läng- 
stens vierteljährlich, über den Gang der Ge- 
schäfte und die Lage des Unternehmens sowie 
dem Vorsitzer des Aufsichtsrats oder dem Stell- 


62 



Vertreter bei wichtigem Anlaß mündlich oder 
schrif tlidi zu berichten. Auf Unternehmen 
anderer Rechtsformen, die dem Mitbestim- 
mungsgesetz unterliegen, ist § 81 AktG sinnge- 
mäß anzuwenden. Zweck der Vorschrift ist 
u. a., dem Aufsichtsrat die Überwachung der 
Geschäftsführung zu erleichtern und zu ver- 
hindern, daß sich Aufsichtsratsmitglieder, falls 
die Frage ihrer Haftung geprüft wird, auf 
Unkenntnis berufen. Der Aufsichtsrat der 
Aktiengesellschaft ist, wie der Bundesrech- 
nungshof mehrfach hervorgehoben hat, ver- 
pflichtet, einen Bericht nach § 81 AktG zu 
fordern. 

Der Bundesrechnungshof hat auf Grund 
seiner Erfahrungen angeregt, daß die Aufsichts- 
räte der Bundesunternehmen aller Rechtsfor- 
men schriftliche Berichte verlangen. 

5. Niederschriften über die Sitzungen des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sowie über 
Gesellschafterversammlungen 

83. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats der Aktiengesellschaft soll nach 
§ 92 Abs. 2 AktG eine Niederschrift gefertigt 
werden, die der Vorsitzer oder sein Stellver- 
treter zu unterzeichnen hat. Diese Vorschrift 
findet auch Anwendung auf Unternehmen 
anderer Rechtsformen, die dem Mitbestim- 
mungsgesetz oder dem Betriebsverfassungs- 
gesetz unterliegen. Das gleiche muß für 
Ausschüsse gelten, denen der Aufsichtsrat für 
bestimmte Gebiete die Beschlußfassung über- 
tragen hat. Auch Niederschriften über die Sit- 
zungen sonstiger Ausschüsse werden im allge- 
meinen angebracht sein; ihnen kann unter 
Umständen Bedeutung zukommen. 

Wiederholt hat der Bundesrechnungshof be- 
anstandet, daß über Sitzungen der Aufsichts- 
räte von Aktiengesellschaften keine oder un- 
vollständige Niederschriften gefertigt worden 
sind. Er hat auch darauf hingewiesen, daß die 
Verletzung der Ordnungsvorschrift eine Scha- 
denersatzpflicht des Vorsitzers des Aufsichts- 
rats oder seines Stellvertreters begründen könne. 

§ 92 Abs. 2 AktG gilt nicht ohne weiteres 
für Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
des gewöhnlichen Rechts, die einen Aufsichts- 
rat haben. Der Bundesrechnungshof hat ange- 
regt, daß sämtliche Bundesunternehmen § 92 
Abs. 2 AktG sinngemäß anwenden. Danach 
wird, soweit zu übersehen ist, jetzt überall 
verfahren. 

Auch Niederschriften über Gesellschafter- 
Versammlungen enthalten nicht immer sämt- 
liche Beschlüsse. 


6. Festsetzung von Vergütungen an Mitglieder 
des Aufsichtrats 

84. Die Vergütungen der Mitglieder des Aufsichts- 
rats der Aktiengesellschaft sind, wie sich aus 
§ 98 AktG ergibt, durch die Satzung oder die 
Hauptversammlung festzusetzen. § 98 AktG 
gilt auch für den Bereich des Mitbestimmungs- 
gesetzes und des Betriebsverfassungsgesetzes 
sowie grundsätzlich für die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung des gewöhnlichen Rechts, 
soweit der Gesellschaftsvertrag nidits anderes 
bestimmt (§ 52 GmbHG). In Fällen, in denen 
der Aufsichtsrat Vergütungen selbst festgesetzt 
hatte, haben der zuständige Bundesminister 
und der Bundesrechnungshof einen Beschluß 
der Haupt-/Gesellschafterversammlung veran- 
laßt. 

7. Feststellung des Jahresabschlusses 

85. Die Bundesunternchmen haben die Jahresab- 
schlüsse nicht immer in einer angemessenen 
Frist festgestellt. Das hat die haushaltsrecht- 
iichen Prüfungen verzögert. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Bundesminister gebeten, zur 
Erreichung einer rechtzeitigen Feststellung der 
Jahresabschlüsse die erforderlichen Schritte zu 
unternehmen. 

§ 125 AktG schreibt vor, bis zu welchen Zeit- 
punkten nach Ablauf des Geschäftsjahres der 
Vurstand den Jahresabschluß aufzustellen und 
der Aufsichtsrat sich über die Billigung des 
Abschlusses gegenüber dem Vorstand zu erklä- 
ren oder die Hauptversammlung stattzufinden 
hat, wenn diese ausnahmsweise in den gesetz- 
lich vorgesehenen Fällen den Jahresabschluß 
feststellen muß; die Satzung der Aktiengesell- 
schaft kann längere, gesetzlich jedoch begrenzte 
Fristen vorsehen. § 41 GmbHG verlangt aber 
nur, daß die Geschäftsführer den Abschluß für 
das verflossene Geschäftsjahr in den ersten drei 
Monaten des folgenden Geschäftsjahres oder 
in der im Gesellschafts vertrag festgesetzten 
längeren Frist aufstellen. Das GmbHG enthält 
keine Bestimmungen darüber, bis zu welchem 
Zeitpunkt die Gesellschaf terver Sammlung oder 
das nach dem Gesellschaftsvertrag sonst beru- 
fene Organ den Jahresabschluß festzustellen 
hat (§§ 45, 46 Nr. 1 GmbHG). Zahlreiche Ge- 
sellschaftsverträge von Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung sehen schon Fristen für die 
Feststellung des Jahresabschlusses vor. Der 
Bundesminister der Finanzen und der Bundes- 
rechnungshof wirken darauf hin, daß derartige 
Bestimmungen in die Gesellschaftsverträge aller 
Bundesunternehmen aufgenommen werden. 
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8. Gliederung des Jahresabschlusses, 
Wertansätze in der Jahresbilanz 

86. Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesrechnungshof streben an, daß Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung und Unter- 
nehmen sonstiger Rechtsformen die Gliede- 
rungs- und Bewertungsvorschriften des Aktien- 
gesetzes (§§ 131 bis 133) sinngemäß anwenden, 
soweit nicht Sondervorschriften bestehen. 


9. Der Geschäftsbericht 

87. § 128 AktG enthält Vorschriften über den In- 
halt des nach § 127 AktG vom Vorstand der 
Aktiengesellschaft aufzustellenden Geschäfts- 
berichts. In diesem sind der Geschäftsverlauf 
und die Lage der Gesellschaft darzulegen. Uber 
Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach 
dem Schluß des Geschäftsjahres eingetreten 
sind, ist zu berichten. Ferner ist der Jahres- 
abschluß zu erläutern; dabei sind wesentliche 
Abweichungen von dem letzten Abschluß zu 
erörtern und über bestimmte Gegenstände 
Angaben zu machen, u. a. über die aus der 
Jahresbilanz nicht ersichtlichen Haftungsver- 
hältnisse (§ 128 Abs. 2 Nr. 6 AktG), über 
die Gesamtbezüge der Mitglieder des Vor- 
stands, des Aufsichtsrats usw. (Abs. 2 Nr. 7) 
und über die Beziehungen zu Konzernunter- 
nehmen (Abs. 2 Nr. 8). 

Für Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung ist — abgesehen von Sonderregelungen 
— die Aufstellung eines Geschäftsberichts 
nicht vorgeschrieben. Der Gesellschaftsver- 
trag und die Gesellschafterversammlung kön- 
nen aber die Vorlage eines Geschäftsberichts 
fordern. Der Bundesminister der Finanzen 
setzt sich dafür ein, daß auch Bundesunter- 
nehmen in der Form der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung Geschäftsberichte auf- 
stellen und dabei § 128 AktG sinngemäß an- 
wenden. Der Bundesrechnungshof hält diese 
Bestrebungen für zweckmäßig. Er hat die 
Bundesminister gebeten zu veranlassen, daß 
die Unternehmen des Bundes, die gesetzlich 
keine Geschäftsberichte aufzustellen brau- 
chen, künftig entsprechend den aktienrecht- 
lichen Vorschriften verfahren. 

10. Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats 

88. Die Hauptversammlung der Aktiengesell- 
schaft beschließt alljährlich über die Ent- 
lastung des Vorstands und des Aufsichtsrats. 


Die Entlastung der Geschäftsführer der Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung liegt der 
Gesellschafterversammlung ob, falls der Ge- 
sellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt 
(§§ 45, 46 GmbHG); die Gesellschaftsver- 
träge der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, an deren Kapital der Bund beteiligt 
ist, sehen grundsätzlich vor, daß die Gesell- 
schafterversammlung über die Entlastung der 
Geschäftsführer und audi des Aufsichtsrats 
zu beschließen hat. 

Die Entlastung hatte vor dem Erlaß des 
Aktiengesetzes vom 30. Januar 1937 die 
Wirkung eines Verzichts der Aktiengesell- 
schaft auf Ersatzansprüche. Diese Wirkung 
hat sie heute für die Aktiengesellschaft nicht 
mehr, jedoch noch für die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. Aktienrechtlich ist 
zweifelhaft, welche Bedeutung sie für die 
Beweisführung hat. Der Bundesrechnungshof 
hat deshalb in Fällen, in denen Unternehmen 
Verluste erwachsen sind und noch nicht ge- 
klärt ist, ob ein Verschulden von Mitgliedern 
der Gesellschaftsorgane anzunehmen ist, an- 
geregt, Entlastungsbeschlüsse zunächst zu- 
rückzustellen. 


11. Veröffentlichung des Jahresabschlusses 

89. Der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht 
der Aktiengesellschaft sind zum Handels- 
register einzureichen, der Jahresabschluß ist 
in den Gesellschaftsblättern bekanntzu- 
machen (§ 143 AktG). 

Die Bundesregierung wirkt darauf hin, daß 
die Bundesunternehmen die Öffentlichkeit 
künftig weitgehend über ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse unterrichten. Die angestrebte 
Publizität soll sich keineswegs auf die Gesell- 
schaften beschränken, die kraft Gesetzes 
zur Veröffentlichung ihrer Abschlüsse ver- 
pflichtet sind (vgl. das Kurzprotokoll Nr. 2 
über die Sitzung des Unterausschusses „Bun- 
desbeteiligungen“ des Deutschen Bundestages 
am 8. Februar 1955, S. 1902/1954 des „Bulle- 
tin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung“ sowie S. 2951 der Steno- 
graphischen Berichte des 2. Deutschen Bundes- 
tages). Der Bundesrechnungshof ist der gleichen 
Ansicht. Nach seiner Auffassung kann jedoch 
wegen der Kosten dann von Veröffentlichun- 
gen abgesehen werden, wenn es sich um un- 
bedeutende Unternehmen handelt und ge- 
setzlich eine Veröffentlichung nicht vorge- 
schrieben ist. 
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II. Unternehmen in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

90. Die Errichtungsgesetze, Satzungen und son- 
stigen Regelungen (z. B. Dienstanweisungen 
für den Vorstand, Gesdiäftsordnungen für 
das Uberwachungsorgan — Verwaltungs- 
rat — ) enthalten nicht immer die Bestim- 
mungen, die für vergleichbare Unternehmen 
des Privatrechts in den maßgeblichen Ge- 
setzen sowie in den Satzungen, Geschäftsord- 
nungen usw. niedergelegt sind. Die Ausfüh- 
rungen unter Nr. 70 ff. haben weitgehend 
Geltung für Unternehmen des öffentlichen 
Rechts. Wegen der Bedeutung der hier in 
Betracht kommenden Unternehmen (über- 
wiegend Kreditinstitute) hält es der Bundes- 
rechnungshof für erforderlich, daß auch für 
sie Regelungen getroffen werden, die ihren 
Verhältnissen entsprechen. 

In einem Fall wird die Frage erörtert, ob 
einige Bestimmungen des Errichtungsgesetzes 
angebracht sind und ob das Gesetz die not- 
wendigen Regelungen enthalt. 

Auf Grund seiner Erfahrungen hat der 
Bundesrechnungshof in einigen Fällen u. a. 
angeregt, Bestimmungen im Sinne der Aus- 
führungen unter Nr. 40 (Ausschüsse des Ver- 
waltungsrats), Nr. 77 ff. (Beschränkung der 
Geschäftsführungs- und Vertretungsbefug- 
nis), Nr. 82 (Bericht des Vorstands an den 
Verwaltungsrat), Nr. 86 (Wertansätze in der 
Jahresbilanz) und Nr. 87 (Inhalt des Ge- 
schäftsberichts) zu treffen. 

Der Schriftwechsel über diese Fragen ist 
noch nicht abgeschlossen. Der Bundesrech- 
nungshof behält sich vor, in späteren Berich- 
ten nach § 107 Abs. 2 RHO Fälle mitzu- 
teilen, in denen Unternehmen die gebotenen 
Regelungen unterlassen haben. 

91. Bei den Besprechungen über den Entwurf der 
Satzung der durch Bundesgesetz vom 28. Ok- 
tober 1954 als Anstalt des öffentlichen Rechts 
errichteten Lastenausgleichsbank (Bank für 
Vertriebene und Geschädigte) hat der Bun- 
desrechnungshof eine Reihe von Vorschlägen 
gemacht, denen im wesentlichen entsprochen 
worden ist. Eine Bestimmung im Sinne des 
§ 128 Abs. 2 Nr. 7 AktG, nach dem Aktien- 
gesellschaften im Geschäftsbericht die Ge- 
samtbezüge der Mitglieder des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder einer ähnlichen Einrich- 
tung anzugeben haben (vgl. Nr. 87), ist jedoch 
in die von der Hauptversammlung be- 
schlossene Satzung nicht aufgenommen worden. 


Der zuständige Bundesminister hat dazu 
erklärt, es sei der Bank nicht zuzumuten, als 
einzige örfendidi-rediuidie Kreditanstalt die 
Bezüge des Vorstands, des Verwaltungsrats 
usw. im Gesdiäftsberidit aufzuführen; die 
Bank werde aber soldie Angaben madien, 
wenn allen anderen öffentlich-reditlidien 
Kreditinstituten eine solche Verpflichtung 
auferlegt werde. 

Der Bundesrechnungshof hat sich dem nicht 
angeschlossen, sondern den Bundesminister 
gebeten, die Satzung nicht zu genehmigen 
und darauf hinzuwirken, daß sie auch in die- 
sem Punkte dem Vorschlag entsprechend ge- 
faßt werde. Er hat dabei zu den schriftlich 
und in Besprechungen geäußerten Bedenken 
ferner mitgeteilt, der Bundesminister der 
Finanzen erkenne grundsätzlidi an, daß ge- 
rade bei öffentlich-rechtlichen Kreditinsti- 
tuten die Öffentlichkeit ein Interesse an weit- 
gehender Publizität habe. Der Bundesminister 
der Justiz habe wiederholt erklärt, daß er die 
Anregung begrüße. Der Bundesrechnungshof 
hat außerdem die Auffassung vertreten, die 
ablehnende Haltung des Verwaltungsrats und 
der Hauptversammlung könne nicht damit 
begründet werden, daß die Bezüge der Mit- 
glieder der Vorstände und der Verwaltungs- 
räte öffentlich-rechtlicher Unternehmen, die 
keine privaten Anteilseigner als Interessenten 
hätten, den zuständigen Behörden bekannt 
seien. Auch eine Aktiengesellschaft, an deren 
Kapital der Bund allein beteiligt sei, müsse 
den § 128 Abs. 2 Nr. 7 AktG beachten, ob- 
wohl die zuständige Behörde die Bezüge 
kenne. Ausschlaggebend sei auch nicht, ob die 
Bezüge der Mitglieder der Organe der Bank 
angemessen seien oder nidit; die Entschei- 
dung über die Aufnahme der Bezüge in den 
Geschäftsbericht dürfe nicht den Organen der 
einzelnen Unternehmen überlassen bleiben. 
Werde der Anregung des Bundesrechnungs- 
hofs nicht entsprochen, so ergebe sich, daß 
die Bank, die früher als Aktiengesellschaft 
betrieben worden sei und damals den § 128 
AktG beachtet habe, jetzt nur wegen des 
Wechsels der Rechtsform die Bezüge nidit 
anzugeben brauche. Das angestrebte Ziel 
müsse bei öffentlich-rechtlidien Unternehmen 
auch ohne eine gesetzliche Regelung erreicht 
werden können. 

Der zuständige Bundesminister hat die 
Satzung dennodi im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesministern genehmigt. 

Die Bank hat in ihrem Gesdiäftsberidit für 
das Jahr 1954 die Bezüge des Vorstands, Ver- 
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waltungsrats usw. nur für die ersten zehn 
Monate aufgeführt, in der sie als Aktien- 
gesellschaft bestanden hat, dagegen nicht für 
die letzten beiden Monate des Jahres, in der 
sie als Anstalt des öffentlichen Rechts be- 
trieben worden ist. 

92. Der Bundesrechnungshof hat die Bundesmini- 
ster in diesem Zusammenhang gebeten zu ver- 
anlassen, daß die ihrer Aufsicht unterliegen- 
den Unternehmen des Öffentlichen Rechts Re- 
gelungen im Sinne des § 128 AktG treffen. 
Die Durchsetzung dieses Vorschlages wird zur 
Zeit von den in Betracht kommenden Bun- 
desministern unter Beteiligung des Bundes- 
ministers der Justiz und des Bundesrechnungs- 
hofs erörtert. 


E. Veräußerung unmittelbarer und 
mittelbarer Beteiligungen des Bundes, 
Fortführung von Unternehmen 

93. Zu der grundsätzlichen Frage, ob der freie 
Wettbewerb eine wirtschaftliche Betätigung 
des Staates ausschließt, hat der Vertreter des 
Bundesministers für Wirtschaft in der Sit- 
zung des Unterausschusses „Bundesbeteiligun- 
gen“ des Deutschen Bundestages am 8. Februar 
1955 Stellung genommen. Nach seinen Aus- 
führungen widerspricht das Bestehen bundes- 
eigener Unternehmen insbesondere dann nicht 
dem Grundprinzip des freien Wettbewerbs, 
wenn für die Bundesunternehmen bei der An- 
wendung der Steuergesetze, bei der Kreditge- 
währung, bei der Bewilligung von Subventio- 
nen sowie bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge keine Sondervorteile zugelassen werden, 
wenn die Dividendenpolitik der der privat- 
wirtschaftlichen Unternehmen entspricht und 
wenn Kalkulationen nur nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen durchgeführt wer- 
den. 

94. Nach Erklärungen der Vertreter der Bundes- 
regierung sollen Beteiligungen an erwerbswirt- 
schaftlichen Unternehmen weitgehend in pri- 
vate Hände übergeführt werden, soweit nicht 
besondere wirtschafts-, arbeits-, sozialpolitische 
oder andere entscheidende Gesichtspunkte im 
Einzelfall einer Veräußerung entgegenstehen 
(Bundestags-Drucksache 687 der 2. Wahl- 
periode). Der Prozeß der Privatisierung müsse 
jedoch in den möglichen Grenzen stufenweise, 
planmäßig und geordnet vor sich gehen (Bun- 
destags-Drucksache 1190 der 2. Wahlperiode). 


95. Der Bundesrechnungshof hat sich bereits unter 
Nr. 75 des Berichts vom 8. Januar 1954 zu der 
Angelegenheit geäußert. Er vertritt die Auf- 
fassung, daß die Grundsätze des § 60 Abs. 2 
PvWB, die für den Erwerb einer Beteiligung 
gelten, auch bei der Beantwortung der Frage 
zu beachten sind, ob eine Beteiligung weiter- 
hin geboten ist. Er hat die Bundesminister 
gebeten zu prüfen, in welchen Fällen die un- 
mittelbare und mittelbare Beteiligung des 
Bundes an Unternehmen nicht mehr als not- 
wendig anzusehen und welche Maßnahme ge- 
gebenenfalls im einzelnen zweckmäßig sei 
(Veräußerung von Beteiligungen, Auflösung 
von Unternehmen). Dabei hat er auch auf die 
Möglichkeit hingewiesen, Unternehmen zu 
verschmelzen oder Betriebe eines bestimmten 
Wirtschaftszweigs aus Unternehmen auszu- 
gliedern und in einer bestehenden oder neuen 
Gesellschaft zusammenzufassen oder einzelne 
Betriebe zu veräußern. 

Eine Verschlechterung der Rentabilität und 
eine Verminderung der sonst möglichen Ge- 
winnausschüttung an den Bund sowie unter 
Umständen eine Belastung des Bundeshaus- 
halts können sich ergeben, wenn im Bereich 
eines Konzerns überwiegend die Beteiligungen 
an gewinnbringenden Unternehmen und aus 
einem Unternehmen die Betriebe mit günsti- 
ger Ertragslage veräußert würden. Gleichwohl 
kann es durchaus angebracht sein, auch im 
Bereich eines Konzerns bestimmte Beteiligun- 
gen oder Betriebe zu verkaufen. Jede Ver- 
äußerung bedarf daher einer eingehenden 
Prüfung. 

96. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt her- 
vorgehoben, daß unmittelbare Beteiligungen 
nur gegen einen dem vollen Wert entsprechen- 
den Preis veräußert werden dürfen (§ 47 
Abs. 1 Satz 1 RHO). Ausnahmen hiervon be- 
dürfen in dem gesetzlich vorgesehenen Rah- 
men der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen, im übrigen der Genehmigung 
durch den Bundeshaushaltsplan (§ 47 Abs. 1 
Satz 2, 3 RHO). 

Haben unmittelbare Beteiligungen des Bun- 
des an Gesellschaften erheblichen Wert oder 
besondere Bedeutung, so dürfen sie nach § 47 
Abs. 3 RHO nur mit vorheriger Zustimmung 
des Bundesrates und des Bundestages veräußert 
werden, soweit nicht aus zwingenden wirt- 
schaftlichen Gründen eine Abweichung hier- 
von geboten ist. In diesem Falle ist dem Bun- 
desrat und dem Bundestag von der Veräuße- 
rung alsbald durch eine Nachweisung Kennt- 
nis zu geben. Das gilt nach § 47 Abs. 4 RHO 
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auch für die Belastung von Anteilen an ge- 
sellschaftlichen Unternehmen, für ihre Ein- 
bringung in andere Gesellschaften, an denen 
der Bund nicht überwiegend beteiligt ist, und 
für die Überlassung junger Anteile von sol- 
chen Gesellschaften an andere Bezieher als 
den Bund. Die Vorschriften des § 47 Abs. 3 
RHO finden nach seinem Absatz 6 auf den 
Tausch von Beteiligungen sinngemäß Anwen- 
dung (vgl. Nr. 76 des Berichts vom 8. Januar 
1954). 

Der Grundsatz des § 47 Abs. 1 Satz 1 RHO 
muß nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofs sinngemäß auch für die Veräußerung 
mittelbarer Beteiligungen gelten. Die Ver- 
äußerung solcher Beteiligungen bedarf nach 
§ 60 Abs. 4 R¥B der Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundes- 
minister gebeten, ihm nach der Veräußerung 
von Beteiligungen und Betrieben Unterlagen 
(Gutachten Sachverständiger usw.) zu über- 
senden, die eine Beurteilung der Angemessen- 
heit des Preises ermöglichen. 

97. Die Bundesminister haben in zahlreichen Fäl- 
len mitgeteilt, daß die Veräußerung von Be- 
teiligungen vorgesehen, die Auflösung von 
Gesellschaften beschlossen oder in die Wege 
geleitet sei. Verschiedene Konzernunterneh- 
men sollen aus wirtschaftlichen Gründen ver- 
schmolzen werden. 

Der Bundesrechnungshof wird die hier be- 
handelten Fragen auch weiterhin mit besonde- 
rer Aufmerksamkeit verfolgen. 


F. Bericht über einzelne Unternehmen 

1. Bank deutscher Länder 

98. Die als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
im Jahre 1948 errichtete Bank deutscher Län- 
der (BdL) hat die Aufgaben und die Befug- 
nisse einer Währungs- und Notenbank für 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 
Das 100 Mio DM betragende Grundkapital 
befindet sich im Besitz der Landeszentral- 
banken. 

Das Gesetz vom 10. August 1951 über die 
Verteilung des von der BdL in den Geschäfts- 
jahren 1950 und 1951 erzielten Reingewinns 
legte erstmalig, und zwar für die Geschäfts- 
jahre 1950 und 1951, eine Beteiligung des 
Bundes am Reingewinn der BdL fest. Nach 
diesem Gesetz ist der Teil des Reingewinns, 


der nach Bildung der gesetzlichen und son- 
stigen Rücklagen sowie nach Abzug einer Ge- 
winnbeteiligung der Landeszentralbanken (für 

1950 und 1951 auf 6 v. H. ihrer Anteile be- 
grenzt) verbleibt, an den Bund abzuführen. 
Nach dem Gesetz vom 7. September 1953 gilt 
diese Regelung auch für das Jahr 1952. 

Der Bundesrechnungshof ist mit der BdL 
dahin übereingekommen, seinen Prüfungen 
zur Vermeidung von Doppelprüfungen regel- 
mäßig die Berichte des vom Zentralbankrat 
zum Abschlußprüfer bestellten Wirtschafts- 
prüfers zugrunde zu legen. Er hat im Einver- 
nehmen mit der BdL ergänzende „Richtlinien 
für die Prüfung der Bank deutscher Länder 
durch den vom Zentralbankrat bestellten Ab- 
schlußprüfer vom 7. Mai 1951“ auf gestellt. 
Danach hat der Wirtschaftsprüfer auch die 
Geschäftsführung der BdL zu prüfen. Der 
Prüfung durch den Wirtschaftsprüfer unter- 
liegen jedodi nicht die Maßnahmen der Bank 
auf den Gebieten der Währungs-, Kredit-, 
Zins- und Diskontpolitik. Die Prüfung hat 
sich aber z. B. darauf zu erstrecken, ob die 
Aufwendungen den Grundsätzen der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 
Im übrigen hat sich der Bundesrechnungshof 
Vorbehalten, bei der Bank in Einzelfällen oder 
für bestimmte Geschäftsbereiche audi Fest- 
stellungen durch eigene Beauftragte zu tref- 
fen. Das soll dann geschehen, wenn der Be- 
richt des Wirtschaftsprüfers oder die vom 
Bundesrechnungshof angeregten Ergänzungen 
und der Schriftwechsel hierüber keine aus- 
reichende Klarheit bringen sollten, oder wenn 
es aus Gründen der Vereinfachung und Be- 
schleunigung zweckmäßiger ist, die Angelegen- 
heit mit der Bank mündlich zu erörtern oder 
einer Prüfung bei ihr zu unterziehen. 

Der Wirtschaftsprüfer hat die Richtlinien 
erstmalig bei der Prüfung des Geschäftsjahres 

1951 berücksichtigt. Aus seinen Berichten zu 
den Jahresabschlüssen bis zum 31. Dezember 

1952 ergibt sich im wesentlichen folgendes: 

Die Organisation der BdL ist zweckmäßig, 

Buchführung und Belegwesen sind ordnungs- 
mäßig. Die Bankleitung ist auf eine wirt- 
schaftliche und sparsame Geschäftsführung be- 
dacht gewesen. 

Der Wirtschaftsprüfer hat zu den bisher 
veröffentlichten Jahresabschlüssen der Bank 
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

Die in den Jahresabschlüssen 1948 bis 1952 
der BdL ausgewiesenen Überschüsse wurden 
wie folgt verwendet: 
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Gesetzliche 

Rücklagen 

Sonstige 

Rücklagen 

Dividende 
an Landes- 
zentral-Bank 

Vortrag 
auf neue 
Rechnung 

j Gewinn- 

ausschüttung 

1 an Bund 

insgesamt 


Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

! DM 

DM 

1948 

20 

10 

3 

61 525,40 

__ _ 

33 061 525,40 

1949 

20 

i 20 

; 6 

467 913,87 

— 

46 467 913,87 

1950 

' 20 

1 20 

6 

— 

' 80 013 101,21 

126 013 101,21 

1951 

i 20 

20 

6 

— 

118 366 680,50 

164 366 680,50 

1952 

20 

1 

20 

6 

— 

I 97 618 091,79 

143 618 091,79 


Der Bundesrechnungshof hat die Jahresab- 
schlüsse 1948 bis 1952 unter Zugrundelegung 
der Prüfungsberichte des Abschlußprüfers ge- 
prüft. Der angegebene, dem Bund am Rein- 
gewinn der BdL zustehende Anteil ist zutref- 
fend ermittelt und in gleicher Höhe in den 
Bundeshaushaltsrechnungen vereinnahmt wor- 
den. 

Für den Bundesrechnungshof bestand hin- 
sichtlich der Jahresabschlüsse 1948 bis 1952 
keine Veranlassung, durch eigene Feststellun- 
gen die Prüfung des Abschlußprüfers zu er- 
gänzen. 

2. Kurhessischer Kupferschieferbergbau GmbH 
in Sontra 

99. Gesellschafter war ursprünglich ein Privat- 
unternehmen. Der Betrieb wurde auf Ver- 
anlassung des Reichs im wesentlichen mit 
Reichsmitteln aufgebaut. Das Reich war nach 
einer Vereinbarung mit dem Gesellschafter 
berechtigt, die Übertragung der GmbH-Ge- 
schäftsanteile auf sich zu bestimmten Bedin- 
gungen zu verlangen. Von diesem Recht hat 
das Reich keinen Gebrauch gemacht. Auf 
Grund des Gesetzes Nr. 52 der Militärregie- 
rung wurde das Vermögen der Gesellschaft 
nach Kriegsende beschlagnahmt und die Ver- 
waltung auf das Hessische Landesamt für Ver- 
mögenskontrolle und Wiedergutmachung 
übertragen. Der Betrieb ist zunächst zum Er- 
liegen gekommen, später jedoch auf Veranlas- 
sung des Landes Hessen im Einvernehmen mit 
der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiets aus sozialpolitischen 
Gründen wieder aufgenommen worden. Das 
Land Hessen, das für die Fortführung des Be- 
triebs Mittel bereitgestellt hatte, hat während 
der Geltung des Gesetzes Nr. 19 der amerika- 
nischen Militärregierung das dem Reich zu- 
stehende Optionsrecht ausgeübt. Ende 1950 
hat es den Bundesminister der Finanzen um 
Zustimmung zu der nunmehr notwendigen 
Auseinandersetzung mit dem Gesellschafter 
gebeten. Nach dem Inkrafttreten des Vor- 


schaltgesetzes sind die Geschäftsanteile im 
Zuge dieser Auseinandersetzung auf den Bund 
übergegangen. 

In den Bundeshaushaltsplänen der Rech- 
nungsjahre 1951 bis 1955 sind erhebliche Mit- 
tel für die Stützung der Gesellschaft ver- 
anschlagt worden (1951 rd. 1,9 Mio DM, 1952 
rd. 8,7 Mio DM, 1953 rd. 8,1 Mio DM, 1954 
rd. 7 Mio DM, 1955 rd. 3,8 Mio DM). Nach 
den Erläuterungen zu den Bundeshaushalts- 
plänen waren die Mittel zur Aufrechterhal- 
tung des Betriebs, dessen Aufwendungen die 
Erlöse überstiegen, aus arbeits- und wirtschafts- 
politischen Gründen dringend notwendig. Die 
Höhe der Stützungsmittel des Rechnungs- 
jahres 1952 ist vor allem auf das starke Ab- 
sinken der Weltmarktpreise für Kupfer zu- 
rückzuführen. Das Land Hessen hat nach Mit- 
teilung des Bundesministers der Finanzen im 
Rechnungsjahr 1954 rd. 1,7 Mio DM gezahlt; 
es soll ferner für das Rechnungsjahr 1955 
2 Mio DM bereitstellen (aus seinem Anteil an 
den Förderungsmitteln des Bundes für regio- 
nalen Wirtschaftsmaßnahmen). Die Bundes- 
haushaltspläne für die Rechnungsjahre 1953 
bis 1955 sehen außerdem zur Behebung kom- 
munalpolitischer und kirchlicher Notstände im 
Raume Sontra insgesamt 2,2 Mio DM vor. 

In Anbetracht der Höhe der für das Rech- 
nungsjahr 1952 veranschlagten Stützungsmit- 
tel hat der Bundesrechnungshof Anfang 1953 
den Bundesminister für Wirtschaft um Mit- 
teilung gebeten, welche Bedeutung die Pro- 
duktion der Gesellschaft im Rahmen des Kup- 
ferverbrauchs der Bundesrepublik habe und 
in welcher Hohe in den nächsten Jahren vor- 
aussichtlich Zuschüsse erforderlich seien. Dabei 
hat er angeregt zu prüfen, ob es nicht mög- 
lich sei, Betriebsangehörigen in Gebieten des 
Steinkohlenbergbaus, in denen Mangel an 
Bergarbeitern bestehe, Arbeitsplätze zu ver- 
schaffen und Betriebe anderer Wirtschafts- 
zweige (z. B. Flüchtlingsbetriebc) in Sontra 
oder in der Umgebung durch Bereitstellung 
von Kapital anzusiedeln. Er hat außerdem ge- 
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beten, ihm Gutachten über die Verhältnisse 
der Gesellschaft zu übersenden. Damit hat 
der Bundesrechnungshof eine Klärung der 
Fragen angestrebt, ob nicht die Stillegung des 
Betriebs und der zur Verhinderung uner- 
wünschter sozialer Folgen notwendige vor- 
übergehende Einsatz angemessener öffentlicher 
Mittel wirtschaftlicher wären als die laufende 
Stützung des Unternehmens für eine nicht ab- 
sehbare Zeit. Der Bundesrechnungshof hat 
außerdem darauf hingewiesen, daß auch im 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
Zweifel geäußert worden seien, ob auf die 
Dauer unrentable Subventionen gezahlt wer- 
den könnten (vgl. das Kurzprotokoll vom 
18. September 1952 über die 189. Sitzung des 
Haushaltsausschusses). 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat dem 
Bundesrechnungshof im Juli 1953 erwidert, 
mit Überschüssen der Gesellschaft könne nie- 
mals gerechnet werden. Bei gleichbleibenden 
Kosten und Erträgen würden in den nächsten 
Jahren Stützungsmittel von 8,5 bis 9 Mio DM 
jährlich erforderlich sein. Aus den von ihm 
übersandten Unterlagen ergab sich, daß die 
Produktion des Unternehmens im Verhältnis 
zu dem Verbrauch in der Bundesrepublik 
außerordentlich niedrig ist. Wie der Bundes- 
minister für Wirtschaft weiter erklärte, seien 
seit langem Untersuchungen darüber angestellt 
worden, ob die Betriebsangehörigen umgesie- 
delt und andere Industrien im Raum von Sontra 
ansässig gemacht werden könnten. Die Umsied- 
lung der Betriebsangehörigen bereite Schwie- 
rigkeiten, u. a. deshalb, weil die Stammbeleg- 
schaft ortsgebunden sei, Vorschläge für die 
Ansiedlung neuer Industrien hätten sich noch 
nicht verwirklichen lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat anschließend 
auch Zweifel geäußert, ob Investitionen noch 
vertretbar seien, solange eine Entscheidung 
über die Fortführung des Betriebs nicht ge- 
troffen sei. 

Die weiteren Untersuchungen haben er- 
geben, daß technische Verbesserungen des Be- 
triebs nur unter Einsatz neuer Mittel zu er- 
zielen, dadurch aber die Verluste der Gesell- 
schaft und die Zuschüsse nicht wesentlich zu 
vermindern sind. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik des 
Deutschen Bundestages ist am 18. Juni 1954 zu 
der Auffassung gelangt, daß eine Aufrecht- 
erhaltung des Betriebs nicht zu befürworten 
sei, daß aber die Regierung in der Lage sein 
müsse, ein Programm für die Lösung der 
Schwierigkeiten im Gebiet Sontra vorzulegen. 


In seiner Sitzung am 14. Januar 1955 ist er 
dafür eingetreten, daß die Bundesregierung 
über einen schon vorgesehenen Betrag von 
15 Mio DM hinaus weitere Mittel für die An- 
siedlung von Industriebetrieben, und zwar 
möglichst in Sontra selbst, bereitstellt. Dabei 
hat er zum Ausdruck gebracht, daß eine mög- 
lichst reibungslose Übernahme der freiwerden- 
den Arbeitskräfte der Gesellschaft durch die 
neugeschaffenen Betriebe gewährleistet und 
unzumutbare Härten vermieden werden 
müßten. 

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesrechnungshof im September 
1954 den Bundesminister für Wirtschaft dar- 
auf hingewiesen, daß die verlorenen Zuschüsse 
der öffentlichen Hand (des Bundes und des 
Landes Hessen) bis zum 31. März 1955 vor- 
aussichtlich den Gesamtbetrag von rd. 35 Mio 
DM erreichen würden. Er teile die Auffassung 
des Bundesministers der Finanzen, der die 
Stillegung des Betriebs der Gesellschaft für 
geboten halte. Öffentliche Mittel sollten nur 
noch bereitgestellt werden, um den mit einer 
Stillegung des Betriebs verbundenen sozialen 
Folgen zu begegnen. 

Die Gesellschafterversammlung hat im Fe- 
bruar 1955 die Auflösung der Gesellschaft be- 
schlossen, nachdem die Bundesregierung sich 
bereiterklärt hatte, zur Sanierung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Gebiet Sontra, 
insbesondere zur Umsetzung der Arbeitskräfte 
der Gesellschaft, in größerem Umfang öffent- 
liche Mittel zur Verfügung zu stellen. Der 
Betrieb soll nach Mitteilung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft in der Zeit der Abwick- 
lung der Gesellschaft stufenweise entspre- 
chend der Unterbringung der Betriebsangehö- 
rigen in anderen Unternehmen stillgelegt wer- 
den. 

3. Grundstücksgesellschaft Taunusrand mbH 
in Bad Homburg v. d. H. 

100. Gegenstand der im Jahre 1950 gegründeten 
Gesellschaft ist nach dem Gesellschaftsvertrag 
im wesentlichen die Verwaltung der dem Bund 
gehörenden, für die Unterbringung von Be- 
amten in der Umgebung von Frankfurt 
(Main) errichteten Wohngebäude. In dem Ge- 
sellschaftsvertrag ist Vorbehalten worden, die 
Wohngebäude an die Gesellschaft zu ver- 
kaufen. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die 
Gründung der Gesellschaft und auch gegen 
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den Verkauf der Gebäude Bedenken geäußert. 
Er hat angeregt, mit der Verwaltung der 
Gebäude die Oberfinanzdirektion Frankfurt 
(Main) zu beauftragen. 

Der zuständige Bundesminister hat die Ver- 
waltung der Gebäude vom 1. April 1955 an 
auf die Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 
übertragen. Die Gesellschafterversammlung 
hat die Gesellschaft mit Wirkung vom glei- 
chen Tage aufgelöst. 

Die Jahresabschlüsse der Gesellschaft sind 
stets spät festgestellt worden. Dadurch hat 
sich zum Teil die Abführung der Überschüsse 
aus der Verwaltung der Wohngebäude an den 
Bund verzögert. Die späte Feststellung der 
Jahresabschlüsse ist u. a. damit begründet 
worden, es habe die Entscheidung darüber ab- 
gewartet werden müssen, ob die Gebäude in 
das Eigentum der Gesellschaft zu überführen 
seien. Die Gründe erscheinen nicht stichhaltig. 

Die Prüfung ist zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß die Verwaltung der Gebäude durch 
die Gesellschaft nicht wirtschaftlich gewesen 
ist. 


G. Sonstige Prüfungsfeststellungen 

1. Einleitung 

101. Die folgenden Ausführungen geben einen 
Überblick über Mängel, die öfter Vorkommen 
oder sonst bedeutsam sind. Eine Reihe von 
Mängeln ist schon in den Teilen B bis D und 
F erwähnt worden, insbesondere soweit es sich 
um die Nichtbeachtung des Haushaltsrechts 
oder um andere Vorgänge handelt, die zu 
einer grundsätzlichen Erörterung Anlaß ge- 
geben haben. 

2. Gegenstand des Unternehmens 

102. Bundesrechnungshof und Landesrechnungs- 
höfe haben festgestellt, daß Unternehmen 
mitunter Geschäfte abgeschlossen haben, die 
über ihren satzungsmäßigen Gegenstand hin- 
ausgingen. Sie haben darauf hingewirkt, daß 
die Unternehmen sich künftig nur im Rah- 
men ihrer Satzung betätigen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Frage er- 
örtert, ob Gesellschaften, die keine Kredit- 
institute sind, Kredite gewähren dürfen. Diese 
Frage hat vor allem Bedeutung für die Indu- 
strieverwaltungsgesellschaft mbH (IVG) (frü- 
here Firma: Montan-Industriewerke GmbH). 
Die IVG hat nach der Satzung im wesent- 


lichen Industrieunternehmungen, Anteile an 
anderen Unternehmen sowie Grundstücke zu 
verwalten und zu verwerten. Der Bundes- 
rechnungshof hat festgestellt, daß die IVG 
Bundesunternehmen, an denen sie nicht betei- 
ligt ist, Kredite eingeräumt hat. 

Gegen diese Kreditgewährung hat der Bun- 
desrechnungshof Einwendungen erhoben. Der 
zuständige Bundesminister hat sich nach einer 
Überprüfung der Angelegenheit der Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofs angeschlossen, 
daß sich die Kredite der IVG im Rahmen ihrer 
Satzung und des vom Bund mit der Beteili- 
gung verfolgten Ziels zu halten haben. Er 
hält es aber für unbedenklich, wenn die IVG 
Konzerngesellschaften Kredite gibt; Konzern- 
Führungsgesellschaften übernähmen üblicher- 
weise in gewissem Umfange derartige Auf- 
gaben. Dagegen sollen den von der IVG nur 
treuhänderisch verwalteten und fremden Un- 
ternehmen Kredite nicht mehr eingeräumt 
werden. Diesen Gedankengängen wird zuge- 
stimmt. 

In diesem Zusammenhang hat der Bundes- 
rechnungshof den zuständigen Bundesminister 
um Stellungnahme zu der Frage gebeten, ob 
es nicht angebracht sei, von der IVG nicht 
benötigte flüssige Mittel als Gewinn auszu- 
schütten und solche Mittel ggf. auch nach einer 
Kapitalherabsetzung an den Bund abzuführen. 
Der Bundesminister hat zugesagt, er werde 
darauf hinwirken, daß die IVG, die bis zum 
31. März 1952 mit Verlust gearbeitet habe, 
Gewinne ausschütte, sobald ihre Ertrags- und 
Finanzlage es gestatte. Eine Ausschüttung von 
Mitteln unter Herabsetzung des Stamm- 
kapitals soll erwogen werden, wenn die vor- 
aussichtlich hohe Vermögensabgabe feststeht. 
Der Bundesrechnungshof wird nach dem Ein- 
gang weiterer Unterlagen prüfen, ob Gewinn- 
ausschüttungen und Kapitalherabsetzungen 
angebracht sind. 

3. Anlagevermögen (Investitionen) 

103. Ein Teil der Bundesunternehmen hat nach der 
Währungsumstellung erhebliche Investitionen 
durchgeführt. Diese sind durch Kapital- 
erhöhungen aus Bundesmitteln, durch Kredite 
des Bundes (einschließlich ERP-Mittel), durch 
andere, zum Teil unter Bundesbürgschaft auf- 
genommene Kredite sowie weitgehend durch 
eigene Mittel der Unternehmen finanziert 
worden (vgl. S. 329, 330 der Allgemeinen Vor- 
bemerkungen zum Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1955). 
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Die Investitionen sind von den sachverstän- 
digen Prüfern auf Grund der festgesetzten 
Richtlinien zu prüfen. Die Prüfungen haben 
bei verschiedenen Unternehmen zu Beanstan- 
dungen Anlaß gegeben. 

Bei der Durchführung von Investitionen ist 
nicht immer mit der gebotenen Wirtschaft- 
lichkeit verfahren worden. Es sind insbeson- 
dere gegen die Art der Vergabe und gegen die 
Hohe von Grundstückspreisen Bedenken ge- 
äußert worden. 

Einige Unternehmen haben vom Aufsichts- 
rat gebilligte Kosten wesentlich überschritten. 
Das war bei der Errichtung von Betriebs- 
anlagen und auch von Wohngebäuden für 
Mitglieder der Geschäftsleitungen der Fall. Die 
höheren Kosten sind zwar teilweise auf Stei- 
gerungen der Materialpreise und der Löhne 
zurückzuführen. Sie sind zum Teil aber auch 
dadurch entstanden, daß Geschäftsleitungen 
den Aufsichtsräten unvollständige Pläne und 
unzulängliche Kostenberechnungen vorgelegt 
haben sowde von den den Aufsichtsräten vor- 
gelegten Unterlagen abgewichen sind und um- 
fangreichere Anlagen errichtet haben, ohne 
rechtzeitig die Zustimmung der Aufsichtsräte 
einzuholen. 

In einem Fall von Bedeutung hat der Bundes- 
rechnungshof eine Ergänzungsprüfung durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft veranlaßt, 
um feststellen zu können, wie sich die vom 
Vorstand durchgeführten höheren Investitio- 
nen nach einer Wirtschaftlichkeitsrechnung 
voraussichtlich auf den Erfolg des Unterneh- 
mens auswirken werden und ob der Vorstand 
schadenersatzpflichtig ist. Der Bundesrech- 
nungshof wird wahrscheinlich in den Betrieb 
und die Unterlagen der Gesellschaft Einsicht 
nehmen. 

Welche Folgerungen daraus gezogen wer- 
den müssen, daß die für Wohngebäude geneh- 
migten Kosten erheblich überschritten worden 
sind, wird noch geprüft. 

In einem Fall hat der Aufsichtsrat die Kosten 
eines Wohngebäudes für ein Vorstandsmit- 
glied, die verhältnismäßig hoch sind, nicht be- 
grenzt. 

Ein Wohnungsunternehmen hat die Finan- 
zierung von Bauten vielfach erst während der 
Baudurchführung sichergestellt. Dadurch sind 
Lücken in der Finanzierung entstanden, die 
durch den Einsatz beträchtlicher Eigenmittel 
ausgeglichen werden mußten. Abrechnungen 
über Bauten sind zum Teil mit erheblicher 
Verspätung aufgestellt worden, so daß Zins- 


verluste erwachsen sind. Die laufenden Auf- 
wendungen überschreiten bei verschiedenen 
Neubauten die Erträge. Auf die baldige Be- 
seitigung der Anstände ist hingewirkt worden. 

Bei der Prüfung von Investitionen hat sich 
wiederholt ergeben, daß Niederschriften über 
Aufsichtsratssitzungen nicht vorhanden oder 
lückenhaft sind. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, 
auf die dargestellten Fälle in einem späteren 
Bericht einzugehen. 

104. Neuanlagen sollten nur nach vollständigen 
technischen Plänen und sorgfältig aufgestellten 
Kostenberechnungen sowie grundsätzlich erst 
nach Sicherstellung der Finanzierung ausge- 
führt werden. Handelt es sich um Investitio- 
nen von Bedeutung, so sind auch Wirtschaft- 
lichkeitsrechnungen erforderlich, um einen 
Überblick darüber zu gewinnen, ob die An- 
lagen voraussichtlich einen angemessenen Er- 
trag bringen werden. 

Die Aufsichtsräte der Bundesunternehmen 
müssen sich nach Auffassung des Bundesreui- 
nungshofs die Zustimmung zu größeren In- 
vestitionen Vorbehalten. Die Zustimmung des 
Aufsichtsrats wird auch für den Erwerb oder 
die Herstellung von Wohngebäuden für Mit- 
glieder der Geschäftsleitung oder andere Be- 
triebsangehörige für notwendig gehalten. Sind 
Abweichungen von Investitionsplänen und 
Überschreitungen genehmigter Kosten ge- 
boten, so ist es Aufgabe des Vorstands, dazu 
frühzeitig die Zustimmung des Aufsichtsrats 
einzuholen. 

105. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, 
daß der Bundesminister der Finanzen als der 
zuständige Minister und der Bundesrechnungs- 
hof eine Überprüfung der Investitionen der 
Deutsche Werke Kiel AG und ihrer Unter- 
gesellschaften veranlaßt und dafür Prüfungs- 
richtlinien aufgestellt haben. Der Bericht lag 
dem Bundesrechnungshof am 31. Oktober 1955 
noch nicht vor (vgl. die Bundestags-Druck- 
sache 636 der 2. Wahlperiode). 

106. Die Bewilligung von Bundesmitteln für den 
sozialen Wohnungsbau ist nach den Richt- 
linnien des Bundesministers für Wohnungsbau 
vom 29. Februar 1952 davon abhängig zu 
machen, daß die VOB (Verdingungsordnung 
für Bauleistungen) der Auftragserteilung zu- 
grunde gelegt wird. Diese Bestimmung ist von 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, an 
deren Kapital der Bund und sonstige Gebiets- 
körperschaften beteiligt sind, nicht immer be- 
achtet worden. Ein Unternehmen hat z. B. 
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Bauaufträge grundsätzlich nur im Wege der 
beschränkten Ausschreibung vergeben; damit 
folgt es einer allgemeinen Verwaltungsübung 
seines Landes. In einem anderen Lande hat 
eine Gesellschaft nur außergewöhnlich große 
Aufträge öffentlich ausgeschrieben. In einem 
dritten Lande verlangen Gemeinden vielfach, 
daß bei der Bauvergabe bestimmte Unter- 
nehmen berücksichtigt werden, obwohl die 
Angebote erheblich höher liegen als die ande- 
rer Bieter. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat wie- 
derholt auf die Notwendigkeit der Einhaltung 
der VOB und der VOL (Verdingungsordnung 
für Leistungen außer Bauleistungen) hinge- 
wiesen und erklärt, daß jedes ungerechtfertigte 
Abweichen von dem Grundsatz eines mög- 
lichst umfassenden Wettbewerbs aus über- 
geordneten volkswirtschaftlichen, fiskalischen 
und sozialen Gründen zu mißbilligen sei. Der 
Bundesminister für Wirtschaft hat später in 
einem Schreiben an die Wirtschafts-, Finanz- 
und Innenminister der Länder ausgeführt, es 
mehrten sich die Fälle, in denen bei der Ver- 
gabe von öffentlichen Aufträgen der Länder 
angestrebt werde, die im Lande der Vergabe- 
stelle ansässigen Unternehmen vor den Wett- 
bewerbern eines anderen Landes zu bevor- 
zugen. Eine bevorzugte Berücksichtigung von 
Bewerbern sei nur dann berechtigt, wenn Be- 
schlüsse der Bundesregierung das zuließen. Ein 
Wettbewerb, der sich nur innerhalb der Gren- 
zen eines Landes abwickle, könne nicht als frei 
und marktgerecht bezeichnet werden (Min 
BlWi. 1955 S. 21/22). 

Diese Grundsätze müssen auch von den hier 
in Betracht kommenden Unternehmen der 
öffentlichen Hand beachtet werden. 

Die Rechnungshöfe haben bei ihren Prü- 
fungen darauf hingewirkt, daß der öffent- 
lichen Ausschreibung entsprechend den Be- 
stimmungen der VOB künftig der Vorzug ge- 
geben wird, um einen ausreichenden Wett- 
bewerb sicherzustellen. 

107. Der Bundesminister der Finanzen hat im 
Februar 1955 den größeren Bundesunterneh- 
men des privaten Rechts, vor allem den Kon- 
zernunternehmen, die Einhaltung der maß- 
geblichen Grundsätze der VOB empfohlen 
(vgl. Bundestags-Drucksache 1397 der 2. Wahl- 
periode). Außerdem hat der Bundesrech- 
nungshof angeregt, daß öffentlich-rechtliche 
Unternehmen ebenfalls die VOB und die VOL 
beachten, insbesondere soweit es sich um In- 
vestitionen handelt. 


4. Umlaufvermögen 

a) Kredite 

108. Ein Unternehmen des Bundes hat durch 
Kreditgewährungen einen Verlust von rd. 

1 Mio DM erlitten. Den ersten im Jahre 1949 
eingeräumten Kredit, der im Verhältnis zu 
dem späteren Gesamtkredit von mehr als 

2 Mio DM verhältnismäßig niedrig war, hat 
der Leiter einer Zweigniederlassung vor dem 
Inkrafttreten des Vorschaltgesetzes mit Zu- 
stimmung eines von der Militärregierung für 
das Unternehmen bestellten Verwalters, eines 
früheren Mitglieds des Vorstands des Unter- 
nehmens, gewährt. Die Zustimmung des Ver- 
walters ist unter bestimmten Voraussetzungen 
erteilt worden, die der Leiter der Zweignieder- 
lassung jedoch nicht in vollem Umfange 
beachtet hat. Nach den bisher vorliegenden 
Unterlagen hat er darüber hinaus dem Kredit- 
nehmer weitere Kredite eingeräumt sowie den 
Verwalter und den erst seit Anfang 1950 wie- 
der tätigen Vorstand über die Vorgänge nicht 
rechtzeitig und unzureichend unterrichtet. Der 
Leiter der Zweigniederlassung ist aus dem 
Unternehmen ausgeschieden. Der Vorstand 
hat inzwischen angeordnet, daß bei Nieder- 
lassungen wichtige Entscheidungen von meh- 
reren Personen nach dem Grundsatz der Ein- 
stimmigkeit zu treffen sind, und auch andere 
Maßnahmen veranlaßt, um Verluste der an- 
gegebenen Art zu verhindern (vgl. Nr. 71 ff.). 
Das Unternehmen hat den Verlust aus laufen- 
den Erträgen gedeckt. 

In der in Betracht kommenden Zeit hat der 
Vorstand nach seinen Ausführungen dem Vor- 
sitzer des Aufsichtsrats über den Kredit und 
seine Entwicklung in regelmäßigen kurzen 
Zeitabständen aus wichtigem Anlaß sowie 
außerdem dem Aufsichtsrat und dem zustän- 
digen Ausschuß anläßlich von Sitzungen 
mündlich berichtet (vgl. Nr. 82). Sitzungen 
des Aufsichtsrats und des Ausschusses haben 
aber nicht in jedem Vierteljahr stattgefunden, 
so daß der Vorstand entgegen der Vorschrift 
des § 81 AktG nicht längstens vierteljährlich 
Bericht erstattet hat. Da keine schriftlichen 
Berichte des Vorstands vorliegen und auch die 
Niederschriften über die Sitzungen des Auf- 
sichtsrats und seines Ausschusses keine aus- 
reichenden Darstellungen über den Fall sowie 
über die Verhandlungen und die Beschlüsse 
enthalten (vgl. Nr. 83), kann an Hand von 
Unterlagen nicht festgestellt werden, in wel- 
cher Weise die Angelegenheit dem Vorsitzer 
des Aufsichtsrats und in den Sitzungen mit- 
geteilt worden ist. 
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Die vorherige Zustimmung des Aufsichts- 
rats zu Krediten ist nicht Vorbehalten worden 
(vgl. Nr. 77 ff.). 

Der Bundesrechnungshof hat eine Über- 
prüfung der Angelegenheit nach bestimmten 
Richtlinien durch eine Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft veranlaßt. Er hat den zuständigen 
Bundesminister nach dem Eingang des Prü- 
fungsberichts gebeten, weitere Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen, damit er in der Lage ist, 
zu beurteilen, mit welchen Aussichten Ersatz- 
ansprüche gegen den früheren Zweigstellen- 
leiter und andere Personen wegen des der 
Gesellschaft entstandenen Schadens geltend 
gemacht werden können und welche sonstigen 
Folgerungen zu ziehen sind. Dabei sind ver- 
schiedene Vorschläge gemacht worden. Der 
Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen. 

b) Forderungen auf Grund von Lieferungen 
und Leistungen 

109. Eine Gesellschaft hat vor dem Inkrafttreten 
des Vorschaltgesetzes mehrere Jahre hindurch 
einigen Firmen unter ungewöhnlich erschei- 
nenden Bedingungen Waren geliefert und nach 
den bisher vorliegenden Unterlagen die Ein- 
ziehung der Kaufpreisforderungen nicht mit 
dem erforderlichen Nachdruck betrieben. Drei 
dieser Firmen sind in Konkurs geraten. Die 
Konkursforder ungen der Gesellschaft betragen 
rd. 145 000 DM. Die endgültige Hohe des Ver- 
lustes ist noch nicht bekannt. 

Dieselbe Gesellschaft hat für andere Forde- 
rungen aus Warenlieferungen in erheblichem 
Umfange Wertberichtigungen gebildet und 
Verluste ausgebucht. Es bestehen Zweifel, ob 
die Gesellschaft sich vor den Lieferungen aus- 
reichende Kenntnis über die Bonität der Kun- 
den verschafft hat. 

Der zuständige Bundesminister hat auf An- 
regung des Bundesrechnungshofs eine Ergän- 
zungsprüfung veranlaßt, um festzustellen, ob 
die Geschäftsführer die erforderliche Sorgfalt 
angewendet haben. 

c) Kredite an Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer, leitende Angestellte und sonstige 
Betriebsangehörige 

110. Ein Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft 
hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats für den 
Erwerb eines Eigenheims ein Darlehen er- 
halten. Die Hälfte der Darlehnsmittel hat es 
jedoch nicht für den genehmigten Zweck, 


sondern für die Gewährung von Krediten an 
Dritte verwendet. Diese Verwendung soll der 
Aufsichtsrat mündlich genehmigt haben. Die 
Niederschriften über die Sitzungen des Auf- 
sichtsrats enthalten darüber keine Angaben. 
Bei der Prüfung haben die beteiligten Rech- 
nungshöfe die Kreditgewährung an Dritte be- 
anstandet. 

111. Ein Geschäftsführer und leitende Angestellte 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
haben längere Zeit Vorschüsse entnommen. Es 
kann nicht einwandfrei festgestellt werden, ob 
zu der Entnahme durch den Geschäftsführer 
die Zustimmung des Aufsichtsorgans und zu 
den Vorschüssen an die leitenden Angestellten 
in allen Fällen die der Geschäftsführer ein- 
geholt worden ist. Es handelt sich um Beträge, 
die bei den einzelnen Personen zwischen rd. 
4000 DM und rd. 12 000 DM liegen. Einige 
Empfänger haben teilweise die Vorschüsse zu 
den Bilanzstichtagen vorübergehend abgedeckt, 
so daß nur verhältnismäßig geringe Kredite in 
den Bilanzen ausgewiesen worden sind. Der 
Geschäftsführer und der Kassenführer sind in- 
zwischen aus der Gesellschaft ausgeschieden. 
Die noch nicht getilgten Beträge werden lau- 
fend zurückgezahlt. Mit Ausfällen wird nicht 
gerechnet. 

Der Bundesrechnungshof hat den zustän- 
digen Bundesminister gebeten zu veranlassen, 
daß der Aufsichtsrat der Gesellschaft einen 
Beschluß faßt, nach dem auf die Kreditgewäh- 
rung an Geschäftsführer und leitende Ange- 
stellte § 80 AktG entsprechend anzuwenden ist 
(vgl. Nr. 80). 

1 12. Betriebsangehörige einiger Unternehmen ha- 
ben für den Bau von Eigenheimen, zur Be- 
schaffung von Wohnungen und für den Er- 
werb von Hausrat Darlehen erhalten, ohne 
daß bei der Darlehnsbewilligung Tilgungs- 
bedingungen vereinbart worden sind. Der 
Bundesrechnungshof hat bei den Prüfungen 
darauf hingewirkt, daß ordnungsmäßige Ver- 
träge schon bei der Bewilligung von Darlehen 
abgeschlossen werden. 

d) Vorräte 

113. örtliche Prüfungen bei zwei Unternehmen 
haben ergeben, daß Vorräte (Baumaterial, Er- 
satzteile usw.) im Vergleich zum Bedarf zum 
Teil zu hoch gewesen sind. Die Verminderung 
der Bestände ist angeregt worden. Ein Unter- 
nehmen konnte den Verbrauch von Baumate- 
rial nicht vollständig nachweisen. 
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5. Erträge 

114. Die beteiligten Rechnungshöfe haben mehr- 
fach vorgeschlagen, laufende Erträge (z. B. 
Miet- und Pachtzinsen), die zu niedrig erschie- 
nen, zu überprüfen und darüber ggf. neue 
Vereinbarungen zu treffen. Ein Unternehmen 
hat z. B. für neue Wohnbauten die gleichen 
Mietsätze wie für Altwohnungen erhoben. In 
zwei Fällen schwebt eine Erörterung darüber, 
ob die Vergütungen für verpachtete Betriebs- 
anlagen nicht zu gering festgesetzt worden 
sind und nicht rückwirkend eine Erhöhung 
erzielt werden kann. Mehrfach ist angeregt 
worden zu prüfen, ob Zinsen für Forderun- 
gen aus Krediten nicht zu niedrig sind. 

6. Aufwendungen 

a) Personalwirtschaft 

115. Die Rechnungshöfe haben, insbesondere bei 
örtlichen Prüfungen, auch den Personalbedarf 
von Unternehmen untersucht. Dabei haben 
sie wiederholt festgestellt, daß die Zahl der Be- 
triebsangehörigen zu hoch gewesen ist. Sie 
haben eine Verminderung angeregt. Das be- 
trifft u. a. einige Träger der staatlichen Woh- 
nungspolitik. Die Rechnungshöfe haben außer- 
dem die zuständigen Minister gebeten, die 
Personalwirtschaft solcher Unternehmen über- 
prüfen zu lassen, bei denen die Entwicklung 
des Personalbestands nicht mit der des Ge- 
schäftsumfangs übereinstimmt. In diesem Zu- 
sammenhang ist auch die Prüfung der Frage 
angeregt worden, ob nicht einzelne Aufgaben 
auf andere Stellen übertragen werden sollten. 

b) Bezüge der Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer, leitenden Angestellten und sonsti- 
gen Betriebsangehörigen 

116. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt den 
Standpunkt vertreten, daß bei der Bemessung 
der Bezüge von Mitgliedern der Geschäfts- 
leitungen, die ihre ganze Arbeitskraft den 
Unternehmen zur Verfügung zu stellen haben, 
auch Vergütungen für die vom Aufsichtsrat 
genehmigten Nebentätigkeiten in den Orga- 
nen anderer Konzernunternehmen sowie die 
Ansprüche auf Ruhegehalt und Hinterbliebe- 
nenversorgung zu berücksichtigen sind. 

Einzelne Unternehmen zahlen in steigendem 
Ausmaß an Mitglieder der Geschäftsleitungen 
und andere Betriebsangehörige neben ange- 
messenen Gehältern Abschlußvergütungen und 
sonstige Zuwendungen, die zu Gesamtbezügen 
führen, die nach Auffassung der beteiligten 


Rechnungshöfe nicht gebilligt werden können. 
In einigen Fällen ist die Begrenzung der Ge- 
samtbezüge vorgeschlagen worden. Der Schrift- 
wechsel ist zum Teil noch nicht abgeschlossen. 

Bei örtlichen Prüfungen haben die Rech- 
nungshöfe ferner gegen zu hohe laufende Ver- 
gütungen an Angestellte Bedenken geäußert. 
Auch Zahlungen bei besonderen Anlässen 
sowie Überstundenvergütungen sind wegen 
ihres Umfanges hier und da beanstandet 
worden. 

In einzelnen Fällen mußten Zweifel ge- 
äußert werden, ob Abfindungen an ausgeschie- 
dene Personen nicht zu großzügig bemessen 
worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat bei den Prü- 
fungen Bedenken dagegen erhoben, daß ein 
Aufsichtsrat seinem Vorsitzer oder zwei Mit- 
gliedern die Befugnis übertragen hat, Ver- 
gütungen an Vorstandsmitglieder und leitende 
Angestellte (einschließlich Sondervergütungen) 
zu bewilligen. 

c) Sonstige Aufwendungen 

117. Bei der Prüfung einiger Unternehmen, insbe- 
sondere bei örtlichen Prüfungen, haben die 
Rechnungshöfe festgestellt, daß Aufwendun- 
gen für Werbung, Repräsentation, Kraftfahr- 
zeughaltung, Reisekosten usw. nicht mit den 
als Maßstab dienenden Grundsätzen eines 
ordentlichen Kaufmanns zu vereinbaren sind. 
Sie haben auf ein wirtschaftlicheres Verhaken 
der Geschäftsleitungen hingewirkt. 

7. Rechnungswesen und Kassenführung 

118. Die Rechnungshöfe haben bei den Prüfungen 
auch Fragen des Rechnungswesens und der 
Kassenführung behandelt. Sie haben verschie- 
dentlich beanstandet, daß die Eintragungen 
in den Büchern nicht immer fortlaufend und 
vollständig vorgenommen worden sind. We- 
gen der Buchungsrückstände ist zum Teil die 
Aufstellung der Jahresabschlüsse nicht in der 
im Gesetz oder in der Satzung bestimmten 
Frist möglich gewesen. Die nicht rechtzeitige 
Erfassung von Forderungen hat die Einleitung 
des Mahnverfahrens oder die Klageerhebung 
verzögert, so daß Ausfälle eingetreten sind. 
Die Lagerbuchhaltung ist zum Teil unvoll- 
ständig gewesen. Lager verwalt er haben in 
einigen Fällen Material ohne Belege veraus- 
gabt. Einige Unternehmen haben Bücher über 
Nebenkassen und über den Kantinenbetrieb 
mangelhaft geführt. Buchungs- und Kassen- 
belege sind nicht immer von den zuständigen 
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Personen gezeichnet worden. In einem Fall 
hat der Bundesrechnungshof angeregt, die Ge- 
schäftsbücher und die Kasse nicht von der- 
selben Person führen zu lassen. Belege sind 
zum Teil nicht bis zum Ablauf der vorge- 
schriebenen Frist aufbewahrt worden. Unter- 
nehmen haben keine Saldenbestätigungen 
angefordert, obwohl es angebracht gewesen 
wäre. Vereinzelt hat der Bundesrechnungshof 
die Bildung der erforderlichen Pensionsrück- 
stellung vorgeschlagen. 

In einigen Fällen haben die Rechnungshöfe 
angeregt, eine Kosten- und Leistungsrechnung 
einzuführen oder die vorhandene entspre- 
chend den Verhältnissen der Unternehmen 
auszugestalten. Sie haben mehrfach auch dar- 
auf hingewirkt, daß neue Anlagen erst nach 
Aufstellung vollständiger Pläne und Kosten- 
berechnungen sowie von Wirtschaftlichkeits- 
rechnungen beschlossen werden. 

8. Innerbetriebliche Prüfungseinrichtungen der 
Unternehmen 

1 19. Zahlreiche Bundesunternehmen haben inner- 
betriebliche Prüfungseinrichtungen geschaffen. 
Die beteiligten Rechnungshöfe haben bei Prü- 
fungen angeregt, daß größere Unternehmen 
solche Stellen einrichten oder vorhandene aus- 
gestalten. Sie haben vorgeschlagen, die eigene 
Prüfungseinrichtung der Unternehmen un- 
mittelbar der Gcsdiäftslcitung zu unterstellen 
und die Aufgaben näher zu bestimmen. Da- 
bei haben sie empfohlen, die Tätigkeit der Stelle 
nicht nur auf das Rechnungs- und Kassen- 
wesen zu erstrecken; es erscheine u. a. erfor- 
derlich, die Durchführung von Beschlüssen der 
Geschäftsleitung zu überwachen, Kredite so- 
wie die Beschaffung, die Lagerhaltung und den 
Verbrauch von Fertigungsstoffen usw. zu 
überprüfen und die Aufwendungen zu beob- 
achten. 

Eigene Prüfungen können auch eine ge- 
wisse Einschränkung des Umfanges der forma- 
len Prüfungsarbeiten bei den Jahresabschluß- 
prüfungen zur Folge haben, wenn die sach- 
verständigen Prüfer den Eindruck gewinnen, 
daß das Rechnungswesen durch die innerbe- 
trieblichen Prüfungseinrichtungen ordnungs- 
mäßig überwacht worden ist. Die dadurch er- 
reichbare Verringerung der Prüfungshandlun- 
gen bietet den sachverständigen Prüfern ggf. 
die Möglichkeit, mehr Zeit auf die Prüfung 
der Geschäftsführung zu verwenden. 


9. Verfügungen über Gesellschaftsvermögen 

a) Verfügungen über Gesellschaftsvermögen 
sowie Verwaltung solchen Vermögens 
durch Länder 

120. Ein Landesamt für Vermögensverwaltung hat 
während der Geltung des Gesetzes Nr. 19 der 
amerikanischen Militärregierung von Unter- 
nehmen, an deren Kapital das Reich beteiligt 
war, flüssige Mittel abgezogen sowie in ande- 
rer Weise über Vermögensrechte der Unter- 
nehmen verfügt. Nach § 2 des Vorschaltge- 
setzes gelten derartige Übertragungen auf ein 
Land als nicht erfolgt; eine dem Lande nach 
Besatzungsrecht übertragene Verwaltung von 
Vermögen der Unternehmen gilt als beendet. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen gebeten zu veranlassen, 
daß die Vermögenswerte den Unternehmen 
wieder zugeführt werden. An ein Unternehmen 
sind abgezogene flüssige Mittel zurückgezahlt 
worden. In anderen Fällen von Bedeutung 
ist der Schriftwechsel zwischen dem Bundes- 
minister der Finanzen und den Landesbehör- 
den, der sich zum Teil über Jahre hinzieht, 
noch nicht beendet. 

Der Bundesrechnungshof wird die Ange- 
legenheit in einem späteren Bericht eingehend 
darstellen, falls in absehbarer Zeit keine dem 
Vorschaltgesetz entsprechende Regelung ge- 
troffen wird (vgl. Nr. 38 des Berichts vom 
8. Januar 1954)/ 

b) Verfügungen über Gesellschaftsvermögen 
durch Verwalter 

121. Der von einer Militärregierung eingesetzte 
Verwalter hat Vermögenswerte (u. a. Anlage- 
gegenstände) einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, deren alleiniger Gesell- 
schafter das Reich (der Bund) ist, vor und 
nach der Währungsumstellung veräußert, zum 
Teil unter ihrem Wert. Die für bestimmte 
Geschäfte erforderliche Genehmigung der Mi- 
litärregierung kann nicht in allen Fällen nach- 
gewiesen werden. Die Buchführung gibt über 
die Geschäfte keinen vollständigen Überblick. 
Der Bundesrechnungshof hat den zuständigen 
Bundesminister um Auskunft gebeten, welche 
Maßnahmen die Gesellschaft zur Geltendma- 
chung von Schadenersatzansprüchen getroffen 
hat. 

Der von der zuständigen Landesibehörde 
eingesetzte Verwalter des Vermögens einer 
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Gesellschaft mit beschränkter Haftung, an 
deren Kapital das Reich (der Bund) mittelbar 
zu 51 v. H. beteiligt ist, hat den Betrieb 
(Grundstücke, Betriebsanlagen usw.) unter 
Bedingungen verpachtet, die für die Gesell- 
schaft nachteilig erscheinen. Der Bundesrech- 
nungshof hat dem zuständigen Bundesmini- 
ster vorgeschlagen, die Angelegenheit durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft überprü- 
fen zu lassen. Der Schriftwechsel ist noch nicht 
abgeschlossen. 


H. Schlußbemerkungen 

122. Die in diesem Bericht dargestellten Mängel 
beziehen sich teilweise auf die Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Vorschaltgesetzcs, in der dem 
Bund die Verwaltung der Beteiligungen des 
Reichs und des ehemaligen Landes Preußen 
noch nicht zustand; andere sind zum Teil in 
einer Übergangszeit entstanden, in welcher 
der Bund die Beteiligungen zu übernehmen 
sowie in zahlreichen Fällen für die ordnungs- 
mäßige Besetzung der Organe der Unterneh- 
men zu sorgen und das Prüfungsverfahren in 
Gang zu setzen hatte. Auf diese Anstände kann 
erst jetzt eingegangen werden, weil der Bun- 
desrechnungshof die Prüfungsunterlagen über- 
wiegend nach der Abfassung des Berichts vom 
8. Januar 1954 erhalten hat und ihm zu- 
nächst oblag, den Sachverhalt zu klären. Die 
Prüfungen und der Schriftwechsel über wich- 
tigere Fragen sind, wie sich aus den einzelnen 


Ausführungen in diesem Bericht ergibt, noch 
nicht in allen Fällen abgeschlossen. 

123. Eine Berichterstattung über Vorgänge in 
früheren Jahren wird voraussichtlich auch 
weiterhin erforderlich sein, weil dem Bundes- 
redinungshof Unterlagen für die DM-Eröff- 
nungsbilanz und für die folgenden Geschäfts- 
jahre noch ständig zugehen. 

124. Die erwähnten Mängel beziehen sich zwar 
auf eine Reihe von Unternehmen; in Anbe- 
tracht der Zahl der Unternehmen des privaten 
und des öffentlichen Rechts lassen sie jedoch 
im allgemeinen keinen nachteiligen Schluß auf 
das Geschäftsgebaren der Unternehmen des 
Bundes zu. 

125. Die wichtigeren haushaltsrechtlichen Vorschrif- 
ten werden jetzt von den Bundesministern im 
wesentlichen gleichmäßig ausgelegt und ange- 
wendet. Über andere Fragen von Bedeutung 
besteht im großen und ganzen Übereinstim- 
mung. Die Auffassungen und Grundsätze sind 
dem größten Teil der Unternehmen bekannt. 
Ihre Beachtung und die Festsetzung von 
Richtlinien für die Prüfung der Unternehmen 
müßten bewirken, daß sich Mängel der fest- 
gestellten Art künftig verringern. 


Frankfurt (Main), den 31. Oktober 1955 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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I. Einleitung 

l.In dieser Denkschrift, die ich gemäß § 107 
Abs. 6 RHO den Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofs für das Rechnungsjahr 1952 
beifüge, fasse ich die hauptsächlichen Priifungs- 
ergebnisse für dieses Rechnungsjahr zusam- 
men, beziehe aber auch, um Bundestag und 
Bundesrat möglichst frühzeitig zu unterrich- 
ten, die hauptsächlichen Prüfungsergebnisse für 
das Rechnungsjahr 1953, soweit sie berichts- 
reif sind, in meine Darlegungen ein. Wo 
es zweckmäßig erschienen ist, geht die Dar- 
stellung auch auf Ergebnisse und Vorgänge 
aus neuerer Zeit ein. 

Die Vorlage dieser Denkschrift hat sich aus 
den gleichen Gründen verzögert wie die Vor- 
lage der früheren Denkschriften. Es wird eine 
der Aufgaben der kommenden Haushaltsre- 
form sein, hier durch gesetzliche und verwal- 
tungsmäßige Regelungen Abhilfe zu schaffen, 
damit die in den Bemerkungen und in der 
Denkschrift zusammengefaßten Ergebnisse 
der Rechnungsprüfung nicht nur für die Vor- 
bereitung der Entlastung, sondern in Zukunft 
in stärkerem Maße für die Aufstellung des 
Haushaltsplans und für den bevorstehenden 
Haushaltsvollzug ausgewertet werden können. 

Ich habe mich im allgemeinen darauf be- 
schränkt, solche Prüfungsergebnisse in der 
Denkschrift zu behandeln, die von grund- 
sätzlicher oder sonst erheblicher Bedeutung 
sind oder bei denen mir wegen der besonde- 
ren wirtschaftlichen oder finanziellen Bedeu- 
tung des Prüfungsstoffes eine Mitteilung an- 
gebracht erschien. Dabei habe ich insbesondere 
solche Prüfungsergebnisse eingehender berück- 
sichtigt, die in den früheren Denkschriften 
noch nicht behandelt worden sind (z. B. die 
Kriegsopferversorgung). 


II, Vorbemerkungen 

Kreditgewährungen (Art. 115 GG) 

2. Kreditgewährungen, deren Wirkung über ein 
Rechnungsjahr hinausgeht, bedürfen nach dem 
insoweit gegenüber Art. 87 der Weimarer 
Reichsverfassung veränderten Art. 115 GG 
eines Bundesgesetzes. Ich habe bereits in der 
Denkschrift 1949/1950 (S. 60) angedeutet, daß 
diese Bestimmung in der Praxis zu Zweifeln 
Anlaß gegeben hat. Namhafte Kommenta- 
toren des Grundgesetzes und anerkannte 
Finanzwissenschaftler meinen — allerdings 


ohne nähere Begründung — , daß eine Kredit- 
gewährung schon dann im Sinne des Art. 115 
GG über ein Rechnungsjahr hinauswirke, wenn 
die gewährten Kredite nicht im Rechnungs- 
jahr ihrer Auszahlung wieder zurückgezahlt 
werden, so daß sie als Einnahmen in Form von 
Tilgungs- und Zinszahlungen auf das spätere 
Rechnungsjahr „Wirkung“ ausüben. 

Der Wortlaut des Grundgesetzes scheint für 
diese Auffassung zu sprechen. Eine solche 
weite Auslegung würde jedoch zu einer Über- 
beanspruchung des Gesetzgebers führen. Regie- 
rung und Parlament müßten mit vielen An- 
gelegenheiten befaßt werden, die nach ihrer 
geringen wirtschaftlichen Bedeutung schwer- 
lich vor sie gehören. Es ist auch nicht er- 
kennbar, weshalb die Verwaltung bei der Hin- 
gabe von Darlehen, deren Rückfluß doch 
regelmäßig zu erwarten steht, an strengere 
Voraussetzungen gebunden sein sollte als bei 
allen anderen Ausgaben, bei denen das nicht 
zutrifft, bei denen die Verausgabung vielmehr 
endgültig ist. 

Eine Auslegung des Art. 115 nur nach 
seinem Wortlaut befriedigt daher nicht. Es 
wird nötig sein, hinter der wohl zu w r eiten 
Fassung der Bestimmung ihren Sinn und 
Zweck zu erkennen. Soweit sie sich mit den 
Kreditaufnahmen und den Sicherheitsleistun- 
gen befaßt, ist ihr Sinn klar: Anleihen und 
Sicherheitsleistungen begründen Verpflich- 
tungen, und diese belasten regelmäßig 
künftige Rechnungsjahre; mit der Auf- 
nahme von Anleihen und der Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen greift die 
Verwaltung der Ausgabenwirtschaft künf- 
tiger Rechnungsjahre vor; deshalb bedarf sie, 
wenn sie solche Verbindlichkeiten eingehen 
will, zur Wahrung des parlamentarischen Be- 
willigungsrechts einer gesetzlichen Ermächti- 
gung. Es liegt nahe, diesen Sinn dem Art. 115 
auch insoweit beizulegen, als er sich mit den 
Kreditgewährungen befaßt. So verstanden be- 
dürften nur solche Kreditgewährungen einer 
gesetzlichen Ermächtigung, die spätere Rech- 
nungsjahre belasten. Danach wären unter 
„Kreditgewährungen“ mehr dem wirtschaft- 
lichen Sprachgebrauch entsprechend nur Kre- 
diteinräumungen oder Kreditzusagen, also nur 
Verpflichtungsgeschäfte, zu verstehen. Die 
Hingabe von Darlehen, durch die nicht Ver- 
pflichtungen, sondern Ansprüche für den 
Bund begründet werden, bedürfte dagegen, 
wenn im Haushaltsplan die erforderlichen 
Mittel bewilligt sind, keiner besonderen ge- 
setzlichen Ermächtigung. 





Dieser vom Bundesrechnungshof vertrete- 
nen Auffassung hat der Bundesminister der 
Finanzen zugestimmt. 


Zuwendungen des Bundes an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen gemäß 
§ 64 a RHO 

3. In der Denkschrift 1951 (Nr. 52 ff.) habe ich 
darauf hingewiesen, daß der Bund in zuneh- 
menden Umfange Aufgaben durch Stellen 
außerhalb der Bundesverwaltung erfüllen läßt 
und daß im Bundeshaushalt solchen Stellen von 
Jahr zu Jahr wachsende Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. Im Einzelplan des Bundes- 
ministers des Innern z. B. hat sich allein bei dem 
Kapitel „Allgemeine Bewilligungen“ die Zahl 
der Ansätze und die Hohe der für Zuwendun- 
gen dieser Art veranschlagten Mittel seit dem 
Rechnungsjahr 1950 wie folgt entwickelt: 


hnungs- 

jahr 

Zahl der 
Haushalts- 
ansätze 

Höhe der veranschlag- 
ten Mittel DM (rd.) 

1950 

31 

30 275 000 

1951 

48 

48 438 000 

1952 

63 

66 742 000 

1953 

64 

85 088 000 

1954 

68 

102 153 000 

1955 

71 

122 446 000 


Die Zahl der Haushalsansätze hat sich somit 
in 6 Jahren mehr als verdoppelt. Die veran- 
schlagten Mittel sind auf das Vierfache an- 
gestiegen, sie betragen im Rechnungsjahr 1955 
rd. 30 v. H. der Gesamtausgaben des Haushalts 
des Bundesministers des Innern. 

Insgesamt sind es gegenwärtig annähernd 
800 Zuwendungsempfänger, die mit Hilfe von 
Bewilligungen allein aus dem Einzelplan des 
Bundesministers des Innern die verschieden- 
sten Aufgaben erfüllen. In Helen Fällen wer- 
den die Bundeszuwendungen von den Zuwen- 
dungsempfängern an Dritte weitergeleitet. 
Wenn man diese Stellen einrechnet, so ergibt 
sich eine noch wesentlich höhere Zahl von 
Empfängern. 

4. Ein großer Teil der Zuwendungsempfänger 
erhält Mittel aus mehreren Haushaltsstellen 
des Bundesministers des Innern und außerdem 
aus Haushaltsstellen anderer Bundesministe- 
rien. Bei vielen Antragstellern ist das Bestre- 
ben erkennbar, den Zweck der einzelnen 
Veranstaltungen und Aktionen aufzugliedern, 
um bei verschiedenen Referaten und Ressorts 
Zuwendungen beantragen zu können; sie un- 
terrichten dabei nicht immer die mittelver- 
waltenden Stellen über die Anträge, die sie bei 


anderen Stellen gestellt haben oder zu stellen 
beabsichtigen. Das hat eine weitgehende Auf- 
teilung der Haushaltsmittel in kleine und 
kleinste Einzelbeihilfen zur Folge, wobei der 
Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen 
Verhältnis zum Nutzen steht. So sind bei- 
spielsweise einem Zuwendungsempfänger für 
die Durchführung von Singeleiter-Lehrgängen 
aus Mitteln des Bundesjugendplans rund 
12 000 DM, aus anderen Haushaltsmitteln 
des Bundesministers des Innern 700 DM 
und aus Haushaltsmitteln des Bundes- 
ministers für gesamtdeutsche Fragen 85 DM 
gezahlt worden. Feststellungen dieser Art ge- 
ben mir erneut Veranlassung, auf meine Aus- 
führungen in der Denkschrift 1951 Nr. 58 
hinzuweisen, mit denen Ich die Einrichtung 
einer zentralen Auskunfts- und Meldestelle 
angeregt habe. Mit der Schaffung einer solchen 
Auskunftsstelle kann wahrscheinlich der Ver- 
waltungsaufwand verringert und eine wirt- 
schaftlichere und sparsamere Verwendung der 
Mittel erreicht werden. 

5. Die Mittel sollen nach den für ihre Zuteilung 
vom Bundeskabinett erlassenen Richlinien nur 
für Aufgaben gewährt werden, an deren 
Durchführung ein erhebliches Bundesinter- 
esse besteht. Ob diese Voraussetzung gegeben 
ist, kann man in Fällen bezweifeln, in denen 
etwa Mittel für Auslandsreisen der Schulen 
gegeben werden. Nach der Zweckbestimmung 
Kapitel 06 02 Titel 637 sollen die dort aus- 
gebrachten Mittel zur Förderung der kultu- 
rellen und wissenschaftlichen Bestrebungen, 
soweit es sich um repräsentative Vertretung 
des Bundes oder um die Wahrung von Be- 
langen gesamtdeutscher oder internationaler 
Bedeutung handelt, Verwendung finden. Mit 
dieser Zweckbestimmung dürfte es nicht ohne 
weiteres vereinbar sein, wenn z. B. einer 
Oberschule eine Zuwendung von 4 200 DM 
für eine Fahrt nach Spanien gemacht wird. 

6. Bei der Prüfung von Bundeszuwendungen im 
Geschäftsbereich des Bundesministers des In- 
nern hat der Bundesrechnungshof ferner fest- 
gestellt, daß vielfach die Mittel schon lange 
Zeit vor der Verwendung zugewiesen werden, 
so daß der Empfänger sie zinsbringend auf 
Bankkonten anlegen kann. In mehreren Fällen 
sind auch wesentlich höhere Beträge zugewie- 
sen worden, als die Empfänger im laufenden 
Rechnungsjahr verbrauchen konnten. Das 
hatte hohe Restbestände am Jahresende zur 
Folge. So hatte, um ein Beispiel herauszu- 
greifen, ein Zuwendungsempfänger, der 
Bundesmittel für zentrale Maßnahmen auf 
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dem Gebiet der Fürsorge erhielt, jeweils am 
Jahresende folgende Beträge nicht verbraucht: 


Rechnungs- nicht verbraucht 
jahr DM 


zu gewiesen 
waren 
DM 


1950 rd. 88 000 210 000 

1951 rd. 84 000 210 000 

1952 rd. 240 000 273 000 


In den nicht verbrauchten Mitteln war ein 
Betrag von 45 000 DM enthalten, der im 
Rechnungsjahr 1951 für einen besonderen 
Zweck zurückgestellt, im Rechnungsjahr 1952 
um weitere 5 000 DM verstärkt und erst 1953 
verwendet worden ist. Von den Zuwendungs- 
mitteln in Höhe von 401 000 DM waren in 
einem anderen Falle am Ende des Rechnungs- 
jahres 1952 noch 118 000 DM vorhanden. In 
einem weiteren Falle waren die Zuweisungen 
an ein Land für die Rechnungsjahre 1950 und 
1951 um 100 v. H. (nahezu 1 Mio DM) höher, 
als es im Rahmen des Verwendungszwecks zu 
dieser Zeit erforderlich war; die Mittel wurden 
erst in späteren Rechnungsjahren verbraucht. 
Ein anderes Land hatte aus Zuweisungen für 
die Rechnungsjahre 1950 bis 1952 von rd. 
2,2 Mio DM im Rechnungsjahr 1954 noch 
einen Bestand von 150 000 DM. 

Audi im Bereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
der Bundesrechnungshof die vorzeitige Aus- 
schüttung der Zuwendungen und die Ansamm- 
lung von unangemessen hohen Geldbeständen 
bei den Zuwendungsempfängern wiederholt 
beanstanden müssen, so in letzter Zeit bei den 
Zuwendungen an den vom Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unter- 
haltenen land- und haus wirtschaftlichen Auf- 
klärung«- und Informationsdienst (AID) in 
Bad Godesberg. Dieser hat in den Abschlüssen 
der Rechnungsjahre 1950 bis 1953 Kassenbe- 
ständ-e in Hohe von 200 000 bis rd. 728 000 
DM nachgewiesen. Der Schriftwechsel in die- 
ser Angelegenheit ist noch nicht abgeschlossen. 

7. Von wesentlicher Bedeutung für die wirt- 
schaftliche Verwendung der Zuwendungs- 
mittel ist -die Planmäßigkeit bei der Zuwei- 
sung. Das gilt besonders dann, wenn Zuwen- 
dungsempfänger vom Bund ganz oder zu 
einem wesentlichen Teil unterhalten werden 
und wenn sie einen laufenden Geldbedarf zur 
Durchführung ihrer Aufgaben sowie für ihre 
Verwaltung haben. Wenn die Empfänger die 
Zuschüsse nicht regelmäßig und planmäßig er- 
halten, versuchen sie erfahrungsgemäß, sich 
durch Hortung von Bundesmitteln in den Be- 


sitz eines Betriebsmittelvorrates zu setzen, um 
Störungen des Betriebsablaufs zu vermeiden. So 
wies das Bankkonto eines Zuwendungsempfän- 
gers, der auf regelmäßige Zuwendungen an- 
gewiesen war, innerhalb eines Jahres Schwan- 
kungen zwischen einem Guthaben von rd. 
1 Mio DM und einer Schuld von rd. 32 000 
DM auf. Im Jahresdurchschnitt hatte er ein 
Guthaben an Bundeszuwendungen von 300 000 
DM. Na di den Bundes rieh tl in ien 1953 zu 
§ 64 a RHO besteht die Möglichkeit, Zuwen- 
dungsempfänger zu ermächtigen, ihren Be- 
darf in angemessenen Teilbeträgen bei der zu- 
ständigen Kasse abzurufen. Auf diese Weise 
kann erreicht werden, daß die Auszahlungen 
der Bundesmittel den laufenden Bedarf des 
Zuwendungsempfängers nicht übersteigen. 

8. Sofern die Bundeszuwendungen zur Deckung 
von Verwaltungsausgaben dienen, soll der 
Personal- und Sachaufwand der Zuwendungs- 
empfänger grundsätzlich den für den Bund 
geltenden Rahmen nicht übersteigen. Die Zu- 
wendungsempfänger, bei denen oft andere 
Verwaltungsgrundsätze gelten als beim Bund, 
beachten dies nicht immer, sondern verfahren 
bei der Verwendung der Mittel anders und 
häufig zu großzügig. Der Bundesrechnungs- 
hof hat z. B. oft beanstanden müssen, daß Zu- 
wendungsempfänger bei der Gehaltsregelung, 
bei der Gewährung von Sondervergütungen 
und Aufwandsentschädigungen, bei den Reise- 
kosten und Reprasentatioiisauf Wendungen so- 
wie bei den Aufwendungen für Veranstaltun- 
gen und Tagungen und auch bei der Beschaf- 
fung v-r Büro- und Geräteausstattungen über 
das gebotene Maß hinausgingen. Aus solchen 
Beanstandungen lassen sich in der Regel nur 
dann finanzielle Folgerungen gegenüber dem 
Zuwendungsempfänger (z. B. Rückforderung 
von Zuwendungsbeträgen) ziehen, wenn der 
Bewilligung ein ordnungsmäßiger Voranschlag 
zugrunde gelegen hat und wenn die Hergabe 
der Bundesmittel von der Einhaltung ent- 
sprechender Bewilligungsbediingungen abhän- 
gig gemacht worden ist. Es ist Aufgabe der 
bewilligenden Stellen, nach den jeweiligen Ver- 
hältnissen solche besonderen Bewilligungsbe- 
dingungen im Sinne der Nr. 13 der Bundes- 
richtlinien 1953 zu § 64 a RHO festzulegen 
und so der unwirtschaftlichen Verwendung 
der Bundesmittel vorzubeugen. 

9. Die vom Bundesrechnungshof erstrebte zeit- 
nahe Prüfung der Zuwendungen des Bundes 
kann nur dann erreicht werden, wenn die 
Prüfungsunterlagen in kürzerer Frist, als dies 
bis jetzt geschieht, zur Verfügung gestellt 
werden. In der Denkschrift 1951 (Nr. 153) 
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habe ich beispielsweise berichtet, daß dem 
Bundesrechnungshof noch nicht alle Verwen- 
dungsnachweise der zentralen Jugend- und 
Wohlfahrtsorganisationen für die Zuwen- 
dungen aus dem 1. und 2. Bundesjugendplan 
— Rechnungsjahre 1950 und 1951 — vorge- 
legt worden sind. Ein Teil der Verwendungs- 
nachweise steht au di jetzt noch aus. Die Ver- 
wendungsnachweise für die Zuwendungen aus 
dem 3. Bundesjugendplan — Rechnungsjahr 
1952 — befinden sidi zum größten Teil nodi 
beim Bundesminister des Innern zur Vorprü- 
fung. Der Bundesrechnungshof hat den Bun- 
desminister des Innern wiederholt gebeten, 
die Verwendungsnadiweise beschleunigt zu 
übersenden, damit die Rechnungsprüfung für 
die Rechnungsjahre 1950 bis 1952 abgeschlos- 
sen werden kann. Der Bundesminister des 
Innern hat mitgeteilt, daß ein Teil der 
Zuwendungsempfänger trotz wiederholter 
Erinnerung die fehlenden Verwendungsnach- 
weise nicht vorgelegt oder zu seinen Bean- 
standungen nidit Stellung genommen hat. In 
diesem Zusammenhang erscheint mir der Hin- 
weis darauf geboten, daß die mit Zuwendun- 
gen bedachten Jugendorganisationen vielfach 
noch das rechte Verständnis für die Notwen- 
digkeit einer ordnungsmäßigen Abrechnung 
der ihnen — aus Steuermitteln — zugewiese- 
nen Beträge vermissen lassen. Von den zen- 
tralen Organisationen wird die Verzögerung 
der Vorlage der Verwendungsnachweise und 
der Erledigung der Prüfungsbeanstandungen 
häufig damit begründet, daß ihre Unterver- 
bände, an die sie die Mittel weitergeleitet 
haben, die Unterlagen nicht rechtzeitig vor- 
legen und Rückfragen unbeantwortet lassen. 
Hier könnten die verantwortlichen Leiter der 
großen Organisationen noch erhebliche Erzie- 
hungsarbeit leisten. 

Ebenso sind dem Bundesrechnungshof aus 
dem Bereich des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (vgl. 
Denkschrift 1951 Nr. 204) die Verwendungs- 
nachweise über in den Rechnungsjahren 1951 
und 1952 gezahlte Zuwendungen bisher noch 
nicht vollständig vorgelegt worden. Die Ver- 
waltung hatte im Juni 1955 die Prüfung der 
Verwendungsnachweise über die Zahlungen 
im Rechnungsjahr 1951 noch nidit abge- 
geschlossen. 

Nach Nr. 6 Abs. 8 der Allgemeinen Be- 
willigungsbedingungen (Anlage 2 der Bundes- 
richtlinien 1955 zu § 64 a RHO) ist der zu- 
ständige Bundesminister bereditigt, Zuwen- 
dungsempfängern, die den Verwendungsnadi- 
weis nicht ordnungsgemäß führen oder nidit 


rechtzeitig vorlegen, die weitere Verwen- 
dung ausgezahlter Mittel zu untersagen und 
von der Zuweisung neuer Mittel abzusehen. 
Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, in 
geeigneten Fällen hiervon Gebraudi zu 
machen. 


III. Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Allgemeine Mängel 

10. Wie in den Vorjahren (vgl. Denkschrift 1951 
Nr. 65) mußte der Bundesredmungshof zahl- 
reiche Verstöße sachlicher und formeller Art 
gegen grundlegende Vorschriften der RHO, 
RWB, RRO und RKO feststellen. Im ein- 
zelnen seien hervorgehoben: 

a) Die Abrechnung von Lieferungen und 
Leistungen wies Mängel formeller Art 
auf. So sind Unternehmerrechnungen 
faditedmisch und redinerisch festgestellt 
und zur Zahlung angewiesen worden, 
ohne daß sie durch prüfbare Unterlagen 
(Aufmaß, Massenberechnungen, Stunden- 
lohnzettel usw.) erläutert waren (vgl. 
§ 59 RRO). 

b) Die Dienststellen des Bundes haben han- 
delsübliche Vorteile, wie Mengen- und 
Wertrabatte, Skonti und besondere Liefe- 
rungsvergünstigungen, nicht immer aus- 
genutzt. Häufig unterblieb bei Auftrags- 
erteilung die Forderung auf Einräumung 
eines üblidien Kassenskontos (vgl. Denk- 
schrift 1951 Nr, 65 c). Durch Zusammen- 
fassung von Bestellungen mehrerer Dienst- 
stellen wäre in manchen Fällen ein günsti- 
gerer Einkauf möglich gewesen. 

c) Die Besdiaffungen zur Erstausstattung 
von Dienstzimmern waren audi im Be- 
richtszeitraum versdiiedentlich zu auf- 
wendig (vgl. Denkschrift 1951 Nr. 104). 

d) Dienststellen haben am Schlüsse des Rech- 
nungsjahres Vorratsbeschaffungen für das 
nädiste Rechnungsjahr vorgenommen, um 
unverbraucht gebliebene, nicht übertrag- 
bare Ausgabemittel noch auszuschöpfen. 
Audi wurden zu diesem Zweck Firmen 
zur Einreidiung von Rechnungen für nodi 
nidit bewirkte Lieferungen und Leistun- 
gen veranlaßt und die Rechnungsbeträge, 
ohne daß ein Ausnahmefall nadi § 28 
Abs. 1 RHO vorlag noch vor Ablauf des 
Rechnungsjahres bezahlt. 
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e) Es wurden zahlreiche unwirtschaftliche 
Fahrten mit Dicnstkraftwa^en ausgeführt. 
Häufig ist dabei nicht geprüft worden, ob 
die Reisekosten bei Benutzung eines 
Dienstkraftwagens niedriger waren als bei 
Inanspruchnahme eines öffentlichen Ver- 
kehrsmittels (vgl. Nr. 23 Abs. 1 AB z. 
RKG). In Fällen, in denen der Zweck der 
Dienstreise oder die Umstände des Falles 
zur Benutzung eines Personenkraftwagens 
nötigten, enthielten die Reisekostenrech- 
nungen keine Begründung. 

f) Bei der Vorprüfung der Rechnungen er- 
gaben sich dadurch Mängel, daß Vor- 
prüfungsstellen nicht ausreichend mit ge- 
eigneten Kräften besetzt waren. Häufig 
waren sie auch nicht mit den für ihre 
Arbeit erforderlichen Vorschriften und 
Erlassen ausgestattet. 

Ausgaben für Hochbauten 

Allgemeines 

11. Die in den Denkschriften der Vorjahre be- 
handelten Mängel bei der Planung, Durch- 
führung und Rechnungslegung von Hoch- 
bauten waren nicht mehr in demselben Um- 
fang wie bisher zu beobachten. Die Bau- 
behörden bemühen sich wieder mehr um eine 
wirtschaftliche Durchführung der Baumaß- 
nahmen. Durch die Herausgabe von Bau- 
richtlinien, die in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesrechnungshof aufgestellt worden sind, 
ist eine gewisse Besserung eingetreten. Die im 
jetzigen Berichtszeitraum festgestellten Ver- 
stöße beschränken sich in der Hauptsache auf 
Einzelmaßnahmen. 

12. Die mit der Durchführung der Bundesbauten 
beauftragten Baudienststellen der Länder 
haben die Planung und Vorbereitung der 
Baumaßnahmen trotz wiederholter Hinweise 
des Bundesrechnungshofs noch nicht in allen 
Fällen zügig und reibungslos durchgeführt. 
Vielfach fehlt — insbesondere wenn das Per- 
sonal nicht ausreicht — bei der Vorbereitung 
noch die Zeit für die Aufstellung genauer 
Massenberechnungen, Kostenberechnungen 
und lückenloser Leistungsbeschreibungen. Da 
die gewissenhafte Ausarbeitung dieser Unter- 
lagen Voraussetzung für wirtschaftliches 
Bauen ist, muß nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofs weiter darauf hingewirkt wer- 
den, daß auch den personell schwach besetz- 
ten Baudienststellen die nötige Unterstützung 
zuteil wird. 

13. Die für die Abrechnung und Rechnungs- 
legung über die Bundesbaumaßnahmen fest- 


gesetzten Termine werden noch häufig über- 
schritten. Hierdurch entstehen zuweilen er- 
hebliche Verzögerungen in der Abwicklung 
und damit auch bei der Rechnungsprüfung 
durch den Bundesrechnungshof. Die Bau- 
dienststellen begründen die Verzögerungen 
in der Regel mit Arbeitsüberlastung. Da eine 
verspätete Rechnungsprüfung an Wert ver- 
liert, ist es notwendig, sicherzustellen, daß 
die Baudienststellen der Länder die Ter- 
mine für die Abrechnung und Rechnungs- 
legung einhalten. 

14. Die für die Vorprüfung der Bundesbaumaß- 
nahmen zuständigen Vorprüfungsstellen sind 
nach den Beobachtungen des Bundesrech- 
nungshofs zum Teil noch unzureichend be- 
setzt. Besonderer Mangel besteht an quali- 
fizierten Fachkräften. Für die Vorprüfungs- 
tätigkeit kommen im allgemeinen solche Be- 
dienstete in Frage, die sich sowohl auf dem 
Gebiet der Bautechnik als auch im Haushalts- 
und Kassenwesen bewahrt haben. Es muß 
sich also um besonders befähigtes und erfah- 
renes Personal handeln. 

Investitionen auf fremdem Grund und Boden 

15. Mehrere Bundesdienststellen haben, um ihren 
Raumbedarf zu decken, Haushaltsmittel für 
die Durchführung von Baumaßnahmen auf 
fremdem Grund und Boden verwuulr. 

So wurden z. B. für die Unterbringung 
eines Bundesministeriums in einem für 
10 Jahre angemieteten Grundstück mit älte- 
ren Gebäuden insgesamt rd. 584 000 DM 
für Bauarbeiten verausgabt, und zwar rd. 
440 000 DM für Umbauten und Instand- 
setzungsarbeiten an Altbauten und rd. 
144 000 DM für einen Neubau. Neben der 
jährlichen Miete von 50'400 DM hat der 
Bund die Unterhaltungskosten für die Ge- 
bäude und für eine größere Parkanlage und 
die allgemeinen Unkosten und Abgaben für 
das Grundstück zu tragen. Ein Anspruch auf 
Ersatz der Aufwendungen für die Baumaß- 
nahmen ist vertraglich ausgeschlossen worden. 
Es werden sogar bei Beendigung des Miet- 
verhältnisses Ausgaben für die vertraglich 
festgelegte Beseitigung solcher Baumaßnah- 
men entstehen, die die Wiederbenutzung der 
Gebäude für die Zwecke des Eigentümers be- 
einträchtigen. 

Das Mißverhältnis zwischen der Höhe der 
Aufwendungen und der Dauer des Mietver- 
hältnisses kennzeichnet die Vereinbarungen 
als unzweckmäßig und unwirtschaftlich. 
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Wenn geeignete Gebäude nicht angemietet 
werden können, hält es der Bundesrechnungs- 
hof für wirtschaftlicher, Neubauten auf bun- 
deseigenen Grundstücken zu errichten oder 
bei der Errichtung von Anlagen auf frem- 
dem Grund und Boden sich auf die Förderung 
durch Darlehen zu beschränken. 

Holzhausprogramm am Taunusrand 

16. In der Denkschrift 1951 sind unter den 
Nr. 87 bis 91 die Schäden aufgeführt, die der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets und dem Bund bei der Durchführung 
des Holzhausprogramms am Taunusrand ent- 
standen sind. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat auf Verlangen des Bundesrechnungs- 
hofs die Frage der Verantwortlichkeit ge- 
prüft; er hat sich jedodh nicht in der Lage 
gesehen, Schadensersatzansprüche des Bundes 
geltend zu machen. Er hat hierzu im einzel- 
nen dargelegt, daß die besonderen Verhält- 
nisse vor und kurz nach der Währungsreform 
den Nachweis eines Verschuldens der ver- 
antwortlichen Bediensteten erheblich erschwe- 
ren oder gar unmöglich machen. Der Bundes- 
rechnungshof hat bei dieser Sachlage unter 
Zurückstellung gewichtiger Bedenken nicht 
darauf bestanden, die Frage der Verantwor- 
lichkeit in dieser unerfreulichen Angelegen- 
heit noch nach Jahren im Prozeßwege klären 
zu lassen. Nach der Normalisierung der Ver- 
hältnisse erscheint es sichergestellt, daß Bau- 
maßnahmen des Bundes nach den für ihn 
geltenden Grundsätzen und nur von Bau- 
dienststellen durchgeführt werden, so daß 
ähnliche Schadensfälle sich nicht mehr wieder- 
holen dürften. 

Die Verhandlungen mit den privaten Bau- 
herren über den Abschluß von Darlehensver- 
trägen wegen der Aufwendungen des Bundes 
(vgl. Denkschrift 1951 Nr. 88) sind immer 
noch nicht abgeschlossen. Der Bundesrech- 
nungshof wird die Angelegenheit weiter ver- 
folgen. 

IV. Besondere Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan IV a für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 05 für das Rechnungsjahr 1953) 

Vertretungen des Bundes im Ausland 
(Kapitel 2 für das Rechnungsjahr 1952, 
Kapitel 05 03 für das Rechnungsjahr 1953) 

17. Die örtlichen Erhebungen des Bundesrech- 
nungshofs über die Organisation und Wirt- 


schaftlichkeit bei 16 Auslandsvertretungen im 
Herbst 1953 in Griechenland, in der Türkei 
und in Italien und im Herbst 1954 in Süd- 
Amerika haben ergeben, daß der Stellenplan 
für die Auslandsvertretungen allgemein zu 
großzügig aufgestellt worden war. 

18. Bei der Bemessung des Personalbedarfs für die 
wieder zu errichtenden Auslandsvertretungen 
hätte von dem Umfange der Besetzung der 
Auslandsvertretungen des Deutschen Reichs 
vor dem zweiten Weltkrieg ausgegangen wer- 
den können. Hierbei hätten allerdings sowohl 
die nach dem Krieg neu hinzugekommenen 
als auch die infolge der Kriegsereignisse weg- 
gefallenen Aufgaben berücksichtigt werden 
müssen. 

Wenn auch bei der Wiedererichtung der 
Auslandsvertretungen gegenüber der Be- 
setzung der ehemaligen Auslandsvertretungen 
besonderes Gewicht auf die verstärkte Zu- 
teilung von Fachkräften aus der Wirtschaft 
gelegt wurde, so war damit die Ausstattung 
mit Personal in dem vorgesehenen Umfange 
doch nicht zu rechtfertigen. 

Besonders die Wirtschaftsabteilungen waren 
im allgemeinen zu stark besetzt. Sind in einem 
fremden Staat mehrere Vertretungen der Bun- 
desrepublik vorhanden, so ist bei jeder Ver- 
tretung eine Wirtschaftsabteilung eingerichtet. 
Wenn aber alle diese Wirtschaftsabteilungen 
in einem fremden Staat die gleichen Aufgaben 
wahrnehmen, besteht die Gefahr der Doppel- 
arbeit. Durch Übertragung der Federführung 
hinsichtlich bestimmter Aufgabengebiete an 
nur eine Wirtschaftsabteilung in einem Lande 
könnte Doppelarbeit vermieden und Personal 
eingespart werden. 

Eine Anzahl von Stellen ist im Stellenplan 
höher bewertet worden, als es von den Aus- 
landsvertretungen selbst für erforderlich an- 
gesehen wird. 

19. Die Ergebnisse der örtlichen Erhebungen des 
Bundesrechnungshofs haben mit dazu beige- 
tragen, daß bei den Vorbesprechungen über 
den Voranschlag für das Rechnungsjahr 1954 
den Anforderungen des Auswärtigen Amtes 
auf weitere Vermehrung des Personals der 
Auslandsvertretungen nicht in vollem Um- 
fange entsprochen wurde. Von den zusätzlichen 
Personalanforderungen des Auswärtigen Am- 
tes für die Auslandsvertretungen wurden nur 
Stellen für 606 Kräfte (364 planmäßige Be- 
amte und 242 nichtbeamtete Kräfte) zuge- 
standen. Der ursprünglich im Haushaltsvoran- 
schlag vorgesehene Ansatz für Personalaus- 


84 



gaben bei den Auslandsvertretungen für das 
Rechnungsjahr 1954 wurde wesentlich ver- 
ringert. 

20. Die tatsächliche Besetzung der Auslandsvertre- 
tungen ist meist hinter dem vorgesehenen 
Personalbestand zurückgeblieben. Besonders 
waren Stellen des gehobenen Dienstes noch 
unbesetzt. Dies hat sich bis in die Gegenwart 
noch wenig geändert. 

Der Bundesrechnungshof hat daher vorge- 
schlagen, den Stellenüberhang für die Per- 
sonalausstattung der noch zu errichtenden 
Auslandsvertretungen zu verwenden. Bei der 
Stellenplanung für die im Rechnungsjahr 1955 
neu einzurichtenden Auslandsvertretungen ist 
das Auswärtige Amt diesem Vorschlag in ge- 
wissem Umfange gefolgt. 

21. Bei den Auslandsvertretungen war der höhere 
Dienst im Verhältnis zum gehobenen Dienst 
oft zu stark vertreten. Dies mag zwar mit 
den besonderen Verhältnissen während der 
Anlaufzeit Zusammenhängen, die den Bedarf 
von Kräften des höheren Dienstes vordringlich 
erscheinen ließen. Mit zunehmender Normali- 
sierung der Verhältnisse muß aber auch ein 
angemessenes Verhältnis zwischen höherem, 
gehobenem und mittlerem Dienst geschaffen 
werden, um zu vermeiden, daß Arbeiten, die 
von geringer bezahlten Kräften erledigt wer- 
den können, durch höher bezahlte Kräfte 
ausgeführt werden. 

So entfiel z. B. bei 10 Auslandsvertretungen 
auf 3 Wirtschaftsreferenten, die in die Ver- 
gütungsgruppe TO.A. III und höher einge- 
stuft waren, jeweils nur ein Wirtschaftssach- 
bearbeiter. Die Folge hiervon war, daß die 
Wirtschaftsreferenten oft Arbeiten erledigten, 
die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer Vergü- 
tungsgruppe nicht entsprachen. Der Bundes- 
rechnungshof hat angeregt, für solche Arbeiten 
in erster Linie Beamte des gehobenen Ver- 
waltungsdienstes zu verwenden. Diese sind 
außerdem in der Lage, die bei den Wirtschafts- 
abteilungen anfallenden Verwaltungsarbeiten 
(z. B. Gebührenfestsetzungen) besser zu er- 
ledigen als aus der freien Wirtschaft kom- 
mende Kräfte, denen in der Regel die erfor- 
derlichen Verwaltungskenntnisse fehlen. Im 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 ist mit der angeregten Stellenumwand- 
lung bereits begonnen worden. 

22. Näth Auffassung des Bundesrechnungshofs 
wird außerdem zu prüfen sein, ob nicht die 
Heranziehung von Kräften aus der freien 
Wirtschaft eingeschränkt werden kann. Sie be- 


sitzen oft nur Kenntnisse auf engbegrenzten 
Spezialgebieten; Verwaltungskenntnisse sind 
häufig nur unzureichend vorhanden. Die Auf- 
gaben des Wirtschaftsdienstes könnten in grö- 
ßerem Umfange auf Beamte oder Angestellte 
des allgemeinen Dienstes übertragen werden, 
die vielseitiger verwendbar sind. 

23. Einige Wirtschaftsabteilungen haben häufig 
wiederkehrende Arbeiten, wie die Einziehung 
von Auskünften, örtlichen Handelskammern, 
denen deutsche und ausländische Staatsange- 
hörige angehören, übertragen. Die Abgabe 
dieser Arbeiten verursacht zwar einen Ausfall 
an Gebühren, führt aber auch zu einer Ein- 
sparung von Personal. Von dieser Möglichkeit 
sollte noch mehr Gebrauch gemacht werden. 
Die Wirtschaftsabteilungen können ihre Tätig- 
keit alsdann auf die Wirtschaftspolitik und auf 
die Grundsatzfragen konzentrieren. 

24. Das Auswärtige Amt hat sich — besonderes 
im Rechnungsjahr 1953 — nicht immer an den 
Stellenplan gehalten, sondern die einer Ver- 
tretung zustehenden Stellen mitunter anderen 
Vertretungen zugeteilt. Dies führte zu einer 
Unübersichtlichkeit bei der Bewirtschaftung 
der Stellen. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
langt, daß diese sogenannten Fremdverplanun- 
gen grundsätzlich vermieden werden. Im 
Rechnungsjahr 1954 war bereits eine Besse- 
rung zu bemerken. 

25. Der Bericht über die gutachtliche Stellung- 
nahme zu dem organisatorischen Aufbau des 
Auswärtigen Amtes (Zentrale) und zu dem 
geforderten weiteren Personalbedarf befindet 
sich im Abschnitt V Nr. 245. 

Bundesministerium für den Marshallplan 

(vom Rechnungsjahr 1954 an: Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

(Einzelplan V für das Rechnungsjahr 1952) 

Förderung des Erfahrungaustausches im Rah- 
men der amerikanischen Wirtschaftshilfe 
(Ordentlicher Haushalt 

Ausgaben Kapitel 1 Titel 33 für das Rech- 
nungsjahr 1952) 

Ausgaben für technische Hilfeleistung 
(Technical Assistance) 

(Außerordentlicher Haushalt 
Ausgaben Kapitel 1 a Titel 30 für das Rech- 
nungsjahr 1952) 

26. Auf Grund des Auslandshilfegesetzes (Foreign 
Assistance Act) in Verbindung mit dem am 
15. Dezember 1949 Unterzeichneten Abkom- 
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men über Wirtschaftliche Zusammenarbeit ge- 
währen die USA ihre Hilfe im Rahmen des 
Marshallplans nicht nur durch Warenlieferun- 
gen, sondern u. a. auch im Wege des Erfahrungs- 
austausches und der technischen Hilfeleistung 
(Technical Assistance). Das Auslandshilfegesetz 
der USA lief am 30. Juni 1952 ab. An seine 
Stelle ist das Gesetz über die gegenseitige 
Sicherheit (Mutual Security Act) getreten, in 
das die Technische Hilfe (Technical Assistance) 
übernommen wurde. Sie wird u. a. dadurch 
geleistet, daß deutsche Sachverständige die 
USA bereisen, um dort moderne Forschungs- 
methoden und neuartige Verfahren auf den 
verschiedensten Gebieten kennenzulernen 
oder Marktforschung für den deutschen Ex- 
port nach den USA zu betreiben und ihre Er- 
fahrungen den interessierten Kreisen in der 
Bundesrepublik zu vermitteln. Ferner sollen 
Sachverständige aus den USA die Bundes- 
republik besuchen und ihre Ratschlage zur 
Verfügung stellen. 

27. Die Bundesrepublik hat sich verpflichtet, sich 
an den Kosten der Durchführung der Tech- 
nischen Hilfe zu beteiligen. Hierfür werden 
sowohl im ordentlichen als auch im außer- 
ordentlichen Haushalt (ERP-Sondervermögen) 
des Bundesministeriums für den Marshallplan 
— jetzt Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit — Mittel bereitgestellt. 

Insgesamt wurden bis zum 31. Oktober 
1953 für die Technische Hilfe an Mitteln des 
ERP-Sondervermögens rd. 3,1 Mio DM und 
an Mitteln des ordentlichen Haushalts rd. 
1,7 Mio DM verausgabt. Das ERP-Sonderver- 
mögen hat die in Deutschland gezahlten Ko- 
sten für Flug- und Schiffsplätze der deutschen 
Teilnehmer an Studienreisen nach den USA, 
die Kosten für Erfahrungsberichte und die 
Aufenthalts- und innerdeutschen Reisekosten 
für in die Bundesrepublik einreisende amerika- 
nische Fachberater zu tragen. Aus den Mitteln 
des ordentlichen Haushalts werden 70 v. H. 
der in den USA entstehenden Dollarkosten 
für die deutschen Teilnehmer an Studienreisen 
in die USA im Rahmen nationaler Projekte 
bezahlt (die übrigen 30 v. H. tragen die USA) 
und die Kosten der deutschen Beteiligung an 
gemeinsamen Studienreisen europäischer Län- 
der (OEEC-Projekte) sowie die Ausgaben zur 
Förderung des internationalen Erfahrungsaus- 
tausches außerhalb der Technical Assistance- 
Projekte bestritten. 

28. Der Bundesminister für den Marshallplan ent- 
scheidet nach Anhörung der fachlich zuständi- 
gen Stellen, z. B. des Bundesministers für 


Wirtschaft, bei Projekten der gewerblichen 
Wirtschaft, darüber, ob ein Technical Assi- 
stance-Projekt der Mutual Security Agency 
zur Genehmigung vorgelegt werden soll. Das 
Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft — RKW — bereitet in Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
die Technical Assistance-Projekte vor und 
führt den Schriftwechsel, der sich nach erteilter 
Genehmigung über die technische Durchfüh- 
rung der Projekte ergibt. 

29. Die aus dem ERP-Sondervermögen zur Ver- 
fügung gestellten Mittel werden auf ein ‘be- 
sonderes Gegenwertkonto Technical Assistance 
bei der Bank deutscher Länder übertragen, 
über welches das zuständige Fachreferat des 
Bundesministeriums für den Marshallplan 
(jetzt Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) verfügt. Der Bundesminister 
für den Marshallplan hat über die Einnahmen 
und Ausgaben und über den jeweiligen Be- 
stand des Gegenwertkontos Technical Assi- 
stance Rechnung zu legen. 

30. Bei einer örtlichen Prüfung dieses Kontos beim 
Bundesministerium für den Marshallplan 
mußte der Bundesrechnungshof feststellen, 
daß der Buchungsnachweis in der Vorgefunde- 
nen Form bei der großen Zahl der Technical 
Assistance-Projekte und bei dem Umfang des 
Zahlungsverkehrs nicht ausreichte, den not- 
wendigen Überblick über die Gesamt-Bewilli- 
gungen und über die Inanspruchnahme der für 
das einzelne Projekt genehmigten Mittel zu 
ermöglichen. Bei der Prüfung lagen Belege, 
die eine ausreichende Begründung der geleiste- 
ten Zahlungen enthielten, erst für die Zeit 
vom November 1951 an vor. Für die vorher- 
liegende Zeit von Januar 1950 bis Oktober 
1951 fehlten ordnungsmäßige und beweis- 
kräftige Belege. Als Nachweis der Notwendig- 
keit der zu leistenden Ausgaben dienten in der 
Regel nur die Geldanforderungsschreiben der 
Reiseteilnehmer, als Zahlungsbeweise waren 
nur die Durchschriften der vom Bundesmini- 
ster für den Marshallplan an die Bank deut- 
scher Länder erteilten Überweisungsaufträge 
vorhanden. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhin den 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit veranlaßt, eine neue, ausreichend über- 
sichtliche Buchführung über die Ausgaben für 
die Technische Hilfe anzulegen sowie die Ab- 
rechnungen und die Belege zu ergänzen. Es 
stellte sich jedoch heraus, daß in zahlreichen 
Fällen eine nachträgliche Beschaffung von Un- 
terlagen und eine nachträgliche ordnungsmäßige 
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Abrechnung der Ausgaben nicht mehr möglich 
war, zumal da die Studienreisen bis zu vier 
Jahren zurücklagen und die damaligen Sach- 
bearbeiter, die möglicherweise noch Aus- 
künfte hätten geben können, dem Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit nicht mehr angehorten. 

Da für Reisekosten, Tage- und Übernach- 
tungsgelder teilweise Beträge gezahlt wurden, 
die über die Sätze, welche gleich zu bewerten- 
den Angehörigen der Bundesverwaltungen 
zustehen, weit hinausgehen, hat der Bundes- 
rechnungshof die Anpassung an diese Sätze 
gefordert. 

3 1 . Zur Entlastung des Ministeriums ist jetzt das 
Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft in der Weise eingeschaltet, daß ihm 
die für ein Technical Assistance-Projekt vor- 
gesehenen Mittel im Gesamtbetrag vorausge- 
zahlt werden. Das Rationalisierungskurato- 
rium zahlt die Einzelbeträge an die Reiseteil- 
nehmer aus und rechnet regelmäßig mit dem 
Ministerium ab. 

Im Benehmen mit dem Bundesrechnungshof 
hat der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit Richtlinien über die Verwen- 
dung dieser Beträge aufgestellt, nach denen 
vom Rechnungsjahr 1954 an verfahren wird. 
Bei Befolgung dieser Richtlinien erscheint in 
Zukunft gewährleistet, daß sämtliche für die 
Technische Hilfe geleisteten Zahlungen ord- 
nungsgemäß gebucht, belegt und abgerechnet 
werden. Es ist auch dafür Sorge getragen, daß 
künftig Reisekosten, Tage- und Übernach- 
tungsgelder nur mit den Sätzen gezahlt wer- 
den, die gleich zu bewertenden Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes zustehen. 

Bundesministerium des Innern 

(Einzelplan VI für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 06 für das Rechnungsjahr 1953) 

Institut für Raumforschung 

(Kapitel 14 für das Rechnungsjahr 1952, 
Kapitel 06 14 für das Rechnungsjahr 1953) 

32. Im Anschluß an die Ausführungen in den 
Denkschriften 1949/1950 S. 80 und 81 und 
1951 Nr. 162/163 berichteich folgendes: 

Zu der Frage, ob oder inwieweit die For- 
schungsaufträge als erfüllt anzusehen sind, hat 
der Bundesrechnungshof inzwischen das in der 
letzten Denkschrift erwähnte Urteil der Be- 
rufungsinstanz eingesehen. Die Nachprüfung 


hat ergeben, daß die in den Urteilsgründer» 
enthaltene Würdigung der Sach- und Rechts- 
lage kaum zu entkräften ist und daß ihr all- 
gemeinere Bedeutung zukommt; daher wird 
auch in den anderen Fällen, in denen For- 
schungsaufträge erteilt worden sind, davon 
auszugehen sein, daß die Aufträge erfüllt sind. 
Der Bundesrechnungshof hat unter dem Ein- 
druck des Berufungsurteils seine ursprüng- 
lichen Bedenken zurückgestellt und sich der 
Auffassung des Bundesministers des Innern in 
dieser Frage angeschlossen. Es ist nicht an- 
gängig, daß die Bundesrepublik durch neue 
Prozesse gegen einzelne Gutachter ein weiteres 
erhebliches Kostenrisiko übernimmt. 

Es war weiter zu prüfen, ob Ansprüche 
gegen andere Personen zu erheben waren, weil 
Zweifel bestehen konnten, ob sich alle For- 
schungsaufträge im Rahmen des Forschungs- 
programms des Instituts hielten, und weil in 
einigen Fällen die vereinbarten Honorare un- 
angemessen hoch erscheinen. Der Anregung 
des Bundesrechnungshofs, der inzwischen neu 
gebildete Wissenschaftliche Rat des Instituts 
möge sich über die Angemessenheit der Hono- 
rare gutachtlich äußern, ist der Bundesminister 
des Innern nicht gefolgt, da nach seiner Auf- 
fassung die Beurteilung früherer Aufträge dem 
jetzigen Wissenschaftlichen Rat nicht zuge- 
mutet werden könnte. Weiteren Mitteilungen 
des Bundesministers des Innern mußte ent- 
nommen werden, daß ein Vorgehen gegen den 
Geschäftsführer des Instituts wegen Eintritts 
der Verjährung keinen Erfolg mehr versprach. 
Eine ausreichende Rechtsgrundlage, um die 
Organe des Instituts in Anspruch zu nehmen, 
hat sich gleichfalls nicht ergeben. 

Nach § 7 Abs. 2 der Satzung hatte der Leiter 
des Statistischen Amtes die Aufsicht über die 
Haushaltsführung des Instituts; er war jedoch 
für die Überwachung der den Wissenschaftlern 
übertragenen Forschungsaufgaben nicht ver- 
antwortlich. 

Zu prüfen blieb schließlich, ob der Beamte, 
der es unterließ, durch geeignete Maßnahmen 
den Eintritt der Verjährung der möglicher- 
weise gegen den Geschäftsführer gegebenen 
Ansprüche zu verhindern, wegen Verletzung 
seiner Dienstpflichten haftbar zu machen war. 
Der Bundesrechnungshof hält aber auch inso- 
weit angesichts der tatsächlichen und recht- 
lichen Undurchsichtigkeit des gesamten Sach- 
verhalts den Nachweis eines Verschuldens für 
so schwierig, daß die Durchsetzung eines Scha- 
densersatzanspruches gegen diesen Beamten 
aussichtslos erscheint. 
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33. Der Fehlbetrag, der sich aus der Führung eines 
schwarzen Kontos ergeben hat, ist inzwischen 
ausgeglichen worden. Die Aufstellung einer 
Bemerkung gemäß § 107 RHO ist in Aussicht 
genommen, sobald die bei dem schwarzen 
Konto vereinnahmten und verausgabten Be- 
träge als Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
rechnungsmäßig nachgewiesen sind. 

34. Der Bundesminister des Innern hat auch trotz 
mehrfacher Erinnerungen zu den beanstan- 
deten sächlichen Verwaltungsausgaben noch 

. nicht in allen Punkten abschließend Stellung 
genommen, wie z. B. zu der Benutzung des 
privateigenen Personenkraftwagens des dama- 
ligen Geschäftsführers für Dienstfahrten. Das 
Institut für Raumforschung hatte am 5. Ok- 
tober 1949 anerkannt, daß der Geschäftsführer 
diesen Kraftwagen im überwiegenden Inter- 
esse des Dienstes angeschafft hat. Zu diesem 
Zeitpunkt hätte die für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet geltende Regelung über die Ent- 
schädigung für die Benutzung privateigener 
und beamteneigener Kraftfahrzeuge auf 
Dienstreisen vom 16. Dezember 1948 beachtet 
werden müssen. Danach konnten nur noch 
vorhandene Fahrzeuge dieser Art als privat- 
eigene Kraftfahrzeuge anerkannt werden. Da 
der Geschäftsführer das Kraftfahrzeug etwa 
Ende August/Anfang September 1949 ange- 
schafft hat, hätte am 5. Oktober 1949 die An- 
erkennung nicht mehr ausgesprochen werden 
dürfen. Der Bundesrechnungshof hat daher 
die Berechnung der an den Geschäftsführer 
zuviel gezahlten Fahrkostenentschädigung für 
die Zeit vom 1. Oktober 1949 bis 31. Juli 
1951 nicht anerkannt und die Neuberechnung 
der km-Entschädigung nach den Bestimmun- 
gen gefordert, die im Berichtszeitraum für 
privateigene, nicht auf behördliche Veranlas- 
sung angeschaffte Kraftfahrzeuge gegolten 
haben. 

Das Prüfungsergebnis der noch offenstehen- 
den Punkte wird bei der Aufhebung der Vor- 
behalte mitgeteilt werden. 

Bundesministerium der Finanzen 

(Einzelplan VIII für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 08 für das Rechnungsjahr 1953) 

Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung 

(Kapitel 6 für das Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel 08 06 für das Rechnungsjahr 1953) 

Allgemeines 

35. Ober die Einnahmen und Ausgaben der Bun- 
desvermögens- und Bundesbauverwaltung ha- 


ben die Oberfinanzkassen Rechnung zu legen. 
Die Kassengeschäfte der Außenstellen (Bundes- 
vermögensstellen) der Oberfinanzdirektionen 
werden seit 1952 von den Zollkassen der 
Hauptzollämter wahrgenommen. Das Per- 
sonal dieser Kassen ist nicht immer den Auf- 
gaben gewachsen. Oft werden Beamte und 
Angestellte verwendet, die keine ordnungs- 
mäßige Ausbildung für den Kassendienst er- 
halten haben. Zum Teil wird auch auf die 
Führung der Bücher nicht die erforderliche 
Sorgfalt verwendet und den haushaltsrecht- 
lichen Bestimmungen zu wenig Bedeutung bei- 
gemessen. So haben sich bei den Prüfungen 
des Bundesrechnungshofs in den Rechnungs- 
jahren 1952 und 1953 zahlreiche Beanstandun- 
gen auf dem Gebiete der Buchführung und der 
Rechnungslegung ergeben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ober- 
finanzdirektionen wiederholt ersucht, darum 
bemüht zu sein, daß den Kassen Personal zu- 
gewiesen wird, das für den Kassendienst ge- 
nügend vorgebildet und mit den einschlägi- 
gen Bestimmungen vertraut ist. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

36. In einem Lande sind mehrere Kasernen von 
den Alliierten Streitkräften freigegeben und 
von der Bundesvermögensverwaltung über- 
nommen worden. Die Gebäude und Anlagen 
waren bei der Übergabe zum Teil in einem 
sehr schlechten baulichen Zustand, so daß er- 
hebliche Mittel notwendig sind, um sie in 
ihrer Substanz zu erhalten und wieder nutzen 
zu können. Die gleichen Beobachtungen sind 
auch bei anderen von den Alliierten Streit- 
kräften noch beschlagnahmten Gebäuden und 
Anlagen der früheren Wehrmacht gemacht 
worden, die zur Zeit nicht genutzt werden. In 
einem Falle sind in einem früheren Offizier- 
heim der Luftwaffe die Heizungsanlagen völlig 
unbrauchbar geworden, weil die Kellerräume 
meistens unter Wasser standen. Die Parkett- 
fußböden dieses Offizierheimes waren infolge 
der mangelnden Pflege und der Nichtbehei- 
zung des Gebäudes zerstört. Der Bundes- 
rechnungshof hat den Bundesminister der 
Finanzen gebeten, durch geeignete Maß- 
nahmen dafür zu sorgen, daß die beschlag- 
nahmten Gebäude und Anlagen in ihrer Sub- 
stanz erhalten bleiben. 

Zum Teil werden frühere, von den Alliier- 
ten Streitkräften freigegebene militärische 
Grundstücke seit Jahren nicht genutzt und aus 
Haushaltsmitteln unterhalten und bewacht, 
weil darin voraussichtlich künftige deutsche 
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militärische Einheiten untergebracht werden 
sollen. Es sollte versucht werden, auch solche 
Liegenschaften, wenn auch nur vorüber- 
gehend, wirtschaftlich zu nutzen, sofern Um- 
bauten und Investitionen für Mieter oder 
Pachter nicht erforderlich sind. Der Bundes- 
rechnungshof hat seine Ansicht dem Bundes- 
minister der Finanzen mitgeteilt und ihn ge- 
beten, den Oberfinanzdirektionen entspre- 
chende Anweisungen zu geben. 

37. Wiederholt hat der Bundesrechnungshof fest- 
gestellt, daß die Einnahmen aus den Grund- 
stücken des ehemaligen Reichs, die von den 
Bundesvermögensstellen verwaltet werden, in 
keinem wirtschaftlichen Verhältnis zu den 
Ausgaben für die Grundstücke stehen. Viel- 
fach waren die Ausgaben sogar höher als die 
Einnahmen. Der Bundesrechnungshof hat die 
Bundesvermögensverwaltungen ersucht, die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit einzuhalten. 
Soweit die Unwirtschaftlichkeit durch zu hohe 
öffentliche Lasten und Abgaben, z. B. die 
Grundsteuern, verursacht war, hat er die 
Nachprüfung der Einheitswerte oder die Er- 
höhung der Mieten und Pachten entsprechend 
den Bestimmungen der Verordnung PR 
Nr. 71/51 über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Mietpreisrechts vom 29. November 1951 
veranlaßt. Wenn es sich um Behelfsbauten und 
Baracken gehandelt hat, hat er den Ober- 
finanzdirektionen die Beseitigung der Baulich- 
keiten oder den Verkauf empfohlen. 

38. In verschiedenen Fällen haben die Oberfinanz- 
direktionen Ausgaben auf den Bundeshaushalt 
übernommen, obgleich der Bund hierzu recht- 
lich nicht verpflichtet war. In der Hauptsache 
handelte es sich um Instandsetzungs- und Be- 
wirtschaftungskosten, vor allem auch um 
Schönheitsreparaturen, die vertraglich von 
den Mietern und Pächtern der Grundstücke 
zu tragen waren. In einem Falle betrug die 
Mehrausgabe zu Lasten des Bundes 60 000 DM. 
Die zu Unrecht gezahlten Beträge sind auf 
Veranlassung des Bundesrechnungshofs dem 
Bundeshaushalt wieder zugeführt worden. 

39. Die Höhe der Miet- und Pachtpreise, über die 
ich in meiner Denkschrift 1951 unter Nr. 176 
bereits berichtet habe, hat der Bundesrech- 
nungshof weiterhin überwacht. Dabei hat er 
festgestellt, daß die Oberfinanzdirektionen in 
den Rechnungsjahren 1952 und 1953 von der 
Möglichkeit der Erhöhung der Mieten für ge- 
werblich genutzte Räume auf Grund des Ge- 
schäftsraummietengesetzes vom 25. Juni 1952 
nur zögernd und oft nicht ausreichend und 
recht unterschiedlich Gebrauch gemacht haben. 


Einige Oberfinanzdirektionen haben die in 
früheren Jahren vereinbarten Mieten und 
Pachten schematü. :h um den gleichen Hundert- 
satz — 20 oder 25 v. H. — erhöht, ohne 
auf die Verschiedenartigkeit der Mietobjekte 
und ihre Verwendungsmöglichkeit gebührend 
Rücksicht zu nehmen. Andere Stellen haben 
von einer Erhöhung der Mieten überhaupt 
abgesehen, um nicht Gefahr zu laufen, daß 
die Mieter bei einer Mietmehrforderung das 
Vertragsverhältnis lösen. 

Der Bundesrechnungshof hat in solchen 
Fällen die Überprüfung der Vertragsverhält- 
nisse und die Neufestsetzung der Mieten und 
Pachten gefordert. Er hat gleichzeitig darauf 
hingewiesen, daß bei der Festsetzung der Miete 
nicht schematisch von einer Sachwertverzin- 
sung ausgegangen werden dürfe, sondern von 
der Miete, die sich für Geschäftsräume oder 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 
gleicher Art und Lage nach Wegfall der Preis- 
bindungen gebildet hat, wobei auch die Be- 
sonderheiten der ehemaligen Wehrmachtgrund- 
stücke und die Marktlage (Angebot und Nach- 
frage) zu berücksichtigen seien. Auf Grund der 
Anregungen des Bundesrechnungshofs haben 
sich die jährlichen Miet- und Pachteinnahmen 
erheblich erhöht. 

40. Nach der Anordnung PR Nr. 72/19 in der 
Fassung vom 29. November 1951 (Anlage zur 
Verordnung PPv Nr. 71/51) dürfen Grund- 
steuer- und Gebührenmehrbelastungen des 
Hausbesitzes auf die Mieter und Pächter um- 
gelegt werden. Von diesem Recht hatten ver- 
schiedene Dienststellen keinen Gebrauch ge- 
macht, zum Teil, weil sie eine Umlegung auf 
Mieter von Barackenwohnungen nicht für zu- 
lässig hielten. Der Bundesrechnungshof hat in 
diesen Fällen die Umlegung der Mehrbelastung 
auf die Mieter gefordert und damit erreicht, 
daß laufend eine beachtliche jährliche Mehr- 
einnahme erzielt wird. 

41. Bei einer Bundesvermögensstelle hat der Bun- 
desrechnungshof festgestellt, daß die Miet- 
und Pachtverhältnisse in großem Umfange 
noch nicht durch Verträge geregelt waren. Die 
Einziehung der ausstehenden Miet- und Pacht- 
zinsen war erheblich im Rückstand. Da die 
Bundesvermögensstelle mit dem vorhandenen 
Personal nicht in der Lage war, die Verwaltung 
ordnungsmäßig durchzuführen, hat der Bun- 
desrechnungshof die Verstärkung der Bundes- 
vermögensstelle um Kräfte aus dem Bereich 
anderer Bundesvermögensstellen veranlaßt. 

42. Um die Personal- und Betriebskosten der Bun- 
desvermögensverwaltung zu senken, hat der 
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Bundesrechnungshof die Zusammenlegung 
einiger Bundesvermögensstellen angeregt und 
die Auflösung einer nachgeordneten Verwal- 
tungsstelle veranlaßt. 

Bundesministerium für Wirtschaft 

(Einzelplan IX für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 09 für das Rechnungsjahr 1953) 

Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft eV, Frankfurt (Main) — RKW — 

(Kapitel 1 Titel 32 für das Rechnungsjahr 1952, 
Kapitel 09 02 Titel 604 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

43. Das Rationalisierungskuratorium der deut- 
schen Wirtschaft eV — RKW — erhält laufend 
erhebliche Zuschüsse aus Bundesmitteln (vgl. 
Denkschrift 1951 Nr. 417); sie decken mehr 
als 80 v. H. seiner gesamten Aufwendungen. 

Im Herbst 1952 habe ich als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung eine Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfung beim RKW durchgeführt. Gleich- 
zeitig hat der Bundesrechnungshof die Rech- 
nungen des RKW für die Rechnungsjahre 1950 
und 1951 geprüft. 

Auf Grund der Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsprüfung habe ich Vorschläge ge- 
macht, die zu einer Senkung der Bundes- 
zuschüsse geführt haben. 

Die Rechnungsprüfung hatte zum Ziel, die 
zweckentsprechende Verwendung der Zu- 
schußmittel und die Ordnungsmäßigkeit ihres 
Nachweises zu prüfen. Hierfür hatte der Bun- 
desminister für Wirtschaft im Benehmen mit 
dem Bundesrechnungshof vorläufige Richt- 
linien aufgestellt (§ 64 a RHO), mit deren An- 
wendung sich das RKW einverstanden erklärt 
hatte. 

44. Bei der Rechnungsprüfung hat der Bundes- 
rechnungshof nicht die Überzeugung gewinnen 
können, daß das RKW die Bundeszuschüsse in 
allen Fällen wirtschaftlich und sparsam ver- 
wendet hat. Der Bundesrechnungshof hatte 
u. a. die Gehaltsregelung einschließlich der Ge- 
währung von Leistungszulagen und Weih- 
nachtszuwendungen sowie die Höhe der Reise- 
kosten und der Repräsentationsaufwendungen 
zu beanstanden. Er mußte auch Mängel in der 
Kassen- und Belegführung feststellen. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
das RKW seine Wirtschaftsführung im we- 
sentlichen nach den Vorschriften richtet, die 


für die öffentliche Verwaltung maßgebend 
sind. 

Nach Mitteilung des Bundesministers für 
Wirtschaft sind die vom Bundesrechnungshof 
festgestellten Mängel in der Buch- und Kassen- 
führung des RKW inzwischen abgestellt wor- 
den. Die Ausgabengestaltung soll den Grund- 
sätzen der öffentlichen Verwaltung angeglichen 
werden. 

Die neuen Maßnahmen können sich erst 
vom Rechnungsjahr 1954 an voll auswirken. 
Nach Abschluß der Prüfung der Rechnung des 
RKW für das Rechnungsjahr 1954 wird der 
Bundesrechnungshof beurteilen können, ob 
und inwieweit das RKW eine Änderung in der 
Verwaltung der Bundeszuschüsse im Sinne 
seiner Forderungen durchgeführt hat. 

Inzwischen ist beim RKW ein Wechsel in 
der Geschäftsführung eingetreten. 

Gesellschaft zur Förderung des 
Deutsch-Amerikanischen Handels mbH, Köln 

(Ausgabe Kapitel 1 Titel 44 für das Rech- 
nungsjahr 1952) 

45. Die Gesellschaft zur Förderung des Deutsch- 
Amerikanischen Handels mbH wurde am 
26. Juni 1950 von den Spitzenverbänden der 
deutschen Wirtschaft mit einem Stammkapital 
von 120 000 DM errichtet. Ihre Aufgaben 
sind u. a. 

die Förderung des Exports auf lange Sicht, 

die Pflege der Ausfuhr von lohnintensiven 
Enderzeugnissen und 

die Information der deutschen Exportwirt- 
schaft über Absatzmöglichkeiten in den USA 
und über Einzelheiten des USA-Geschäfts. 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Köln und 
unterhält Zweigstellen in Berlin und in Mün- 
chen sowie Geschäftsstellen in New York und 
in Toronto. 

Der Bund ist am Gesellschaftskapital nicht 
beteiligt. Er gewährt der Gesellschaft Zuwen- 
dungen, aus denen sie ihre gesamten Ausgaben 
bestreitet. Bis zum Rechnungsjahr 1954 ein- 
schließlich hat die Gesellschaft insgesamt 8,535 
Mio DM vom Bund, teils aus dem Haushalt 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, teils 
aus dem ERP-Sondervermögen, erhalten. 

46. Die beteiligten Minister haben im Einverneh- 
men mit dem Bundesrechnungshof Richtlinien 
für den Verwendungsnachweis über die Zu- 
schüsse des Bundes aufgestellt, die die Gesell- 
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Schaft anerkannt hat. Nach diesen Richtlinien 
sind die vom Bundesminister für Wirtschaft 
zur Verfügung gestellten Mittel ausschließlich 
zur Bestreitung der Ausgaben der Gesellschaft 
im Ausland zu verwenden, während die aus 
dem ERP-Sondervecmögen stammenden Mit- 
tel zur Bezahlung der Inlandsausgaben be- 
stimmt sind. Die Gesellschaft hat die ihr zur 
Verfügung gestellten Bundesmittel sparsam 
und wirtschaftlich zu verwenden. Die bereit- 
gestellten Gelder können zurückgefordert wer- 
den, wenn sie vorzeitig in Anspruch genom- 
men oder wenn sie nicht oder nur zu einem 
Teil für den vorgesehenen Zweck verwendet 
werden. 

47. Bei der Prüfung der Wirtschaftsführung der 
Gesellschaft hat sich der Bundesrechnungshof 
nicht davon überzeugen können, daß die Bun- 
desmittel in allen Fällen ordnungsgemäß be- 
handelt worden sind. Vor allem überstiegen 
die der Gesellschaft gezahlten Bundeszuschüsse 
ihren Ausgabebedarf erheblich. Sie bildete aus 
den nicht verbrauchten Bundesmitteln Rück- 
stellungen, die sich zum Jahresabschluß 1951/ 
52 auf rd. 0,5 Mio DM und zum Jahres- 
abschluß 1952/53 auf rd. 1 Mio DM beliefen. 
Die Rückstellungen für erwartete Aufwendun- 
gen überstiegen den späteren tatsächlichen 
Anfall erheblich, häufig entstanden für den 
vorgesehenen Zweck der Rückstellungen über- 
haupt keine Aufwendungen. Soweit die Rück- 
stellungen im neuen Geschäftsjahr für den 
vorgesehenen Zweck nicht benötigt wurden, 
bestritt die Gesellschaft aus ihnen teilweise 
andere Ausgaben, teilweise bildete sie aus 
ihnen neue Rückstellungen mit verändertem 
Verwendungszweck. 

Die Aufwendungen der Gesellschaft wurden 
vielfach nicht auf den richtigen Konten nach- 
gewiesen. Die Jahresabrechnung über die Ein- 
nahmen und Ausgaben und über den Ver- 
mögensstand entsprach daher nicht den 
tatsächlichen Verhältnissen. Die in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 
Ausgaben wichen der Höhe und der Bezeich- 
nung nach erheblich von den tatsächlich ent- 
standenen Ausgaben ab. 

Auch die Belegführung gab zu Bedenken 
Anlaß. Sehr viele Belege trugen keinen Ver- 
merk darüber, daß sie bei der Gesellschaft 
rechnerisch und sachlich geprüft worden waren. 
Bei einem erheblichen Teil der Ausgaben ließ 
sich nachträglich nicht ermitteln, ob sie not- 
wendig und der Höhe nach angemessen waren. 

48. Die Gesellschaft stellt wesentliche Beträge der 
ihr gewährten Bundeszuschüsse ihren Ge- 


schäftsstellen in New York und Toronto zur 
Verfügung. Diese rechnen über die Verwen- 
dung der ihnen überwiesenen Bundeszuschüsse 
mit eigenen Abschlüssen ab. Die bei der Ge- 
sellschaft vorliegenden Unterlagen waren 
unzureichend und ermöglichten keine aus- 
reichende Kontrolle darüber, ob diese Ge- 
schäftsstellen die Bundesmittel ordnungsmäßig, 
wirtschaftlich und sparsam verwaltet haben. 

49. Bei der Prüfung der Ausgaben der Gesell- 
schaft mußte der Bundesrechnungshof fest- 
stellen, daß die Gehälter teilweise über den 
Bezügen lagen, die Angestellte mit gleichwer- 
tiger Tätigkeit bei einer Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst erhalten. Die Gesellschaft 
hat auch Nebenkosten verschiedenster Art, 
z. B. Urlaubsabgeltung, Überstundenvergü- 
tung, Reisekosten teilweise in einer Höhe ge- 
zahlt, die erheblich über die Sätze hinausgeht, 
die für die öffentliche Verwaltung gelten. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
sich die Gesellschaft, die ihre gesamten Aus- 
gaben aus Bundesmitteln bestreitet, bei der 
Bemessung der Bezüge ihrer Angestellten und 
bei den sonstigen Leistungen an die für den 
öffentlichen Dienst ergangenen Vorschriften 
anzupassen hat. Er hat weiter gefordert, daß 
die Zuwendungen des Bundes erst dann aus- 
gezahlt werden dürfen, wenn ein tatsächlicher 
Bedarf bei der Gesellschaft besteht. Da die 
Gesellschaft einsatzfähig bleiben meß, hat es 
der Bundesrechnungshof für vertretbc~ ge- 
halten, daß ihr ein bestimmter, noch fest^u- 
legender Betrag als Betriebsmittelreserve be- 
lassen wird. 

50. Die Gesellschaft hat inzwischen die Mängel in 
der Buch- und Belegführung abgestellt und 
auch durchgreifende Sparmaßnahmen einge- 
leitet. Sie zahlt in Zukunft die ihr am Schlüsse 
eines Rechnungsjahres verbliebenen, nicht ver- 
brauchten Bundeszuschüsse an den Bund zu- 
rück. Bis auf weiteres wird ihr ein Betrag von 
190 000 DM belassen, auf den sie im Bedarfs- 
fall zurückgreifen kann. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
wird künftig der Bundesminister für Wirt- 
schaft bei der Festsetzung der Bezüge neu 
cinzustellender Angestellter und bei der Hö- 
herstufung von Angestellten mitwirken. 

Die von der Gesellschaft an die Angestellten 
zu zahlenden persönlichen Nebenkosten, z. B. 
Reisekosten, Trennungsentschädigungen, Ko- 
sten der Familienheimfahrt, wurden den für 
Bundesbedienstete geltenden Sätzen und Be- 
stimmungen weitgehend angeglichen. 
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Der Bundesminister für Wirtschaft hat das 
Auswärtige Amt gebeten, durch geeignetes 
Personal der diplomatischen Vertretungen eine 
Überprüfung der Geschäftsführung bei den 
Geschäftsstellen der Gesellschaft in New York 
und in Toronto durchführen zu lassen, die sich 
vor allem auf die persönlichen und sachlichen 
Ausgaben erstrecken soll. Der Bundesrech- 
nungshof wird die hierbei getroffenen Fest- 
stellungen bei seiner Prüfung verwerten. 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(Einzelplan X für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 10 für das Rechnungsjahr 1953) 

Kosten der Vorratshaltung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

(Kapitel Eil Titel 5 für das Rechnungsjahr 
1952, 

Kapitel 10 02 Titel 620 für das Rechnungsjahr 
1953) 

51. Der Bundesrechnungshof hat den Kosten der 
Vorratshaltung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse wie bisher besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. Dieser Haushaltsansatz hat sich in- 
zwischen von rd. 118,7 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1952 auf rd. 171,2 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1954 erhöht und beträgt damit 
über 30 v. Fi. der insgesamt veranschlagten 
Ausgaben dieses Einzelplans. Durch die Er- 
höhung der im Jahresdurchschnitt vorgese- 
henen Vorratsmenge bei Brotgetreide auf 
1 800 000 t auf Grund eines Kabinettbeschlus- 
ses vom 25. Mai 1954 erfahren die Ausgaben 
künftig eine weitere Steigerung. 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat zu den in meiner 
Denkschrift 1951 Nr. 210 ff. behandelten Fra- 
gen über das Verfahren und den Umfang der 
Vorratshaltung noch nicht näher Stellung ge- 
nommen. Auch die Bestrebungen der Ver- 
waltung, zu einer Neuorganisation der auf 
dem Gebiet der Einfuhr und der Vorratshal- 
tung von Lebensmitteln tätigen Stellen zu 
gelangen, haben noch zu keinen greifbaren 
Ergebnissen geführt. Der Bundesrechnungshof 
hat inzwischen Prüfungen über den persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungsaufwand bei 
der Einfuhrstelle für Zucker und der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Fette durchgeführt. Sie 
haben insbesondere bei der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette ergeben, daß bei zweck- 
mäßiger Organisation und Personalwirtschaft 
mit einer wesentlich geringeren Personalstärke 


auszukommen ist. Die Verwaltung ist den 
Vorschlägen des Bundesrechnungshofs weit- 
gehend gefolgt. Weitere Personaleinsparungen 
erscheinen möglich, wenn Anregungen des 
Bundesrechnungshofs zu einem Abbau von 
Aufgaben entsprochen wird. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofs können Aufgaben 
ganz entfallen oder auf die Länder übertragen 
werden. Der Vorschlag des Bundesrechnungs- 
hofs berücksichtigt noch nicht die Einsparungs- 
möglichkeiten, die sich aus einer fachlichen und 
organisatorischen Zusammenfassung der bisher 
auf dem Gebiet der Marktordnung und der 
Devisenbewirtsdiaftung tätigen Stellen ergeben 
können, nämlich der Einfuhr- und Vorrats- 
stellen und der Außenhandelsstelle für Erzeug- 
nisse der Ernährung und Landwirtschaft. 

52. Bei der Vorratshaltung kommt den Finanzie- 
rungskosten eine wesentliche Bedeutung zu. 
Die Einfuhr- und Vorratsstellen finanzieren 
die Übernahme der Waren in Höhe von 
90 v. H. des Kaufpreises durch Aufnahme 
bundesverbürgter Bankkredite. Zur Vermin- 
derung der Finanzierungskosten hat der Bun- 
desrechnungshof angeregt, daß die Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Getreide und Futter- 
mittel für das von ihr in die Bundesreserve 
übernommene Einfuhrgetreide die als Unter- 
schied zwischen den niedrigeren Weltmarkt- 
und den höheren Inlandspreisen zu entrichten- 
den Abschöpfungsbeträge erst dann an den 
Bundeshaushalt abführt, wenn dieses Getreide 
zum Verbrauch verkauft wird. Bei dem bis- 
herigen Verfahren, bei dem die Abschöpfungen 
bereits bei der Übernahme in die Bundes- 
reserve den Bundeseinnahmen zugeführt wur- 
den, mußte die Einfuhr- und Vorratsstelle auch 
Bankkredite für die Abschöpfungsbeträge in 
Anspruch nehmen. Die Verwaltung ist der 
Anregung des Bundesrechnungshofs gefolgt. 
Da von dem in der Bundesreserve durch- 
schnittlich eingelagerten Einfuhrgetreide nach 
dem derzeitigen Stand der Auslandspreise Ab- 
schöpfungen in Höhe von rd. 140 Mio DM 
anfallen, ergeben sich durch den Fortfall des 
Kreditbedarfs für die Abschöpfungsbeträge 
Einsparungen an Finanzierungskosten in Höhe 
von jährlich rd. 6 Mio DM. 

53. Bei der bisherigen Organisation regeln die ein- 
zelnen Einfuhr- und Vorratsstellen ihre finan- 
ziellen Angelegenheiten unabhängig vonein- 
ander. Das hat dazu geführt, daß die zeitweilig 
bei einer Einfuhr- und Vorratsstelle bestehen- 
den Bankguthaben für den Gesamtbedarf der 
Vorratshaltung nicht eingesetzt wurden. So 
hatte eine Einfuhr- und Vorratsstelle im Rech- 
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nungsjahr 1954 und auch im laufenden Rech- 
nungsjahr längere Zeit Bankguthaben in be- 
achtlicher Höhe bis zum Betrage von 5,3 Mio 
DM. Die aus dem Unterschied zwischen den 
Habenzinsen aus diesen Bankguthaben und 
den höheren Sollzinsen bei der Inanspruch- 
nahme von Bankkrediten für die Vorratshal- 
tung im ganzen sich ergebenden Belastungen 
wären der öffentlichen Hand bei einer für alle 
Einfuhr- und Vorratsstellen gemeinsamen Fi- 
nanzwirtschaft vermieden worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat empfohlen, bereits vor 
der in Erwägung gezogenen Neuorganisation 
der Einfuhr- und Vorratsstellen und der Au- 
ßenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft sicherzustellen, daß die 
jeweils bei einer Einfuhr- und Vorratsstelle 
vorübergehend nicht benötigten Geldmittel 
anderen Einfuhr- und Vorratsstellen zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Verwaltung hat 
der Anregung entsprochen. 

Preisausgleich für Konsumbrot 

(Kapitel E 11 Titel 20 für das Rechnungs- 
jahr 1952, 

Kapitel 10 02 Titel 951 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

54. Die auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
aufgenommenen und auch nach Einstellung 
der Konsumbrotsubventionierung (1. Marz 
1953) fortgeführten Prüfungen der Subven- 
tionszahlungen (vgl. Denkschrift 1951 Nr. 208 
Abs. 2) stehen vor dem Abschluß. Nach dem 
Stande der Prüfungen vom 31. Dezember 1954 
haben sich Rückforderungsansprüche an Back- 
betriebe auf Grund zu Unrecht gestellter Sub- 
ventionsanträge in Höhe von rd. 14 Mio DM 
ergeben. 

Erstattung von Ausgleichs- und Unterschieds- 
beträgen für Einfuhrgüter der Ernährungs- 
und Landwirtschaft im Rahmen des Import- 
ausgleichsgesetzes sowie von Gebühren der 
Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Er- 
nährung und Landwirtschaft 

(Kapitel Eli außerplanmäßig hinter Titel 24 
für das Rechnungsjahr 1952) 

55. Auf Grund des Gesetzes über die Festsetzung 
und Verrechnung von Ausgleichs- und Unter- 
schiedsbeträgen für Einfuhrgüter der Land- 
und Ernährungswirtschaft vom 22. August 
1949 (Importausgleichsgesetz) hat die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft (Außenhandelsstelle) von 
den Importeuren Ausgleichs- und Unter- 


schiedsbeträge erhoben. Das Gesetz sollte einen 
Preisausgleich zwischen den ausländischen 
Märkten und dem Inlandsmarkt herbeiführen. 
Zu diesem Zweck sah es vor, daß der Impor- 
teur entweder Ausgleichsbeträge nach Maßgabe 
der von der Verwaltung zu erlassenden Be- 
stimmungen zu entrichten hatte, die in Pro- 
zentsätzen vom Einkaufswert oder mit einem 
festen Betrag je Wareneinheit festgesetzt wur- 
den, oder Unterschiedsbeträge abzuführen 
hatte, die sich aus dem Vergleich zwischen dem 
Einkaufspreis zuzüglich der volkswirtschaftlich 
gerechtfertigten Kosten und Handelsaufschläge 
und dem im Inland geltenden höheren Höchst- 
preis ergaben. Das Gesetz war bis zum 31. De- 
zember 1949 befristet. Durch das Importaus- 
gleichs-Verlängerungsgesetz vom 17. Februar 
1950, dessen Erlaß sich durch zunächst erhobene 
Bedenken der Besatzungsmächte verzögerte, 
wurde die Erhebung der Ausgleichs- und Un- 
terschiedsbeträge mit Rückwirkung vom 1. Ja- 
nuar 1950 bis zum 30. Juni 1950 ausgedehnt. 

56. Die Durchführung des Importausgleichsgeset- 
zes hat erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Bei 
der Erhebung der Unterschiedsbeträge hat die 
Außenhandelsstelle der Abrechnung zunächst 
die im Inland geltenden Höchstpreise zu- 
grunde gelegt. Die von den Importeuren an- 
gerufenen Verwaltungsgerichte entschieden 
jedoch, daß nach dem Zweck des Gesetzes, 
einen Preisausgleich zu schaffen, bei einem 
Absinken des Marktpreises unter den Höchst- 
preis nur der marktfähige Preis für die Ab- 
schöpfung maßgebend sein dürfe. Es kam dann 
zu dem in meiner Denkschrift 1949/1950 S. 96 
erwähnten Kabinettsbeschluß, nach dem mög- 
lichst eine außergerichtliche Regelung der 
Streitigkeiten unter Berücksichtigung der von 
den Verwaltungsgerichten vertretenen Auf- 
fassung anzustreben war. Die Ermittlung der 
Marktpreise war — auch wegen der inzwi- 
schen verstrichenen Zeit — sehr erschwert. Die 
Verwaltung war hierbei auf Auskünfte von 
Makler- und Importfirmen, Industrie- und 
Handelskammern, Preisbehörden und anderen 
Stellen angewiesen, die vielfach voneinander 
abwichen. Auch die Anerkennung von Kosten 
und Handelsspannen bedurfte langwieriger 
Verhandlungen mit den Importeuren. Die Au- 
ßenhandelsstelle hat in vielen Fällen mit den 
Einführern vergleichsweise Regelungen ge- 
troffen, die sie zur Rückzahlung von Unter- 
schiedsbeträgen verpflichtete. 

57. Die Erhebung von Ausgleichsbeträgen war 
nach den Urteilen der Verwaltungsgerichte 
nicht schon mit dem Inkrafttreten des Import- 
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ausgleichsgesetzes, sondern erst mit der Ver- 
öffentlichung der Richtlinien über die Fest- 
setzung von Ausgleichs- und Unterschieds- 
beträgen bei der Einfuhr von Gütern der 
Land- und Ernährungswirtschaft vom 5. Ok- 
tober 1949 und der hierzu ergangenen 
Bekanntmachungen der Außenhandelsstelle 
zulässig. Zu dem Importausgleichs-Verlänge- 
rungsgesetz sind Bekanntmachungen über die 
Erhebung von Ausgleichsbeträgen erst am 
10. April 1950 veröffentlicht worden. Für die 
Zeit vom 1. Januar 1950 bis 9. April 1950 hat 
die Rechtsprechung die Berechtigung zur Er- 
hebung von Ausgleichsbeträgen nicht aner- 
kannt. Bei den ab 10. April 1950 festgesetzten 
Ausgleichsbeträgen blieb die Frage offen, ob 
diese Beträge im einzelnen der Marktlage ent- 
sprachen. Zur Vermeidung weiterer gericht- 
licher Auseinandersetzungen hierüber hat die 
Außenhandelsstelle ebenfalls in großem Um- 
fange Vergleiche mit den Importeuren ge- 
schlossen. 

58. Außer bei den Unterschieds- und Ausgleichs- 
beträgen, die auf Grund des Importausgleichs- 
gesetzes entrichtet waren, wurden Rückzah- 
lungen auch bei den Abschöpfungen erforder- 
lich, die die Außenhandelsstelle schon vor 
Inkrafttreten des Importausgleichsgesetzes von 
Importeuren für selbständig durchgeführte 
Einfuhren erhoben hat, da hierfür eine gesetz- 
liche Grundlage nicht gegeben war. 

59. Das Fehlen einer Rechtsgrundlage haben die 
Importeure auch hinsichtlich der Gebühren 
geltend gemacht, die die Außenhandelsstelle 
vor dem Inkrafttreten der auf Grund des 
Gesetzes über die Erhebung von Gebühren 
durch die Außenhandelsstelle des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 17. Dezember 1951 ergangenen 
Gebührenordnung erhoben hatte. Nach § 4 
dieses Gebührengesetzes hatte die Außenhan- 
delsstelle die bis zum Inkrafttreten der Ge- 
bührenordnung erhobenen Gebühren zurück- 
zuzahlen, wenn der Importeur nachwies, daß 
er den Gebührenbetrag bei dem Absatz der 
Ware nicht auf seinen Abnehmer abgewälzt 
hat. In den Beratungen des Bundestages zu 
dem Gebührengesetz (s. Verhandlungen des 
Deutschen Bundestages I. Wahlperiode 1949 
176. Sitzung vom 22. November 1951, Band 9 
S. 7269) ist zum Ausdruck gekommen, daß die 
Verwaltung es seinerzeit versäumt hat, recht- 
zeitig eine gesetzliche Grundlage für die Ge- 
bührenerhebung zu schaffen. Die Feststellung, 
ob und in welchem Umfange die Vorausset- 
zungen für die Rückzahlung von Gebühren 


Vorgelegen haben, war ebenfalls mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden. Dies gilt insbeson- 
dere für die Einfuhren, bei denen die Preise 
und Fiandelsspannen nicht mehr der Festset- 
zung durch die Preisbehörden unterlagen. 
Diese Schwierigkeiten haben die Außenhandels- 
stelle veranlaßt, eine vergleichsweise Regelung 
anzustreben, nach der ein Teil der erhobenen 
Gebühren zurückzuzahlen war, während ihr 
der Rest verblieb. Wie bei den Streitfällen über 
die Unterschieds- und Ausgleichsbeträge hat 
der Bundesrechnungshof auch hier den Ab- 
schluß von Vergleichen befürwortet. 

60. An Abschöpfungsbeträgen hat die Außenhan- 
delsstelle bis zum Ende des Rechnungsjahres 
1954 rd. 203 Mio DM vereinnahmt. Bis zum 
gleichen Zeitpunkt hat sie auf Grund ihrer 
Gebührenbescheide, die bis zum Inkrafttreten 
der Gebührenordnung ergangen waren, rd. 
27,3 Mio DM erhoben. 

Die teilweise Aufhebung der Abschöpfungs- 
bescheide hat im Rechnungsjahr 1952 in erheb- 
lichem Umfange zu Rückzahlungen geführt, 
die außerplanmäßig gebucht werden mußten, 
da ein Haushaltsansatz hierfür nicht vorhan- 
den war (vgl. Anlage I zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1952 S. 1561). Der Bundesrechnungs- 
hof erkennt nach Lage der Sache die Voraus- 
setzungen hierfür als gegeben an. 

Rückzahlungen waren auch in den folgenden 
Rechnungsjahren erforderlich; hierzu traten 
noch die Gebührenerstattungen. Bisher be- 
trugen die Rückzahlungen: 


im Rech- 
nungsjahr 


insgesamt 
Mio DM 


hiervon entfallen auf die 
Gebührenerst attung 
Mio DM 


1952 rd. 5,9 — 

1953 rd. 3,5 rd. 0,6 

1954 rd. 9,8 rd. 4,7 

zusammen rd. 19,2 rd. 5,3 


Es ist zu erwarten, daß noch insgesamt etwa 
23 Mio DM Erstattungen zu leisten sein wer- 
den, und zwar 

im Redi- insgesamt davon Gebührenerstat- 

nungsjahr Mio DM tung Mio DM 

1955 rd. 14 rd. 6,6 

1956 rd. 9,3 rd. 3,3 

Die Verwaltung ist bemüht, der wieder- 
holten Forderung des Bundesrechnungshofs 
auf beschleunigte Abwicklung der Angelegen- 
heit zu entsprechen. 

61. Durch die Zahl und den Umfang der Prozesse 
auf den Gebieten des Importausgleichsgesetzes 
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und des Gebührengesetzes sind der Außen- 
handelsstelle im Rechnungsjahr 1952 so hohe 
Ausgaben an Prozeßkosten entstanden, daß 
die Haushaltsmittel für Gerichts- und ähnliche 
Kosten (Kapitel 10 Titel 22) erheblich über- 
schritten werden mußten (vgl. Anlage I zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1952 S. 1559). Auch 
hier erkennt der Bundesrechnungshof das Vor- 
liegen eines unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses an. 

Bundesministerium für Arbeit 

(Einzelplan XI für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 11 für das Rechnungsjahr 1953) 

Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1 a für das Rechnungsjahr 1952,~ 
Kapitel 1111 für das Rechnungsjahr 1953) 

62. In meiner Denkschrift 1951 Nr. 260 hatte ich 
darauf hingewiesen, daß die Rechtsungleich- 
heiten und Schwierigkeiten in der Arbeits- 
losenfürsorge voraussichtlich mindestens teil- 
weise durch das Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des AVAVG, das den gebrechen- 
den Körperschaften bereits im Entwurf zuge- 
leitet war, beseitigt werden würden. Das Ge- 
setz ist noch nicht in Kraft getreten, so daß 
-die im Vorjahr behandelten besonderen Fra- 
gen der Arbeitslosenfürsorge auch jetzt noch 
bestehen. 

63. Durch die vom Bundesrechnungshof veranlaßte 
Erstattung von Krankenversicherungsbeiträ- 
gen für Arbeitslose (Denkschrift 1951 Nr. 250) 
sind nach einem vorläufigen Ergebnis den 
Bundesmitteln bisher nahezu 435 000 DM zu- 
geführt worden. Der Bund hatte an die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losen Versicherung 75 000 DM zu erstatten. 
Da mehrere Prüfungsverfahren, die sich auf 
diese Frage erstrecken, noch nicht abgeschlos- 
sen sind, werde ich zu einem späteren Zeit- 
punkt das endgültige Ergebnis mitteilen. 

64.1m Rechnungsjahr 1951 hat der Bundestag 
ein Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaffung 
'beschlossen, nach idem die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung bis zum 30. Juni 1952 einen Betrag von 
200 Mio DM zusätzlich zur Verfügung stellen 
mußte (Gesetz vom 27. Dezember 1951). Im 
Rahmen des Sofortprogramms trug die Bun- 
desanstalt die Kosten der verstärkten Förde- 
rung unter der Voraussetzung, daß sich in der 
Regel das Land, in (dessen Bereich das jewei- 
lige Arbeitsvorhaben durchgeführt wurde, in 
gleicher Höhe an diesen Kosten 'beteiligte. Der 
Bund hatte zu den Kosten der verstärkten 


Förderung im Rahmen des Sofortprogramms 
nichts beizutragen. 

Ein Land hat seine Anteile an den Kosten 
für die verstärkte Förderung von Arbeitsvor- 
haben des Sofortprogramms in Höhe von 
10,5 Mio DM nicht auf bringen können. Um 
die Weiterführung der Arbeiten zu sichern, 
hat der Bundesminister für Arbeit den Be- 
trag an das Land gezahlt und die Ausgabe 
bei Kapitel 1 a Titel 33 (Darlehen und Zu- 
schüsse für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützungsempfänger) 
nadigewiesen. Aus diesen Mitteln durften 
nach dem Inhalt der Zweckbestimmung und 
der Erläuterungen nur Ausgaben für die 
Grundförderung von Notstandsmaßnahmen, 
nicht aber für die verstärkte Förderung — 
auch nicht im Rahmen des Sofortprogramms — 
bestritten werden. Auch sonstige Mittel stan- 
den dem Bundesminister für Arbeit hier- 
für nicht zur Verfügung. 

Der Schriftwechsel in dieser Angelegenheit 
ist noch nicht abgeschlossen. Der Bundesrech- 
nungshof wird sie weiter verfolgen. Ich ver- 
weise auf den Einzelvorbehalt Nr. 22 in der 
Anlage 2 zu Nr. 44 der Bemerkungen Teil I. 

Bundesministerium für Verkehr 

(Einzelplan XII für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 12 für das Rechnungsjahr 1953) 

Wasserstraßen 

(Kapitel 2 und 4, E 12 und E 14 des ordent- 
lichen, Kapitel 2, E 12 und E 14 des außer- 
ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 
1952, 

Kapitel 12 03 und 12 04 sowie Kapitel A 12 03 
und A 12 04 für das Rechnungsjahr 1953) 

Allgemeines 

65. Bei einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
der Bundesrechnungshof festgestellt, daß von 
den ihr zugewiesenen Mitteln des außerordent- 
lichen Haushalts ungewöhnlich hohe Beträge 
nicht verbraucht worden sind. Der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion waren »durch Kassen- 
anschlag rd. 18,4 Mio DM zur Verfügung ge- 
stellt worden; sie setzten sich aus Haushalts- 
mitteln des laufenden Rechnungsjahres in 
Höhe von 10,5 Mio DM und aus Ausgabe- 
resten aus dem Vorjahr in Höhe von 
7,9 Mio DM zusammen. Verausgabt hat die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion jedoch nur 
rd. 8,15 Mio DM, so daß eine Minderausgabe 
von rd. 10,25 Mio DM entstanden ist. Die 
Verwaltung hatte in den Haushaltsvoranschlag 
Mittel für Bauten eingestellt, die sowohl hin- 
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sichtlich der verwaltungsmäßigen Vorfragen 
wie auch hinsichtlich der technischen Aus- 
führung noch nicht ausreichend geprüft und 
auch in der Planung noch nicht genügend vor- 
bereitet waren, so daß sie in dem vorgesehenen 
Zeitraum nicht durchgeführt werden konnten. 

Eine andere Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion hat aus den gleichen Gründen von den 
ihr für die einmaligen Ausgaben des ordent- 
lichen und die Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts durch Kassenanschlag zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln im Gesamtbeträge 
von rd. 41,8 Mio DM nur rd. 32,4 Mio DM 
verausgabt, so -daß rd. 9,4 Mio DM, also 
23 v, H. der gesamten Mittel, nicht in An- 
spruch genommen worden sind. 

Der Bundesrechnungshaf hat in diesen Fäl- 
len auf § 14 RHO hingewiesen, wonach ein- 
malige und außerordentliche Ausgaben für 
bauliche Unternehmungen erst dann in den 
Haushaltsplan eingestellt werden dürfen, wenn 
Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen 
vor liegen, aus denen die- Art der Ausführung 
und die Kosten der baulichen Maßnahme 
ersichtlich sind. 

Die Verwaltung hat die Ämter ihres Be- 
reichs angewiesen, diese Vorschrift künftig zu 
beachten und bei der Veranschlagung der tiir 
die Durchführung geplanter Bauvorhaben 
erforderlichen Haushaltsmittel einen strengen 
Maßstab anzulegen, um Anforderungen über 
den tatsächlichen Bedarf hinaus und damit 
Ausgabereste zu vermeiden. 

66. Bei der Verwaltung der Bestände an Bau- 
stoffen, sonstigen Materialien und Geräten 
ist, wie der Bundesrechnungshof beobachten 
mußte, nicht immer sparsam und wirtschaft- 
lich verfahren worden. So hat z. B. eine Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion Baustoffe über 
den für die Bauunterhaltung und für einzelne 
Bauvorhaben des laufenden Rechnungsjahres^ 
erforderlichen Bedarf hinaus beschafft. Bei* 
einem Streckenaufsichtsbeamten im Bereich 
einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion lager- 
ten unbe wirtschaftet seit Jahren erhebliche 
Bestände an Materialien und Geräten; sie 
waren nicht in den Bestandsverzeichnissen ent- 
halten. An anderer Stelle wurden im Bereich 
einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion erheb- 
liche Bestände an nicht mehr verwertbaren 
Geräten vorgefunden. Für einen kleinen 
Schirrhof bet rieb hatte die gleiche Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion eine kostspielige Bandsäge 
beschafft, die bisher wegen Fehlens eines elek- 
trischen Kraftanschlusses nicht benutzt werden 


konnte. Eine Dienststelle verfügte über ein 
Motorboot, das sie nur selten benutzt hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Überbestände an Materialien und Geräten, 
soweit es nach Lage der Dinge notwendig und 
möglich war, an andere Stellen der Wasser- 
straßenverwaltung, die hieran Bedarf hatten, 
abgegeben und nicht mehr verwertbare Ge- 
räte verkauft wurden. Er hat ferner darauf 
hingewiesen, daß bei Bestandsvermehrungen 
und Ersatzbeschaffungen zunächst geprüft 
werden müsse, ob ein dringendes Bedürfnis 
vorliegt und bei Nichtbeschaffung betrieb- 
liche Schwierigkeiten zu erwarten sind, und ob 
der Bedarf nicht durch bei der Wasserstraßen- 
verwaltung anderweitig verfügbare Bestände 
und Geräte gedeckt werden kann. 

67. Im Bereich einer Wasser- und Schiffahrts- 
direktion wurden die Stundenlohnarbeiten 
vielfach freihändig vergeben. Hierbei wurde 
den Unternehmern auf die jeweiligen Tarif- 
löhne zum Teil der preisrechtlich zugelassene 
Höchstsatz des Unternehmerzuschlages zuge- 
billigt, zum Teil wurde den Unternehmern 
die Festsetzung dieses Zuschlages überlassen. 
Es wurden auch ohne nähere Regelung im ein- 
zelnen die Arbeiten „nach den gültigen Be- 
stimmungen“ vergeben. 

Der Bundesrechnungshof hat folgende ein- 
heitliche Regelung empfohlen: 

aj Stundenlohnarbeiten, die im Zusammen- 
hang mit zu festen Preisen vergebenen 
Arbeiten auszuführen sind, sind in den 
Wettbewerb einzubeziehen. Zu diesem 
Zweck ist eine im angemessenen Verhält- 
nis zu den Festpreispositionen stehende 
Zahl von Arbeitsstunden in das Leistungs- 
verzeichnis einzutragen, für die der Bieter 
den jeweiligen Tariflohn und den gefor- 
derten Zuschlag einzusetzen hat. 

b) Bei Stundenlohnarbeiten größeren Um- 
fanges, die für sich auszuführen sind, sind 
sinngemäß nach Maßgabe der Regelung zu 
a) möglichst drei, mindestens aber zwei 
Firmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. 

Der Bundesrechnungshof hat um Herausgabe 
einer entsprechenden Rundverfügung gebeten. 
Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat das 
Erforderliche veranlaßt. 

68. Ist in Verträgen über die Ausführung von 
Bauleistungen eine Lohngleitklausel verein- 
bart, so darf, falls während der Bauausführung 
Lohnerhöhungen eintreten, der Lohnunter- 
schied nur auf der Grundlage der tatsächlich 
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gezahlten zulässigen Löhne, nicht aber unter 
Zugrundelegung der bei der Abgabe des An- 
gebots im Wege der Vorkalkulation ermittel- 
ten — geschätzten — Lohnansätze nach- 
berechnet werden (§16 Abs. 2 der Baupreis- 
verordnung vom 11. Mai 1951; vgl. auch den 
Erlaß des Bundesministers für Wirtschaft vom 
20. Februar 1953). 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt 
festgestellt, daß von diesem Grundsatz abge- 
wichen worden ist. Er hat veranlaßt, daß die 
in Betracht kommenden Stellen auf die Be- 
achtung der Vorschriften hingewiesen wurden. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

69. Bei einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
war nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
eine Einschränkung der Zahl der vorhande- 
nen Kraftfahrzeuge (8 Personenkraftwagen, 
1 Kleinbus) ohne Beeinträchtigung des Dienst- 
betriebes möglich. Der Bundesrechnungshof 
regte daher an, den Bestand nach Ausscheiden 
von Fahrzeugen mit einer Gesamtfahrleistung 
von über 155 000 km um 2 Personenkraft- 
wagen zu verringern. Die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion hat zugesagt, der Anregung zu 
entsprechen. 

70. Feststellungen des Bundesrechnungshofs im 
Bereich einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
hatten ergeben, daß eine staatliche Werft mit 
der Instandsetzung von Bundeswohnungen 
und mit der Herstellung von Büromöbeln für 
Bundesbehörden beauftragt worden war. Da- 
durch sind höhere Kosten entstanden, als 
wenn die private Wirtschaft herangezogen 
worden wäre. Z. B. hätte ein im Behörden- 
betrieb hergestellter Aktenschrank von einem 
privaten Unternehmen um etwa 40 v. H. 
billiger geliefert werden können. Der Bundes- 
rechnungshof hat u. a. empfohlen, für Unter- 
haltungsarbeiten an Wohngebäuden und für 
die Beschaffung von Büromöbeln grundsätz- 
lich nur private Unternehmer heranzuziehen. 

71. Im Bereich einer Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion zahlen die Baggerfirmen seit 1948 für 
eine Tonne Baggergut unverändert 0,50 DM. 
Der Bundesrechnungshof hat die Entnahme- 
gebühr mit Rücksicht auf den gestiegenen 
Marktpreis für Kies als zu niedrig beanstandet 
und eine angemessene Erhöhung dieser Ge- 
bühr vorgeschlagen. Die Angelegenheit schwebt 
noch. 

72. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat vor 
einem Erholungsheim, in dem auch Lehrgänge 
abgehalten werden, einen Pflanzgarten für 


solche heimische Laubhölzer anlegen lassen, 
die für die Bepflanzung der Ufer verwendet 
werden sollten. Spater wurde die Zweck- 
bestimmung des Gartens geändert; er sollte 
als Lehrgarten, also als Anschauungs- und 
Lehrobjekt für auf Urlaub oder zu Lehrgängen 
anwesende Verwaltungsangehörige dienen. Er 
wurde unter einem verhältnismäßig erheb- 
lichen Kostenaufwand mit Pflanzen aller Art 
ausgestattet und entsprechend beschildert. 

Der Bundesrechnungshof hat die Unter- 
haltung eines Lehrgartens wegen seiner ge- 
ringen praktischen Bedeutung für die Ver- 
waltung beanstandet und angeregt, den Gar- 
ten wieder lediglich zur Anzucht von heimi- 
schen Laubhölzern, die für den laufenden Be- 
darf benötigt werden, zu nutzen. Die An- 
gelegenheit wird noch erörtert. 

Bundesfernverkehrsstraßen (Bundesstraßen 
und Bundesautobahnen) 

(Kapitel 12 und E 22 des ordentlichen, 

Kapitel E 22 des außerordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel 12 10 und A 12 10 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

Allgemeines 

73. Bei örtlichen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof die Wahrnehmung gemacht, daß 
viele Straßenbaudienststellen der Länder nicht 
ausreichend mit geeignetem Personal besetzt 
sind. Es fehlen insbesondere Angehörige des 
gehobenen technischen Dienstes, denen die 
Entwurfsbearbeitung obliegt. 

Bei der Mehrzahl der Dienststellen ist in- 
folgedessen das technische Personal über- 
belastet. Wie der Bundesrechnungshof er- 
mittelt hat, schwankt das von einem tech- 
nischen Bediensteten im Straßenbau zu be- 
arbeitende Bauvolumen (Bundesfernstraßen) 
in den einzelnen Ländern zwischen 144 000 
DM und 393 000 DM. Im Bereich einer Stra- 
ßenbauverwaltung mußte ein Tiefbau-Inge- 
nieur (TO.A V a) aus Mangel an geeignetem 
technischen Personal insgesamt 16 Bauvor- 
haben an Bundesstraßen, Landstraßen I. und 
Landstraßen II. Ordnung überwachen. In 
einem anderen Bauamtsbezirk derselben Ver- 
waltung wurde ein Bauvolumen ähnlichen 
Umfangs sogar von einem Angestellten der 
Vergütungsgruppe TO.A VII betreut. Diese 
Beispiele zeigen, welche Unterschiede hin- 
sichtlich der Arbeitsauslastung und Dienst- 
postenbesetzung noch bestehen. 
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Aus der unzureichenden Besetzung folgen, 
wie der Bundesrechnungshof wiederholt be- 
obachtet hat, Mängel in der Planung, Bau- 
aufsicht und Abrechnung von Bauvorhaben. 
Die Mangel in der Entwurfsbearbeitung wir- 
ken sich auch oft dahin aus, daß die An- 
schlagssummen überschritten werden müssen. 
So waren in Einzelfällen Überschreitungen 
von Kostenanschlägen um 72 v. H., 122 v. H. 
und sogar um 214 v. H. festzustellen. Das 
führt dazu, daß für andere Bauvorhaben die 
erforderlichen Mittel nicht zur Verfügung 
stehen. 

Die durch die unzulängliche personelle Be- 
setzung der Straßenbaudienststellen hervor- 
gerufenen Schwierigkeiten, die von einigen 
Verwaltungen zugegeben worden sind, wer- 
den sich vergrößern, wenn die auf Grund 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 vom 6. April 
1955 vom Rechnungsjahr 1955 an fließenden 
erheblichen Straßenbaumittel das Bauvolumen 
rasch anwachsen lassen werden. 

Die Bemühungen der Straßenbauverwal- 
tungen, für geeignetes Personal in ausreichen- 
der Zahl zu sorgen, sind in einer Anzahl von 
Ländern dadurch erschwert, daß zu wenig » 
Planstellen vorhanden und Beamte und Ange- 
stellte vielfach zu niedrig eingestuft sind; da- 
durch wird auch den Bestrebungen der Nach- 
wuchskräfte, in die Privatindustrie abzuwan- 
dern, Vorschub geleistet. 

Auf Grund der Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofs hat der Bundesminister für 
Verkehr im Runderlaß vom 24. Juni 1954 von 
den obersten Straßenbaubehörden der Länder 
unter Hinweis auf Artikel 85 GG und § 6 des 
Gesetzes über die vermögensrechtlichen Ver- 
hältnisse der Bundesautobahnen und der son- 
stigen Bundesstraßen des Fernverkehrs vom 
2. März 1951 (BStrVermG) gefordert, daß sie 
die mit der Verwaltung der Bundesfernstraßen 
betrauten Dienststellen hinsichtlich der Per- 
sonalbesetzung überprüfen und ggf. aus- 
reichend mit fachlich gutem Personal besetzen. 
Wegen der finanziellen Schäden, die dem Bund 
durch unzureichende Personalbesetzung der 
Dienststellen entstehen sollten, hat der Bun- 
desminister für Verkehr auf die Haftpflicht 
der Länder hingewiesen. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 
74. Nach Artikel 90 Abs. 2 GG verwalten die 
Länder die Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs im Aufträge 
des Bundes. Dieser hat die Einnahmen und 


Ausgaben übernommen, die sich aus der Stra- 
ßenbaulast für die Bundesfernstraßen ergeben 
mit Ausnahme der Verwaltungseinnahmen 
und Verwaltungsausgaben (§ 6 Abs. 2 BStr- 
VermG). Die Länder haben also die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungsausgaben 
selbst zu tragen. 

Die Straßenbaubehörden der Länder neh- 
men bei — z. T. auch weniger schwierigen — 
Entwurfsarbeiten, Planungsvorbereitungen 
und statischen Berechnungen Zivilingenieure, 
Privatarchitekten und private Vermessungs- 
büros in Anspruch. Die dadurch entstandenen 
Kosten haben sie bei Bauten im Zuge von 
Bundesfernstraßen aus Bundesmitteln bestrit- 
ten. Der Bundesrechnungshof ist der Auf- 
fassung, daß weniger schwierige Entwurfs- 
arbeiten usw. von den Dienststellen der Län- 
der selbst durchgeführt und geprüft werden 
müssen. Er hat diese Ausgaben beanstandet 
und den Bundesminister für Verkehr um Ab- 
stellung des Verfahrens gebeten. Dieser hat 
sich der Auffassung des Bundesrechnungshofs 
angeschlossen und die obersten Straßenbau- 
behörden der Länder mit Runderlaß vom 
17. Februar 1955 entsprechend angewiesen. 

75. Der Grundsatz, daß die Länder die Personal- 
und sächlichen Kosten, die bei der Verwaltung 
der Bundesfernstraßen entstehen, zu tragen 
haben, erfährt eine Ausnahme durch die Be- 
stimmungen über Bewirtschaftung der Reichs- 
straßenmittel, Rechnungslegung und Rech- 
nungsprüfung (BR). Hiernach können die Be- 
züge für zusätzliches und ausschließlich mit 
Entwurfsbearbeitung, Bauaufsicht und Ab- 
rechnung beschäftigtes Personal aus Bundes- 
mitteln bestritten werden. Wenn Beamte und 
sogenannte Dauerangestellte der Straßenver- 
waltung ausnahmsweise mit solchen Arbeiten 
ausschließlich beschäftigt werden, können die 
Bezüge von Hilfskräften (Ersatzkräften), die 
für diese Beamten und Angestellten bei der 
Behörde eingestellt werden, auf den Bund 
übernommen werden. Gleiches gilt für be- 
stimmte, ausschließlich aufgezählte sächliche 
Ausgaben. In unzulässiger Erweiterung dieser 
Ausnahmevorschrift haben Straßenbaudienst- 
stellen in erheblichem Umfange den Bund mit 
Ausgaben belastet, die die Länder zu tragen 
haben. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Fälle be- 
anstandet und verlangt, daß die zu Unrecht 
gebuchten Beträge dem Bund ersetzt werden. 
Das ist inzwischen teilweise geschehen. Wei- 
tere Erhebungen sind noch im Gange. 
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76. Bei der Prüfung des Abschlusses einer Stra- 
ßenbauverwaltung für das Rechnungsjahr 
1952 hat der Bundesrechnungshof festgestellt, 
daß Abschlagsauszahlungen im Betrage von 
insgesamt rd. 8,25 Mio DM nicht abgerechnet 
waren. Dieser Betrag macht rd. 18 v. H. der 
im Rechnungsjahr 1952 für die Bundesfern- 
straßen im ordentlichen und außerordent- 
lichen Haushalt verbrauchten Mittel von rd. 
46,2 Mio DM aus. Der Bundesrechnungshof 
hat gegen diesen Rückstand der Abrechnungs- 
arbeiten Vorstellungen erhoben und zwecks 
beschleunigter Abrechnung der Bauvorhaben 
empfohlen, zur Abrechnung und Prüfung der 
seit Jahren zurückliegenden Schlußrechnungen 
technische Bedienstete mit langjährigen Er- 
fahrungen hinzuzuziehen. 

77. Technische Beamte, die mit der örtlichen Bau- 
leitung beauftragt waren, wurden vielfach 
versetzt oder mit anderen Aufgaben betraut, 
bevor sie die Bauarbeiten abgeschlossen oder 
die Abrechnung beendet hatten. Der Bundes- 
rechnungshof hat auf die Notwendigkeit hin- 
gewiesen, das technische Personal nicht vor 
endgültiger Fertigstellung der Bauvorhaben 
und der Abrechnung zu wechseln. 

78. Mehrere Straßenbauverwaltungen haben, wie 
der Bundesrechnungshof festgestellt hat, er- 
hebliche Beträge vor Empfang der Gegen- 
leistung zu Gunsten von Lieferfirmen auf 
Sperrkonten eingezahlt. Der Bundesrech- 
nungshof hat diese Fälle beanstandet und dar- 
auf hingewiesen, daß, falls Nachteile (Zins- 
oder Kapitalverlust) für den Bund eintreten, 
die verantwortlichen Bediensteten auch für 
den Schaden haftbar zu machen sind. 

79. In zahlreichen Fällen sind die mit dem Bau 
von Bundesfernstraßen zusammenhängenden 
Maßnahmen nur unvollständig durchgeführt 
worden. Es ist z. B. vielfach auch das Eigen- 
tum an den, in Anspruch genommenen Grund- 
stücken noch nicht für den Bund im Grund- 
buch eingetragen. 

Der Bundesrechnungshof hat an die be- 
schleunigte Erledigung der restlichen Arbeiten 
erinnert und verlangt, daß im Zusammen- 
hang mit dem Grunderwerb auch die Ab- 
zeichnungen der Flurkarte, die Grundstücks- 
Veränderungsnachweise, die Auszüge aus den 
Liegenschaftsbüchern (Fortschreibungsverhand- 
lungen) usw. als Unterlage über die Eigen- 
tums- und Grenzverhältnisse laufend ergänzt 
werden. Die betreffenden Straßenbauverwal- 
tungen begründeten den Rückstand der Ar- 
beiten mit Personalmangel. In einzelnen Fäl- 


len ist die Umschreibung auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofs inzwischen vorge- 
nommen worden. Die weitere Erledigung 
wird überwacht. 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

(Einzelplan XIV für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 25 für das Rechnungsjahr 1953) 

Sozialer Wohnungsbau 

(Kapitel 1 Titel 33 und 40 des ordentlichen, 
Kapitel 1 Titel 6 des außerordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1952 

Kapitel 25 01 und A 25 01 Titel 530 für das 
Rechnungsjahr 1953) 

80. Für den sozialen Wohnungsbau sind veran- 
schlagt worden: 

im Rechnungsjahr 1952 

auf Grund des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes 338,8 Mio DM 

für wohnungspolitische 
Sondermaßnahmen 50,0 Mio DM 

im Rechnungsjahr 1953 
auf Grund des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes 500,0 Mio DM. 

Die Mittel sind den Ländern darlehens- 
weise gegeben worden. Die im Rechnungsjahr 
1952 für wohnungspolitische Sondermaßnah- 
men vorgesehenen 50 Mio DM waren zur zu- 
sätzlichen Förderung des Baues von Eigen- 
heimen und Kleinsiedlungen bestimmt. Den 
Ländern standen außer den Bundeshaushalts- 
mitteln Soforthilfemittel — später Mittel aus 
dem Lastenausgleichsfonds — sowie Landes- 
haushaltsmittel zur Verfügung. Die meisten 
Länder mischten die aus den verschiedenen 
Quellen stammenden Mittel und leiteten sie 
als Landesmittel an die Treuhandstellen zur 
Weitergabe an die Bauträger. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau hat 
für die Rechnungsjahre 1952 und 1953 für 
den Einsatz der Bundesmittel die gleichen 
Richtlinien erlassen wie für 1951 (vgl. Denk- 
schrift 1951 Nr. 299). Hiernach haben die 
Länder die Bundesmittel anteilmäßig ipi Ver- 
hältnis zum Gesamtzinsaufkommen aller be- 
willigten öffentlichen Mittel zu verzinsen. 
Wegen der Schwierigkeit der Zinsberechnung 
haben die Länder die Verzinsung der vom 
Rechnungsjahr 1951 an erhaltenen Bundes- 
haushaltsmittel zu einem festen Zinssatz vor- 
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geschlagen. Der Bundesrechnungshof hat Ein- 
wendungen gegen diesen Vorschlag nicht er- 
hoben. Die Verhandlungen zwischen dem 
Bund und den Ländern stehen vor dem Ab- 
schluß. 

81. Der Abruf der Bundesmittel hat sich im Rech- 
nungsjahr 1952 — außer bei einem Land • — 
im Rahmen des tatsächlichen Geldbedarfs für 
die Auszahlung der bewilligten öffentlichen 
Darlehen gehalten. Am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1953 waren 91 v. H. der Bundeshaus- 
haltsmittel an die Länder ausgezahlt, obgleich 
bei ihnen Zahlungsverpflichtungen in dieser 
Höhe noch nicht Vorlagen. Bei einigen Län- 
dern haben sich dadurch am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 größere Kassenbestände an 
Bundeshaushaltsmitteln ergeben. Der Bundes- 
rechnungshof hat den vorzeitigen Abruf be- 
anstandet. Die Erörterungen darüber, inwie- 
weit die Länder gegen die Richtlinien des 
Bundesministers für Wohnungsbau über das 
Verfahren beim Abruf und bei der Verwal- 
tung der Bundeshaushaltsmittel verstoßen und 
vorzeitig abgerufene Mittel zu verzinsen 
haben, sind noch nicht abgeschlossen. Um die 
vorzeitige Inanspruchnahme der Kassenmittel 
des Bundes und den damit verbundenen Zins- 
verlust abzustellen, hat der Bundesminister 
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wohnungsbau und mit Zu- 
stimmung des Bundesrechnungshofs ein neues 
Abruf- und Auszahlungsverfahren eingeführt. 

Maßnahmen zur Instandhaltung von Wohn- 
gebäuden 

(Kapitel 1 Titel 7 des außerordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel A 25 01 Titel 531 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

82. In den Rechnungsjahren 1952 und 1953 waren 
Haushaltsmittel in Höhe von je 40 Mio DM 
zur Förderung von Instandsetzungsarbeiten 
an Wohngebäuden veranschlagt. Diese Mittel 
waren für die Instandsetzung bewohnter Ge- 
bäude bestimmt, bei denen notwendige In- 
standsetzungsarbeiten wegen der preisgebun- 
denen Mieten und der durch den Krieg und 
die Kriegsfolgen bedingten ungünstigen wirt- 
schaftlichen Lage der Hauseigentümer unter- 
blieben sind. Die Länder haben die ihnen ge- 
währten Darlehen mit dem von ihnen erziel- 
ten Durchschnittszinssatz, mindestens aber mit 
2 v. H., zu verzinsen und mit 6 v. H. zuzüg- 
lich der durch die laufende Tilgung ersparten 
Zinsen zu tilgen. Sie hatten für den gleichen 
Zweck eigene Haushaltsmittel einzusetzen. 


Die Auszahlung der Darlehen an die End- 
darlehensnehmer benötigte eine größere An- 
laufzeit, so daß ein Teil der Länder im Rech- 
nungsjahr 1952 keine Mittel abgerufen hat. 
Von der Minderausgabe des Rechnungsjahres 
1952 in Höhe von 21,4 Mio DM wurden für 
das Rechnungsjahr 1953 13,4 Mio DM als 
Ausgaberest zur Verfügung gestellt, so daß 
für 1953 insgesamt 53,4 Mio DM verfügbar 
waren. Davon wurden bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1953 nur rd. 41 v. H. ver- 
ausgabt. Dieser Entwicklung ist durch Herab- 
setzung des Haushaltsansatzes 1954 auf 17 Mio 
DM Rechnung getragen worden. 

Versuchs- und Vergleichsbauten und Ent- 
wicklung neuer Bauarten, Baugeräte und 
Bauverfahren 

(Kapitel 1 Titel 32 für das Rechnungsjahr 1952, 
Kapitel 25 01 Titel 534 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

83. Zur Förderung von Versuchs- und Vergleichs- 
bauten und zur Entwicklung neuer Bauarten, 
Baugeräte und Bauverfahren sind den Län- 
dern in den Rechnungsjahren 1951 bis 1953 
rd. 25,7 Mio DM als Darlehen gewährt wor- 
den. Die Darlehen wurden auf Antrag für 
Einzelmaßnahmen bewilligt und in Teilbeträ- 
gen entsprechend dem Baufortschritt ausge- 
zahlt. Sie sind mit 1 v. H. zu verzinsen und 
mit 1 v. H. zuzüglich der durch die laufende 
Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau hat 
die Untersüchungsaufgaben in Gruppen un- 
terteilt. Für die Gruppe „Neuaufbau zerstör- 
ter Stadtteile“ sind Darlehen im Gesamt- 
beträge von über 9 Mio DM (Stand 28. Fe- 
bruar 1954) bewilligt worden. Darunter be- 
finden sich 3 Einzeldarlehen von je über 
1 Mio DM. 

Den Darlehensnehmern sind Auflagen für 
die Durchführung der Untersuchungen, für 
die Vorlage von Erfahrungsberichten und Ver- 
wendungsnachweisen gemacht worden. Dar- 
über hinaus hat der Bundesminister für Woh- 
nungsbau in der Regel Forschungsinstitute 
mit der Auswertung der Versuche beauftragt. 
Die Ergebnisse sollen für die Bauwirtschaft 
durch Veröffentlichung des Deutschen Bau- 
zentrums eV in Köln nutzbar gemacht werden. 

Teilweise sind in größerer Anzahl Unter- 
suchungen für denselben Zweck durchgeführt 
und bei großen Bauvorhaben auf alle Woh- 
nungseinheiten (häufig 200 und mehr Woh- 
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nungseinheiten) ausgedehnt worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat den Eindruck, daß die 
Förderungsmaßnahmen häufig zu weit gehen 
und die Kosten je Wohnungseinheit zu hoch 
sind. Er hat den Bundesminister für Woh- 
nungsbau um Stellungnahme gebeten. Die An- 
gelegenheit ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Verwendungsnachweise, die im allge- 
meinen aus der Schlußabrechnung mit einer 
Wirtschaftlichkeitsberechnung und einem Er- 
fahrungsbericht bestehen, werden größtenteils 
nur schleppend vorgelegt. Hierdurch wird die 
Auswertung der Untersuchungen verzögert. 
Häufig mußte der Bundesminister für Woh- 
nungsbau an die Vorlage erinnern. Der Bun- 
desrechnungshof hat angeregt, die Schlußrate 
der Darlehen, die meistens 20 v. H. beträgt 
und bisher bei der Gebrauchsabnahme durch 
die Bauaufsichtsbehörde fällig gewesen ist, 
erst nach Eingang des Verwendungsnachweises 
auszuzahlen. Dadurch würden die Länder ver- 
anlaßt, den Bauträgern kürzere Fristen für die 
Vorlage der Schlußabrechnung zu setzen. 

Die Auswertung der Versuche durch die 
Forschungsinstitute nimmt meistens längere 
Zeit in Anspruch. Der Bundesminister für 
Wohnungsbau hat veranlaßt, daß ihm mög- 
lichst Teilergebnisse zur Veröffentlichung mit- 
geteilt werden. Im ganzen gesehen ist die Aus- 
wertung der Versuche noch erheblich im 
Rückstand. Der Bundesredmuiigshüf hat dar- 
auf hingewiesen, daß der Einsatz der Bundes- 
mittel nur dann gerechtfertigt ist, wenn die 
Ergebnisse der Versuche möglichst bald, und 
nicht erst nach Jahren, der Öffentlichkeit zu- 
gänglich gemacht werden. 

Darlehen an die Länder zur Unterbringung 
von Flüchtlingen aus der Sowjetzone im Bun- 
desgebiet 

(Kapitel A 25 01 Titel 532 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

84. Für die Unterbringung von Flüchtlingen aus 
der Sowjetzone sind erstmalig im Rechnungs- 
jahr 1953 Bundesmittel bereitgestellt worden. 
Von dem Haushaltsbetrag in Hohe von 
180 Mio DM wurden bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 175,5 Mio DM ausgezahlt. 
Die Mittel sind den Ländern darlehnsweise 
zu denselben Bedingungen gegeben worden wie 
die Mittel für die Darlehen des öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbaues. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, 
daß die Bauausführung der Wohnungen teil- 


weise schlecht ist. Die Ursache dafür dürfte 
oft die kurze Bauzeit sein. Der Bundesrech- 
nungshof hat in einem Lande bei dem zustän- 
digen Landesrechnungshof eine fachtechnische 
Prüfung der Bauabrechnungen angeregt. Ein 
großer Teil der Wohnungen ist noch lager- 
mäßig belegt; mehrere Familien sind in einer 
Wohnungseinheit untergebracht. Wegen der 
stärkeren Abnutzung der Bauten während der 
lagermäßigen Belegung sind erleichterte Zins- 
und Tilgungsbedingungen für die öffentlichen 
Darlehen gewährt worden. 

Ein Teil der öffentlichen Mittel ist wegen 
der Dringlichkeit der Unterbringung der 
Flüchtlinge als Überbrückungskredit im erst- 
stelligen Beleihungsraum, der mit Mitteln des 
Kapitalmarktes auszufüllen gewesen wäre, 
eingesetzt worden. Die Ablösung dieser Über- 
brückungskredite durch Mittel des Kapital- 
marktes ist im Gange. Sie wird wegen der 
mangelhaften Bauausführung häufig schwierig 
sein. 

Bergarbeiterwohnungsbau 

(Kapitel 1 Titel 35 für das Rechnungsjahr 
1952, 

Kapitel 25 01 Titel 510 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

85. Zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues im Kohlenbergbau erhebt der Bund 
eine Abgabe von den Kohlenbergbauunter- 
nehmen. Sie beträgt 2 DM für jede abge- 
setzte Tonne Steinkohle, Steinkohlenkoks, 
Stcinkohlenbriketts und Pechkohle, 1 DM 
für jede abgesetzte Tonne Braunkohlen- 
briketts. Das Aufkommen bildet ein Treu- 
handvermögen des Bundes und wird von 
Treuhandstellen verwaltet (Gesetz vom 
23. Oktober 1951). An diese werden die bei 
der Bundeshauptkasse eingehenden Abgabe- 
beträge monatlich ausgezahlt (VO vom 
30. Oktober 1951). 

Bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1953 
sind den Bundestreuhandstellen für den Berg- 
arbeiterwohnungsbau 485 Mio DM aus dem 
Aufkommen der Kohlenabgabe zugeflossen. 
Davon haben die Bundestreuhandstellen Düs- 
seldorf und Münster (Westfalen) zusammen 
458,5 Mio DM (rd. 95 v. H. des Gesamtauf- 
kommens) erhalten. Der Bundesrechnungshof 
hat bei beiden Bundestreuhandstellen den Ein- 
satz und die Verwendung des Treuhandver- 
mögens sowie das Aufkommen an Zinsen und 
Tilgungsbeträgen örtlich geprüft. 
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86. Im Land Nordrhein-Westfalen ist die Be- 
willigung der Baudarlehen aus den Treuhand- 
mitteln der Außenstelle des Wiederaufbau- 
ministeriums des Landes Nordrhein-West- 
falen in Essen für den Ruhrkohlenbezirk, dem 
Regierungspräsidenten in Aachen für den 
Kohlenbezirk Aachen und dem Regierungs- 
präsidenten in Köln für den Kohlenbezirk 
Köln übertragen. Zu den Aufgaben der Be- 
willigungsstellen gehört die Prüfung der Dar- 
lehnsanträge, die Erteilung der Bewilligungs- 
bescheide, die Bauüberwachung und die Prü- 
fung der Schlußabrechnung mit der Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung. Sie setzen auf 
Grund der endgültigen Wirtschaftlichkeits- 
berechnung den Zinssatz für die Darlehen fest. 

Bei den Bundestreuhandstellen fehlten, wie 
der Bundesrechnungshof feststellen mußte, 
größtenteils die für die Beurteilung der Bau- 
vorhaben notwendigen Unterlagen, wie Bau- 
zeichnungen, Baubeschreibungen, Schlußab- 
rechnungen und die endgültigen Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen. Ein großer Teil der 
durchgeführten Bauvorhaben war nicht abge- 
rechnet. Da die letzte Darlehnsrate erst nach 
der Abrechnung ausgezahlt wird, waren in 
diesen Fällen die bewilligten Darlehnsmittel 
noch nicht voll ausgezahlt. Die Bundestreu- 
handstellen werden durch Offenhalten der 
Konten über einen Zeitraum von mehreren 
Jahren außerordentlich belastet. Im Bereich 
der Bundestreuhandstelle Düsseldorf waren 
z. B. nach dem Stande vom 28. Februar 1954 
von 1636 zugesagten Darlehen nur 174 voll 
ausgezahlt; außerdem war für 111 noch keine 
Zahlung geleistet. 

Der Bundesrechnungshof hat das Fehlen der 
Unterlagen beanstandet. Er hat die Beschleu- 
nigung der Abrechnung verlangt und vorge- 
schlagen, durch Änderung der Aufgaben- 
teilung die Prüfung der endgültigen Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung und die Festsetzung 
des Zinssatzes den Bundestreuhandstellen zu 
übertragen. Der Minister für Wiederaufbau 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat darauf- 
hin die Bewilligungsstellen angewiesen, den 
Bundestreuhandstellen die Unterlagen zu 
übergeben, und Maßnahmen für die Beschleu- 
nigung der Abrechnungen eingeleitet. Er hat 
dem Vorschlag des Bundesrechnungshofs über 
die Erweiterung der Befugnisse der Bundes- 
treuhandstellen grundsätzlich zugestimmt, die 
Verfahrensänderung jedoch von der in Aus- 
sicht genommenen Gründung einer Woh- 
nungsbauförderungsanstalt in Nordrhein- 


Westfalen abhängig gemacht. Der Bundesrech- 
nungshof verfolgt die Angelegenheit weiter. 

87. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau vorgeschlagen, von 
den Bundestreuhandstellen jährlich eine Ab- 
rechnung und einen Verwendungsnachweis 
über das Treuhandvermögen und den Einsatz 
der Treuhandmittel zu fordern. Der Bundes- 
minister für Wohnungsbau hat die erforder- 
lichen Maßnahmen hierzu eingeleitet. Die An- 
gelegenheit ist noch nicht abgeschlossen. 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige 
des Bundes 

(Kapitel 1 Titel 34 des ordentlichen, Kapitel 1 
Titel 8 des außerordentlichen Haushalts für 
das Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel 25 01 Titel 830 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

88. Der Wohnungsbau für Verwaltungsangehörige 
des Bundes wurde im Rechnungsjahr 1953 in 
fast unverändertem Umfange wie in den bei- 
den Vorjahren mit Bundesdarlehen gefördert. 
Durch die Preissteigerungen und durch die 
bessere Ausstattung der Wohnungen haben 
sich die Bundesdarlehcn für eine Wohnungs- 
einheit in den Rechnungsjahren 1952 und 
1953 gegenüber den Vorjahren erhöht. Sie be- 
trugen im Rechnungsjahr 1953 für eine Woh- 
nung, abgesehen von den Räumen Bonn und 
Frankfurt (Main), im allgemeinen 10 000 
bis 12 000 DM (= 60 bis 70 v. H. der Ge- 
samtherstellungskosten), wenn keine Landes- 
darlehen für den öffentlich geförderten sozi- 
alen Wohnungsbau an der Finanzierung be- 
teiligt waren. Die Zinssätze für die Bundes- 
darlchen, die nach dem Ergebnis der Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung festgesetzt werden, 
haben seit 1952 durchweg eine fallende Ten- 
denz. Sie liegen im Rechnungsjahr 1953 im 
allgemeinen zwischen V* v. H. und 1 v. H. 
jährlich. 

89. Der Bundesrechnungshof hat zu Beginn des 
Rechnungsjahres 1955 erneut festgestellt, daß 
die Abrechnungsarbeiten für die Wohnungs- 
bauvorhaben im Raume Bonn noch immer 
stark rückständig sind. Von den in den Jah- 
ren 1950 bis 1954 durchgeführten Bauvor- 
haben waren erst V 5 abgerechnet. Der Bundes- 
minister für Wohnungsbau begründet den 
Rückstand wie in den Vorjahren mit Per- 
sonalmangel. 

Bei dem Stand des jetzt für die Abrechnung 
eingesetzten Personals wird es voraussichtlich 
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noch 4 Jahre dauern, bis die Abrechnung aller 
Bauvorhaben durchgeführt ist. Der Bundes- 
rechnungshof hat nochmals auf die Nachteile, 
die durch die verspätete Abrechnung ent- 
stehen, hingewiesen. Er hat die Notwendig- 
keit betont, die Abrechnungsarbeiten durch 
vorübergehend verstärkten Personaleinsatz 
aufzuholen. Die Bescheinigungen, die über die 
Gesamtherstellungskosten eines Bauvorhabens, 
die Angemessenheit der Baukosten und die 
Übereinstimmung derselben mit dem Baubuch 
und den Abrechnungen der Unternehmer ab- 
gegeben werden, sind nach den Prüfungserfah- 
rungen nicht zureichend. Der Bundesrech- 
nungshof hat deshalb den Bundesminister für 
Wohnungsbau mehrmals gebeten, den von 
ihm zusammen mit dem Bundesminister der 
Finanzen seit längerem vorbereiteten Erlaß 
über die „Prüfung der Darlehnsanträge, Über- 
wachung der Bauausführung und Abrechnung 
der Bauvorhaben“ an die Oberfinanzdirektio- 
nen herauszugeben. 

90. Wie in der Denkschrift 1951 Nr. 307 ausge- 
führt, hält der Bundesrechnungshof eine all- 
gemeine Mietenregelung zur Beseitigung star- 
ker Unebenheiten im Mietengefüge für er- 
forderlich. Die Regelung steht noch aus. Der 
Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
für Wohnungsbau mehrmals auf die Dring- 
lichkeit der Angelegenheit hingewiesen. Er 
wird die Angelegenheit weiterverfolgen. 

91. Der Bundesrechnungshof stellte im Bereich 
einer Oberfinanzdirektion fest, daß von 817 
mit Bundesdarlehen geförderten Wohnungen 
für Bundesbedienstete 49, das sind 6 v. EL, 
von Bediensteten des Landes bewohnt wer- 
den, obwohl das Land Ersatzwohnungen für 
Bundesbedienstete nicht zur Verfügung ge- 
stellt hat. Er hat die Freimachung der Woh- 
nungen oder die Bereitstellung gleichwertiger 
Ersatzwohnungen gefordert. 

Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten 

(Kapitel 1 Titel 37 für das Rechnungsjahr 
1952, 

Kapitel 25 01 Titel 600 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

92. Die wirtschaftlichen Verhältnisse, von denen 
der Gesetzgeber bei Erlaß der Bestimmungen 
über die Förderung von Arbeiterwohnstätten 
ausgegangen ist, haben durch die Kriegszeit 
und die erste Nachkriegszeit eine grundsätz- 
liche Änderung erfahren. Auch haben die 
Mieter und Eigentümer der Arbeiterwohn- 


stätten in den vergangenen Jahren oft ge- 
wechselt; die neuen Mieter und Eigentümer 
können bei ihrer wirtschaftlichen Lage zum 
Teil nicht mehr der Arbeiterschaft zugerech- 
net werden. Ferner haben sich die Arbeiter- 
wohnstätten selbst durch Wiederaufbau, An-, 
Um- und Erweiterungsbauten baulich ver- 
ändert. Aus diesen Anlässen ergeben sich bei 
der Rechnungsprüfung zahlreiche Zweifels- 
fragen darüber, ob die Voraussetzungen für 
die Weitergewährung der Grundsteuerbeihil- 
fen vorliegen. Diese Fragen müssen von Fall 
zu Fall in Verhandlungen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesmini- 
ster für Wohnungsbau geklärt werden. 

In Auswirkung der durch den Bundesrech- 
nungshof angeregten Überprüfung der Bei- 
hilfefälle konnten die Ausgaben auch in den 
Rechnungsjahren 1952 und 1953 nicht un- 
erheblich gesenkt werden. 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan XXIII für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 60 für das Rechnungsjahr 1953) 

Beförderungsteuer 

(Einnahmen Kapitel 2 Titel 2 a und b für das 
Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel 60 01 Titel St 3 und St 4 für das 
Rechnungsjahr 1953) 

93. Die Prüfungen des Bundesrechnungshofs er 
gaben auch im Berichtszeitraum, daß die Be- 
förderungsteuerstellen die Steueraufsicht viel- 
fach noch nicht so ausgeübt haben, wie es zur 
Sicherung des Steueraufkommens erforderlich 
ist. Die Besetzung der Stellen mit Arbeitskräf- 
ten und die Ausstattung mit Kraftfahrzeugen 
lassen auch heute noch in den meisten Fällen zu 
wünschen übrig. Die bei Verkehrskontrollen 
gefertigten Kontrollmitteilungen waren häu- 
fig nicht oder nicht ausreichend ausgewertet 
worden (vgl. Denkschrift 1951 Nr. 319). Im- 
mer wieder wird bei Verkehrskontrollen fest- 
gestellt, daß Unternehmer Werkfernverkehr 
betreiben, ohne dafür Beförderungsteuer zu 
entrichten. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
anlaßt, daß bei der Betriebsprüfung von Un- 
ternehmen, bei denen nach der Art des Be- 
triebes und der vorhandenen Kraftfahrzeuge 
anzunehmen ist, daß Werkfernverkehr be- 
trieben wird, stets darauf geachtet wird, ob 
dieser Verkehr zur Beförderungsteuer heran- 
gezogen wird. 
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94. Der Bundesrechnungshof hat außerdem er- 
neut auf eine Verstärkung der Außenprüfung 
durch die Finanzämter hingewirkt. Er hält es 
in Übereinstimmung mit dem Bundesfinanz- 
minister für notwendig, den Außendienst so 
zu verstärken, daß wenigstens die größeren 
Beförderungsunternehmen im Laufe von 3 
Jahren mindestens einmal örtlich geprüft wer- 
den können. Nach den bisherigen Erfahrun- 
gen sind erhebliche Steuerausfälle zu erwar- 
ten, wenn dieses Ziel nicht bald erreicht wird. 
Der Bundesrechnungshof wird daher bei den 
Prüfungen der Finanzämter dieser Frage nach 
wie vor besondere Beachtung schenken. 

Die nach den Anregungen und Hinweisen 
des Bundesrechnungshofs von den Finanz- 
ämtern durchgeführten Außenprüfungen 
haben z. B. folgendes ergeben: 

Bei einem großen Finanzamt wurden im 
Laufe eines Jahres rd. 100 Beförderungsunter- 
nehmen örtlich geprüft. Auf Grund dieser 
Prüfung wurden 274 000 DM an Beförde- 
rungsteuer nacherhoben. Im Bereich einer 
Oberfinanzdirektion erbrachten die im Kalen- 
derjahr 1954 durchgeführten Prüfungen in 
1962 Fällen ein Mehrergebnis an Beförde- 
rungsteuer von rd. 988 000 DM. 

95. Die Prüfung der Überleitung der am 31. März 
1950 vorhanden gewesenen Beförderung- 
steuerrückstände der ehemaligen Deutschen 
Reichsbahn nach § 20 des 1. ÜG (vgl. Denk- 
schrift 1951 Nr. 324) konnte noch nicht ab- 
geschlossen werden. Ich behalte mir vor, dar- 
über in einer späteren Denkschrift zu be- 
richten. 

Abgabe „Notopfer Berlin“ 

(Einnahmen Kapitel 4 für das Rechnungsjahr 
1952, 

Kapitel 60 01 Titel St 35 und St 36 für das 
Rechnungsjahr 1953) 

96. In der Denkschrift 1949/1950 (S. 116/117) 
habe ich auf die Unbilligkeiten hingewiesen, 
die sich bei Berechnung der Abgabe für die 
Arbeitnehmer aus der bisherigen Fassung des 
Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ ergaben. Um eine gleichmäßige 
Besteuerung der Veranlagten und der Arbeit- 
nehmer zu erreichen, hatte ich empfohlen, die 
Bestimmungen bei einer Neufassung des Ge- 
setzes zu ändern. Auch Abgeordnete des Bun- 
destages und Kreise der Wirtschaft haben sich 
wiederholt im gleichen Sinne geäußert. 


Der Bundesministcr der Finanzen hat durch 
Erlaß vom 13. Januar 1954 die Finanzämter 
ermächtigt, die Abgabe auf Antrag zu er- 
lassen, soweit sich für die Abgabepflichtigen 
eine unbillige Flärte dadurch ergab, daß das 
Gesetz einen Jahresausgleich und eine Ver- 
anlagung wegen berechtigten Interesses nicht 
zuließ. Diese Anordnung ermöglichte den 
Finanzämtern, wenigstens die Fälle zu mil- 
dern, in denen eine besonders hohe Abgabe 
dadurch entstanden war, daß erhebliche ein- 
malige Bezüge nicht wie bei der Lohnsteuer 
auf ein Jahr verteilt werden konnten, sondern 
voll dem Arbeitslohn des Monats hinzuzu- 
rechnen waren, in dem sie dem Arbeitnehmer 
zuflossen. Ob ein Härtefall im Sinne des er- 
wähnten Erlasses vorlag, wurde aber nach den 
Wahrnehmungen des Bundesrechnungshofs 
von den Finanzämtern oft verschieden be- 
urteilt. 

Durch das Gesetz vom 16. Dezember 1954 
ist die Erhebung der Abgabe neu geregelt 
worden. Als Erhebungszeitraum gilt jetzt 
auch für die Arbeitnehmer das Kalenderjahr. 
Wie bei der Lohnsteuer ist auch für die Ab- 
gabe „Notopfer Berlin“ ein Jahresausgleich 
möglich. Das Gesetz enthält außerdem die Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen, soweit dies zur Beseitigung von Unbillig- 
keiten in Härtefällen erforderlich ist. 

Vom 1. Januar 1955 an ist nunmehr eine 
gleichmäßige Behandlung der Arbeitnehmer 
und der Veranlagten bei der Erhebung der 
Abgabe ermöglicht. 

Einkommensteuer, Körperschaftsteuer 

(Einnahmen Kapitel 9 Titel 1 für das Rech- 
nungsjahr 1952, 

Kapitel 60 01 Titel St 9 für das Rechnungs- 
jahr 1953) 

Allgemeines 

97. Der Bund nahm auf Grund des Art. 106 
Abs. 3 GG im Rechnungsjahr 1952 37 v. H. 
und im Rechnungsjahr 1953 38 v. H. der Ein- 
nahmen aus der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer in Anspruch (Gesetze vom 
25. Juli 1952 und vom 24. Juni 1953). 

Der Bundesrechnungshof hat die Veranla- 
gung und Erhebung dieser Steuern bei einer 
Anzahl großer und mittlerer Finanzämter ge- 
meinsam mit den obersten Rechnungsprüfungs- 
behörden der Länder örtlich geprüft. Die 
Finanzämter konnten die Veranlagungen all- 
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mählich zeitnaher und infolge Besserung der 
Personallage im allgemeinen auch sorgfältiger 
durchführen als in den Vorjahren. Die Prü- 
fungen ergaben dennoch zahlreiche Beanstan- 
dungen. Dabei handelt es sich im wesentlichen 
um die gleichen Fehler und Mängel, die ich 
bereits in der Denkschrift 1951 Nr. 337 bis 
344 erwähnt habe. Sie sind hauptsächlich auf 
die schwer verständlichen und unübersicht- 
lichen gesetzlichen Vorschriften zurückzufüh- 
ren. Dies hat sich auch durch das Gesetz zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften und zur 
Sicherung der Flaushaltsführung vom 24. Juni 
1953 (sog. „Kleine Steuerreform“) kaum ge- 
ändert. 

Dieses Gesetz brachte auf dem Gebiete der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
gewisse Erleichterungen; andererseits sind bis- 
her bestehende Vergünstigungen zum Teil 
eingeengt oder aufgehoben worden. 

Die Auswirkungen des Gesetzes zur Neu- 
ordnung von Steuern vom 16. Dezember 1954 
(sog. „Große Steuerreform“) lassen sich noch 
nicht übersehen. 

Ein zel n e Prii fu ngserge bnisse 

98. Die Aufstellung der DM-Eröffnungsbilanz der 
Geldinstitute und Versicherungsunternehmen 
ist in einer Reihe von Durchführungsverord- 
nungen zum Umstellungsgesetz durch beson- 
dere Vorschriften geregelt. Die Unternehmen 
hatten zur Errechnung der ihnen nach §§11 
und 12 des Umstellungsgesetzes zustehenden 
Ausgleichsforderungen besondere Umstellungs- 
rechnungen nach dem Stande vom 21. Juni 
1948 aufzustellen. Die Umstellungsrechnungen 
waren durch die Banken - oder die Versiche- 
rungsaufsichtsbehörden zu prüfen und zu ge- 
nehmigen. 

Da die Feststellung der in der DM-Eröff- 
nungsbilanz auszuweisenden Ausgleichsforde- 
rungen schwierig und zeitraubend war, hat 
sich die Prüfung und Genehmigung der Um- 
stellungsrechnungen und damit auch die end- 
gültige Veranlagung dieser Unternehmen oft 
jahrelang verzögert. Sie wurde aber häufig 
auch dann noch nicht durchgeführt, wenn die 
Umstellungsrechnung schon genehmigt war. 
Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß die Finanzämter, soweit dies mög- 
lich war, endgültige Steuererklärungen an- 
forderten und die Veranlagungen unverzüg- 
lich Vornahmen; diese führten meist zu er- 
heblichen Steuernachforderungen. 

99. In noch weit größerem Umfang als bisher hat 
der Bundesrechnungshof die mißbräuchliche 


Anwendung der Bestimmungen des § 131 AO 
beanstanden müssen. Nach § 131 AO können 
im Einzclfall Steuern ganz oder zum Teil er- 
lassen, erstattet oder angerechnet werden, 
wenn ihre Einziehung nach Lage des einzel- 
nen Falles unbillig wäre. Einige Oberfinanz- 
direktionen und Finanzminister der Länder 
haben auf Grund des § 131 AO hohe Steuer- 
beträge erlassen und erhebliche steuerliche 
Sondervergünstigungen gewährt, ohne daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür Vorlagen. 
Sie haben z. B. Sonderabschreibungen, Aus- 
nahmebewilligungen (§ 7 a bis e EStG) und 
überhöhte Wertansätze in der DM-Eröff- 
nungsbilanz zugelassen, die sich in den folgen- 
den Jahren gewinnmindernd auswirkten. 

Im einzelnen hat der Bundesrechnungshof 
hierzu folgendes festgestellt: 

100. Der Finanzminister eines Landes hat auf Vor- 
schlag der Oberfinanzdirektion den Gesell- 
schaftern einer Kommanditgesellschaft unter 
der Bedingung, daß sie etwa 3 bis 4 Mio DM 
in eine neue Fabrik investierten, aus Billig- 
keitsgründen die Einkommensteuer im Erst- 
jahr der Investierung in Höhe von 100 v. H., 
im Zweitjahr in Höhe von 75 v. H. und in 
den beiden folgenden Jahren in Höhe von je 
50 v. H. erlassen. Im Ergebnis wurden da- 
durch den Gesellschaftern Steuerbeträge er- 
lassen, die insgesamt über das Doppelte der 
investierten Beträge hinausgingen. Außerdem 
sagte der Finanzminister den Gesellschaftern 
zu, er werde nach Ablauf von 4 Jahren 
weitere Erlaßanträge wohlwollend prüfen. 

Eine unbillige F-Iärte, die nach § 131 AO die 
Voraussetzung für jede Billigkeitsmaßnahme 
ist, lag nicht vor; das Unternehmen war wirt- 
schaftlich sehr gesund und erzielte in jedem 
Jahr beträchtliche Gewinne, z. B. im Erstjahr 
6,5 Mio DM. Der Grundsatz der steuerlichen 
Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit ist hier in 
bedenklicher Weise verletzt worden. 

101. Zur Beschleunigung des wirtschaftlichen Wie- 
deraufbaues einer Stadtgemeinde hat die unter 
Nr. 100 erwähnte Oberfinanzdirektion einer 
größeren Anzahl von Unternehmern aus Bil- 
ligkeitsgründen bedeutende, gesetzlich nicht 
vorgesehene Sonderabschreibungen auf beweg- 
liche und unbewegliche Anlagegüter zugestan- 
den. Dadurch haben diese Unternehmer in 
den einzelnen Jahren erhebliche Beträge an 
Steuern weniger entrichtet. Außerdem kamen 
ihnen bei der durch die Sonderabschreibungen 
hervorgerufenen Gewinnverlagerung die in- 
zwischen eingetretenen Tarifsenkungen zugute. 



In keinem der Fälle lagen die Voraussetzun- 
gen für Billigkeitsmaßnahmen nach § 131 AO 
vor; die Unternehmen befanden sich durch- 
weg in guten wirtschaftlichen Verhältnissen 
und besaßen eine bemerkenswerte Flüssigkeit. 
Die Oberfinanzdirektion hat ihre Entschei- 
dungen lediglich auf volkswirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte gestützt und dabei den Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
unbeachtet gelassen. 

Es hätte auch nach dem Zweiten Gesetz 
über die Finanzverwaltung in Verbindung mit 
der VO über die Mitwirkung des Bundes bei 
der Verwaltung der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer vom 12. August 1952 
die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu den Entscheidungen nach § 131 
AO eingeholt werden müssen. Das ist nicht 
geschehen. 

102. In einem weiteren Fall ist, wie der Bundes- 
rechnungshof festgestellt hat, ein Unter- 
nehmer durch die Gewährung von Sonder- 
abschreibungen in die Lage versetzt worden, 
229 000 DM Darlehen zur Förderung des 
Wohnungsbaues an andere Unternehmer zu 
geben und dabei die Steuerbefreiungsvorschrif- 
ten des §7 c EStG in Anspruch zu nehmen. 
Hieraus ist ersichtlich, daß er flüssig war und 
die Sonderabschreibungen nicht zu den in sei- 
nem Antrag angegebenen betrieblichen In- 
vestierungen benötigte. 

103. Die unter Nr. 100 erwähnte Oberfinanz- 
direktion hat wiederholt Steuerpflichtigen aus 
Billigkeitsgründen sog. „Ausnahmebewilligun- 
gen“ zu 5 7c EStG gewährt, bei denen die 
Höchstbeträge erheblich überschritten und 
Befreiungen von den die Vergünstigung 
einschränkenden Vorschriften ausgesprochen 
wurden. Es sollten Angehörigen der Finanz- 
verwaltung, vornehmlich den Bediensteten der 
Oberfinanzdirektion, schnell Neubauwohnun- 
gen verschafft werden. Die Oberfinanzdirek- 
tion hat, um Trennungsentschädigungen ein- 
zusparen, nach ihrer eigenen Angabe zur 
Selbsthilfe gegriffen. Trennungsentschädigun- 
gen und damit Haushaltsmittel einzusparen 
— noch dazu unter Umgehung der Vorschrif- 
ten des EStG — ist nicht Aufgabe der Steuer- 
verwaltung. 

Billigkeitsgründe im Sinne des § 131 AO 
lagen auch in diesen Fällen nicht vor; denn die 
Unternehmer waren nach den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofs durchweg sehr flüssig 
und konnten betriebliche Gelder in beträcht- 
licher Höhe für außerbetriebliche Zwecke frei- 
machen. 


104. Der Finanzminister eines anderen Landes hat 
ebenfalls mehreren Unternehmen erhebliche 
Sonderabschreibungen aus Billigkeitsgründen 
zugestanden, ohne zu prüfen, ob überhaupt 
eine unbillige Härte vorlag. Bei diesen Ent- 
scheidungen wurden sogar die Höchstsätze des 
§ 36 des Gesetzes über die Investitionshilfe 
der gewerblichen Wirtschaft vom 7. Januar 
1952 von 30 und 50 v. H., die nach anerkann- 
ter und ständiger Verwaltungspraxis als ober- 
ste Grenze für Sonderabschreibungen gelten, 
teilweise erheblich überschritten; z. B. wurden 
einer Aktiengesellschaft Sonderabschreibungen 
von 73 und 54 v. H. gewährt. Das Kapital 
dieser Aktiengesellschaft befindet sich über- 
wiegend in ausländischem Besitz. 

105. In einem anderen Fall gestattete der Finanz- 
minister eines Landes einer Gesellschaft aus 
Billigkeitsgründen, eine uneinbringliche For- 
derung von rd. 2,2 Mio RM in der RM- 
Schlußbilanz zum vollen Betrage anzusetzen, 
die Forderung in die DM-Eröffnungsbilanz 
mit 2,2 Mio DM zu übernehmen und zum 
31. Dezember 1948 auf 140 000 DM abzu- 
schreiben. Dadurch wurde der Gewinn der 
DM-Zeit bis zum 31. Dezember 1948 unzu- 
lässigerweise um rd. 2,1 Mio DM gemindert. 
Es ergab sich ein Verlust, der auf die Jahre 
1949 und 1950 vorgetragen wurde und zur 
Folge hatte, daß in diesen beiden Jahren keine 
Einkommensteuer zu erheben war. Für 1951 
und 1952 erließ der Finanzminister, obgleich 
die Firma Millionengewinne erzielt hatte, den 
Gesellschaftern aus Billigkeitsgründen die ge- 
samte Einkommensteuer. Er stellte für die 
Jahre 1953 und 1954 weiteren Steuererlaß in 
Aussicht. 

Der Gesellschaft war ferner für 1953 aus 
Billigkeitsgründen zugestanden worden, den 
bilanzmäßig ausgewiesenen Gewinn von rd. 
1,8 Mio DM um einen in der RM-Zeit angeb- 
lich eingetretenen Vermögensverlust zu kür- 
zen; die Firma setzte demzufolge für 1953 
einen Betrag von 5 Mio DM als außerordent- 
lichen Verlust vom Gewinn ab und wandelte 
dadurch ihren Bilanzgewinn von 1,8 Mio DM 
in einen vortragsfähigen Verlust von rd. 
3,2 Mio DM um. 

Durch ihre wiederholten Anträge hat die 
Firma erreicht, daß in der DM-Zeit trotz stän- 
diger hoher Gewinne keine Einkommensteuer 
festzusetzen war. Unbillige Härten nach § 131 
AO, die ein derart ungewöhnliches Entgegen- 
kommen hätten rechtfertigen können, lagen 
nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofs nicht vor. 
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Der Finanzminister begründete die von 
ihm getroffenen Entscheidungen damit, daß 
der Gesellschaft ein Ausgleich für in der RM- 
Zeit erlittene Vermögensverluste gewahrt, 
neue Arbeitsplätze geschaffen und die dro- 
hende Abwanderung des Betriebes in ein 
Nachbarland verhindert werden sollten. 

Die langjährige ungerechtfertigte und außer- 
ordentlich weitgehende steuerliche Begünsti- 
gung dieser Firma blieb der Öffentlichkeit 
nicht verborgen und erregte allgemein Un- 
willen. 

Weiterhin wurde der Gesellschaft durch die 
Landesfinanzbehörden gestattet, die in der 
DM-Eröffnungsbilanz unzulässigerweise mit 
2,2 Mio DM eingestellte Forderung bei der 
Vermögensteuer, Vermögensabgabe und Ge- 
werbekapitalsteuer nur mit 140 000 DM (an- 
statt mit 2,2 Mio DM) zu berücksichtigen. 
Diese Maßnahme steht im Widerspruch zu 
§ 75 DMBG, wonach die für einzelne Ver- 
mögensgegenstände nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes in die Eröffnungsbilanz ein- 
gestellten Werte auch für die Steuern vom 
Vermögen maßgebend sind, die unter Zu- 
grundelegung des Stichtages vom 21. Juni 1948 
veranlagt werden. Die Firma hat dadurch zu 
Unrecht weitere erhebliche Steuereinsparun- 
gen erzielt. 

106. Auch in einem anderen Land hat der Bundes- 
rechnungshof ähnliche von dem Finanzmini- 
ster gebilligte unrichtige Wertansätze in der 
DM-Eröffnungsbilanz festgestellt, die zu 
Steuerausfällen geführt haben. 

107. Wie ich schon in der Denkschrift 1951 Nr. 345 
ausgeführt habe, verbietet nach Ansicht 
des Bundesrechnungshofs der Grundsatz der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung die Ein- 
räumung besonderer Steuervorteile. Maßnah- 
men zur Förderung der Wirtschaft sollten 
grundsätzlich durch Bereitstellung von Haus- 
haltsmitteln finanziert werden, damit eine 
parlamentarische Kontrolle gewährleistet ist. 

Finanzielle Ergebnisse der Prüfungen 

108. Wie sehr die Veranlagungstätigkeit der Finanz- 
ämter noch zu Beanstandungen Anlaß gab, 
läßt auch das finanzielle Ergebnis der vom 
Bundesrechnungshof mit 10 Prüfungsbeamten 
durchgeführten Örtlichen Prüfungen erkennen. 
Für die Rechnungsjahre 1952 und 1953 wur- 
den auf Grund der nur stichprobenweisen 
Prüfungen insgesamt rd. 9,946 Mio DM Bun- 
desabgaben und rd. 8,5 Mio DM Landes- 
steuern und sonstige Steuern nacherhoben. In 
diesem zahlenmäßig berechenbaren Erfolg er- 


schöpft sich aber das Ergebnis der Prüfungen 
nicht, da diese sich durch die Vermeidung der 
beanstandeten Fehler in noch größerem Maße 
für die Zukunft auswirken. 

Darlehen an das Land Schleswig-Holstein auf 
Grund des Gesetzes über eine Finanzhilfe für 
das Land Schleswig-Holstein vom 29. März 
1951 

(Hinter Kapitel [E 19] außerplanmäßig für das 
Rechnungsjahr 1952) 

109. Nach § 1 des Gesetzes über eine Finanzhilfe 
für das Land Schleswig-Holstein vom 29. März 
1951 gewährte der Bund dem Land Schleswig- 
Holstein zur Aufrechterhaltung seiner Zah- 
lungsfähigkeit bis zum Vollzug des Gesetzes 
über den Finanzausgleich unter den Ländern 
im Rechnungsjahr 1951 einen unverzinslichen 
Kredit in Höhe von 70 Mio DM. 

Der Betrag wurde im Rechnungsjahr 1950 
mit 40,9 Mio DM, im Rechnungsjahr 1951 
mit 29,1 Mio DM an das Land Schleswig- 
Holstein ausgezahlt und zunächst bei den 
Vorschüssen gebucht; er ist nach Beanstan- 
dung durch den Bundesrechnungshof im Rech- 
nungsjahr 1952 als außerplanmäßige Ausgabe 
nachgewiesen worden. 

Nach § 2 a. a. O. war das Land Schleswig- 
Holstein verpflichtet, den Kredit insbesondere 
aus Mitteln zurückzuzahlen, die ihm auf 
Grund des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern im Rechnungsjahr 1951 
zugeflossen sind. Die Rückzahlung ist bisher 
nicht erfolgt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 
24. Januar 1955 hierzu folgendes ausgeführt: 

„Die Finanzlage des Landes Schleswig-Hol- 
stein gestaltete sich im Rechnungsjahr 1951 
so schwierig, daß das Land auf die Zuschüsse 
aus dem Länderfinanzausgleich 1951 drin- 
gend angewiesen war, um seine unabweis- 
baren laufenden Verpflichtungen zu erfül- 
len. Schleswig-Holstein war daher nicht in 
der Lage, der ihm nach § 2 des Gesetzes 
über eine Finanzhilfe für das Land Schles- 
wig-Holstein vom 29. März 1951 obliegen- 
den Verpflichtung nachzukommen. Auch 
die spätere Entwicklung der Finanzlage 
Schleswig-Holsteins hat bisher selbst eine 
nur teilweise Rückzahlung der 70 Mio DM 
und eine Zinserhebung nicht zugelassen. 
Der Finanzminister des Landes Schleswig- 
Holstein hat wiederholt beantragt, den 
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Kassenkredit von 70 Mio DM in einen Zu- 
schuß umzuwandeln oder die Forderung 
des Bundes niederzuschlagen. 

Die Anträge Schleswig-Holsteins sind 
bisher dilatorisch behandelt worden, weil 
eine Sachentscheidung zur Zeit nur zu 
einem endgültigen Verzicht des Bundes auf 
die Geltendmachung seiner Forderung füh- 
ren könnte. Ich halte es daher für zweck- 
mäßig, diese Entscheidung so lange zurück- 
zustellen, bis übersehen werden kann, wie 
sich die Finanzlage des Landes Schleswig- 
Holstein insbesondere nach dem Wirksam- 
werden der Finanzreform (verstärkter 
Finanzausgleich unter den Ländern) weiter 
entwickeln wird. “ 

Nachdem nunmehr das Gesetz über den 
Finanzausgleich unter den Ländern (Länder- 
finanzausgleichsgesetz) vom 27. April 1955 
vom Bundestag beschlossen worden ist, sollte 
die endgültige Entschließung des Bundesmini- 
sters der Finanzen nicht länger aufgeschoben 
werden. 

V er teidigungslastcn 

(Einzelpläne XXIV, XXV und XXVII für das 
Rechnungsjahr 1952, 

Einzelplan 35 für das Rechnungsjahr 1953) 
Allgemeines 

110. Die Bonner Verträge in der Fassung des 
Pariser Protokolls vom 23. Oktober 1954 
sind nunmehr am 5. Mai 1955 in Kraft ge- 
treten. Im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
hat damit die Besetzung Deutschlands, für die 
seit dem 21. September 1949 das Besatzungs- 
statut maßgebend war, ihr Ende gefunden. In 
Berlin besteht die Besetzung fort. Für sie gel- 
ten jedoch nunmehr die Grundsätze, die in der 
Erklärung der Berliner Kommandantur vom 
5. Mai 1955 niedergelegt sind. Danach können 
die alliierten Behörden weiterhin die Deckung 
der Besatzungskosten verlangen; diese werden 
wie bisher vom Bund getragen. 

111. Am 6. Mai 1955 sind für die Bundesrepublik 
Deutschland auch der Brüsseler Vertrag und 
der Nordatlantikvertrag in Kraft getreten. 
Sie sind die Grundlage für die Schaffung 
deutscher Verteidigungsstreitkräfte und Ver- 
teidigungscinrichtungcn. Als erstes der deut- 
schen Gesetze, die ihrer Ausführung dienen, 
ist das Gesetz über die vorläufige Rechts- 
stellung der Freiwilligen in den Streitkräften 
vom 23. Juli 1955 ergangen, das die Einstel- 


lung von höchstens 6000 Offizieren und Sol- 
daten für die Vorbereitung des Aufbaus der 
Streitkräfte vorsieht (insbesondere für die 
Besetzung internationaler Stäbe und die Er- 
ledigung militärfachlicher Aufgaben des Bun- 
desministeriums für Verteidigung). 

Streitkräfte der Drei Mächte und anderer 
Entsendestaaten bleiben nach dem ebenfalls 
am 6. Mai 1955 in Kraft getretenen Vertrag 
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
vom 23. Oktober 1954 auch weiterhin in der 
Bundesrepublik stationiert. Die Rechte und 
die Pflichten dieser Streitkräfte bestimmen 
sich nach dem Truppenvertrag. 

112. Im Rechnungsjahr 1952 und in den folgenden 
Rechnungsjahren lag dem Haushalt der Ver- 
teidigungslasten die Annahme zugrunde, daß 
die Abmachungen über einen deutschen Ver- 
teidigungsbeitrag im Laufe dieser Rechnungs- 
jahre in Kraft treten würden. Der deutsche 
Verteidigungsbeitrag verwirklicht sich jedoch 
erst im Rechnungsjahr 1955. 

Von dem finanziellen Verteidigungsbeitrag in 
Höhe von 9 Mrd DM, den die Bundesrepu- 
blik für tragbar angesehen hat, ist im Haus- 
halt des Rechnungsjahres 1955 für die deut- 
schen Verteidigungsstreitkräfte ein Betrag von 
5208 Mio DM abgezweigt worden. Im ein- 
zelnen werden die Mittel für die Streitkräfte 
im Rahmen eines neuen Einzelplans 14 in 
Haushaltsnachträgen veranschlagt werden. 
Mittel für besonders dringliche Maßnahmen 
können mit Zustimmung des Haushalts- und 
des Sicherheitsausschusses des Deutschen Bun- 
destages vorweg bereitgestellt werden. Davon 
ist u. a. zur Durchführung des Freiwilligen- 
gesetzes und des Gesetzes über den Personal- 
gutachterausschuß für die Streitkräfte bereits 
Gebrauch gemacht worden. 

Für den Unterhalt der Stationierungsstreit- 
kräfte hat die Bundesrepublik nach dem 
Finanzvertrag für die Zeit vom 6. Mai 1955 
bis 5. Mai 1956 (12 Monate) einen Gesamt- 
betrag von 3200 Mio DM zur Verfügung zu 
stellen (je 400 Mio DM für die ersten beiden 
Monate, je 300 Mio DM für die folgenden 
4 Monate, je 200 Mio DM für die letzten 
6 Monate). Die Stationierungskosten wer- 
den — in der gleichen Weise wie früher die 
Besatzungskosten — von den Behörden der 
bisherigen deutschen Besatzungslastenverwal- 
tung nach Bedarf verausgabt; nicht ver- 
brauchte Beträge, über die vor Ablauf der 
12 Monate Verbindlichkeiten eingegangen 
werden, stehen den Streitkräften weitere 
12 Monate zur Verfügung. 
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113. Außer diesen Stationicrungskosten können die 
Streitkräfte vom 6. Mai 1955 an für die Dauer 
von 18 Monaten noch über die Beträge ver- 
fügen, die sie von den Besatzungskosten und 
Auftragsausgaben in Höhe von monatlich 
600 Mio DM nicht verbraucht haben (Über- 
hang an Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben im Geltungsbereich des Grundgesetzes). 
Der Überhang belief sich am Ende des Rech- 
nungsjahres 1954 auf 4020 Mio DM; dazu 
treten noch die in der Zeit vom 1. April bis 
zum 5. Mai 1955 nicht verbrauchten Beträge. 
Die Summe von 4020 Mio DM ist, um den 
Kassenbestand des Bundes mit der finanzwirt- 
schaftlichen Situation in Einklang zu bringen, 
außerplanmäßig beim Einzelplan 60 veraus- 
gabt und einem Rücklagekonto bei der Bank 
deutscher Länder zugeführt worden. Davon 
benötigen die Streitkräfte im Rechnungsjahr 
1955 voraussichtlich Beträge in Höhe von 
2400 Mio DM. Sic sind in den außerordent- 
lichen Haushalt eingestellt (Ausgabe: Ka- 
pitel A 35 02; Einnahme: Kapitel A 60 02); 
sic werden nach Bedarf dem Rücklagekonto 
entnommen. 

114. Zu dem Verteidigungsbeitrag von 9 Mrd DM 
treten die Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben für Berlin in Höhe von rd. 174 Mio DM 
hinzu. Die Verteidigungsfolgckosten für das 
Bundesgebiet und Berlin werden für das Rech 
nungsjahr 1955 noch mit rd. 620 Mio DM 
zu beziffern sein. 

115. Der Bundesrechnungshof ist an der Vorberei- 
tung der zahlreichen gesetzlichen und verwal- 
tungsmäßigen Regelungen beteiligt, die erfor- 
derlich sind, um die Vertragswerke — insbe- 
sondere auch den Aufbau der deutschen Ver- 
teidigungsstreitkräfte — durchzuführen. Die 
zu treffenden organisatorischen, finanziellen 
und wirtschaftlichen Maßnahmen sind von so 
weittragender Bedeutung, daß die Entwicklung 
aufmerksamer Beobachtung bedarf. Bei der 
Höhe des Verteidigungsaufwands wird es 
wesentlich darauf ankommen, den gesamten 
Verwaltungsapparat sachgemäß zu organisie- 
ren. Die Verteidigung muß als Ganzes gesehen 
werden; Aufgabenüberschneidungen müssen 
vermieden und die Verantwortlichkeiten klar 
abgegrenzt werden. Nur so ist die Gewähr ge- 
geben, daß mit dem großen Block der Mittel, 
die für die Verteidigungsaufgaben aufgebracht 
werden müssen, wirtschaftlich verfahren und 
der Verwaltungsaufwand in angemessenen 
Grenzen gehalten wird. 

116. Der Bundesrechnungshof führt die Prüfung 
der Besatzungskosten und der Auftragsaus- 


gaben, mit denen er auch noch für die künf- 
tigen Jahre befaßt sein wird, nach den bis- 
herigen Grundsätzen durch (vgl. Nr. 358 der 
Denkschrift 1951). Er prüft gleichzeitig die 
Stationierungskosten, für deren Prüfung er 
nach Art. 6 Abs. 3 des Finanzvertrags zustän- 
dig ist. 

117. Ich habe bereits in der Denkschrift 1951 
(Nr. 359) auf die uneinheitliche Organisation 
der bisherigen Besatzungslastenverwaltung in 
den Ländern und ihre vielfach noch unzu- 
reichende Besetzung hingewiesen. Ihre Über- 
lastung besteht im allgemeinen fort. Mit dem 
Inkrafttreten der Tarifverträge für die zivilen 
Arbeitnehmer der Streitkräfte sind ihr, na- 
mentlich in den Ländern der bisherigen ameri- 
kanischen und französischen Besatzungszone, 
neue Aufgaben zugewachsen; insbesondere ist 
sie nunmehr auch an der Einstufung der Ar- 
beitnehmer beteiligt. Für die Abgeltung von 
Besatzungsschäden sind die deutschen Behör- 
den jetzt allein zuständig. Infolge vermehrter 
Freigaben von requirierten Grundstücken 
haben die Arbeiten auf diesem schwierigen Ge- 
biet allgemein zugenommen. Bei der Abwick- 
lung der Belegungsschäden hat sich deutlich ge- 
zeigt, wieviel die Ausstattung der Behörden 
mit zahlenmäßig ausreichendem und qualifi- 
ziertem Personal noch immer zu wünschen 
übrig läßt. Zumal an technischem Personal, 
das die Schäden zu begutachten hat, mangelt 
cs teilweise noch empfindlich. Infolgedessen 
kam es bei der Abwicklung der Fälle vielfach 
zu Verzögerungen, die vor allem im Interesse 
der Betroffenen bedauert werden müssen. Der 
Bundesrechnungshof hat nach d rück lieh auf Ab- 
hilfe hingewirkt. Eine schnellere Bearbeitung 
hätte übrigens auch im finanziellen Interesse 
des Bundes gelegen, der auf Grund von Be- 
stimmungen des Uberleitungsvertrags alle bis 
zum 5. Mai 1955 nicht erledigten Besatzungs- 
schäden — abgesehen von den Schäden aus den 
letzten drei Monaten — mit allgemeinen Bun- 
desmittcln abzugelten hat; diese Schäden 
wären sonst zu Lasten der Besatzungskosten 
und der Auftragsausgaben zu verrechnen ge- 
wesen und hätten den Überhang vermindert. 

11 8. Die Verbesserung in der Organisation und der 
personellen Besetzung, die der Bund mit der 
Gewährung von Zuschüssen zu den Kosten der 
bisherigen Besatzungslastenverwaltung (50 v. H. 
der Personalkosten; 350 DM je Kopf der Be- 
schäftigten für sächliche Kosten) erstrebte, ist 
also nicht in dem Maße erreicht worden, das 
hätte erwartet werden können. Ein Teil der 
Länder hält mit Maßnahmen zur Verbesse- 
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rung der Verwaltung zurück, weil sich nodi 
nicht übersehen lasse, wie sich die Verhältnisse 
bei der bisherigen Besatzungslastenverwaltung 
entwickeln werden. Gegenüber dem unabweis- 
baren Bedürfnis, die Verwaltungsaufgaben im 
Interesse der Betroffenen beschleunigt und sach- 
gemäß zu erledigen, müssen solche Erwägungen 
zurückstehen. Andererseits zeigt es sich, daß 
auf dem Gesamtgebiet der Verteidigung eine 
alsbaldige Klärung der verwaltungsmäßigen 
Organisation erforderlich ist. 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben 

119. Die Ausgaben für Besatzungsbauten aller Art 
(vor allem Neubauten von militärischen Anla- 
gen, Truppenunterkünften, Familien Wohnun- 
gen), über die ich in der Denkschrift 1951 
(Nr. 362 bis 368) ausführlich berichtet habe, 
machen weiterhin einen wesentlichen Teil der 
Besatzungskosten und Auftragsausgaben aus. 

Nach Abschluß des Abkommens zwischen 
dem Bundesminister der Finanzen und der ehe- 
maligen Amerikanischen Hohen Kommission 
vom 8. März 1954 (Auftragsbautengrundsätze 
1954) gingen auch die amerikanischen Streit- 
kräfte in vermehrtem Umfange dazu über, 
sich der deutschen Baubehörden zur Durchfüh- 
rung ihrer Bauvorhaben zu bedienen. Die ame- 
rikanische Luftwaffe läßt sämtliche Baumaß- 
nahmen durch die deutschen Behörden ausfüh- 
ren; die deutsche bautechnische Arbeitsgruppe, 
die der Bund im Hauptquartier der Luftwaffe 
eingerichtet hat, arbeitet jetzt auch an den 
Planungen mit und schaltet sich ein, sofern 
Schwierigkeiten bei der Bauausführung auf- 
treten. Das amerikanische Heer behielt sich 
zunächst die Durchführung einzelner Baupro- 
gramme mit der Begründung vor, daß die 
deutschen Baubehörden nicht leistungsfähig ge- 
nug seien. Nunmehr sind jedoch nach Art. 40 
des Truppenvertrags alle Bauvorhaben, die aus 
dem deutschen Verteidigungsbeitrag bezahlt 
werden, von deutschen Baubehörden und nach 
deutschen Vorschriften durchzuführen. 

120. Deshalb müssen die Länder der Ausstattung 
ihrer für die Stationierungsstreitkräfte tätigen 
Baubehörden besondere Beachtung schenken. 
Die Prüfungen des Bundesrechnungshofs haben 
immer wieder unzureichende personelle Beset- 
zung und erhebliche Mängel bei der Vergabe, 
Durchführung und Abrechnung der Baumaß- 
nahmen erkennen lassen. Dies gilt vor allem 
für die Sonderbauämter in dem Teil des Lan- 
des Baden-Württemberg, der mit französischen 
Streitkräften belegt ist; diese Ämter waren 
bis zum Jahre 1953 den französischen Genie- 


Dienststellen zugeordnet und sind erst dann 
den Oberfinanzdirektionen unterstellt worden. 

Die Baubehörden der Länder sollen auch die 
Bauprogramme für die deutschen Streitkräfte 
durdiführen. Die damit verbundene Auswei- 
tung des Bauvolumens verstärkt noch die Not- 
wendigkeit, daß die Länder ihre Baubehör- 
den nunmehr beschleunigt ausreichend mit Per- 
sonal ausstatten. 

121. Bei der Prüfung der einzelnen Bauvorhaben 
durch den Bundesrechnungshof standen wieder- 
um die Untersuchungen über die Angemessen- 
heit der Preise im Vordergrund. 

Auf Veranlassung des amerikanischen Haupt- 
quartiers hat der Bundesrechnungshof wieder- 
holt auch Baumaßnahmen geprüft, die die 
amerikanischen Streitkräfte ohne deutsche Be- 
hörden vergeben hatten. Dabei wurden zum 
Teil erhebliche Preisüberschreitungen festge- 
stellt; unberechtigte Zahlungen konnten verhin- 
dert oder bereits überzahlte Beträge zurück- 
gefordert werden. 

122. Bei den sonstigen Sach- und Werkleistungen 
waren im Beriditszeitraum noch die Vorschrif- 
ten der Verordnung über Preise bei öffentlichen 
Aufträgen (VPÖ) vom 11. August 1943 zu 
beachten. An ihre Stelle ist mit Wirkung vom 
1. Januar 1954 die Verordnung PR Nr. 30/53 
vom 21. November 1953 getreten. Sie soll 
marktwirtschaftliche Grundsätze auch für öf- 
fentliche Aufträge zur Geltung bringen; maß- 
gebend ist grundsätzlich der im echten Lei- 
stungswettbewerb gebildete Preis, die Preis- 
ermittlung auf Grund von Selbstkosten bleibt 
auf Ausnahmefälle beschränkt. Auch bei dieser 
neuen Rechtslage muß die Verwaltung, vor 
allem nach dem Wegfall des § 19 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes, wonach Preistreiberei un- 
zulässig und strafbar war, mit aller Sorgfalt 
prüfen, ob die in den Angeboten enthaltenen 
Preise nicht über den im Verkehr üblichen lie- 
gen und ob diese Preise nicht infolge von Man- 
gellagen und Störungen des Wettbewerbs über- 
höht sind. Bei Vorliegen besonderer Verhält- 
nisse, insbesondere bei Aufträgen größeren 
Umfangs, muß ferner untersucht werden, welche 
Preisunterschreitungen geboten sind. Bei Be- 
schaffungen der ausländischen Streitkräfte, die 
ohne die Einschaltung deutscher Dienststellen 
vergeben werden, kann die Preisgestaltung 
erst nachträglich geprüft werden. Diese Prü- 
fungen sind weiterhin von besonderer Bedeu- 
tung, weil die Streitkräfte naturgemäß mit den 
preisrechtlichen Bestimmungen und den deut- 
schen Gepflogenheiten nicht so vertraut, ihre 
Beschaffungen aber so umfangreich sind, daß 
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ihre Preisgestaltung das deutsche Preisniveau 
in unerwünschter Weise beeinflussen könnte. 

123. Der Bundesrechnungshof hat stets nachdrück- 
lich auf eine ordnungsmäßige Prüfung der 
Preise hingewirkt. Es ist anzuerkennen, daß 
sich die Behörden der bisherigen Besatzungs- 
lastenverwaltung in Zusammenarbeit mit den 
Preisbehörden in zunehmendem Maße um die 
Intensivierung dieser Prüfungen bemüht haben. 
Bei der zum Teil unzureichenden Besetzung 
der Preisbehörden der Länder und dem großen 
Umfang der Beschaffungen konnten die Prü- 
fungen allerdings nicht immer mit der gebote- 
nen Gründlichkeit durchgeführt und Stockun- 
gen mitunter nicht vermieden werden. 

Neben seinen regelmäßigen Prüfungen bei 
den Behörden der bisherigen Besatzungslasten- 
verwaltung hat der Bundesrechnungshof im Be- 
richtszeitraum — wie auch früher schon — 
auf Ersuchen des amerikanischen und des 
britischen Hauptquartiers Untersuchungen in 
Industriebetrieben, vor allem der Fahrzeug- 
industrie, über die Preisgestaltung bei Groß- 
aufträgen vorgenommen. 

Bei den Prüfungen sind in zahlreichen Fäl- 
len überhöhte Preise festgestellt worden; hohe 
Beträge konnten dem Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalt wieder zugeführt 
werden. Seit dem Inkrafttreten der Verträge 
fließen die Rückzahlungen der Bundesrepublik 
zu (Art. 11 Abs. 1 des Finanzvertrages). 

124. Bei den Beschaffungen der Streitkräfte wurden 
zuweilen Vermittler tätig, deren Einschaltung 
nicht handeis- und betriebsüblich war und nur 
dem Zwecke diente, Beziehungen zu den Be- 
schaffungsstellen der Streitkräfte in unzulässi- 
ger Weise auszunutzen. Diese unerwünschten 
Vermittler — teilweise ausländischer Her- 
kunft — bezogen von den Firmen hohe Provi- 
sionen, aus denen sie Beträge als „Schmiergel- 
der“ an Angehörige der Beschaffungsstellen 
Weitergaben. Soweit sich solche Provisionszah- 
lungen verteuernd auswirkten, hat der Bun- 
desrechnungshof sie aus der Preiskalkulation 
ausgeschieden. Im übrigen hat er die Haupt- 
quartiere unterrichtet, die ihrerseits die Ange- 
legenheit weiterverfolgt und strenge Anord- 
nungen über die Ausschaltung solcher Vermitt- 
ler erlassen haben. 

125. Die Beschaffungsstellen der Streitkräfte haben 
häufig Großaufträge in einer Weise und in 
einem Maße vorfinanziert, wie es deutschen 
Gepflogenheiten nicht entspricht; zuweilen ge- 
schah dies bei kleinen Firmen, die mit den 
erhaltenen Mitteln zunächst ihre Betriebsstät- 


ten ausgebaut haben. Die Streitkräfte haben 
überdies nicht darauf geachtet, daß die Vor- 
finanzierung zu einer Ermäßigung der Preise 
hätte führen müssen. Der Bundesrechnungshof 
hat eine Berichtigung der Preise herbeigeführt 
und auf die Einstellung unbegründeter Vor- 
finanzierungen hingewirkt. 

126. Die Streitkräfte sind mit ihren militärischen 
Anlagen meistens Großabnehmer für elektri- 
schen Strom. Der Abrechnung der Stromliefe- 
rungen müssen die Tarife zugrunde gelegt wer- 
den, die für vergleichbare deutsche Abnehmer 
gelten. Das ist nach den Wahrnehmungen des 
Bundesrechnungshofs nicht immer beachtet 
worden. Namentlich haben die Versorgungs- 
unternehmen es häufig unterlassen, einen gün- 
stigeren Sondertarif anzuwenden, obschon 
wegen des Umfangs der Lieferungen die Vor- 
aussetzungen dafür Vorlagen. Sie haben sich 
darauf berufen, daß die Anwendung solcher 
Sondertarife den Abschluß eines langfristigen 
Vertrages voraussetze. Zwar begründet eine 
völkerrechtliche Requisition keinen Vertrag. 
Darauf kommt es aber auch nicht an. Maßge- 
bend sind vielmehr die tatsächlichen Verhält- 
nisse. Wenn danach kein Zweifel ist, daß die 
Streitkräfte die mit Strom versorgten militä- 
rischen Anlagen auf lange Sicht benutzen wer- 
den, so rechtfertigt sich die Anwendung der 
Sondertarife auch auf die Requisitionslieferun- 
gen. Der Bundesrechnungshof hat allgemein 
verlangt, daß der Strom den Streitkräften zu 
dem jeweils in Betracht kommenden günstig- 
sten Tarif geliefert wird. 

127. Wie der Bundesrechnungshof festgestellt hat, 
sind die Nutzungsvergütungen, die für requi- 
rierte Grundstücke, Gebäude und Einrichtungs- 
gegenstände gewährt werden, nicht immer rich- 
tig berechnet worden. Fehler haben sich vor 
allem bei der Berechnung der Vergütungen für 
gewerbliche Betriebe gezeigt. 

Die bei Inkrafttreten der Verträge von den 
Streitkräften benutzten Grundstücke usw. gel- 
ten für die Dauer eines Jahres als auf Grund 
der deutschen Gesetze weiter in Anspruch ge- 
nommen; bis zum Inkrafttreten des Bundes- 
leistungsgesetzes, das die künftige Rechts- 
grundlage für Inanspruchnahmen bilden wird, 
sind — mit Einschränkungen — die Bestim- 
mungen des früheren Reichsleistungsgesetzes 
anzuwenden (Art. 48, 37 Abs. 3, 4 des Trup- 
penvertrages). Inanspruchnahmen nach Ablauf 
des Jahres kommen nur noch in Betracht, so- 
fern es nicht möglich ist, Mietverträge über 
die benötigten Liegenschaften abzuschließen. 
Grundstücke des Bundes, des ehemaligen Reichs 


111 



und der Länder sowie Gebäude und Anlagen, 
die aus Mitteln des Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalts errichtet worden 
sind, können von den Streitkräften weiterhin 
benutzt werden, und zwar unentgeltlich, jedoch 
mit der Maßgabe, daß der Bund für die Grund- 
stücke der Länder Nutzungsvergütungen zahlt. 
Für die von den Botschaften und Konsulaten 
der Drei Mächte benutzten Grundstücke gelten 
Sonderregelungen (vgl. Art. 13 des Ersten 
Teils des Überleitungsvertrags und den hierzu 
geführten Schriftwechsel). 

Bis zum Inkrafttreten des Bundesleistungs- 
gesetzes bemessen sich die Vergütungen nach 
den bisherigen besatzungsrechtlichen Vor- 
schriften. 

128. Die Entlohnung der deutschen Arbeitskräfte 
im Dienste der Streitkräfte war in den Län- 
dern uneinheitlich. Am 1. Februar 1955 ist 
nunmehr der zwischen dem Bundesminister der 
Finanzen und den Gewerkschaften mit Zustim- 
mung der ehemaligen Alliierten Hohen Kom- 
mission abgeschlossene „Tarifvertrag für die 
bei Dienststellen, Unternehmen und sonstigen 
Einrichtungen der alliierten Streitkräfte im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten Arbeitnehmer“ (TV AL) in Kraft 
getreten. Er hat für diesen zahlenmäßig sehr 
beträchtlichen Kreis der Arbeitnehmer eine 
weitgehende Anpassung an die deutschen ar- 
beitsrechtlichen Verhältnisse und eine einheit- 
liche und sichere Grundlage für die Entlohnung 
geschaffen. Nach Art. 44 Abs. 7 des Truppen- 
vertrags in Verbindung mit § 10 des Tarif- 
vertrags unterliegt die Einstufung der Zustim- 
mung der deutschen Behörden. Diese sind nun- 
mehr in der Lage, auf eine sozial gerechte und 
der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit entspre- 
chende Einstufung hinzuwirken. Der Bundes- 
rechnungshof wird die gleichmäßige Anwen- 
dung der tariflichen Bestimmungen überwachen. 

129. Die Besatzungsschäden (Personen- und Sach- 
schäden), die am 5. Mai 1955 noch nicht ab- 
gewickelt waren, belaufen sich schätzungsweise 
auf 700 Mio DM. Sie werden endgültig nach 
dem Gesetz über die Abgeltung von Besat- 
zungsschäden geregelt werden, das sich zur Zeit 
in Vorbereitung befindet. Bis zu seinem In- 
krafttreten werden vorläufige Bescheide auf 
der Grundlage der bisherigen besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften erlassen (Gesetz Nr. 47 der 
bisherigen AHK nebst Durchführungsverord- 
nungen). Die Entschädigungen, für deren Fest- 
setzung nunmehr allein die deutschen Behörden 
zuständig sind, gehen seit dem 6. Mai 1955 zu 
Lasten der allgemeinen Bundesmittel. Das gilt 


jedoch nicht für die in den letzten 3 Mona- 
ten vor Inkrafttreten der Verträge eingetre- 
tenen Schadensfälle; diese werden in Höhe von 
75 v. H. zu Lasten der Stationierungsmittel 
und in Höhe von 25 v. H. zu Lasten der all- 
gemeinen Bundesmittel verrechnet. 

Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof sein besonderes Augenmerk auf eine 
zutreffende Bemessung der Entschädigungen 
gerichtet. Insbesondere bei den Belegungsschä- 
den waren sie oft zu hoch festgesetzt. Die Be- 
hörden der bisherigen Besatzungslastenverwal- 
tung haben häufig nicht beachtet, daß nur die 
während der Requisitionszeit eingetretenen 
Verschlechterungen zu berücksichtigen waren, 
nicht aber die Kriegssachschäden und die vorder 
Requisition unterlassenen Instandsetzungen. 
Sie haben es insoweit an den notwendigen Er- 
mittlungen fehlen lassen und Entschädigungen 
in Höhe aller für die Wiederherrichtung der 
Gebäude aufgewendeten Kosten gewährt. Die 
Behörden haben auch häufig die Wiederbe- 
schaffungskosten in Verlust geratener und 
die Instandsetzungskosten beschädigter Sachen 
unzutreffend ermittelt, bei gebrauchten Sachen 
die Abzüge „alt für neu“ zu gering bemessen 
und vielfach übersehen, daß der gemeine Wert, 
den die Sache im Zeitpunkt der Beschädigung 
oder des Untergangs hatte, die Höchstgrenze 
der Entschädigung bildete. Die Manöverschä- 
den sind im allgemeinen ordnungsmäßig abge- 
golten worden. Bei Personenschäden mit Dauer- 
folgen wurden die Entschädigungen oft zu hoch 
bemessen; u. a. wurden die früheren und künf- 
tigen Einkommensverhältnisse, von denen bei 
der Bemessung der Entschädigungen auszu- 
gehen ist, nicht hinreichend geklärt und Ab- 
züge für wegfallende Kosten (z. B. Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge) nicht vorgenom- 
men. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen laufend Hinweise für die künftige 
sachgemäße Bearbeitung der Schadensfälle ge- 
geben und in geeigneten Fällen die Wieder- 
einziehung zuviel bezahlter Entschädigungs- 
beträge veranlaßt. 

Bei Schäden, die die Streitkräfte nach dem 
Inkrafttreten der Verträge verursachen (Statio- 
nierungsschäden), sind für die Bemessung der 
Entschädigung die Vorschriften des deutschen 
Rechts anzuwenden, nach denen sich die Haf- 
tung der Bundesrepublik unter sonst gleichen 
Umständen bestimmen würde (Art. 8 Abs. 4 
des Finanzvertrages). Danach sind insbesondere 
die Vorschriften der §§ 823 ff. BGB (vor allem 
des § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG) 
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und die Haftungsbestimmungen des Straßen- 
verkehrsgesetzes, des Luftverkehrsgesetzes und 
des Reichshaftpflichtgesetzes maßgebend. Die 
Entschädigungen für Belegungs- und Manöver- 
schäden werden voraussichtlich in dem in Vor- 
bereitung befindlichen Bundesleistungsgesetz 
besonders geregelt werden. 

V erteidigungsfolgekostery 

130. Der Bund hat, wie ich in der Denkschrift 1951 
(Nr. 374) dargelegt habe, vielfältige Hilfsmaß- 
nahmen zum Ausgleich von Härten treffen 
müssen, die sich infolge unzureichender besat- 
zungsrechtlicher Regelungen aus der Inan- 
spruchnahme von Grundstücken und aus Be- 
satzungsschäden ergeben haben. Die Hilfsmaß- 
nahmen auf dem Gebiete der Besatzungsschä- 
den sind gleichsam Vorgriffe auf die Regelung, 
die das in Vorbereitung befindliche Gesetz über 
die Abwicklung der Besatzungsschäden bringen 
wird; sie werden durch diese Regelung aufgefan- 
gen werden. Für die Nutzung von Grundstük- 
ken und anderen Sachen sieht das ebenfalls in 
Vorbereitung befindliche Bundesleistungsgesetz 
eine angemessene Abgeltung nach deutschen 
Rechtsgrundsätzen vor, so daß für die Statio- 
nierungszeit künftig verwaltungsmäßige Hilfs- 
maßnahmen nicht mehr in Betracht kommen 
dürften. 

Mängeln in der Ausführung der ergangenen 
Anordnungen ist der Bundesrechnungshof nach- 
gegangen. Von näheren Darlegungen hierzu 
sehe ich ab, weil sie ein Eingehen auf die viel- 
seitigen und zum Teil recht komplizierten 
Maßnahmen erforderlich machen würden. 

131. Im Rahmen der Verteidigungsfolgekosten wur- 
den auch verschiedene Baumaßnahmen einge- 
leitet, um die Quartierlasten zu mildern. Fünf 
Bauprogramme bezogen sich auf Altbesatzungs- 
verdrängte, für die bislang rd. 13 350 Ersatz- 
wohnungen — zum Teil unter Heranziehung 
von Mitteln des sozialen Wohnungsbaues — er- 
stellt wurden. Ferner laufen seit demjahrel953 
vier Austauschwohnungsbauprogramme (Schäf- 
ferpläne), mit denen 9500 Wohnungen für die 
Streitkräfte gegen Freigabe einer gleichen An- 
zahl in Anspruch genommener privater Woh- 
nungen gebaut werden. Der Aufwand dafür 
ist mit 367 Mio DM veranschlagt. Nach dem 
Stand vom 1. Juli 1955 waren 3466 Wohnun- 
gen an die Streitkräfte übergeben und 2921 
Wohnungen im Bau. Weiter werden bei alt- 
requirierten gewerblichen Betrieben in beson- 
ders dringlichen Fällen zur Freimachung Er- 
satzbauten für die Streitkräfte durchgeführt, 
oder es werden den Betriebsinhabern zur Er- 


stellung von Ausweichbetrieben Darlehen ge- 
währt. An der Finanzierung der Ersatzbauten 
für die Streitkräfte beteiligen sich diese mit 
Mitteln des Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalts. 

132. Im Zuge der Verstärkung der Streitkräfte muß- 
ten frühere Kasernen, Truppenübungsplätze, 
Flugplätze und sonstige militärische Anlagen 
geräumt werden. Ferner nahmen die ehemali- 
gen Besatzungsmächte zur Erweiterung beste- 
hender und zur Errichtung neuer Anlagen um- 
fangreiches Gelände und die darauf befind- 
lichen Gebäude im Wege der Nutzungsrequisi- 
tion in Anspruch. 

Diese Maßnahmen machten die anderwei- 
tige Unterbringung der betroffenen Familien 
sowie der landwirtschaftlichen, gärtnerischen 
und gewerblichen Betriebe und sonstigen pri- 
vaten und öffentlichen Einrichtungen not- 
wendig. In Einzelfällen wurden zur Vermei- 
dung der Räumung von alten Anlagen, die 
mit besonders hohen Mitteln zivilen Zwecken 
zugeführt worden waren, neue Anlagen er- 
stellt; dieses Vorgehen war zweckmäßig. 

133. Die für militärische Zwecke auf weite Sicht in 
Anspruch genommenen Liegenschaften werden, 
um klare Rechtsverhältnisse zu schaffen und 
den Betroffenen den Erwerb neuen Eigentums 
zu ermöglichen, unter Einschaltung der Ober- 
finanzdirektionen vom Bund angekaufr; bis 
zum Ende des Rechnungsjahres 1954 wurden 
für den Ankauf rd. 109,5 Mio DM aufgewandt. 
Für Investitionen von Mietern und Pächtern 
in den geräumten Liegenschaften wird Ersatz 
geleistet. Ferner kommt die Zahlung von Über- 
brückungsbeihilfen für Produktions- und son- 
stige Verdienstausfälle, von Futtermittelbeihil- 
fen, der Ersatz von Transport- und Umzugs- 
kosten und dgl. in Betracht. 

134. Der Bundesrechnungshof befaßt sich mit der 
Prüfung der dargelegten Maßnahmen. Bei den 
Grundstücksankäufen hat er festgestellt, daß es 
manchmal schwierig war, eine Einigung über 
die Höhe der Kaufpreise zu erzielen; insbe- 
sondere war dies im Lande Rheinland-Pfalz 
der Fall. Nachdem jedoch die Bundesminister 
der Finanzen, für Wirtschaft und für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten einheitliche 
Richtlinien für die Ermittlung der Verkehrs- 
werte erlassen haben (Gemeinsamer Erlaß vom 
24. Juli 1953 und Erlaß des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vom 25. Juli 1953), konnten die Schwierig- 
keiten im wesentlichen behoben und die An- 
käufe zu Preisen durchgeführt werden, die im 
allgemeinen vertretbar sind. 
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135. Bei der Durchführung von Entmunitionierungs- 
maßnahmen, deren Kosten der Bund nach dem 
§ 6 des 1. ÜG zu tragen hatte, haben die Län- 
der mitunter in nicht zulässiger Weise Bundes- 
mittel in Anspruch genommen. So hat sich nach 
den Feststellungen des Bundesrechnungshofs ein 
Land, das laufend 6 bis 10 landeseigene Last- 
kraftwagen bei der Entmunitionierung ein- 
setzte, die Lohnkosten für die Kraftfahrer 
doppelt erstatten lassen, und zwar einmal in 
nachgewiesener Höhe und zum anderen durch 
ein Kilometergeld, das diese Kosten im Preise 
pauschal einschloß. Die zu Unrecht berechneten 
Betrage sind den Bundesmitteln wieder zuge- 
führt worden. 

Soziale Kriegsfolgelasten 

(Einzelplan XXVI für das Rechnungsjahr 1952, 
Einzelplan 40 für das Rechnungsjahr 1953) 

Zuschüsse zum Bau von Flüchtlingswohnungen 

136. In seinen Bemerkungen 1949/1950 S. 20 hat 
der Bundesrechnungshof als Verstoß gegen § 30 
Abs. 1 Satz 1 RHO beanstandet, daß das 
Land Bayern im Rechnungsjahr 1950 Bundes- 
mittel bei Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 33 
im Betrage von rd. 6 Mio DM bestimmungs- 
widrig für Zuschüsse zum Bau von Flüchtlings- 
wohnungen verwendet hat. Außerdem hat er 
als Verstoß gegen § 104 Satz 2 RHO ange- 
sehen, daß die Bundesminister des Innern und 
der Finanzen auf Antrag des Landes Bayern — 
ohne Anhörung des Bundesrechnungshofs — 
auf eine Rückerstattung dieses Betrages ver- 
zichtet haben. In den Bemerkungen hat es der 
Bundesrechnungshof für geboten gehalten, daß 
die vom Land Bayern zu Unrecht verwendeten 
rd. 6 Mio DM bei künftigen Zuweisungen an 
die Länder zur Errichtung von Wohnungen 
für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger in angemes- 
senem Umfange angerechnet werden. Unter 
der Voraussetzung, daß der Bundesminister 
der Finanzen — wie von ihm in Aussicht ge- 
stellt — diese Anrechnung vornehmen werde, 
hat der Bundesrechnungshof die Auffassung 
vertreten, daß der Verstoß gegen § 104 RHO 
auf sich beruhen könne. 

In der Anlage zu seinem mündlichen Bericht 
über die Prüfung der Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 
(Bundestags-Drucksache 689 der 2. Wahlperiode 
Ziff. 5e, S. 8), hat der Haushaltsaus- 
schuß zu der Bemerkung des Bundesrechnungs- 
hofs erklärt, er erwarte, daß der Bundes- 
minister der Finanzen die Angelegenheit im 


laufenden Haushaltsjahr bereinige. Der Bun- 
destag hat am 14. Juli 1954 eine entsprechende 
Entschließung gefaßt (vgl. S. 1906 D des Ste- 
nographischen Berichts über die 40. Sitzung). 

Mit Schreiben vom 8. Februar 1955 hat der 
Bundesminister der Finanzen dem Bundesrech- 
nungshof mitgeteilt, daß ihm eine Anrechnung 
der 6 Mio DM auf künftige Zuweisungen an 
das Land Bayern zur Errichtung von Woh- 
nungen für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger bisher 
nicht möglich gewesen sei und voraussichtlich 
auch nicht mehr möglich sein werde. Der Be- 
trag habe in den Rechnungsjahren 1951 und 
1952 nicht mehr angerechnet werden können, 
weil im Zeitpunkt der Aufstellung der Bemer- 
kungen des Bundesredmungshofs am 8. Januar 
1954 die Zuweisungen an die Länder zur Er- 
richtung von Wohnungen für diese Rechnungs- 
jahre bereits ausgeschüttet gewesen seien. Für 
die Rechnungsjahre 1953 und 1954 seien der- 
artige Zuweisungen an die Länder nicht vor- 
genommen worden. Bei den dafür in Betracht 
kommenden Leertiteln, und zwar für das Rech- 
nungsjahr 1953 bei Kapitel 40 03 Titel 303 und 
für das Rechnungsjahr 1954 bei Kapitel 40 03 
Titel 530 und 600, hätten lediglich insoweit 
Ausgaben geleistet werden dürfen, als sich bei 
den in § 1 Abs. 1 Nr. 3 und 6 des 1. ÜG 
bezeichneten Aufwendungen der Kriegsfolgen- 
hilfe Minderausgaben ergeben hätten (für die 
Rechnungsjahre 1953 und 1954 bei den Titeln 
300, 301 und 302 des Kapitels 40 03). Das sei in 
den Rechnungsjahren 1953 und 1954 nicht der 
Fall gewesen. Im Rechnungsjahr 1955 sei aber 
eine Anrechnung nicht mehr möglich, da mit der 
Pauschalierung der Aufwendungen für die 
Kriegsfolgenhilfe nach dem 4. ÜG eine Ge- 
währung besonderer Bundesmittel für den 
Wohnungsbau der noch in Lagern befindlichen 
Kriegsfolgenhilfe-Empfänger nicht mehr in 
Frage komme. 

Damit ist der in der Bemerkung 1949/1950 
S. 20 vorgeschlagene und vom Bundesminister 
der Finanzen in Aussicht gestellte Ausgleich 
unterblieben. 

Kriegsopferversorgung 

(Kapitel 4 für das Rechnungsjahr 1952, 

Kapitel 40 09 für das Rechnungsjahr 1953) 

Vorbemerkung 

137. Der Abschnitt „Kriegsopferversorgung“ ist 
umfangreicher als andere Teile dieser Denk- 
schrift; er behandelt die Prüfungsergebnisse 
mehrerer Jahre. Ich halte es für zweckmäßig, 
im Rahmen der Denkschrift gelegentlich über 



ein Arbeitsgebiet ausführlich zu berichten und 
so einen Gesamtüberblick zu vermitteln; das 
entspricht auch einer früheren Übung. 

Die Kriegsopferversorgung gehört als Kriegs- 
folgelast zu den Aufgabengebieten, auf denen 
die Länder — auf der Grundlage von Bundes- 
gesetzen — einen Teil des Bundeshaushalts 
ausführen. Es wird allgemeinem Interesse be- 
gegnen, wenn in der Denkschrift gewisse 
Schwierigkeiten im Zusammenhang dargestellt 
werden, die sich aus der verfassungsrechtlich 
bedingten Aufgabenverteilung zwischen Bund 
und Ländern gezeigt haben. 

Die Höhe der Leistungen, aber auch die Art 
der Durchführung der Kriegsopferversorgung 
sind für den einzelnen Versorgungsberechtigten, 
besonders aber für die zur Bestreitung ihres 
Lebensunterhalts auf die Versorgungsleistungen 
angewiesenen Personen, von wesentlicher Be- 
deutung. Ich möchte nicht unerwähnt lassen, 
daß der Bundesrechnungshof diesen Umstand 
bei seinen Prüfungen, ob der vom Versorgungs- 
recht gezogene Rahmen innegehalten worden 
ist, soweit möglich berücksichtigt hat. 

Über einzelne Teilgebiete der Kriegsopfer- 
versorgung werde ich, soweit besondere Prü- 
fungsergebnisse vorliegen, in einer späteren 
Denkschrift berichten. 

Allgemeines 

138. Das Reich führte die Kriegsopferversorgung 
bis zum Ende des zweiten Weltkrieges in eige- 
ner Verwaltung durch. Auf Anordnung der 
Besatzungsmächte lösten die Länder die Ver- 
sorgungsverwaltung zum größten Teil auf, ent- 
ließen das Personal oder verminderten es bis 
auf wenige Kräfte. 

Die Leistungen beschränkten sich auf Für- 
sorgemaßnahmen. Eine Kriegsopferversorgung 
war erst vom Jahre 1947 an wieder möglich. 
Sie war Zonen- oder länderweise verschieden 
geregelt. Um den Leistungen den Charakter 
militärischer Versorgung zu nehmen, war die 
Kriegsopferversorgung nach den Vorschriften 
der Unfallversicherung, und zwar von den 
Landesversicherungsanstalten und den Sonder- 
anstalten der Rentenversicherung, durchzufüh- 
ren; sie stellte für die Träger der Invaliden- 
und Angestelltenversicherung eine für sie 
fremde Aufgabe dar. In Teilen der französi- 
schen Besatzungszone konnten die früheren 
Versorgungsgesetze des Reichs in geänderter 
Form weiter angewendet werden. 

139. Mit Wirkung vom 1. April 1950 übernahm der 
Bund auf Grund des 1. ÜG die Lasten der 
Kriegsopferversorgung. Er trug auch die per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten. 


Das Bundes versorgungsgesetz (BVG) vom 
20. Dezember 1950 hat mit Wirkung vom 
1. Oktober 1950 — unter Aufhebung aller 
bisherigen Versorgungsgesetze — die Kriegs- 
opferversorgung bundeseinheitlich geregelt. In- 
zwischen ist es mehrfach geändert und ergänzt 
worden. Zur Durchführung des BVG hat die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates allgemeine Verwaltungsvorschriften und 
die im Gesetz vorgesehenen Rechtsverordnun- 
gen erlassen. 

140. Die Durchführung der Kriegsopferversorgung 
ist — auch nach Inkrafttreten des BVG — 
Aufgabe der Länder (Art. 83 GG). Die Orga- 
nisation regeln das Gesetz über die Errich- 
tung der Verwaltungsbehörden der Kriegsopfer- 
versorgung vom 12. März 1951 (Organisations- 
gesetz) und die von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates hierzu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften. Danach liegt die Ver- 
sorgung 56 Versorgungsämtern und 11 Landes- 
versorgungsämtern ob. Zur Versorgungsver- 
waltung gehören weiter 26 orthopädische Ver- 
sorgungsstellen, 12 versorgungsärztliche Un- 
tersuchungsstellen, 4 Beobachtungsstellen sowie 
8 Versorgungskuranstalten, 4 Versorgungsheil- 
stätten für Tuberkulöse und 8 Versorgungs- 
krankenhäuser. Ferner bestehen 2 Beschaf- 
fungsstellen für Heil- und Hilfsmittel und ein 
allgemeines Prüfungsamt für Heil- und Hilfs- 
mittei sowie 3 Krankenbuchlager. 

Das Verwaltungsverfahren ist erst rund 
4V2 Jahre nach Verkündung des BVG durch 
das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 ge- 
regelt worden; bis dahin galt in den Ländern 
unterschiedliches Verfahrensrecht. Die Verwal- 
tungsvorschriften zum Verwaltungsverfahrens- 
gesetz sind noch nicht erlassen. Das Spruch- 
verfahren ist im Jahre 1953 durch das Sozial- 
gerichtsgesetz neu geordnet worden. 

141. Die soziale Fürsorge sowie die Arbeits- und 
Berufsförderung einschließlich der Gewährung 
von Erziehungsbeihilfen führen die Bezirks- 
fürsorgeverbände und Hauptfürsorgestellen im 
Einvernehmen mit den Landesarbeitsämtern 
durch. 

142. Bei der Durchführung der Kriegsopfer Versor- 
gung hat sich bis in die Gegenwart nachteilig 
bemerkbar gemacht, daß die finanzielle Ver- 
antwortung beim Bund und die Verwaltungs- 
zuständigkeit bei den Ländern liegt. 

Der Bundesrechnungshof hat frühzeitig auf 
die Notwendigkeit einer klaren Regelung des 
Zusammenwirkens von Bund und Ländern hin- 
gewiesen. Sowohl bei der gesetzlichen Ordnung 
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des Versorgungswesens als auch bei dem Erlaß 
von Verwaltungsvorschriften blieben Fragen 
von wesentlicher Bedeutung ungeklärt, weil 
Bund und Länder verschiedene Auffassungen 
über verfassungsrechtliche Grundsätze und 
haushaltsrechtliche Zuständigkeiten vertraten. 
Länder nahmen — mit unterschiedlichem 
Nachdruck — den Standpunkt ein, daß sie für 
alle in der Kriegsopferversorgung zu treffenden 
Entscheidungen allein zuständig und an Wei- 
sungen des Bundesministers für Arbeit nicht 
gebunden seien. Der Bund habe die entstehen- 
den Kosten den Ländern ohne weiteres zu er- 
statten. Die Vertreter des Bundes wiesen dem- 
gegenüber auf die der Bundesregierung gegen- 
über dem Bundestag obliegende Finanzverant- 
wortung für alle Ausgaben des Bundes hin, 
von der die Bundesregierung auch dann nicht 
frei sei, wenn Bundesgesetze von den Ländern 
durchgeführt würden. 

Die Einsicht aller Beteiligten, daß die Ein- 
heitlichkeit der Versorgung gewährleistet sein 
muß, hat in der praktischen Arbeit in gewis- 
sem Umfang zu einer Überbrückung gegen- 
sätzlicher Auffassungen geführt. Die Zusam- 
menarbeit hat die Schwierigkeiten vermindert, 
aber nicht beseitigt. Der Bundesminister für 
Arbeit hat sich im allgemeinen auf Empfehlun- 
gen beschränkt, und zwar auch in den Fällen, 
in denen nach der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofs Weisungen unentbehrlich gewesen 
wären. Länder haben sich verschiedentlich über 
die Vorschrift des § 4 Abs. 2 des 1. ÜG hin- 
weggesetzt, nach der Maßnahmen von grund- 
sätzlicher Bedeutung oder von erheblicher 
finanzieller Auswirkung für den Bund der Zu- 
stimmung der zuständigen Bundesorgane be- 
dürfen. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt und 
nachdrücklich auf die ungünstigen Auswirkun- 
gen der unklaren Beziehungen zwischen Bund 
und Ländern aufmerksam gemacht, die die 
Einheitlichkeit der Versorgung gefährden. Er 
hat dabei den Standpunkt vertreten, daß die 
Versorgungsberechtigten einen Anspruch darauf 
haben, in allen Ländern ihre Versorgung nach 
den gleichen Grundsätzen, unter den gleichen 
Voraussetzungen und in gleicher Flöhe zu er- 
halten. Neuerdings sieht das 4. OG vom 
1. April 1955 an in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller 
Bedeutung hinsichtlich der wirtschaftlichen 


Verwaltung der Bundesmittel für die obersten 
Bundesbehörden ein Weisungsrecht vor und be- 
stimmt, daß bei Verwendung der Bundesmittel 
das Haushaltsrecht des Bundes gilt. 

143. Seit dem 1. April 1955 tragen die Länder die 
persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten 
der Kriegsopferversorgung einschließlich der 
Kosten der Beweiserhebung. 

144. Für den Anspruch auf Versorgung ist Vorausset- 
zung, daß durch eine militärische oder militär- 
ähnliche Dienstverrichtung, durch einen Unfall 
während eines solchen Dienstes oder die dem 
Dienst eigentümlichen Verhältnisse eine ge- 
sundheitliche Schädigung eingetreten ist und 
gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen aus- 
zugleichen sind. Dem sind auch Folgen von 
Gesundheitsstörungen gleichgestellt, die unmit- 
telbare Kriegseinwirkungen, eine Kriegsgefan- 
genschaft oder eine Internierung herbeigeführt 
haben. 

Der Anspruch der Hinterbliebenen setzt vor- 
aus, daß der Beschädigte an den Folgen einer 
solchen Schädigung gestorben ist. 

145. Die Versorgungsleistungen bestehen im wesent- 
lichen in fortlaufenden Renten für Beschädigte, 
Witwen, Waisen und Eltern sowie in Maßnah- 
men gesundheitlicher und beruflicher Fürsorge. 
Die Rentenleistungen gliedern sich für Be- 
schädigte, Witwen und Waisen in eine Grund- 
rente und eine Ausgleichsrente. Die Höhe der 
Grundrente ist unabhängig von den Einkom- 
mensverhältnissen. Sie ist bei Beschädigten nach 
der durch die Schädigungsfolgen hervorgerufe- 
nen Erwerbsminderung abgestuft, während 
ihre Höhe bei Witwen durch Alter, Erwerbs- 
fähigkeit und Familienstand bestimmt wird. 
Schwerbeschädigte (Bezieher einer Rente von 
50 v. H. und darüber) sowie Witwen und Wai- 
sen erhalten unter Berücksichtigung ihres son- 
stigen Einkommens im Rahmen bestimmter 
Einkommensgrenzen eine Ausgleichsrente. Bei 
den Schwerbeschädigten wird dabei der Fami- 
lienstand berücksichtigt. Eltern erhalten eine 
Elternrente (Elternteil-, Elternpaarrente), so- 
weit ihr Einkommen zusammen mit der Eltern- 
rente bestimmte Grenzen nicht überschreitet. 

146. Die Zahl der Versorgungsberechtigten (Kopf- 
zahl) im Bundesgebiet (vom Jahre 1952 an 
einschließlich Berlin [West]) hat sich wie folgt 
entwickelt: 



Jahr 

Stichtag 

1949 

31. Dezember 

1950 

31, Dezember 

1951 

30. November 

1952 

30. November 

1953 

31. Dezember 

1954 

31. Dezember 

1955 

31. März 


Beschädigte Witwen 

1 397 040 633 148 

1 545 842 934 659 

1 543 062 980 257 

1 556 305 1 137 411 

1 520 104 1 181 537 

1 517 304 1 185 161 

1 516 590 1 183 645 


Waisen 

Eltern 

1 267 227 

147 023 

1 355 328 

223 325 

1 371 602 

234 572 

1 433 596 

253 300 

1 352 506 

292 607 

1 252 433 

341 189 

1 218 053 

344 407 


147. Die Aufwendungen für die Kriegsopferver- 
sorgung haben im Rechnungsjahr 1949 rd. 
1,9 Mrd DM betragen und sind von 
rd. 2,3 Mrd DM im Rechnungsjahr 1950, in 
dem der Bund 85 v. H. der Aufwendungen 
getragen hat, auf rd, 3 Mrd DM im Rech- 
nungsjahr 1954 gestiegen. Die Aufwendungen 
des Rechnungsjahres 1954 machen rd. 11 v. H. 
der Gesamtausgaben des ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalts des Bundes aus. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

Umstellung der Versorgung vom bis- 
herigen auf das neue Recht und Erle- 
digung von Neuanträgen 

148. Die Versorgungsämter hatten von Amts 
wegen mit Wirkung vom 1. Oktober 1950 
alle nach Landesrecht bewilligten Versor- 
gungsbezüge mit einem förmlichen Bescheid 
auf das neue Recht umzustellen {Umanerken- 
nung). Daneben hatten sie über die in großem 
Umfang unerledigten Anträge zu entscheiden. 
Auf Grund der Erweiterung der versorgungs- 
rechtlichen Ansprüche war mit einem erheb- 
lichen Zugang von Anträgen zu rechnen. 

Die Neufeststellung der Renten hat rund 
2 V : 2 Jahre in Anspruch genommen; sie konnte 
im wesentlichen erst im Herbst 1953 abge- 
schlossen werden. 

149. Bei der Umanerkennung handelte es sich nicht 
um eine einfache schematische Umrechnung 
der Bezüge. Die Versorgungsämter mußten 
in jedem Einzelfall prüfen, ob die Voraus- 
setzungen des BVG Vorlagen, und Erhebungen 
über die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse anstellen, Unterlagen beschaffen 
und soweit möglich auch ärztliche Untersu- 
chungen vornehmen. 

150. Bei der großen Zahl der neu festzustellenden 
Renten war den Versorgungsämtern vielfach 
eine gründliche und sorgfältige Bearbeitung 
nicht möglich. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs haben sie die in er- 
heblichem Umfang vor der Neufeststellung 
bestehenden Mängel nur zu einem Teil be- 


heben können. Angaben in den Fragebogen 
und ihnen beigefügte Unterlagen wurden ver- 
schiedentlich ungenügend ausgewertet. 

151. Die Neufeststellung hat an das Personal der 
Versorgungsverwaltung große Anforderun- 
gen gestellt. Die Arbeiten mußten unter stän- 
digem Zeitdruck ausgeführt werden; das Per- 
sonal hat in erheblichem Maße Überarbeit ge- 
leistet. Während der Arbeit ergaben sich fort- 
laufend Zweifelsfragen verschiedener Art. Da 
Verzögerungen vermieden werden sollten, es 
aber auch an zentraler Lenkung gefehlt hat, 
trafen Versorgungsämter oder einzelne Bear- 
beiter selbständig wichtige Entscheidungen. 
Sie konnten aber häufig unrichtige Entschei- 
dungen nachträglich nicht mehr berichtigen. 
In anderen Fällen hat die nachträglich not- 
wendige Neuberechnung erhebliche Mehrar- 
beit verursacht. 

152. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Prü- 
fungsmitteilungen und in mündlichen Erörte- 
rungen auf grundsätzliche Mängel sowie auf 
Bearbeitungsfehler hingewiesen; er hat auf 
ihre Abstellung hingewirkt, in Auslegungs- 
fragen grundsätzliche Entscheidungen herbei- 
geführt und so zu seinem Teil zur Einheit- 
lichkeit in der Durchführung der Aufgabe 
beigetragen. 

153. Nach Angaben der Länder, die nicht immer 
auf gleichen und zuverlässigen Unterlagen be- 
ruhen und die daher nur Annäherungswert 
haben, waren am 1. April 1950, demZeitpunkt 
des Übergangs der Kosten der Versorgung auf 
den Bund, 1 102 393 Rentenanträge aus den 
Jahren 1947 bis 1949 noch unerledigt. Soweit 
die Anträge nachträglich zur Gewährung von 
Renten führten, sind die Nachzahlungen aus 
Bundesmitteln geleistet worden. Diese Auf- 
wendungen haben nach den Schätzungen des 
Bundesrechnungshofs einen erheblichen Um- 
fang. 

Der Bund hat wegen dieser Belastung mit 
Ausgaben für einen vor dem 1. April 1950 
liegenden Zeitraum einen Rückforderungsan- 
spruch gegenüber einem Land geltend ge- 
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macht, in dem besonders hohe Aufwendungen 
aus diesem Anlaß entstanden sind. Er stützt 
die Erstattungsforderung in erster Linie auf 
§ 18 Abs. 6 Nr. 2 des 1. ÜG, der die für die 
Zeit bis zum 31. März 1950 auf zu wendenden 
Leistungen den Ausgaben gegenüberstellt, die 
das Land bis zu diesem Tage geleistet hat, und 
der bestimmt, daß der Unterschiedsbetrag 
vom Land zu tragen ist. Das Land hat eine 
Erstattungsverpflichtung nicht anerkannt. Es 
beruft sich insbesondere darauf, daß die Nach- 
zahlungen erst nach dem 31. März 1950 fällig 
geworden und nach dem Kassenprinzip (§18 
Abs. 1 des 1. ÜG) vom Bund zu tragen sind. 
Der Bundesminister' der Finanzen hat beim 
Bundesrechnungshof eine Entscheidung nach 
§ 20 des 1. ÜG beantragt. Dieses Verfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. Ich werde zu 
einem späteren Zeitpunkt über den Ausgang 
berichten. 

Vorschußzahlungen 

154. Einzelne Länder haben Vorschüsse auf die zu 
erwartenden Renten gezahlt. Allgemein ist 
hierzu zu bemerken, daß die Gewährung von 
Leistungen auf zu erwartende Versorgungsbe- 
züge für Hilfsbedürftige Aufgabe der Für- 
sorgestellen ist. Haushaltsrechtlich stellen Vor- 
schüsse, wie sie Versorgungsämter nach dem 
31. März 1950 aus Bundesmitteln gezahlt 
haben, Abschlagsauszahlungen dar. Eine Ab- 
schlagsauszahlung auf eine Rente ist wie alle 
anderen Abschlagsauszahlungen nur zulässig, 
wenn die Verpflichtung zur Leistung fest- 
steht, wenn also z. B. eine Entscheidung über 
den Antrag getroffen ist, die Auszahlung sich 
aber durch besondere Umstände verzögert. 

155. Die in einem Land vom Jahre 1948 an durch- 
geführte Vorschußaktion hat nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofs in erheb- 
lichem Umfang zu Vorschußzahlungen in Fäl- 
len geführt, in denen das Vorliegen eines Ver- 
sorgungsanspruchs nicht ausreichend geprüft 
und nachgewiesen war. Es sind unter diesen 
Verhältnissen nach den Ergebnissen der Rech- 
nungsprüfung über den 31. März 1950 hinaus 
in erheblichem Umfang Zahlungen zu Unrecht 
geleistet worden. Stellten die Versorgungs- 
ämter bei der abschließenden Entscheidung 
über den Versorgungsantrag in den Rech- 
nungsjahren 1950 bis 1953 fest, daß ein Ver- 
sorgungsanspruch nicht gegeben war, konnten 
die zuviel gezahlten Beträge nur in geringem 
Umfang wieder eingezogen werden; in ande- 
ren Fällen konnten die überzahlten Beträge 
vielfach aus den laufenden Renten gedeckt 


werden. Das Land hatte zwar in seiner An- 
ordnung die Vorschußbewilligung davon ab- 
hängig gemacht, daß die Dienststellen die 
Grundlagen prüften; es hat auch mit gewissen 
Fehlentscheidungen gerechnet, aber offenbar 
nicht angenommen, daß in einer größeren 
Zahl der Fälle Vorschüsse bewilligt werden 
würden, obwohl die Unterlagen für eine Ent- 
scheidung, auch über eine Abschlagsauszah- 
lung, nicht ausreichten. Der Bundesrechnungs- 
hof hat die Belastung des Bundes durch die 
Auswirkung der Vorschuß aktion auf rd. 
2,5 Mio DM geschätzt. 

Die Belastung der Bundesmittel wäre 
erheblich höher ausgefallen, wenn nicht die 
Versorgungsämter bereits vor der abschließen- 
den Bearbeitung unberechtigte Vorschußzah- 
lungen von sich aus in verschiedenartigen ver- 
einfachten Verfahren eingestellt oder herab- 
gesetzt hätten. Der Bundesrechnungshof hat 
auf die Feststellung der zu Unrecht geleisteten 
Zahlungen hingewirkt. 

Die abschließende Erörterung der Frage, ob 
und inwieweit das Land dem Bund Ausgaben 
auf Grund der Vorschußaktion zu erstatten 
hat, muß im Zusammenhang mit anderen 
Erstattungsfragen geklärt werden, da die Fest- 
stellung der Höhe der Belastung der Bundes- 
mittel nur bei einer allgemeinen Überprüfung 
der Akten (Nr. 222) möglich ist. 

156. In einer Anzahl von Vorschußfällen haben 
Versorgungsämter bei der abschließenden Ent- 
scheidung den Anspruch auf laufende Gewäh- 
rung von Versorgungsbezügen verneint, aber 
gleichwohl für den abgelaufenen Zeitraum 
Versorgung — unter der Bezeichnung Über- 
gangsrente, Schonrente — gewährt, um die 
Feststellung von Überzahlungen für die rück- 
liegende Zeit zu vermeiden. Dabei haben die 
Versorgungsämter unterschiedliche Methoden 
mit verschiedener finanzieller Auswirkung an- 
gewendet. Die diesem Verfahren zugrunde 
liegende Anordnung des Landes ist auf Vor- 
stellungen des Bundesrechnungshofs und des 
Bundesministers für Arbeit geändert worden. 
Die Verhandlungen zwischen dem Bund und 
dem Land haben längere Zeit gedauert, so 
daß bei ihrem Abschluß die Bearbeitung der 
Einzelfälle unter Zugrundelegung der Weisun- 
gen der obersten Landesbehörden bereits 
durchgeführt war und rechtsverbindliche Ent- 
scheidungen Vorlagen. 

157. Soweit in anderen Ländern Versorgungsbezüge 
vorschußweise gewährt worden sind, haben 
nach den bisherigen Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofs die Versorgungsämter regelmäßig 
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den Versorgungsanspruch vor der Entscheidung 
nach Grund und Höhe festgcstellt. Durch die 
Hinausschiebung der abschließenden Entschei- 
dung ist vielfach eine vermeidbare Verzögerung 
und Mehrarbeit entstanden. 

Anwendung der für die Überleitung 

der früheren auf die neue Versorgung 
vorgesehenen Schutzvorschrift 

158. Das BVG hat für den Zeitraum von sei- 
nem Inkrafttreten bis zur Neufestsetzung der 
Versorgungsbezüge eine Übergangsregelung 
getroffen. Waren die neuen Bezüge höher als 
die bisherigen, erhielt der Versorgungsberech- 
tigte den Unterschied nachgezahlt. Waren sic 
niedriger, verblieben die gezahlten Beträge 
dem Versorgungsbercchtigtcn. Diese Schutz- 
vorschrift sicherte dem Versorgungsberechtig- 
ten den Besitzstand vom 30. September 1950 
bis zum Beginn der Zahlung der neuen Be- 
züge; er brauchte also die Mehrbeträge nicht 
zuriickzuzahlcn. Den Unterschied zwischen 
den bisherigen und den neuen niedrigeren Be- 
zügen trug für 3 Monate der Bund (Bundes- 
last) und für die Zeit vom 1. Januar 1951 bis 
zur Umrechnung das Land (Landeslast). 

159. Bei der Durchführung der Schutzvorschrift 
sind die Länder nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs verschieden vorgegan- 
gen. In einem Land haben die Versorgungs- 
ämter die Bezüge nach altem Recht bereits vor 
der abschließenden Neufcststcllung auf die 
voraussichtlich zustchenden Rentensätze des 
BVG herabgesetzt und die Schutz Vorschrift 
nur bis zum Zeitpunkt der Herabsetzung an- 
gewendet. Das hat sich beim Vergleich mit der 
Handhabung in den anderen Ländern nach- 
teilig für die Versorgungsbercchtigtcn und in 
bestimmten Elternrcntcnfällen auch zu- 
ungunsten des Bundes ausgewirkt. Es han- 
delt sich dabei um eine Maßnahme von grund- 
sätzlicher Bedeutung, die der vorherigen Zu- 
stimmung der zuständigen Bundesorgane nach 
§ 4 Abs. 2 des 1. ÜG bedurfte. Die Feststel- 
lung dieser Fälle und eine Richtigstellung sind 
nur bei einer allgemeinen Aktenüberprüfung 
(Nr. 222) möglich. 

160. Ein Land traf im April 1952 die Anordnung, 
daß eine Landeslast nur insoweit festzustcllen 
sei, als die neuen Renten am Stichtag (1. Ok- 
tober 1950) die bisherigen Bezüge (30. Sep- 
tember 1950) unterschritten, daß aber Ände- 
rungen in den neuen Bezügen, die nach dem 
Stichtag bis zur Neufeststcllung der Rente 


durch Änderungen in den persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen eingetreten 
waren, außer Betracht zu lassen seien. Eine 
solche Einschränkung ist dem BVG nicht zu 
entnehmen. Das Land hat die Anordnung 
ohne Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit getroffen, obwohl dieser im Januar 
1952 seine dieser Anordnung entgegen- 
stehende Auffassung allgemein bekanntgege- 
ben hatte. Die Maßnahme ist von grundsätz- 
licher Bedeutung. Ihre finanzielle Auswirkung 
für den Bund ist erheblich. Sie hätte der Zu- 
stimmung der zuständigen Bundesorgane be- 
durft (§ 4 Abs. 2 des 1. ÜG). 

Der Bundesrechnungshof hat eine Neube- 
rechnung der Landeslast in allen in Betracht 
kommenden Fällen verlangt. Die Verhand- 
lungen sind noch nicht abgeschlossen. 

161. In einem Land haben die Versorgungsämter 
auf Anordnung der obersten Landesbehörde 
bei der Anwendung der Schutzvorschrift 
Empfänger von Vorschußzahlungen den 
Empfängern von Bezügen nach altem Recht 
gleichgestellt. Der Bundesminister für Arbeit 
hat seine nach längerem Schriftwechsel er- 
teilte Zustimmung zu dieser Maßnahme zu- 
rückgenommen, nachdem ihm bekanntgewor- 
den war, daß die Vorschüsse in erheblichem 
Umfang ohne ausreichenden Nachweis der 
Grundvoraussetzungen für eine Versorgung 
bewilligt worden waren. Beim Abschluß der 
Verhandlungen zwischen dem Bund und dem 
Land war aber in den Einzelfällcn die Um- 
stellung auf das neue Recht durchgeführt, so 
daß die Zurücknahme der Zustimmung nicht 
mehr wirksam wurde. 

Für die Gleichstellung von Vorschußbewil- 
ligungcn mit rechtsverbindlich getroffenen 
Entscheidungen haben nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofs weder die sachlichen 
noch die rechtlichen Voraussetzungen Vorge- 
legen. 

Bei der Anwendung der Schutzvorschrift 
auf Vorschußfälle haben die Versorgung s- 
ämtcr zunächst die nach altem Recht zu- 
stchenden Renten festgesetzt und diese — 
und nicht die Vorschußbeträge — den Ren- 
ten nach dem BVG gegcnübergestellt. Nach 
den Feststellungen des Bundesrechnungshofs 
sind die Versorgungsämter in der praktischen 
Durchführung dabei sehr unterschiedlich vor- 
gegangen. 

Das Land hat Ermittlungen darüber ange- 
stellt, wie hoch die Belastung des Bundes für 
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die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezem- 
ber 1950 ist, die durch die Gleichbehandlung 
der Vorschußfälle eingetreten ist. Nach den 
Angaben des Landes beträgt die Last rd. 
1,56 Mio DM. Der Bundesrechnungshof hat 
bei zwei Versorgungsämtern Nachprüfungen 
eingestellt. Ihr Ergebnis bestätigte die Angaben 
des Landes. 

Der Ausgleich wird bei einer Gcsamtrcge- 
lung von Erstattungsforderungen durchzu- 
führen sein. Die zahlenmäßig erfaßbaren Fälle 
von Mehrzahlungen, die aus Bundesmitteln 
getragen sind, lassen sich nur im Rahmen 
einer allgemeinen Überprüfung der Akten 
(Nr. 222) feststellen. 

162. Bei der Abrechnung für den Zeitraum vom 
1. Oktober 1950 bis zur Neufeststellung 
waren die nach bisherigem Recht gezahlten 
und die neuen Bezüge einander nicht summa- 
risch, sondern monatlich gegenüberzustellen. 
Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
haben Versorgungsämter Nachprüfungen an- 
gestellt und die Landeslast berichtigt. In einem 
Land beträgt die nachträgliche Belastung der 
Landesmittel rd. 105 000 DM und die Ent- 
lastung rd. 8000 DM. Eine Reihe von Versor- 
gungsberechtigten haben Unterschiedsbeträge 
nachgezahlt erhalten. 

163. Die Versorgungsämter eines Landes haben die 
Schutzvorschrift in Fällen angewendet, in 
denen die Mehrbeträge bereits mit Beträgen 
aufgerechnet waren, welche sie für die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
hatten. Auf Grund der Prüfungsmitteilungen 
des Bundesrechnungshofs haben die Versor- 
gungsämter die Berechnungen nachgeprüft; 
das hat zu einer Entlastung der Landesmittel 
geführt. 

164. Ein Land hat die Auffassung vertreten, daß 
die Feststellung einer Landeslast nicht mehr in 
Betracht komme, nachdem die Umstellung 
der Renten auf das neue Recht durchgeführt 
worden sei. Es hat bei rückwirkender Neu- 
regelung von Versorgungsfällen eine Landes- 
last nicht mehr feststellen lassen. Der Bundes- 
rechnungshof hat das beanstandet und darauf 
hingewiesen, daß allein schon in Anbetracht 
der erheblichen Zahl von Mängeln und Feh- 
lern bei der Erfassung der Belastungsbeträge 
nachträgliche Ausgleiche — zu Lasten oder 
zugunsten des Landes — erforderlich seien. 
Weiter müßten die Versorgungsämter die Lan- 
deslast auch dann neu berechnen, wenn die 
bei der Neufeststellung der Renten getrof- 
fenen Entscheidungen sich rückwirkend 


ändern, weil z. B. die Versorgungsberechtigten 
Einkommen nicht oder nicht richtig angegeben 
oder weil die Gerichte eine abweichende Ent- 
scheidung getroffen haben. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit hat die gleiche Auffassung wie 
der Bundesrechnungshof vertreten und die 
Angelegenheit allgemein in einem Rundschrei- 
ben behandelt. Das Land hat seine Anordnung 
geändert. 

165. Der Bundesminister für Arbeit hat zugelas- 
sen, daß die Versorgungsämter den Nachweis 
der dem Bund zu erstattenden Beträge anstatt 
in den über die Rentenzahlungen geführten 
Büchern der Amtskasse in Listen der Verwal- 
tung führen. Bei dem Nachweis der Landes- 
last, insbesondere aber bei der Aufnahme der 
Beträge in die Listen, haben sich nach den 
Prüfungen des Bundesrechnungshofs in allen 
Ländern Mängel in unterschiedlichem Aus- 
maß ergeben. Dazu kommen Fehler bei der 
Feststellung oder Berechnung der Landeslast. 
So haben Versorgungsämter im Einzelfall Be- 
rechnungen der Landeslast überhaupt unter- 
lassen oder sie zwar berechnet, aber in die 
Bücher oder Listen nicht oder unrichtig auf- 
genommen. Eine Prüfung ist dadurch er- 
schwert, daß die Mehrzahl der Versorgungs- 
ämter keine Belege über die Feststellung der 
Landeslast ausgefertigt hat. Die Rechnungs- 
prüfung war infolge dieser Mängel praktisch 
nicht möglich. 

Der Umfang der Fehler und Mängel ist so 
erheblich, daß eine allgemeine Nachprüfung 
erforderlich ist. Einzelne Versorgungsämter, 
bei denen besondere starke Mängel auftraten, 
haben sie bereits durchgeführt. Die auf Grund 
von Beanstandungen des Bundesrechnungshofs 
im Bereich eines Landesversorgungsamts vor- 
genommene Überprüfung hat zu einer Er- 
höhung der dem Bund zufließenden Beträge 
in 1419 Fällen um rd. 500 000 DM geführt. 

Der Bundesminister für Arbeit hat sich im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen damit einverstanden erklärt, daß die 
Nachprüfung mit der allgemeinen Überprü- 
fung der Akten (Nr. 222) verbunden wird. 
Einzelne Länder haben die Überprüfung be- 
reits eingeleitet. 

166. Die nach Anzeigen der Länder dem Bund als 
Landeslast zu erstattenden Beträge beliefen 
sich nach dem Stande vom 31. März 1954 auf 
rd. 168 Mio DM. Von diesem Betrage waren 
den Bundesmitteln bis zum 31. Dezember 1954 
rd. 83 Mio DM zugeflossen. Wieweit sich der 
Betrag von 168 Mio DM durch die allgemeine 
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Überprüfung (Nr. 165) erhöhen wird, läßt 
sich noch nicht übersehen. 

Zahlung von Sozialversicherungs- 
renten durch die Versorgungsbehör- 
den für Rechnung der Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung 

167. In mehreren Ländern ruhten bis zum 30. Sep- 
tember 1950 die Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung ganz oder teilweise, wenn 
der Berechtigte eine Rente der Kriegsopferver- 
sorgung bezog. Nach Inkrafttreten des BVG 
waren die Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung vom 1. Oktober 1950 an in voller 
Höhe zu gewähren. Aus Vereinfachungs- 
gründen hatten die Versorgungsämter die 
nicht mehr ruhenden Rentenbeträge für Rech- 
nung der Rentenversicherungsträger zu zahlen, 
und zwar für den Zeitraum vom 1. Oktober 
1950 bis zum Beginn der Zahlung der nach 
dem BVG neu festgestellten Versorgungs- 
renten; erst von diesem Zeitpunkt an waren 
die Rentenversicherungsträger für die Aus- 
zahlung der vollen Sozialversicherungsrenten 
zuständig. Soweit sich bei der Neufeststellung 
der Versorgungsbezüge durch die Gegenüber- 
stellung der nach altem und neuem Recht 
zu zahlenden Renten der Kriegsopferversor- 
gung Überzahlungen ergaben, waren sie aus 
den nachzuzahlenden Sozialversicherungsren- 
ten zu decken. 

Bei den Zahlungen der Versorgungsämter 
für die Rentenversichcrungsträger handelt es 
sich um erhebliche Beträge. Die Gesamtsumme 
für die Zeit vom 1. Oktober 1950 bis 31. März 
1955 beläuft sich auf rd. 378 Mio DM. 

168. Bei der Durchführung der Vorschrift sind 
nach den Beobachtungen des Bundesrechnungs- 
hofs Fehler verschiedener Art vorgekommen. 

Ein Land hatte den Standpunkt vertreten, 
daß eine Aufrechnung überzahlter Versor- 
gungsbezüge mit den zu Lasten der Rentenver- 
sicherungsträger nachzuzahlenden Sozialversi- 
cherungsrenten nicht zulässig sei und hatte diese 
an die Versorgungsberechtigten auszahlen las- 
sen. Es hat im März 1951 diese Weisung zurück- 
gezogen, einen Ausgleich für die rückliegende 
Zeit aber nicht vorgenommen. Von dem Ver- 
sorgungsamt, bei dem der Bundesrechnungs- 
hof die unrichtige Anwendung der Vorschrif- 
ten festgestellt hat, sind in 364 Fällen Über- 
zahlungen geleistet worden. Der Gesamtbetrag 
der Überzahlungen im Lande ist noch nicht 
abschließend ermittelt worden. 


1 69- Ehe von den Versorgungsämtern für Rech- 
nung der Rentenversicherungsträger geleiste- 
ten Zahlungen sind in Listen nachgewiesen, 
die als Grundlage für die Anforderung der 
aufgewendeten Beträge von den Rentenversiche- 
rungsträgern dienen. 

Bei der Führung dieser Listen haben sich 
gleiche Mängel wie bei der Führung der Listen 
ergeben, welche die Länder über die bis zur 
Neufeststellung der Versorgungsbezüge zu 
tragenden Mehrbeträge aufzustellen hatten 
(Nr. 165). In einem Lande waren nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofs For- 
derungen in Höhe von rd. 360 000 DM in den 
Listen nicht enthalten. In einem anderen 
Lande ist allein in einem Rentenabschnitt eines 
Versorgungsamtes die Eintragung in 230 Fällen 
mit einem Gesamtbetrag von rd. 125 000 DM 
unterlassen worden. Bei dem Umfang der 
Mangel ist auch auf diesem Gebiet eine allge- 
meine Nachprüfung erforderlich, sobald die 
Arbeitslage der Versorgungsämter sie zuläßt. 
Zwei Landes Versorgungsämter haben eine 
solche allgemeine Nachprüfung auf Grund der 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofs be- 
reits durchgeführt. Im Bereich des einen Lan- 
desversorgungsamtes beläuft sich die bisher 
ermittelte nachträgliche Belastung der Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherung auf 
1 645 000 DM und die Entlastung durch Rück- 
buchung von Doppeleintragungen oder wegen 
sonstiger Fehler auf rd. 23 000 DM. Für den 
Bereich des anderen Landesversorgungsamtes 
beträgt der den Bundesmitteln nach dem Er- 
gebnis der Prüfung zufließende Mehrbetrag 
rd. 617 000 DM. 

Der Bundesminister für Arbeit und der 
Bundesminister der Finanzen haben sich da- 
mit einverstanden erklärt, daß die Länder die 
allgemeine Prüfung bis zu der ohnehin erfor- 
derlichen generellen Überprüfung der Akten 
(Nr. 222) zurückstellen. 

Heil- und Krankenbehandlung 

170. Beschädigte erhalten für anerkannte Schädi- 
gungsfolgen Heilbehandlung. Diese umfaßt 
ärztliche und zahnärztliche Behandlung, Ver- 
sorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, 
Körperersatzstücken, orthopädischen und an- 
deren Hilfsmitteln. Es können auch Heil- 
anstaltspflege (Krankenhausbehandlung), Heil- 
stättenbehandlung und Badekuren gewährt 
werden. Bei Arbeitsunfähigkeit erhalten Be- 
schädigte Krankengeld und bei Heilanstalt- 



pflege Hausgeld wie Krankenkassenmitglieder, 
soweit ihr Einkommen durch die Krankheit 
gemindert ist. 

171. Beschädigte mit einer Rente von 50 v. H. und 
mehr (Schwerbeschädigte) erhalten Heil- 
behandlung (ohne Barleistungen) auch für Ge- 
sundheitsstörungen, die nicht Folge einer an- 
erkannten Schädigung sind. Das gilt aber 
nur, wenn die Behandlung nicht auf andere 
Weise sichergestellt ist (z. B. durch Ansprüche 
an eine gesetzliche Krankenkasse) oder sicher- 
gestellt werden kann (z. B. nach der Höhe des 
Einkommens). Unter den gleichen Voraus- 
setzungen werden Hinterbliebenen, Angehöri- 
gen von Schwerbeschädigten und Pflegeper- 
sonen von Pflegezulageempfängern ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung, Arznei- und 
Verbandmittel und Heilanstaltpflege sowie — 
mit Genehmigung des Versorgungsamts — 
kleinere Heilmittel gewährt. 

172. Die Heil- und Krankenbehandlung haben all- 
gemein die gesetzlichen Krankenkassen durch- 
zuführen. Soweit die Krankenkassen Leistun- 
gen nur auf Grund des BVG gewähren, er- 
halten sie Ersatz ihrer Aufwendungen ein- 
schließlich der Verwaltungskosten. Von den 
Leistungen, welche die Krankenkassen auf 
Grund der Kassenmitgliedschaft gewähren, 
wird ihnen ein Teil erstattet. Prothetische und 
orthopädische Leistungen, Badekuren und sta- 
tionäre Behandlungen tuberkulös Erkrankter 
führen die Versorgungsbehörden selbst durch. 
Für die Behandlung von Beschädigten stehen 
neben den Versorgungskrankenhäusern, Ver- 
sorgungsheilstätten und Versorgungskuranstal- 
ten Betten in privaten und öffentlichen Kran- 
keneinrichtungen zur Verfügung. 

173. Die Ausgaben für Heilbehandlung und Kran- 
kenbehandlung (ausschließlich der Behandlung 
in versorgungseigenen Krankenanstalten) be- 
trugen im Rechnungsjahr 1951 rd. 152 Mio 
und sind bis zum Rechnungsjahr 1954 auf rd. 
200 Mio DM angestiegen. 

25 v. H. der von Krankenkassen nachgewie- 
senen Ausgaben des Rechnungsjahres 1954 in 
Höhe von 117 Mio DM entfielen auf die Ko- 
sten der Heilbehandlung Beschädigter wegen 
anerkannter Schädigungsfolgen und 61 v. H. 
auf Krankenbehandlung für Witwen, Waisen 
und Eltern; demgegenüber haben die Kosten 
der Heilbehandlung Schwerbeschädigter für 
die als Schädigungsfolgen nicht anerkannten 
Leiden mit 7 v. H. und der Krankenbehand- 
lung für die Angehörigen von Schwerbeschä- 
digten mit 7 v. H. geringere Bedeutung. Das 
Ansteigen der Ausgaben ist nach Feststellun- 


gen des Bundesrechnungshofs auf mehrere 
Umstände zurückzuführen. Die Heil- und 
Krankenbehandlung wird in wachsendem 
Maße in Anspruch genommen. Die Vorschrif- 
ten sind wiederholt erweitert worden. Es sind 
aber auch die Preise für Heil- und Hilfsmittel, 
die Vergütungssätze für ärztliche Leistungen, 
die Krankenhaus-Pflegesätze sowie die Bar- 
leistungen erhöht worden. Man wird diese 
Entwicklung noch nicht als abgeschlossen an- 
sehen können. 

174. Die Versorgungsämter haben vielfach eine 
über das sachlich gebotene Maß hinausgehende 
Inanspruchnahme der Heil- und Kranken- 
behandlung beobachtet. Das gilt sowohl für 
die ärztliche Behandlung als auch die Ver- 
sorgung mit Arznei- und Verbandmitteln so- 
wie kleineren Heilmitteln. Zu der Inanspruch- 
nahme der Ärzte durch die Behandlungs- 
berechtigten ist zu erwähnen, daß die Versor- 
gungsberechtigten bei den Ärzten hinsichtlich 
der Vergütung etwa den Ersatzkassenmitglie- 
dern und Selbstzahlern gleichstehen, da die 
ärztlichen Verrichtungen nach Einzelleistun- 
gen bezahlt werden. Es haben Ärzte die 
Behandlung über Gebühr ausgedehnt oder 
die Art der Behandlung über das erforderliche 
und vertretbare Maß hinaus durchgeführt. Die 
drei- bis vierjährigen Erfahrungen haben den 
Versorgungsämtern einen Überblick über die 
Verhältnisse in ihrem Bereich vermittelt, der 
ihnen die Prüfung von Art und Maß der 
Leistungen erleichtert. Die Mehrzahl der Ver- 
sorgungsbehörden ist Erscheinungen einer 
übermäßigen oder unberechtigten Inanspruch- 
nahme unter Aufwendung erheblicher Zeit 
und Arbeit mit Nachdruck entgegengetreten; 
das hat sich im Ergebnis in ihrem Bereich all- 
gemein kostensenkend bemerkbar gemacht, 
ohne daß dabei berechtigte Ansprüche geschmä- 
lert wurden. Bei anderen Versorgungsämtern 
hat der Bundesrechnungshof verlangt, daß ent- 
sprechend verfahren wird. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofs 
eingeleitete statistische Erhebungen werden 
die Grundlage für eine Beurteilung schaffen, 
ob und welche Maßnahmen erforderlich sind, 
einer weiteren Steigerung entgegenzuwirken. 
Die Erhebungen sollen u. a. auch Vergleichs- 
material — getrennt nach Leistungsarten und 
Personenkreisen — über die durchschnittliche 
Höhe der Aufwendungen bei den einzelnen 
Krankenkassen bereitstellen. Bei einem weite- 
ren Steigen der Kosten sollte nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofs geprüft werden, ob 
es nicht wirtschaftlich richtiger wäre, die 



Krankenbehandlung im Wege der Versicherung 
sicherzustellen. 

175. Die Kassenärztlichen Vereinigungen haben auf 
Grund von Vereinbarungen die Tätigkeit der 
behandelnden Ärzte zu überwachen und die 
Honorarforderungen auf die rechnerische 
Richtigkeit der Gebührensätze und auf die 
Wirtschaftlichkeit der ärztlichen Leistungen 
und Verordnungen nachzuprüfen. Sie haben 
sich ihrer Aufgabe vielfach mit großem Inter- 
esse angenommen. Zum Teil muß die Ver- 
sorgungsverwaltung noch darauf hinwirken, 
daß die Kassenärztlichen Vereinigungen auch 
ihrerseits einer übermäßigen Inanspruchnahme 
auf dem Gebiete der ärztlichen Behandlung 
und Versorgung mit Arzneien mit größerem 
Nachdruck entgegentreten. An der erforder- 
lichen engen Zusammenarbeit zwischen dem 
Versorgungsamt und den Kassenärztlichen 
Vereinigungen hat es zum Teil noch gefehlt. 

176. Die Krankenkassen rechnen mit den Versor- 
gungsämtern auf Grund von Nachweisungen 
über uie Einzelleistungen vierteljährlich ab. 
Mehrfach hat der Bundesrechnungshof Ab- 
weichungen von dem in den Verwaltungsvor- 
schriften vorgesehenen Verfahren festgestellt 
und die Abstellung der Mängel und die Er- 
stattung der zu Unrecht geleisteten Zahlungen 
verlangt. 

177. ln zwei großen Ländern haben Krankenkassen 
Umsatzsteuerbeträge für Arzneimittel zur Er- 
stattung angefordert, obgleich sie auf Grund 
von Befreiungsvorschriften Umsatzsteuer nicht 
entrichtet hatten; einige Krankenkassen haben 
auf Beanstandung des Bundesrechnungshofs 
die zu Unrecht erhaltenen Beträge bereits zu- 
rückgezahlt. Weitere Erhebungen schweben. 

178. Soweit die Krankenkassen nach den Vorschrif- 
ten der gesetzlichen Krankenversicherung zur 
Leistung verpflichtet sind, erhalten sie keinen 
Ersatz für Aufwendungen wegen Gesund- 
heitsschäden, die auf vor dem 1. September 
1939 eingetretenen Schädigungen beruhen. 
Wiederholt haben Krankenkassen diese Vor- 
schrift nicht beachtet. Eine große Kranken- 
kasse hatte sie bei Aufstellung ihrer Kosten- 
forderungen allgemein außer acht gelassen, 
so daß sie auf Erinnerungen des Bundes- 
rechnungshofs hin mit erheblichem Verwal- 
tungsaufwand eine Nachprüfung vornehmen 
mußte, um die zu Unrecrit erstatteten Beträge 
festzustellen. Auf Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofs hat der Bundesminister für Arbeit 


Vorkehrungen getroffen, die geeignet sind, 
Fehler dieser Art mehr als bisher auszu- 
schließen. 

179. Die Frage, ob die Heilbehandlung Schwer- 
beschädigter bei Krankheiten, die keine Schä- 
digungsfolgen sind, oder die Krankenbehand- 
lung für Angehörige Schwerbeschädigter sowie 
für Hinterbliebene und Pflegepersonen nicht 
anderweitig sichergestellt ist oder sichergestellt 
werden kann, ist nicht immer mit der not- 
wendigen Sorgfalt geprüft worden. Nah den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofs haben 
die bearbeitenden Stellen wiederholt nicht be- 
achtet, daß vorgehende versicherungsrechtliche 
Ansprüche gegeben waren. Überzahlte Beträge 
haben die Versorgungsämter den Bundes- 
mitteln wieder zugeführt. 

180. Die Auffassung eines Landes, daß bei Eltern 
die Krankenbehandlung nicht als sihergestellt 
anzunehmen sei, soweit im Rahmen eines ÜDer- 
gabevertrages ein Anspruch auf Wartung und 
Pflege sowie ärtzliche Behandlung und Ver- 
sorgung mit Arzneimitteln während einer Er- 
krankung gegeben ist, war nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofs mit dem Ziel der gesetz- 
lichen Vorschriften nicht vereinbar. Auf seine 
Vorstellungen ist die rechtliche Grundlage im 
Jahre 1953 entsprechend geändert worden. 

181. Aus der späten Verabschiedung des BVG ha- 
ben sich auf dem Gebiete der Fieilbehandlung 
Übergangsschwierigkeiten ergeben. Den Kran- 
kenkassen steht in den meisten Ländern für 
versicherte Versorgungsberechtigte mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1950 (Inkrafttreten des 
BVG) ein geringerer Ersatz für die von ihnen 
aufgewendeten Leistungen als nach früherem 
Recht zu (z. B. kein Haus- und Taschengeld, 
drei Viertel statt der vollen Krankenhaus- 
kosten, keine Verwaltungskosten). Der Bun- 
desminister für Arbeit hatte zugelassen, daß 
die Abrechnung für das 3. und 4. Viertel des 
Rechnungsjahres 1950 — in näher bestimm- 
tem Umfange — noch nach den bisher gelten- 
den Vorschriften aufgestellt wurde, weil die 
Verwaltungsvorschriften erst im März 1951 
bekanntgegeben worden waren. Nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofs hätte eine 
Übergangsregelung, wenn sie sachlich notwen- 
dig war, im BVG getroffen werden müssen. 

Soweit Krankenkassen über die vom Bun- 
desminister für Arbeit bekanntgegebene Über- 
gangsregelung hinaus Beträge einschließlich 
der Verwaltungskosten erhielten, haben die 
Versorgungsämter sie auf Beanstandungen des 



Bundesrechnungshofs zurückverlangt. Die bis- 
her in fünf Ländern zurückgeforderten Be- 
träge belaufen sich auf rd. 526 000 DM. An- 
dere Länder haben die Prüfung noch nicht 
abgeschlossen. 

182. In zwei Ländern waren bestimmungsgemäß 
den Versorgungsämtern Einzelbelege der 
Krankenkassen über ihre Aufwendungen aus 
Anlaß der Heilbehandlung Beschädigter nur 
auf Verlangen vorzulegen. Mehrere Versor- 
gungsämter dieser Länder haben jegliche Prü- 
fung unterlassen. In denselben Ländern waren 
die Kriegshinterbliebenen nach Maßgabe der 
„Krankenversicherung der Kriegshinterbliebe- 
nen“ aus dem Jahre 1939 übergangsweise noch 
nach dem Inkrafttreten des BVG — zum Teil 
bis zur Umanerkennung der Hinterbliebenen- 
renten nach dem BVG — gegen Krankheit 
versichert. Die Versorgungs Verwaltung zahlte 
den Krankenkassen fortlaufend die Beiträge 
und erstattete ihnen auch durch Beiträge nicht 
gedeckte Aufwendungen ohne Vorlage von 
Unterlagen oder Einzelbelegen. Bei einigen 
Versorgungsämtern fehlten Nachweisungen 
über die An- und Abmeldung zur Kranken- 
versicherung, oder sie waren lückenhaft ge- 
führt, so daß eine ausreichende Kontrolle der 
Forderungen der Krankenkassen nicht durch- 
geführt werden konnte. Auf Verlangen des 
Bundesrechnungshofs haben die Versorgungs- 
ämter örtliche Feststellungen bei den Kranken- 
kassen vorgenommen. Nach dem vorläufigen 
Ergebnis haben die Krankenkassen im Bereich 
zweier Versorgungsämter rd. 100 000 DM zu 
Unrecht erhalten; die überzahlten Beträge 
werden den Bundesmitteln wieder zugeführt. 

183. Die Auffassung eines Landesversorgungsamtes, 
daß Krankenkassen zu Leistungen bei frei- 
willig Versicherten für solche Leiden nicht 
verpflichtet seien, die im Zeitpunkt des Bei- 
tritts zur Krankenkasse bestanden haben, hat 
zu Überzahlungen geführt. Eine Verpflichtung 
ist nur insoweit nicht gegeben, als beim Ein- 
tritt eine Erkrankung im versicherungsrecht- 
lichen Sinne vorliegt. Die Versorgungsämter 
haben die Überzahlungen — einer Forderung 
des Bundesrechnungshofs nachkommend — 
zurückgefordert. 

Versorgungskrankenhäuser, -heil- 
stätten und -kuranstalten 

184. Die stationäre Heilbehandlung wird in ver- 
sergungseigenen Krankenhäusern, Heilstätten 
und Kuranstalten und in anderen öffentlichen 
oder privaten Krankeneinrichtungen durch- 


geführt. In größerem Umfange hat die Ver- 
sorgungsverwaltung durch Verträge mit An- 
stalten Betten für Versorgungsberechtigte 
sichergestellt. Badekuren und Heilstättenbe- 
handlungen werden grundsätzlich in den ver- 
sorgungseigenen Anstalten durchgeführt. Nur 
wenn ihre Plätze nicht ausreichen oder Kur- 
mittel und Heilmethoden angewendet wer- 
den sollen, die in diesen Anstalten nicht 
zur Verfügung stehen, werden andere Anstal- 
ten in Anspruch genommen. 

Die Selbstkosten je Pflegetag haben ver- 
schiedentlich die Selbstkosten in vergleichbaren 
Anstalten überstiegen. Die Selbstkosten in 
den Versorgungseinrichtungen sind vor allem 
dann relativ hoch, wenn diese nicht in dem 
durchschnittlich erreichten Maße belegt sind. 

In erheblichem Umfang waren nicht ver- 
sorgungsberechtigte Patienten in Versorgungs- 
einrichtungen, insbesondere in Versorgungs- 
krankenhäusern, aufgenommen. In einem gro- 
ßen Versorgungskrankenhaus entfielen 1953 
rd. 62 v. H. der Pflegetage auf Versorgungs- 
berechtigte, rd. 31 v. H. auf Sozial versicherte 
und rd. 7 v. H. auf Selbstzahler. Die Selbst- 
kosten je Pflegetag ohne Unterschied der Art 
der Patienten beliefen sich auf 17,46 DM. Da- 
bei ist eine Verzinsung des Anlagekapitals 
nicht berücksichtigt. Die öffentlich-rechtlichen 
Kostenträger bezahlten für die von ihnen zu- 
gewiesenen Personen aber nur 8,50 DM je 
Pflegetag. Auch die nach Pflegeklassen ge- 
staffelten Pflegegebühren der Selbstzahler 
deckten die Selbstkosten nicht. Den durch 
Kostenerstattungen und Pflegegebühren nicht 
gedeckten Aufwand für nicht versorgungs- 
berechtigte Patienten in diesem Versorgungs- 
krankenhaus schätzt der Bundesrechnungshof 
für das Jahr 1953 auf rd. 500 000 DM. Ähn- 
liche Verhältnisse lagen auch bei anderen Ver- 
sorgungseinrichtungen vor, die nicht aus- 
reichend mit Versorgungsberechtigten belegt 
waren. 

185. Eine Abhilfe erscheint nur durch volle Bele- 
gung der Einrichtung durch Versorgungsbe- 
rechtigte erreichbar. Da eine volle Belegung 
durch Versorgungsberechtigte des Landes, das 
die Anstalt verwaltet, vielfach nicht möglich 
ist, könnte sie nur durch planmäßige Zuwei- 
sung von Versorgungsberechtigten der ande- 
ren Länder herbeigeführt werden. Hierdurch 
könnte die eine oder andere Einrichtung ent- 
behrlich werden. Aber weder das verwaltende 
Land noch der Bund haben die Befugnis zur 
Einweisung von Versorgungsberechtigten an- 
derer Länder. Unter diesen Umständen haben 


124 



Länder mit einer gewissen Berechtigung er- 
klärt, daß ohne die Aufnahme von versor- 
gungsfremden Patienten die Kostenlage sich 
noch ungünstiger gestaltet hätte. 

Der Bundesrechnungshof hat allgemein auf 
die Notwendigkeit geeigneter Maßnahmen 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten hinge- 
wiesen. An einer Vollbclegung und an einer 
wirtschaftlichen Führung der Versorgungs- 
einrichtungen ist der Bund auch nach dem In- 
krafttreten des 4. ÜG interessiert, da er den 
Ländern die Kosten der Heilbehandlung in 
den Versorgungseinrichtungen nach näherer 
Bestimmung einer Rcchtsverordnung zu er- 
statten hat. 

Versorgungsärztlicher Dienst 

186. Der Ärztliche Dienst hat den Versorgungsbe- 
hörden die für ihre Entscheidung benötigten 
ärztlichen Feststellungen und Gutachten zur 
Verfügung zu stellen. 

Bei der Bedeutung der ärztlichen Tätigkeit 
im Versorgungswesen müssen hohe Anforde- 
rungen an den Versorgungsarzt gestellt wer- 
den. Er muß die Technik der modernen Un- 
tersuchung beherrschen und imstande sein, 
aus dem Ergebnis eine klare Diagnose zu ent- 
wickeln. Dem Versorgungsarzt müssen dazu 
— der Bundesrechnungshof ist im Rahmen 
seiner Aufgabe stets für eine entsprechende 
Ausstattung eingetreten — die notwendigen 
Hilfsmittel zur Verfügung stehen. Nur 
erfahrene Ärzte können ihre Aufgabe so 
erfüllen, wie die Durchführung des Versor- 
gungsrechts und das Interesse der Kriegsbe- 
schädigten und Kriegshinterbliebenen es er- 
fordern. Zu der fachlichen Eignung muß die 
persönliche hinzukommen, die vom Ver- 
ständnis für die Sorgen und Nöte der Kriegs- 
beschädigten und Kriegshinterbliebenen ge- 
tragen ist; andererseits muß der Versorgungs- 
arzt die im Vcrsorgungsrecht gesetzten Gren- 
zen beachten. 

187. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen erhebliche Unterschiede in den Auffas- 
sungen über ärztliche Fragen, in der Arbeits- 
weise des Ärztlichen Dienstes und in seiner Or- 
ganisation wie auch in seiner Ausstattung fest- 
gestellt. Auf Grund der Untersuchungen vieler 
Einzclfälle hat er Anlaß genommen, auf die 
Beseitigung häufig vorkommender Mängel in 
der Bearbeitung hinzuwirken, wie sie sich 
nach den Versorgungsakten, vornehmlich in 
der weiter zurückliegenden Zeit, ergeben 
haben. 


188. So hat bei einem Teil der Versorgungsärzte 
die notwendige Vertrautheit mit den versor- 
gungsrechtlichen Grundsätzen gefehlt. Der 
Versorgungsarzt muß die Grundzüge des Ver- 
sorgungsrechts und alle ärztliche Aufgaben 
berührenden Vorsdiriften und Weisungen 
kennen, da er zu seinem Teil für die Einhal- 
tung der Bestimmungen verantwortlich ist. Er _ 
hat der Verwaltung objektive Unterlagen be- 
reitzustcllen. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs sind Ärzte bei der Be- 
urteilung von Schäden von den für sie maß- 
gebenden Bestimmungen abgewichen, etwa 
weil sie die amtlich vorgesehenen Bewertungs- 
sätze für zu gering hielten. In anderen Fällen 
entspricht die Beurteilung nicht dem Befund. 
Wenn die Einheitlichkeit der Beurteilung 
nicht verlorengehen soll, dürfen ihr nur ob- 
jektive, den Bestimmungen entsprechende 
Maßstäbc zugrunde gelegt werden. Verschie- 
dentlich haben Ärzte auch den Grad der Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit wegen etwa 
möglicher späterer Auswirkungen höher ge- 
schätzt, als dies nach dem Befund berechtigt 
war, oder sachlich gebotene Neufeststellungen 
unterlassen. Wahrnehmungen dieser Art hat 
der Bundesrechnungshof nicht nur vereinzelt 
gemacht. Er hat darauf hingewiesen, daß das 
Versorgungsamt seine Entscheidungen nur 
dann ordnungsmäßig treffen kann, wenn der 
Ärztliche Dienst seine Stellungnahmen unter 
voller Beachtung der geltenden Vorschriften 
abgibt. 

189. Nach den Ergebnissen der Prüfung des Bun- 
desrechnungshofs waren ärztliche Befunde 
nicht nur vereinzelt unzureichend. Das gilt 
nicht nur für sogenannte Kurzgutachten aus 
den Jahren 1947 bis 1950. Es fehlen auch noch 
in neueren Gutachten Merkmale, die für die 
Beurteilung wesentlich sind, wie etwa Anga- 
ben über die Funktionsfähigkeit von Glied- 
maßen, die Umfangsmaßc, die Beschwielung. 
In anderen Fällen sind Ausführungen zu all- 
gemein oder unklar gehalten oder notwen- 
dige Untersuchungen unterblieben. Wider- 
sprüche sind ungeklärt und Aktenunterlagen 
unausgewertet geblieben. Die Gutachten sollen 
ein Gesamtbild über den Untersuchten vermit- 
teln, damit bei späteren Anträgen und Unter- 
suchungen übersehen werden kann, ob und in- 
wieweit Änderungen cingetretcn sind. Soweit 
sich in den Akten, wie das immer noch vor- 
kommt, keine ärztlichen Gutachten oder 
solche Gutachten befinden, die den an eine 
versorgungsrechtliche Unterlage zu stellenden 
Anforderungen nicht entsprechen, ist die Auf- 



nähme von Befunden oder die Ergänzung 
vorhandener Befunde erforderlich. Verschie- 
dentlich wird in Befunden oder Gutachten 
unterstellt, daß bestimmte Angaben oder Er- 
eignisse richtig sind. Die notwendigen Ermitt- 
lungen zur Aufklärung des Sachverhalts sind 
aber unterblieben. Die unzureichende Bear- 
beitung von Einzelfällen hat nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofs zu un- 
richtigen ärztlichen Beurteilungen und zu 
Fehlentscheidungen geführt. 

190. Eine versorgungsärztlich und zugleich versor- 
gungsrechtlich schwierige Aufgabe ist die Be- 
urteilung von Erkrankungen, die konstitu- 
tionell bedingt sind und nur unter ganz be- 
sonderen Voraussetzungen auf äußere Einwir- 
kungen zurückgehen oder durch sie beeinflußt 
werden. Hier haben nach den vom Bundes- 
rechnungshof bei der Prüfung gewonnenen 
Eindrücken erhebliche Unklarheiten, aber 
auch Unterschiede in der Auffassung sowie 
Mängel in der Bearbeitung bestanden; sie zei- 
gen sich auch jetzt noch. 

191. Das gilt auch, sofern ein schädigender Einfluß 
nachgewiesen ist, für die Entscheidung, ob eine 
einmalige und abgrenzbare oder eine richtung- 
gebende Verschlimmerung vorliegt. Der Bundes- 
rechnungshof hat bei seinen Prüfungen wieder- 
holt Anlaß genommen, auf die weitreichende 
Wirkung der Anerkennung einer richtungge- 
benden Verschlimmerung hinzuweisen. 

Verschiedentlich haben nach den Feststellun- 
gen des Bundesrechnungshofs auf dem Gebiet 
der konstitutionell bedingten Erkrankungen 
Versorgungsärzte ihrer Beurteilung die Auffas- 
sung einzelner Wissenschaftler zugrunde gelegt, 
ohne dabei kenntlich zu machen, daß sie von 
der herrschenden wissenschaftlichen Lehrmei- 
nung nicht geteilt wird. Das hat dazu geführt, 
daß es bei an sich gleichen Tatbeständen zu 
voneinander abweichenden Entscheidungen der 
Versorgungsämter gekommen ist, die sich fort- 
laufend auswirken. 

192. Bei seinen Prüfungen trifft der Bundesrech- 
nungshof immer wieder auf Entscheidungen, 
die sich allein auf einen zeitlichen Zusammen- 
hang oder auf die Möglichkeit eines ursächlichen 
Zusammenhangs gründen oder die den Versor- 
gungsanspruch bejahen, weil die Möglichkeit 
eines Zusammenhangs nicht mit Sicherheit aus- 
geschlossen werden kann, während es auf den 
Nachweis oder die Wahrscheinlichkeit des Zu- 
sammenhangs ankommt. 

193. In den Arbeitsergebnissen der einzelnen Ver- 
sorgungsämter, aber auch der einzelnen Ver- 


sorgungsärzte bestehen erhebliche Unterschiede. 
Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
muß durch organisatorische Maßnahmen sowie 
durch eine Begrenzung der verwaltungsmäßigen 
Arbeiten auf eine Verstärkung der gutachtlichen 
Tätigkeit hingewirkt werden. 

194. Der Bundesrechnungshof, der sich auch eines 
versorgungsärztlich erfahrenen Sachverständi- 
gen bedient, hat bei unzureichenden ärztlichen 
Gutachten neue oder ergänzende Untersuchun- 
gen verlangt, damit entweder nachgewiesen 
werden kann, daß der Versorgungsanspruch 
begründet ist, oder festgestellt wird, daß eine 
neue Beurteilung erforderlich ist. Er hat im 
übrigen eine Vereinheitlichung und Vertiefung 
der Arbeit des Ärztlichen Dienstes angestrebt 
und teilweise auch erreicht. 

Nachprüfung der Höhe der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit 

195. Die Grundrente eines Beschädigten darf nicht 
vor Ablauf von 2 Jahren nach Zustellung des 
nach dem BVG ergangenen Feststellungs- 
bescheides und allgemein nur dann gemindert 
oder entzogen werden, wenn in den Verhält- 
nissen eine wesentliche Veränderung eingetre- 
ten ist. Eine frühere Neufeststellung ist dann 
zulässig, wenn durch eine Heilbehandlung auf 
Grund des BVG eine wesentliche und nach- 
haltige Steigerung der Erwerbsfähigkeit er- 
reicht worden ist. 

Abweichend von der grundsätzlichen Rege- 
lung hat das BVG die Möglichkeit vorgesehen, 
Entscheidungen über den Grad der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit bis zum 1. Oktober 1953 
nachzuprüfen, wenn die Rente Beschädigter 
nach dem BVG ohne ärztliche Untersuchung 
unter Übernahme des bisher anerkannten Gra- 
des der Minderung der Erwerbsfähigkeit fest- 
gestellt war. Diese Regelung war erforderlich, 
weil die in zahlreichen Fällen notwendigen 
ärztlichen Untersuchungen die Neufeststellung 
der Bezüge nach dem BVG erheblich verzögert 
hätte. Die Frist reichte nicht aus und wurde 
in Berücksichtigung einer Forderung des Bun- 
desrechnungshofs mit dem Zweiten Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Bundesversor- 
gungsgesetzes bis zum 1. Oktober 1954 ver- 
längert. 

196. Die Auswahl der nachzuuntersuchenden Fälle 
wurde in den Ländern — aber auch innerhalb 
der Länder — nicht nach gleichen Gesichtspunk- 
ten und im übrigen auch nicht mit der gebote- 
nen Vollständigkeit vorgenommen. Es hat viel- 
fach an ausreichenden zentralen Weisungen ge- 
fehlt. In mehreren Ländern haben die Versor- 



gungsämter im Hinblick auf den verhältnismäßig 
kurzen, zunächst bis zum 1. Oktober 1953 be- 
grenzten Zeitraum nur die wichtigsten Fälle 
einer Untersuchung zugeführt. Sie haben aber 
nach der Verlängerung der Frist um ein Jahr 
eine Prüfung der zurückgestellten Fälle oder 
eine nochmalige Durchsicht der Beschädigten- 
akten auf notwendige Untersuchungen unter- 
lassen und sie erst auf Vorstellungen des Bun- 
desrechnungshofs durchgeführt. Die Auswir- 
kung einer nochmaligen Überprüfung der Ak- 
ten auf zu untersuchende Fälle war recht er- 
heblich. Ein Versorgungsamt, das auf Grund 
einer Beanstandung des Bundesrechnungshofs 
seine Akten nochmals durchgesehen hat, hat 
weitere 1887 Fälle erfaßt, bei denen die Un- 
tersuchungen in 1001 Fällen zu Minderungen 
oder Entziehungen von Renten geführt haben. 
Insgesamt hat durch die Prüfungstätigkeit des 
Bundesrechnungshofs im allgemeinen erreicht 
werden können, daß die Versorgungsämter in 
den in Betracht kommenden Fällen Unter- 
suchungen vorgenommen haben. Der Bundes- 
rechnungshof hielt das nicht nur aus finan- 
ziellen Gründen, sondern auch im Interesse 
der gerechten und gleichmäßigen Behandlung 
der Beschädigten für geboten. 

197. Das Ergebnis der Nachuntersuchungen war 
nicht bei allen Versorgungsämtern gleich. Nach 
dem Durchschnitt der Zahlen, die dem Bundes- 
rechnungMiof für einzelne Lander und einzelne 
Versorgungsämter — insgesamt etwa für die 
Hälfte der Versorgungsämter — zur Ver- 
fügung stehen, sind zwischen 6 und 38 v. H. 
der Beschädigten ärztlich untersucht worden. 
Die Nachprüfung führte bei 51,8 v. H. der 
untersuchten Fälle zur Herabsetzung oder 
Entziehung der Rente, bei 3,1 v. H. der Fälle 
zur Erhöhung der Rente und bei 45,1 v. H. 
der Fälle zu keiner Änderung. 

198. Im Rahmen der Überprüfung von Versor- 
sorgungsf allen war auch die Frage der Unter- 
suchung von älteren Beschädigten zu erörtern. 
Während in einzelnen Ländern Einschränkun- 
gen nicht bestanden, haben andere Länder Be- 
schädigte, die das 65. oder das 60. Lebensjahr 
vollendet hatten, allgemein von der Nach- 
prüfung ausgenommen. In einzelnen Ländern 
führten einschränkende Maßnahmen anderer 
Art in Verbindung mit Einzelentscheidungen 
und mündlichen Anweisungen dazu, daß Ver- 
sorgungsämter von Untersuchungen älterer Be- 
schädigter beider Kriege absahen oder aus 
Untersuchungen keine Folgerungen zogen. Der 
Bundesminister für Arbeit hat die Bedenken 
des Bundesrechnungshofs gegen die Unter- 


lassung sachlich gebotener Untersuchungen 
grundsätzlich anerkannt und den Ländern 
seine Auffassung in einem Rundschreiben im 
Februar 1954 bekanntgegeben. Danach sollten 
u. a. Untersuchungen bei Beschädigten des 
1. Weltkrieges, die das 65. Lebensjahr voll- 
endet haben, dann unterbleiben können, wenn 
nicht mit einer Herabsetzung des Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenig- 
stens 30 v. H. oder mit dem Wegfall der 
Rente gerechnet werden konnte; bei Beschädig- 
ten des 1. Weltkrieges unter 65 Jahren sollte 
von der Untersuchung dann abgesehen werden 
können, wenn nicht mit einer Minderung der 
Rente um wenigstens 20 v. H. oder mit dem 
Wegfall der Rente zu rechnen war. Der Bun- 
desrechnungshof hat die Maßnahme im Inter- 
esse der Einheitlichkeit begrüßt, wenngleich er 
der Auffassung ist, daß eine gesetzliche Rege- 
lung erforderlich gewesen wäre. 

199. Nach den Beobachtungen des Bundesrechnungs- 
hofs haben Versorgungsämter in einzelnen 
Ländern die für die Neufeststellung der Be- 
züge wegen wesentlicher Änderung der Ver- 
hältnisse gebotenen ärztlichen Nachunter- 
suchungen längere Zeit hindurch auch in drin- 
genden Fällen unterlassen. Das war nicht ge- 
rechtfertigt und bei anderweitiger Arbeitsver- 
teilung vermeidbar, zumal die Heranziehung 
von Außengutnchtern in der Zeit der Flaupt- 
belastung der Versorgungsverwaltung prak- 
tisch nicht begrenzt war. So sind nicht nur ver- 
einzelt Nachuntersuchungen erst nach 5 bis 
6 Jahren vorgenommen worden, die schon nach 
Feststellungen in den Jahren 1948 oder 1949 
weit früher erforderlich waren. Durch solche 
Verzögerungen sind Renten noch für einen 
Zeitraum gezahlt worden, in dem eine Ver- 
sorgungsberechtigung nicht oder nicht mehr in 
dem bisherigen Umfang gegeben war. Unter- 
suchungen sind weiter unterblieben, weil der 
Ärztliche Dienst bei der Auswertung von Un- 
tersuchungsergebnissen nicht zu der Frage der 
weiteren Nachprüfung Stellung genommen 
hatte. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen 
Prüfungen auf die Wiederaufnahme und zeit- 
gerechte Durchführung von Nachuntersuchun- 
gen hingewirkt. 

200. Die Schwierigkeiten, die sich bei einer — be- 
sonders bei einer etwaigen schematischen — 
Wiederholung von Untersuchungen ergeben, 
sind nicht zu verkennen. Bei einem erheblichen 
Teil der Beschädigten steht der körperliche Be- 
fund fest. Handelt es sich dabei um Leiden, 
bei denen eine Besserung nicht mehr in Betracht 
kommt, sind weitere Untersuchungen von 
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Amts wegen entbehrlich. In vielen Fällen ent- 
halten die Akten aber keine ausreichenden 
versorgungsärztlichen Unterlagen, oder es ist 
noch mit Änderungen im Befund zu rechnen, 
oder solche Änderungen können noch nicht mit 
Sicherheit ausgeschlossen werden. Dazu kom- 
men viele Fälle, in denen noch Unterlagen 
(Krankenblätter, Nachweise über den Wehr- 
dienst usw.) herangezogen werden müssen, 
nach deren Eingang auch eine neue ärztliche 
Prüfung erforderlich sein kann. Der Frage 
einer sogenannten „Rentenruhe“ sollte nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs erst nach 
der allgemeinen Aktenüberprüfung (Nr. 222) 
nähergetreten werden. 

Erstattung von Gutachten durch 

außerhalb der Versorgungsverwaltung 
stehende Ärzte und Stellen 

201. Die Zahl der bei den einzelnen Versorgungs- 
ämtern tätigen Ärzte ist durch den Umfang 
der dauernd zu erfüllenden Aufgaben be- 
stimmt. Es können nicht bei jedem Versor- 
gungsamt Fachärzte aller Richtungen beschäf- 
tigt werden. Zu speziellen Fragen müssen frei 
praktizierende Fachärzte, Kliniken und Kran- 
kenhäuser gutachtlich gehört werden. Darüber 
hinaus haben die Versorgungsämter zur Er- 
ledigung der Stoßarbeit anläßlich der Neu- 
festsetzung der Renten und der Erledigung 
rückständiger Anträge in großem Umfang 
andere frei praktizierende Ärzte zur Begut- 
achtung heranziehen müssen. Mit einer solchen 
Begutachtung durch außerhalb der Versor- 
gungsverwaltung stehende Ärzte mußten ge- 
wisse Nachteile in Kauf genommen werden; in 
einer großen Zahl von Fällen sind ergänzende 
versorgungsärztliche Untersuchungen not- 
wendig. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen immer wieder auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, nach der Neufeststellung der Ren- 
ten die Einholung von Außengutachten auf 
Fachgutachten zu beschränken. 

202. Die Gutachten der außerhalb der Verwaltung 
stehenden Ärzte und Stellen werden aus den 
Mitteln des Fiaushaltsansatzes „Ausgaben für 
Beweiserhebung“ (Rechnungsjahr 1952: Einzel- 
plan XXVI Kapitel 4 Titel 20) bestritten. 
Aus diesen Mitteln werden ferner die Kosten 
getragen, die durch die Einberufung von Be- 
schädigten zu Untersuchungen entstehen (Reise- 
kosten, Kosten der Unterbringung, Verdienst- 
ausfall). 

203. Die Beweiserhebungskosten sind von rd. 21,3 
Mio DM im Rechnungsjahr 1950 auf rd. 


14,7 Mio DM im Rechnungsjahr 1954 zurück- 
gegangen. Mit einem weiteren Absinken der 
Ausgaben ist zu rechnen. 

Anhaltspunkte für die ärztliche Gut- 
achtertätigkeit im Versorgungswesen 

204. Eine gleichmäßige Entschädigung gleichzuwer- 
tender Folgen von Gesundheitsstörungen setzt 
voraus, daß die Versorgungsämter bei ihrer 
Beurteilung von übereinstimmenden Gesichts- 
punkten und einheitlichen Grundsätzen aus- 
gehen und bei der Bewertung der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit gleiche Maßstäbe anlegen. 
Die Verwaltungsvorschriften zum BVG sehen 
für eine Reihe von äußeren Körperschäden 
Mindesthundertsätze vor. Der Bundesminister 
für Arbeit hat dazu im Frühjahr 1952 „An- 
haltspunkte für die ärztliche Gutachtertätig- 
keit im Versorgungswesen“ herausgegeben, 
die zusammen mit den Verwaltungsvor- 
schriften sowie Rundschreiben und Empfeh- 
lungen den Gesamtrahmen für die Bemessung 
der Renten festlegen, aber zugleich sicher- 
stellen sollen, daß gleichgelagerte Fälle in 
gleicher Weise entschädigt werden. Die „An- 
haltspunkte“ sind auf den Erfahrungen der 
früheren Reichsversorgungsverwaltung aufge- 
baut und unter Beteiligung von im Versor- 
gungswesen erfahrenen Ärzten aufgestellt. Sie 
enthalten Ausführungen über die Aufstellung 
der ärztlichen Befunde und über die Beurtei- 
lung der in Betracht kommenden Erkrankun- 
gen, Verletzungen und Leiden. Im Rahmen 
der aufeinander abgestimmten Durchschnitts- 
sätze der Minderung der Erwerbsfähigkeit er- 
möglichen sie eine individuelle Berücksichti- 
gung jedes Einzelfalles. 

205. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen wiederholt festgestellt und beanstandet, 
daß die Versorgungsämter höhere Werte an- 
setzten, obwohl der Befund eine Überschrei- 
tung der vorgesehenen Sätze nicht rechtfertigte 
und der Gutachter die Abweichung nicht be- 
gründet hatte. Nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofs kann eine Einheitlichkeit in der 
Beurteilung gleichliegender oder gleich zu be- 
wertender Fälle nur erreicht werden, wenn das 
Gesetz und die Verwaltungs Vorschriften un- 
eingeschränkt angewendet werden und den 
„Anhaltspunkten“ bei der Erstattung von Gut- 
achten die Eigenschaft verpflichtender Richt- 
linien beigelegt wird. 

Bei der Bedeutung, die den „Anhaltspunk- 
ten“ für die praktische Arbeit zukommt, ist 
für ihre uneingeschränkte Anwendung Voraus- 
setzung, daß sie mit den versorgungsrecht- 



liehen Vorschriften sorgfältig abgestimmt sind. 
Das war aber nicht in allen Punkten der Fall. 
Bei einer Neuausgabe Ende des Jahres 1954 
hat der Bundesminister für Arbeit daher mit 
den Ergänzungen auch Änderungen und Neu- 
fassungen vorgenommen. Er hat Abweichungen 
von den Verwaltungsvorschriften beseitigt, die 
sich in der zurückliegenden Zeit auch finanziell 
ausgewirkt hatten. Solche Abweichungen haben 
zu uneinheitlicher Behandlung gleichliegender 
Fälle und zur Gewährung überhöhter Renten 
geführt. Von einer Gruppe von Beschädigten, 
die viele tausend Fälle umfaßt, erhält — von 
anderen Auswirkungen abgesehen — ein er- 
heblicher Teil laufend die Grundrente nach 
einem um 10 v. Fi. überhöhten Grad der Er- 
werbsminderung (Mehrausgabe von z. Z. 84 
oder 144 DM jährlich). Eine Möglichkeit zur 
Berichtigung dieser Fälle besteht nicht. 

Eine zu hohe Bewertung einzelner Gruppen 
von Schäden in den „ Anhai tspunkten“ war 
auch deshalb bedenklich, weil sie das Gesamt- 
gefüge und die Gleichmäßigkeit der Bewer- 
tungssätze empfindlich stören und zu Forde- 
rungen auf Höherstufung anderer Gruppen 
führen konnte. Der Bundesminister für Arbeit 
hat bei der Neuausgabe der „Anhaltspunkte“ 
• eine Reihe von Hinweisen des Bundesrech- 
nungshofs, die Abweichungen von den Ver- 
waltungsvorschriften betrafen, und seine Stel- 
lungnahmen zur Bewertung von neu in die 
„Anhaltspunkte“ auf genommenen Gesundheits- 
störungen berücksichtigt. 

Eltern Versorgung 

206. Eltern erhalten Versorgung, wenn der Beschä- 
digte, der an den Folgen einer Schädigung ge- 
storben ist, ihr Ernährer gewesen ist oder ge- 
worden wäre. Die Elternrente (Elternteil-, 
Elternpaarrente) wird für die Dauer der Be- 
dürftigkeit gewährt, soweit sie zusammen mit 
den sonstigen Einkommen bestimmte Monats- 
beträge nicht überschreitet. 

207. Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofs sind Versorgungsdienststellen vielfach da- 
von ausgegangen, daß ein verstorbener Sohn 
heute der Ernährer der Eltern geworden wäre, 
obwohl nach seinen Berufsverhältnissen, seiner 
Vorbildung und seinem tatsächlichen Verhalten 
oder den Verhältnissen oder dem Verhalten 
der lebenden Geschwister kein Anhalt dafür 
gegeben war, daß er heute Unterhaltsleistungen 
für die Eltern aufbringen könnte und würde. 

208. Verschiedentlich haben Versorgungsämter die 
tatsächliche oder mutmaßliche Ernährereigen- 


schaft angenommen, weil der Verstorbene den 
landwirtschaftlichen Besitz der Eltern über- 
nommen hatte oder übernommen haben würde. 
Sind Familienmitglieder oder andere Personen 
an die Stelle der Verstorbenen getreten und ge- 
währen sie den Eltern entsprechende vertrag- 
liche Leistungen, ist eine Versorgung nicht ge- 
rechtfertigt. Auf die Beanstandungen des Bun- 
desrechnungshofs haben die Versorgungsämter 
in solchen Fällen, soweit es die Rechtslage zu- 
ließ, die Berechtigung zum Bezüge der Eltern- 
renten nachgeprüft. 

209. Nach den Verwaltungs Vorschriften konnten 
bei der Prüfung der Bedürftigkeit die Grund- 
sätze für den Ersatz von Fürsorgekosten einen 
Anhaltspunkt für die Beurteilung der Unter- 
haltsfähigkeit von Kindern bieten. Einzelne 
Länder haben, wie der Bundesrechnungshof 
festgestellt hat, ohne mit dem Bundesminister 
für Arbeit in Verbindung zu treten, bei Flücht- 
lingen allgemein von einer Prüfung der Unter- 
haltsfähigkeit der Kinder abgesehen. Die ge- 
nerelle Verneinung der Unterhaltsfähigkeit der 
lebenden Kinder allein wegen der Flüchtlings- 
eigenschaft müßte aber auch die Annahme der 
Ernährereigenschaft des Verstorbenen aus- 
schließen, Daß die Versorgungsämter die Ein- 
kommensverhältnisse solcher Kinder weisungs- 
gemäß nicht nachprüften, hat zur Leistung 
sachlich nicht begründeter Renten geführt. 
Nach einer inzwischen vor genommenen Ände- 
rung der Verwaltungsvorschriften ist die Un- 
terhaltsfähigkeit nach den Grundsätzen des 
bürgerlichen Rechts (standesgemäßer Unter- 
halt) zu prüfen. 

210. Der Bundesminister für Arbeit hatte im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen zugelassen, daß allgemein über den 
Zeitpunkt der Neufeststellung der Renten hin- 
aus der Unterschiedsbetrag im Wege des Härte- 
ausgleichs weitergezahlt wurde, wenn die 
neuen Bezüge bei gleichgebliebenen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen niedriger waren als die 
Bezüge am 30. September 1950. Diese Maß- 
nahme war zeitlich unbegrenzt getroffen; die 
Härteausgleichsbeträge verminderten sich erst 
oder fielen fort, sofern und soweit Elternrente 
(als Rechtsanspruch) wiedergewährt oder er- 
höht wurde. Der Bundesrechnungshof hat dar- 
auf hingewiesen, daß die Vorschrift des BVG, 
die den Ausgleich von Härten in einzelnen 
Fällen zuläßt, keine Grundlage für eine all- 
gemeine Erweiterung der im BVG vorgesehe- 
nen Übergangsvorschrift bietet; zu einer sol- 
chen Maßnahme wäre eine Änderung des BVG 
erforderlich gewesen. Nach einer Anordnung 
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des Bundesministers für Arbeit dürfen nach 
dem 30. Juni 1955 Härteausgleiche dieser Art 
nicht mehr gezahlt werden. Damit hat der 
Bundesminister für Arbeit einer wiederholten 
Forderung des Bundesrechnungshofs ent- 
sprochen. 

211. In mehreren Landern haben die Versorgungs- 
ämter nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofs Härteausgleiche nicht erst vom Zeit- 
punkt der Umrechnung an, sondern bereits mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1950 an bewilligt. 
Die Eltern hatten aber einen Rechtsanspruch 
auf Weiterzahlung der früheren höheren Be- 
züge bis zum Zeitpunkt der Neufeststellung 
nach den Vorschriften des BVG (Nr. 158). Der 
Härteausgleich konnte erst vom Zeitpunkt des 
Ablaufs dieser Schutzfrist an gewährt werden. 
Die zu Unrecht als Härteausgleich behandelten 
Aufwendungen waren vom 1. Januar 1951 bis 
zur Neufeststellung der Rente von den Län- 
dern zu tragen. 

Auf Grund der Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofs haben einzelne Länder bereits 
eine allgemeine Nachprüfung vorgenommen, 
andere Länder werden die dem Bund zu er- 
stattenden Beträge zusammen mit der allge- 
meinen Nachprüfung der Akten (Nr. 222) 
feststellen. Die Höhe der Bezüge der Versor- 
gungsberechtigten ändert sich durch die Neu- 
feststellung nicht. Nach den bisherigen Fest- 
stellungen beläuft sich die Summe der den 
Bundesmitteln zu Unrecht zur Last gestellten 
Beträge auf rd. 3,5 Mio DM. 

212. Auf Härteausgleiche der Elternversorgung 
mußten die Erhöhungen des Grundbetrages 
der Renten in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung (Grundbetragserhöhungsgesetz) angerech- 
net werden. Im Hinblick auf die Arbeits- 
belastung der Versorgungsämter hatte der Bun- 
desminister für Arbeit zugelassen, daß bei einer 
nachträglichen Umrechnung überzahlte Beträge 
für den Zeitraum bis zum 1. Januar 1954 nicht 
zurückzufordern waren. Verschiedene Versor- 
gungsämter haben bei späteren Umrechnungen 
auch für einen nach dem 31. Dezember 1953 
liegenden Zeitpunkt auf die Anrechnung des 
Erhöhungsbetrages verzichtet. Die Versorgungs- 
ämter haben auf Veranlassung des Bundesrech- 
nungshofs die insoweit überzahlten Beträge 
festgestellt und den Bundesmitteln wieder zu- 
geführt. 

Härteausgleiche 

213. Die Länder machen von der Möglichkeit, mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 


einen Ausgleich zu gewähren, sofern sich in 
einzelnen Fällen aus den Vorschriften des BVG 
besondere Härten ergeben, allgemein in der 
Weise Gebrauch, daß Versorgung in vollem 
Umfange gewährt wird. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dem Bundesminister für Arbeit gegen- 
über die Auffassung vertreten, daß es in Ein- 
zelfällen durchaus angezeigt sein kann, eine 
dem Bedürfnis entsprechende Teilleistung im 
Härteausgleichswege zuzuerkennen, z. B. einen 
festen Betrag, den Bruchteil einer Rente oder 
Renten ohne Heilbehandlung oder ohne Kran- 
kenbehandlung. Die Frage hat finanzielle Be- 
deutung. Der Bundesrechnungshof wird seine 
Vorschläge weiterverfolgen. 

Ersatz von Dritten 

214. Nach dem BVG geht ein dem Versorgungs- 
berechtigten zustehender Schadensersatzan- 
spruch gegen Dritte im Umfang der Leistun- 
gen, die auf Grund des BVG gewährt werden, 
auf den Bund über. Die Bedeutung dieser Vor- 
schrift, insbesondere für das Gebiet der Heil- 
und Krankenbehandlung, war von den Ver- 
sorgungsdienststellen nicht oder nicht aus- 
reichend erkannt. Es kam hinzu, daß die Vor- 
schrift Zweifel offen ließ. Der Bundesrech- 
nungshof hat veranlaßt, daß unterbliebene 
Prüfungen nachgeholt wurden. Auf seine An- 
regung hat sich der Bundesminister für Arbeit 
in Rundschreiben mit Fragen der Bearbeitung 
und der Überwachung von Ersatzansprüchen 
befaßt und darauf hingewirkt, daß die Ersatz- 
ansprüche geltend gemacht werden und ihre 
Erfüllung überwacht wird. 

Vertretung vor den Versorgungs- 
gerichten 

215. Die Länder nahmen und nehmen weiterhin die 
Interessen des Bundes vor den Spruchbehörden 
wahr. Sie haben diese Aufgabe, insbesondere 
in den weiter zurückliegenden Jahren, in sehr 
unterschiedlicher Weise erfüllt. Während die 
Versorgungsbehörden in einigen Ländern 
grundsätzlich zu allen mündlichen Verhandlun- 
gen einen Vertreter entsandten, war in ande- 
ren Ländern die Vertretung auf besonders 
liegende Einzelfälle beschränkt. In einem Land 
wurden allgemein Fälle in Verhandlungen 
nicht vertreten, in denen der Grad der Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit streitig war. In 
einem anderen Land war zum Zeitpunkt der 
Prüfung des Bundesrechnungshofs die Vertre- 
tung vor den Spruchbehörden seit einem Jahr 
ganz unterblieben, ohne den Bundesminister 
für Arbeit zu unterrichten; der Bundesrech- 
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nungshof konnte erst nach längeren Verhand- 
lungen erreichen, daß die Vertretung wieder 
aufgenommen wurde. 

Die Spruchinstanzen haben wiederholt aus 
dem Nichterscheinen eines Vertreters der Ver- 
sorgungsverwaltung zu den mündlichen Ver- 
handlungen den Schluß gezogen, daß diese an 
dem Ausgang des Verfahrens nicht interessiert 
sei. In den mündlichen Verhandlungen werden 
aber vielfach von den Versorgungssuchenden 
neue Gesichtspunkte vorgebracht, die eine 
Stellungnahme oder weitere Prüfung durch die 
Versorgungs Verwaltung notwendig machen. 
Bei einem Verzicht auf Vertretung begibt sich 
daher die Versorgungsbehörde einer wichtigen 
Einwirkungsmöglichkeit. Das ist besonders 
dann bedenklich, wenn die gerichtliche Ent- 
scheidung nicht mehr anfechtbar ist. 

Berichtigung 

unrichtiger Entscheidungen 

216. Bis zum 1. April 1955, dem Inkrafttreten 
bundeseinheitlichen Rechts über das Verwal- 
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung, 
galten in den Ländern entweder die verfah- 
rensrechtlichen Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung oder die des früheren 
Reichsversorgungsrechts. Sie enthielten auch 
die Vorschriften über die Berichtigung von 
Entscheidungen. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs sind Versorgungsfälle, in 
denen über die Frage der Berichtigung zu ent- 
scheiden war, in den einzelnen Ländern und 
innerhalb der Länder verschieden behandelt 
worden. Er hat bei seinen Prüfungen darauf 
hingewirkt, daß die Versorgungsämter un- 
richtige Entscheidungen, wenn es zulässig war, 
berichtigten. Soweit das nicht möglich war, hat 
er empfohlen, diese Fälle für eine erneute Prü- 
fung nach der Neuregelung des Verwaltungs- 
verfahrens vorzumerken. Entscheidungen über 
Berichtigungen waren in größerem Umfang 
erforderlich. 

217. Die Möglichkeiten der Berichtigung von Be- 
scheiden sind nach dem Gesetz über das Ver- 
waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung 
verhältnismäßig gering. Die Nichtbeachtung 
versorgungsrechtlicher Vorschriften rechtfer- 
tigt eine Berichtigung nicht. Sie ist u. a. aber 
zulässig, wenn Tatsachen, die für die Entschei- 
dung von wesentlicher Bedeutung waren, 
wissentlich falsch angegeben oder verschwie- 
gen worden sind, oder wenn nachträglich eine 
zur Zeit der Entscheidung bereits vorhandene 
Urkunde, die eine andere Entscheidung her- 


beigeführt haben würde, gefunden wird und 
verwertet werden kann. Berichtigungen sind 
z. T. nur innerhalb bestimmter Fristen möglich. 

Eine Übergangsregclung, die es zuläßt, in- 
nerhalb eines näher zu bestimmenden Zeit- 
raumes sachlich und rechtlich unrichtige Ent- 
scheidungen der Kriegs- und Nachkriegszeit 
— unter Eröffnung des Klageweges — aufzu- 
heben, ist im Verwaltungsverlahrensgesetz 
nicht vorgesehen. Der Bundesrechnungshof ver- 
kennt nidit, daß das Festhalten in Entscheidun- 
gen im rechtsstaatlichen Interesse liegt. Die 
Regelung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
berücksichtigt aber nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofs zu wenig, daß in der Kriegs- 
zeit und besonders auch in der Nachkriegszeit 
die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Leistungen nicht immer ausreichend fest- 
gestellt und geprüft werden konnten, daß die 
personelle Besetzung der Verwaltungs- und 
Spruchbehörden in großem Umfang den not- 
wendigen Anforderungen nidit entsprach und 
die Versorgungsdienststellen ihre Entsdieidun- 
gen unter großem Zeitdruck getroffen haben, 
daß die Tatbestände nur in beschränktem Um- 
fang nachgewiesen und Unterlagen nicht be- 
sdiafft werden konnten. Die Zahl der Fälle, 
in denen eine Versorgung ganz oder teilweise 
zu Unrecht gewährt wird, eine Berichtigung 
aber nicht vorgenommen werden kann, ist 
nach den Erfahrungen des Bundesredinungs- 
hofs bei seinen Prüfungen nicht unbeträcht- 
lich. 

Betrugsfälle 

218. Die Arbeit der Versorgungsämter ist dadurch 
erschwert, daß sie bei dem Bestreben von An- 
tragstellern nach Erlangung einer — möglichst 
hohen — geldlichen Entschädigung auch mit 
unrichtigen Angaben rechnen müssen. Alle 
Versorgungsämter haben Betrugsfälle aufge- 
deckt. Bei den vom Bundesrechnungshof ge- 
prüften Versorgungsämtern belief sich die 
Zahl auf 10 bis 40 Fälle je Versorgungsamt. 

Die zu Unrecht gezahlten Beträge konnten 
in geringem Umfange wieder eingezogen 
werden. Die Versorgungsbehörden haben nur 
in einem Teil der Fälle Strafanzeige erstattet. 

Bearbeitung von Versorgungsfällen 

219. Nach dem Ergebnis der Prüfungen des Bun- 
desrechnungshofs, das sich mit den Erfahrun- 
gen der Vorprüfungsstellen deckt, ist der Um- 
fang der bei der Bearbeitung von Versorgungs- 
fällen vorgekommenen Fehler und festgestell- 
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ten Mängel erheblich. In einer großen Zahl 
von Fällen war der Tatbestand, der dem Ver- 
sorgungsanspruch zugrunde gelegt worden ist, 
nicht erwiesen oder nicht ausreichend glaub- 
haft gemacht. Die Entscheidungen beruhen da- 
nach vielfach auf Angaben, ohne daß die Ver- 
sorgungsämter alles versucht haben, um die 
nötigen Nachweise und Urkunden heranzu- 
ziehen. Versorgungsämter haben es auch unter- 
lassen, von sich aus dem Einzelfall angepaßte 
Nachforschungen anzustellen, Zeugen und 
Auskunftspersonen zu hören und Wider- 
sprüche zu klären. Besondere Bedeutung hat 
die Ermittlung der persönlichen, gesund- 
heitlichen, beruflichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse vor der Einziehung oder nach der 
Entlassung aus dem Wehrdienst. Der Um- 
stand, daß Anträge von Fürsorgestellen oder 
Gemeindebehörden entgegengenommen wor- 
den waren, ist häufig überbewertet worden. 
Bescheinigungen von Gemeindebehörden, Für- 
sorgestellen, Krankenkassen enthielten zwar in 
der Kegel einen allgemeinen Richtigkeitsver- 
merk, sie ließen aber nicht erkennen, ob und 
auf Grund welcher Unterlagen sich die Stellen 
die Überzeugung von der Richtigkeit ver- 
schafft hatten; sie haben oft nur die Unter- 
schrift des Antragstellers bestätigt. In einer 
Reihe von Fällen haben die bearbeitenden 
Stellen eidesstattliche Versicherungen eingefor- 
dert. Sie kommen als Beweismittel nur in Be- 
tracht, wenn alle anderen Möglichkeiten des 
Nachweises erschöpft sind. Versorgungsämter 
haben weiter Nachweise über die Zugehörig- 
keit zur Wehrmacht nicht eingefordert oder 
an die Antragsteller zurückgegeben, ohne eine 
beglaubigte Abschrift zurückzubehalten. In 
vielen Fällen fehlen Urkunden über den Per- 
sonenstand, so daß z. B. über die Eheschließung 
oder die Geburtsdaten von Kindern nur An- 
gaben der Antragsteller vorliegen. In anderen 
Fällen lassen Urkunden nicht erkennen, ob die 
nachgewiesenen Verhältnisse fortgedauert ha- 
ben, z. B. ob eine Ehe zum Zeitpunkt des Ab- 
lebens des Verstorbenen noch bestanden hat. 
Besondere Bedeutung kommt den Kranken- 
urkunden zu. Die bearbeitenden Stellen sind 
jedoch Angaben der Antragsteller über eine 
Lazarettbehandlung nicht oder nicht aus- 
reichend nachgegangen, oder sie haben die An- 
forderung von Unterlagen nicht wiederholt. 
Ferner haben sie die gesundheitlichen und be- 
ruflichen Verhältnisse nicht aufgeklärt, ob- 
wohl die Akten Angaben über den behandeln- 
den Arzt, die Krankenkasse, den Arbeitgeber 
enthalten. In Fällen, in denen die Antrag- 


steller Hilfe anderer öffentlicher Stellen (Für- 
sorgestellen, Arbeitsämter, Ausgleichsämter) in 
Anspruch genommen haben oder im öffent- 
lichen Dienst standen, haben sie keine Einsicht 
in die Akten dieser Stellen genommen. Entspre- 
chendes gilt, wenn die Antragsteller Renten 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder Ren- 
tenversicherung beziehen. 

220. Die in der Öffentlichkeit häufig gerügte Ver- 
zögerung in der Neufeststellung der Renten 
und in der Bearbeitung von Versorgungs- 
anträgen sowie der Umfang der Rückstände 
beruhen nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofs in gewissem Umfang auf Män- 
geln in der Bearbeitung. So sind bei der Auf- 
klärung des Sachverhalts Ermittlungen nicht 
gleichzeitig, sondern schrittweise nacheinander 
vorgenommen worden. Verzögerungen traten 
weiter dadurch ein, daß Bearbeiter den Ein- 
gang von Antworten nicht überwachten oder 
Unterlagen, die in kurzer Zeit hätten ausge- 
wertet werden können, längere Zeit unbe- 
arbeitet ließen, weil es ihnen an der ausreichen- 
den Übersicht fehlte. 


Bei Schwerbeschädigten und Hinterbliebe- 
nen, die eine Ausgleichsrente beantragt haben, 
weil sie neben der Grundrente über kein oder 
nur verhältnismäßig geringes sonstiges Ein- 
kommen verfügen, haben die Versorgungs- 
ämter die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu prüfen und für die Dauer der 
Zahlung das weitere Vorliegen der Voraus- 
setzungen zu überwachen. Das gilt auch für 
Elternrenten. Nach den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofs sind notwendige Nachprüfun- 
gen entweder in Einzelfällen oder auch allge- 
mein unterblieben oder hinausgeschoben wor- 
den. Bei rechtzeitiger Nachprüfung hätte viel- 
fach das Entstehen höherer Überzahlungen ver- 
mieden werden können. Ihre Einziehung war 
häufig wegen der Höhe des Betrages nicht 
mehr oder nur zum Teil möglich oder führte 
zu vermeidbaren Erschwernissen für die Ver- 
sorgungsberechtigten. Weiter sind Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften sowie Anweisungen 
über die Einkommensberechnung unbeachtet ge- 
blieben oder unrichtig angewendet worden. 
In anderen Fällen haben Landesversorgungs- 
ämter oder Versorgungsämter in ihrem Be- 
reich Vorschriften verschieden ausgelegt oder 
durchgeführt oder in Fragen von grundsätz- 
licher Bedeutung und finanzieller Auswirkung 
— ohne Berücksichtigung der Vorschrift des 
§ 4 Abs. 2 des 1. ÜG — selbständig Entschei- 
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düngen getroffen. Die ordnungsmäßige 
Durchführung des Versorgungsrechts ist in 
wesentlichem Umfang auch von der fachlichen 
Eignung des Personals abhängig. 

Der Bundesrechnungshof hat auf die Be- 
hebung von Mängeln hingewirkt. 

221. In einer Reihe von Fällen haben Versorgungs- 
dienststellen Entscheidungen mit sachfremden 
Erwägungen begründet. Vielfach handelt es 
sich dabei um Fälle, in denen die Entscheidung 
über eine Entziehung oder Herabsetzung von 
Renten zu treffen war. Die Bearbeitung ließ 
wiederholt deutlich das Bestreben einzelner 
Versorgungsämter, Landesversorgungsämter 
und auch oberster Behörden erkennen, eine 
einmal getroffene, zu weitgehende Entschei- 
dung aufrechtzuerhalten. 

In anderen Fällen berufen sich Versorgungs- 
ämter zur Rechtfertigung bedenklicher Fest- 
setzungen auf Einzelentscheidungen über- 
geordneter Stellen. Dabei wird die Bedeutung 
von Einzelentscheidungen leicht überschätzt, 
indem Ausführungen solcher Entscheidungen 
verallgemeinert oder auf anders gelagerte 
Fälle angewendet werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Eindruck, daß bei solchen 
Stellungnahmen oberster Behörden in Einzel- 
fällen, die sich nicht zu Verallgemeinerungen 
eignen und dafür auch nicht bestimmt sind, 
nicht immer auf die möglichen Auswirkungen 
bei den unterstellten Dienststellen Bedacht ge- 
nommen wird. Der Bundesrechnungshof hat 
anläßlich der Prüfung von Einzelfällen wieder- 
holt solche unerwünschten und bedenklichen 
Auswirkungen festgestellt. Er hat in solchen 
Fällen auf die der Versorgung gesetzlich ge- 
zogenen Grenzen hingewiesen. Wenn die Vor- 
aussetzungen für eine Versorgung oder eine 
höhere Versorgung nicht gegeben sind, setzt 
bei Notlagen die Zuständigkeit anderer Stel- 
len ein, die die erforderliche Hilfe gewähren. 
Für die Belassung von nicht gerechtfertigter 
Versorgung allein aus fürsorgerischen oder 
sozialen Erwägungen oder aus Billigkeitsgrün- 
den bietet das Versorgungsrecht keine Möglich- 
keit. Der Bundesrechnungshof hat sich bei der 
Durchführung seiner Aufgaben davon leiten 
lassen, daß die Versorgungsberechtigten im Rah- 
men des geltenden Rechts von den Versorgungs- 
behörden alle ihnen zustehenden Leistungen 
und jede mögliche Hilfe erhalten müssen. Die 
soziale Einstellung der Versorgungsbehörden 
ist eine selbstverständliche Richtlinie für ihre 
Arbeit; sie darf aber nicht dazu führen, sich 
über die gesetzlich gezogenen Grenzen hin- 
wegzusetzen. 


Allgemeine Nachprüfung der Ver- 
sorgunesakten 

222. Die große Zahl der Fälle, in denen Versor- 
gungsleitungen ohne ausreichende Nachweise, 
Urkunden, Unterlagen und ärztliche Gutach- 
ten gewährt werden, hat dem Bundesrech- 
nungshof Anlaß zu der Forderung gegeben, 
eine allgemeine Überprüfung der Akten vor- 
zunehmen. Die Notwendigkeit haben der 
Bundesminister für Arbeit und alle Länder 
anerkannt. Wegen der Dringlichkeit anderer 
Arbeiten ist die Überprüfung bis zum Ab- 
schluß der Durchführung des Dritten Geset- 
zes zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
versorgungsgesetzes zurückgestellt worden. 

Die bei einer solchen Nachprüfung gewon- 
nenen Erkenntnisse werden eine wichtige Un- 
terlage für die Beurteilung der Frage sein, ob 
und welche gesetzlichen Maßnahmen erforder- 
lich sind, um überhöhte oder ungerechtfer- 
tigte Leistungen auszuschließen oder zu be- 
grenzen. 

Personelle Ausstattung der Versor- 
gungsbehörden 

223. Während bei den Versorgungsämtern (ohne 
Berlin [West]) oder den ihre Aufgaben aus- 
übenden Stellen am 1. April 1948 5600, am 
i. April 1 949 6620 und am 1. April 1950 
8265 Kräfte beschäftigt waren, standen in den 
Jahren 1951 bis 1954 im Durchschnitt 11 250 
Kräfte (ohne Berlin [West]) zur Verfügung. 
Die Gesamtzahl der für die Versorgungsver- 
waltung zur Verfügung stehenden Kräfte ein- 
schließlich von 598 Aushilfskräften betrug Ende 
des Jahres 1954 17 790 (einschließlich Berlin 
[West]), davon 5570 im Beamtenverhältnis. 

224. Infolge der Auflösung der Reichsversorgungs- 
verwaltung und der damit verbundenen per- 
sonellen Maßnahmen standen zum Zeitpunkt 
der Wiederaufnahme der Kriegsopferversor- 
gung im Jahre 1947 verhältnismäßig wenig 
eingearbeitete und fachkundige Kräfte zur 
Verfügung. Es ist unter diesen Verhältnissen 
in größerem Umfang Personal herangezogen 
worden, das die für diese Aufgaben erforder- 
liche Befähigung und Vorbildung nicht hatte. 
Es wurde im Laufe der Zeit auch nur zu einem 
Teil ersetzt. Von der im Organisationsgesetz 
vorgesehenen Möglichkeit, ungeeignete Kräfte 
in die neue Versorgungs Verwaltung nicht zu 
übernehmen, haben die Länder nur vereinzelt 
Gebrauch gemacht. Diese Verhältnisse haben 
sich bis in die Gegenwart ausgewirkt. 
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Bei der Beurteilung der personellen Ver- 
hältnisse ist zu berücksichtigen, daß an die 
Bearbeiter in der Versorgungsverwaltung 
große Anforderungen gestellt werden. Ohne 
eingehende Kenntnis der versorgungsrecht- 
lichen Vorschriften kann kein Bearbeiter seine 
Aufgaben erfüllen; bei der Verschiedenheit 
der Versorgungsfälle ist für schematische Ar- 
beiten wenig Kaum. Verständnisvolles Ein- 
gehen auf den Einzelfall ist notwendig. Die 
erfahrenen und fähigen Kräfte werden um so 
stärker belastet, je größer die Zahl der für 
ihre Aufgaben nicht oder wrenig geeigneten 
Kräfte ist. Der Bundesrechnungshof hat bei 
seinen Prüfungen immer wieder — auch un- 
ter ursprünglich berufsfremden Kräften — 
sehr gute Leistungen gesehen. Das gilt auch 
für die in der Versorgungsverwaltung in er- 
heblichem Umfange tätigen Beschädigten aller 
Grade und für die Kriegshinterbliebenen. 
Eine größere Zahl von Kräften ist aber den 
Aufgaben nicht gewachsen oder v/ürde an an- 
derer Stelle nutzbringender verwendet wer- 
den können. Häufig hat daher bei zahlen- 
mäßig ausreichender Ausstattung eine Unter- 
besetzung Vorgelegen. 

Die Versorgungsverwaltung bemüht sich, 
Nachwuchskräfte heranzuziehen. Ausbildungs- 
und Fortbildungsmaßnahmen, deren sich ein- 
zelne Länder besonders angenommen haben, 
wirken sich günstig aus. Eine ständige Unter- 
richtung durch Amtsleiter und Dezernenten 
und die Besprechung von praktischen Fällen 
mit den Bearbeitern werden bisher wegen zu 
starker Arbeitsbelastung in verhältnismäßig 
geringem Umfange durchgeführt; einer sol- 
chen Unterrichtung kommt jedoch nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofs große Be- 
deutung zu. 

225. Nach dem Übergang der Aufwendungen für 
die Kriegsopferversorgung auf den Bund am 
1. April 1950 ist zahlenmäßig eine grundsätz- 
lich einheitliche Ausstattung der Versorgungs- 
Verwaltung mit Personal erreicht worden. Die 
Personalstärken wurden für alle Zweige der 
Verwaltung nach Schlüsselzahlen berechnet, 
die auf Erfahrungen in der früheren Reichs- 
vcrsorgungsverw\altung beruhen. Die An- 
wendung von Schlüsselzahlen hat sich be- 
wehrt. Es hat sich aber gezeigt, daß auch die 
w'cgen der Belastung durch die Umrechnung 
der Renten vorübergehend niedriger festge- 
setzten Meßzahlen noch zu hoch waren, so 
daß eine Verstärkung durch Zeitangcstellte 
notwendig w'ar. Der Bundesrechnungshof hat 


bei der Feststellung des Personalbedarfs mit- 
gewirkt. 

Verwaltung 

226. Die Versorgungsbehörden haben bei den Ver- 
waltungsausgaben im allgemeinen die Grund- 
sätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
beachtet. Die unterschiedlichen Auffassungen 
von Bund und Ländern über die Zuständig- 
keit für Entscheidungen und über die finan- 
zielle Verantwortlichkeit für Ausgaben haben 
sich aber auch auf dem Gebiet der Vcrwal- 
tungskosten nachteilig bemerkbar gemacht 
und zu Auseinandersetzungen, Schwierigkei- 
ten und Unklarheiten geführt. Streitig war 
immer wieder die Frage, ob für die Verwal- 
tungsausgaben die Grundsätze oder Richt- 
linien des Bundes oder die in den Ländern gel- 
tenden Bestimmungen maßgebend sind. Ein- 
zelne Länder haben ohne Zustimmung des 
Bundes Ausgaben zu seinen Lasten für 
Zwecke geleistet, für die Haushaltsmittel vom 
Bund nidit bcreitgcstellt waren. Die Verhand- 
lungen darüber sind noch nicht abgeschlossen. 
Durch den Übergang der Verwaltungskosten 
vom Bund auf die Länder auf Grund des 
4. ÜG sind vom 1. April 1955 ab diese Schwie- 
rigkeiten weggefallen. 

227. Die Versorgungseinrichtungen werden auch 
von außerhalb der Verwaltung stehenden Stel- 
len in Anspruch genommen. In diesen Fällen 
waren die Kosten den Bundesmitteln zu er- 
statten. So haben Versorgungsärztliche Untcr- 
suchungsstellen ärztliche Gutachten für die 
Oberversicherungsämter, soweit sie als Spruch- 
instanzen tätig waren, erstattet. Da die 
Kosten des gerichtlichen Spruchverfahrens von 
den Ländern zu tragen w^aren, mußten die für 
die Gutachten entstandenen Ausgaben ein- 
schließlich der Selbstkosten für Röntgen- und 
Laboratoriumsarbeiten, die Vcrpflcgungsko- 
sten für Beobachtungsfälle, die Reisekosten 
und andere Aufwendungen den Bundesmitteln 
wieder zugeführt w r erden. Das ist verschie- 
dentlich unterblieben. Ein Land hat auf Be- 
anstandung des Bundesrechnungshofs dem 
Bund nachträglich in 1961 Fällen Ausgaben 
im Gesamtbetrag von rd. 175 000 DM erstat- 
tet. 

Kassen- und Buchführung, 
Rechnungslegung, Prüfungswesen 

228. Die starke Inanspruchnahme des Personals in 
der Zeit der Neufeststellung der Versorgungs- 
bezüge und der Durchführung der Ände- 



rungsgcsctze zum BVG zwang die Versor- 
gungsämter, hierfür alle verfügbaren Kräfte 
cinzusctzen. Infolgedessen haben die Versor- 

• gungsdienststellen Vorschriften über die Kas- 
sen- und Buchführung sowie über die Rech- 
nungslegung teilweise nicht durchgeführt. Der 
Bundesrechnungshof hat, nachdem die Neu- 
fcststcllung der Renten abgeschlossen war, im- 
mer wieder auf die Notwendigkeit hingewie- 
sen, im Interesse der Kassensicherheit und 
einer ordnungsmäßigen Rechnungslegung die 
maßgebenden Vorschriften sorgfältig zu be- 
achten. Mehrere Fälle von Veruntreuungen 
zeigen, daß eine Vernachlässigung der Sicher- 
heitsvorschriften zu schweren Schäden führt. 

Die große Zahl der fortlaufenden Zahlungen 
und die Häufigkeit der Veränderungen macht 
in der Versorgungsvcrwaltung besondere 
Uberwachungsmaßnahmcn notwendig. Alle 
Veränderungen müssen vom Kassenleiter und 
besonders dafür bcreitgestellten Kräften auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft wer- 
den. Die Bedeutung dieser Maßnahmen läßt 
das Ergebnis der im Rechnungsjahr 1954 auf 
Veranlassung des Bundesrechnungshofs vor- 
genommenen Prüfungen erkennen. Die Prü- 
fer eines Versorgungsamtes haben allein in 
1289 Fällen Fehler und Mängel verschiedener 
Art auf gedeckt. 

Neben der Prüfung der Veränderungen sol- 
len in einem besonders entwickelten Verfahren 
die einzelnen Versorgungsfälle durch außerhalb 
der Kasse tätige Kräfte jährlich einmal und 
ein Zwölftel jährlich zweimal geprüft werden. 
Diese sogenannte Zwölftelprüfung hat die 
Mehrzahl der Länder bereits eingeführt. Sie 
ist nach Auffassung des Bundcsrcchnungshofs 
auch in den anderen Ländern erforderlich. 

229. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt zum 
Ausdrude gebracht, daß insbesondere auf dem 
Gebiet des Kassen- und Rechnungswesens ein- 
gehende und klare Anweisungen notwendig 
sind. Er hält es für erforderlich, daß im Rah- 
men der Verwaltungsvorschriften bundesein- 
heitlich weitere Vollzugsbestimmungcn zu den 
RWB, zur RKO und zur RRO erlassen wer- 
den. Ihr Fehlen hat bisher keine größere Aus- 
wirkung gehabt, weil die bis zur Besetzung 
geltenden Bestimmungen in einem Handbuch 
zusammengefaßt waren, das den Versor- 
gungsdienststcllen zur Verfügung steht; sic 
können im Bedarfsfälle hierauf zurückgreifen, 
soweit die Anwendung der früheren Bestim- 
mungen unter den veränderten Verhältnissen 
möglich ist. Die behelfsmäßige Ordnung muß 


nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
durch eine abschließende und einheitliche Re- 
gelung abgelöst werden. 

Vorprüfung 

230. Nach der Errichtung eigener Verwaltungsbe- 
hörden der Kriegsopferversorgung auf Grund 
des Organisationsgesetzes vom 12. März 1951 
waren bei den Landesversorgungsämtern Vor- 
prüfungsstellen einzurichten; sie haben die ge- 
samten Bundeseinnahmen und -ausgaben der 
Kriegsopferversorgung zu prüfen. Die Vor- 
prüfungsstellen haben in den einzelnen Län- 
dern ihre Aufgaben zu verschiedenen Zeit- 
punkten aufgenommen. Sie waren besonders 
in der Zeit der Neufeststcllung der Renten 
durchweg ungenügend besetzt. Der Umfang 
der Vorprüfung war daher bei weitem nicht 
ausreidiend. 

231. Die Vorprüfung einzelner Vorprüfungsstcl- 
len beschränkte sich auf die Personal- und 
Vcrwaltungskosten. Die weit wichtigere Vor- 
prüfung der allgemeinen Ausgaben (Renten, 
Heilbehandlung) unterblieb. Mehrere Vor- 
prüfungsstellen haben sie erst auf Vorstellun- 
gen des Bundesrechnungshofs hin aufgenom- 
men oder angemessen verstärkt. Wenn die 
Vorprüfungsstcllen die Prüfungen bei dem Um- 
fang der Rentenzahlungen auch auf Stichpro- 
ben beschränken können, so muß doch sicher- 
gestellt sein, daß sie alle wesentlichen Mängel 
erkennen. Dazu gehört die Prüfung der Aus- 
zahlungsanweisungen in Verbindung mit 
den Belegen und den Versorgungsakten, die 
Prüfung der Bücher der Kasse und der von 
der Verwaltung geführten Nach Weisungen, 
insbesondere aber die Prüfung der Anwen- 
dung des Versorgungsrechts an Hand der ein- 
zelnen Versorgungsakten, ferner die Prüfung 
der Heilbehandlungskosten und der Aufwen- 
dungen für die Beweiserhebung. Einzelne Vor- 
prüfungsstellen haben sich nach den Beobach- 
tungen des Bundesrechnungshofs ihrer Auf- 
gabe neuerdings mit gutem Erfolg angenom- 
men. Andere Vorprüfungsstellen müssen in 
größerem Umfang als bisher tätig werden. 

Die übrigen Einzelpläne 

232. Soweit Einzclpläne in diesem Abschnitt nicht 
behandelt sind, hat sich Anlaß zur Bericht- 
erstattung nicht ergeben. Die Prüfungsfest- 
stellungen im Abschnitt „Allgemeine Prü- 
fungsergebnisse“ beziehen sich auch auf diese 
Einzelpläne. 
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Lastenausgleich 

233. Mit dem Inkrafttreten des LAG am 1. Septem- 
ber 1952 sind die Soforthilfesondervermögen, 
die auf Grund des SHG des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets und der entsprechenden Ge- 
setze der Länder der französischen Besatzungs- 
zone gebildet waren, auf ein neues Sonder- 
vermögen des Bundes, den Ausgleichsfonds, 
übergegangen. 

Die Bundeshaushaltsrechnung 1952 enthält 
dementsprechend in den Anlagen VI und VII 
Nachweisungen über die Einnahmen und 
Ausgaben des bisherigen Soforthilfefonds des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets für die Zeit 
vom 1. April bis 31. August 1952 und in der 
Anlage VIII die gleichen Nachweisungen des 
neu gebildeten Ausgleichsfonds für die Zeit 
vom 1. September 1952 bis 31. März 1953. 

234. Der Bundesrechnungshof hat die Überführung 
des Soforthilfefonds der ehemaligen Länder 
Baden und Württemberg-Hohenzollern sowie 
des Landes Rheinland-Pfalz auf den Aus- 
gleichsfonds gemeinsam mit den Landesrech- 
nungshöfen geprüft. 

Dabei hat sich ergeben, daß die in der An- 
lage VIII bei Kapitel 28 als Einnahme nach- 
gewiesenen Kassenbestände der Sonderver- 
mögen im wesentlichen zeitgerecht und ord- 
nungsmäßig auf den Ausgleichsfonds übertra- 
gen waren. Die übrigen Vermögensteile je- 
doch, zumeist Forderungen, waren lediglich 
im ehemaligen Lande Baden einwandfrei über- 
geführt. Die Voraussetzungen hierfür waren 
durch eine rechtzeitige und vollständige Rech- 
nungslegung über das Sondervermögen ge- 
schaffen. 

Das Soforthilfevermögen des früheren Lan- 
des Württemberg-Hohenzollern war unvoll- 
ständig und zum Teil unrichtig angegeben. In 
der Vermögensdarstellung war insbesondere 
ein Betrag von 3,82 Mio DM nicht erfaßt. Auf 
Grund der von den Rechnungshöfen veran- 
laßten vollständigen Bestandsaufnahme ist in- 
zwischen auch hier der Soforthilfefonds ord- 
nungsmäßig übergeleitet worden. 

Im Lande Rheinland-Pfalz ist die Überlei- 
tung des Soforthilfevermögens bisher noch 
unvollständig. Die Vermögensdarstellung war 
auch in diesem Falle nicht erschöpfend und 
teilweise auch unrichtig. Die Rechnungshöfe 
haben verlangt, daß ein prüfbarer Vermögens- 
nachweis aufgestellt wird. Mit Beendigung 
der Arbeiten wird demnächst zu rechnen sein. 


235. Die Vorschriften über die Gewährung von 
Ausgleichsleistungen werden teils vom Bund, 
teils im Auftrag des Bundes von den Ländern 
durchgeführt. Die Länder können Gemein- 
den und Gemcindevcrbände mit der Durch- 
führung beauftragen. Für jeden Landkreis und 
jeden Stadtkreis ist ein Ausgleichsamt ein- 
gerichtet. Für jedes Land besteht ein Landes- 
ausgleichsamt, das die Sachaufsicht über die 
Ausgleichsämter seines Bezirks ausübt. Im Be- 
reich des Bundes ist eine selbständige Bundes- 
oberbehörde, das Bundesausgleichsamt, errich- 
tet. Die Auf gaben, der zentralen Verwaltungs- 
instanz werden nicht wie sonst bei der Auf- 
tragsverwaltung durch die Bundesregierung 
und einen Bundesminister, sondern durch den 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts wahr- 
genommen. Dieser Regelung entsprach im 
wesentlichen auch die Verwaltungsübung 
während der Geltungsdauer des SHG. Sie 
hat durch Ergänzung des Grundgesetzes 
(Art. 120 a) ihre verfassungsrechtliche Grund- 
lage gefunden. 

236. Die gesetzlichen Bestimmungen über die Auf- 
tragsverwaltung haben die Frage nicht ge- 
regelt, wie bei Amtspflicht Verletzungen von 
Bediensteten der Ausgleichsbehörden zu ver- 
fahren ist, wenn dem Ausgleichsfonds ein 
Schaden entstanden ist. Ob in diesem Falle 
das Land oder die Körperschaft, in deren 
Dienst der verantwortliche Beamte steht, dem 
Ausgleichsfonds den Schaden auf Grund der 
allgemeinen Vorschrift des Art. 34 GG zu er- 
setzen hat, ist umstritten. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts hat seit 3 Jahren mit 
den Beteiligten Verhandlungen über den Ab- 
schluß einer Vereinbarung geführt, in der sich 
die Gebietskörperschaften ohne Anerkennung 
einer Rechtspflicht in gewissem Umfange zum 
Schadensersatz bereit finden. Der Bundesrech- 
nungshof hat gegen den Abschluß der geplan- 
ten Vereinbarung Einwendungen nicht er- 
hoben. Eine höchstrichterliche Entscheidung 
hätte möglicherweise einen weiteren Zeitver- 
lust mit sich gebracht. Die Streitfrage berührt 
eine wesentliche Seite der Auftragsverwaltung 
und ist weniger eine Aufgabe der Recht- 
sprechung als des Gesetzgebers. Solange eine 
gesetzliche Regelung aussteht, hat es der Bun- 
desrechnungshof für zweckmäßig gehalten, 
daß eine Regelung im Wege von Verhandlun- 
gen getroffen wird. Ihr Abschluß ist neuer- 
dings in Frage gestellt, weil der Deutsche 
Landkreistag gegen die vorgesehene Regelung 
Bedenken erhoben hat. 
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237. Die Auswirkungen der Bestimmungen über 
die Auftragsverwaltung haben nach den Be- 
obachtungen des Bundesrechnungshofs mit- 
unter zu Ergebnissen geführt, die der prak- 
tischen Arbeit nicht förderlich waren. Die Ein- 
richtung der Ausgleichsbehörden ist grund- 
sätzlich den Ländern und den Kommunal- 
verbänden überlassen. Für die Durchführung 
des Lastenausgleichs ist der Präsident des 
Bundesausgleichsamts verantwortlich. Die Or- 
ganisation der Behörden hat jedoch häufig 
Einfluß auf die Abwicklung der Arbeiten. 
So hat beispielsweise in einem Lande die ge- 
meinsame Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof und den Landesrechnungshof er- 
geben, daß die Organisation des Landesaus- 
gleichsamts zu Verzögerungen bei der Be- 
arbeitung der Darlehnsanträge und bei der 
Auszahlung bewilligter Darlehen geführt hat. 
Den Vorstellungen, die der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts hiergegen erhoben hatte, 
wurde nicht Rechnung getragen. Auf die 
Notwendigkeit einer zweckmäßigeren Rege- 
lung haben der Bundesrechnungshof und der 
beteiligte Landesrechnungshof erneut hinge- 
wiesen. Ob ihre Anregungen Erfolg haben 
werden, ist noch offen. In anderen Ländern 
waren Ausgleichsbehörden unzureichend oder 
mit ungeeignetem Personal besetzt. Das hatte 
zur Folge, daß größere Arbeitsrückstände ent- 
standen oder unrichtige Entscheidungen ge- 
troffen wurden. Mitunter trug die Organi- 
sation die Gefahr einer Interessenkollision in 
sich, wenn beispielsweise der Leiter des Aus- 
gleichsamts dem Leiter des Sozialamts unter- 
stellt war oder beide Ämter denselben Leiter 
hatten. Der Bundesrechnungshof hat derartige 
Feststellungen regelmäßig gegenüber dem 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts zur 
Sprache gebracht. Dieser kann organisatorische 
Änderungen nur vorschlagen. Ihre Durchfüh- 
rung bleibt dem Ermessen des Landes oder der 
kommunalen Körperschaft überlassen. 

238. Für die Vorprüfung der Ausgaben des Aus- 
gleichsfonds auf der unteren Verwaltungs- 
stufe sind grundsätzlich die beauftragten Ge- 
meinden und Gemeindeverbände zuständig. 
Nach Ansicht des Bundesrechnungshofs wäre 
eine überörtliche Vorprüfung zweckmäßig, 
weil sie einen geringeren Verwaltungsaufwand 
erfordert und daher Kosten spart. Das wird 
durch Berechnungen eines Landesausgleichs- 
amts bestätigt, nach denen in diesem Bereich 
etwa 48 zusätzliche Arbeitskräfte bei einer 
Vorprüfung durch die örtlichen Rechnungs- 
prüfungsämter der Kreise erforderlich sind. 


Eine überörtliche Vorprüfung würde in dem- 
selben Bereich nach der Schätzung des Landes- 
ausgleichsamts nur annähernd 6 Arbeitskräfte 
erfordern, also etwa den achten Teil des Be- 
darfs bei Vorprüfung durch die örtlichen Stel- 
len. Zu einem ähnlichen Ergebnis haben auch 
die Untersuchungen eines anderen Landes ge- 
führt. 

Die Vorprüfung erfordert, wenn sie ihren 
Zweck erfüllen soll, besonders qualifizierte 
Kräfte mit eingehender Kenntnis des Lasten- 
ausgleichsrechts und großer Verwaltungserfah- 
rung. An derart hochwertigem Personal be- 
steht aber in fast allen Ländern Mangel. Bei vie- 
len Ausgleichsämtern eines Landes werden in- 
folgedessen Vorprüfungen überhaupt noch 
nicht durchgeführt. Auch die vorhandenen 
örtlichen Vorprüfungsstellen werden aber im 
allgemeinen mit den zur Verfügung stehenden 
Kräften den Zweck der Vorprüfung bis auf 
weiteres nicht so erfüllen können, wie es bei 
überörtlicher Vorprüfung schon jetzt möglich 
wäre. 

Obwohl diese Verhältnisse zu der Erwar- 
tung berechtigen sollten, daß die zuständigen 
Stellen der überörtlichen Vorprüfung den Vor- 
zug geben, ist deren Einrichtung bisher nur in 
einem Lande in Erwägung gezogen. In den 
meisten Ländern wird eine überörtliche Vor- 
prüfung von den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden abgelehnt. Der ßundesrechnungs- 
hof wird diese Frage schon mit Rücksicht 
darauf weiterverfolgen, daß der Bund die 
Hälfte der Verwaltungskosten zu tragen hat. 

239. Im allgemeinen zeigen die Erfahrungen des 
Bundesrechnungshofs, daß die Gebietskörper- 
schaften ihren Aufgaben im Rahmen des 
Lastenausgleichs gerecht werden und den 
Wünschen der zentralen Verwaltungsinstanz 
entgegenkommen. Schwierigkeiten sind mehr 
oder weniger mit jeder Auftragsverwaltung 
verbunden. Sie treten in der Lastenausgleichs- 
verwaltung besonders deutlich in Erscheinung, 
weil es sich bei ihr um einen völlig neuen Ver- 
waltungszweig und um schwierige Arbeiten 
handelt. 

240. Die Lastenausgleichsbank, die im Laufe des 
Jahres 1954 in eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts umgewandelt worden ist, hat bei der 
Durchführung des Lastenausgleichs umfang- 
reiche und wichtige Aufgaben zu erfüllen. 
Schon während der Geltungsdauer des SHG 
hatte sie die Darlehen für den Existenzaufbau 
Geschädigter und für die Schaffung von Dau- 
erarbeitsplätzen für den Soforthilfefonds zu 
verwalten. Insgesamt beträgt die Höhe dieser 
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Darlehen 510 Mio DM. Nach Inkrafttreten 
des LAG haben die Aufgaben der Lastenaus- 
gleichsbank an Bedeutung noch erheblich ge- 
wonnen. Zu der treuhänderischen Verwaltung 
der Darlehen nach dem SHG und dem LAG 
sind weitere Funktionen, vor allem auf dem 
Gebiet der Vorfinanzierung, getreten. Die 
Bank hatte steuerbegünstigte Darlehen gemäß 
dem Gesetz über die steuerliche Begünstigung 
von Zuschüssen und Darlehen zur Vorfinan- 
zierung des Lastcnausgleichs vom 15. Mai 1953 
und steuerbegünstigte Darlehen nach § 7 f 
EStG entgegenzunehmen und an das Bundes- 
ausgleichsamt weiterzuleiten. Sie hatte ferner 
die von der Bundesregierung zur Vorfinanzie- 
rung des Lastenausgleichs beschlossenen Anlei- 
hen aufzulegen und den Erlös dem Ausgleichs- 
fonds zuzuführen. 

Neue Aufgaben übernahm die Bank auch in 
Zusammenhang mit dem Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener, der Altsparer- 
entschädigung und der verstärkten Förderung 
der Landwirtschaft nach § 46 Abs. 2 des Bun- 
desvertriebenengesetzes. Ihre Tätigkeit be- 
schränkte sich allerdings in diesen Fällen im 
wesentlichen auf die Weiterleitung der vom 
Bundesausgleichsamt zur Verfügung gestellten 
Beträge. Schließlich war die Bank bei den 
nach § 303 LAG zur wirtschaftlichen und 
sozialen Förderung von Geschädigten vorge- 
sehenen Maßnahmen in der Weise eingeschal- 
tet, daß sie Bürgschaften für zinsgünstige Bc- 
tricbsmittelkredite übernahm, die regionale 
Bankinstitute Geschädigten gewährten. Um 
diesen Instituten die Hergabe der Betriebsmit- 
telkreditc zu erleichtern, stellte ihnen die Bank 
Kredite aus Mitteln des Ausgleichsfonds zur 
Verfügung (Liquiditätskredite). 

Die Bedeutung der Lastenausgleichsbank für 
den Lastenausgleich kommt in eindrucksvol- 
ler Weise in den Zahlen ihres Geschäftsbe- 
richts für das Jahr 1954 zum Ausdruck. Da- 
nach belaufen sich die treuhänderisch für den 
Ausgleichsfonds verwalteten Darlehen am 
31. Dezember 1954 auf rd. 1850 Mio DM. 
Für Zwecke des Währungsausgleichs, der Alt- 
sparerentschädigung und des BVG hat die 
Bank bis zu diesem Tage rd. 1000 Mio DM 
aus Mitteln des Ausgleichsfonds ausgezahlt, 
während sie zur Vorfinanzierung des Lasten- 
ausgleichs rd. 569 Mio DM aufgenommen hat. 
Die Höhe der von ihr gewährten Liquiditäts- 
kredite betrug rd. 68 Mio DM. 

241. Die Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
im Dezember 1953 hat ergeben, daß die der 
Bank vom Bundesausgleichsamt eingeräumten 


Bedingungen nicht immer in angemessenem 
Verhältnis zu dem Umfang ihrer Tätigkeit 
und der hiermit verbundenen Verantwortung 
standen. Anlaß zu Beanstandungen hat insbe- 
sondere die Höhe der Gebühren gegeben, die 
das Bundesausgleichsamt der Bank für die Ver- 
waltung der Eingliederungsdarlehen zugebil- 
ligt hatte. Diese Gebühren überschritten die 
persönlichen und sächlichen Aufwendungen in 
erheblichem Umfange. Der der Bank verblei- 
bende Nutzen war unangemessen hoch. Es 
war nicht in Betracht gezogen, daß die Bank 
bei der Verwaltung der Darlehen keinerlei 
Risiko zu tragen hatte. Hinzu kam, daß das 
Hauptamt für Soforthilfe und später das Bun- 
desausgleichsamt der Lastenausgleichsbank lau- 
fend höhere Beträge zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben zugewiesen haben, als sie tatsächlich be- 
nötigte (sog. Vorratsbeträge). Die auf diesen 
Zuweisungen beruhende Geldflüssigkeit der 
Bank hat es ihr zeitweilig gestattet, etwa 
80 Mio DM zu günstigen Bedingungen zins- 
bringend anzulegen. Auch die Mittel für die 
Liquiditätskredite sind der Bank zu einer Zeit 
zur Verfügung gestellt worden, als sie in die- 
ser Höhe noch nicht gebraucht wurden. So 
war von den bis zum 12. März 1953 der Bank 
vom Bundesausgleichsamt insgesamt überwie- 
senen 90 Mio DM am 31. Dezember 1953 nur 
die Hälfte als Liquiditätskredite verwendet 
worden. Die übrigen Mittel hatte die Bank im 
Eigengeschäft als Festgeld günstig angelegt. 

242. Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts gebeten, die Ge- 
schäftsbeziehungen zur Lastenausgleichsbank 
neu zu regeln. Er hat insbesondere verlangt, 
daß die Gebühren ermäßigt und auf der Grund- 
lage einer Kostenrechnung festgesetzt werden. 
Dabei hat er darauf hingewiesen, daß bei Zah- 
lung von Gebühren aus dem Ausglcichsfonds 
eine besonders sorgfältige Prüfung erforder- 
lich ist, da jeder Betrag, der über das angemes- 
sene Maß hinaus hierfür verwendet wird, dem 
Ausgleichsfonds für Leistungen an Geschädigte 
verlorengeht. Soweit die Bank auf Grund der 
Abmachungen mit dem Bundesausgleichsamt 
Mittel zu früh erhalten und günstig angelegt 
hat, hat der Bundesrechnungshof empfohlen, 
im Wege von Verhandlungen anzustreben, 
daß ein angemessener Teil der durch die An- 
lage erzielten Gewinne dem Ausgleichsfonds 
zugeführt wird. 

Die Lastenausgleichsbank hat inzwischen 
dem Ausgleichsfonds für das Geschäftsjahr 
1953 einen Betrag von 1 Mio DM erstattet 
und für 1954 auf einen Betrag von 



2 Mio DM verzichtet. Sie hat dabei zum Seit dem 1. November 1954 werden der 

Ausdruck gebracht, daß sie sich zu dieser Re- Lastenausgleichsbank die Mittel des Ausgleichs- 

gclung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht fonds täglich in Höhe des tatsächlichen Be- 
bereit gefunden hat. darfs zur Verfügung gestellt. 

Die finanzielle Auswirkung der Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofs 

243. Uber die finanziellen Ergebnisse, die der Bundesrechnungshof mit seinen Prüfungen erzielt hat, 
gibt die nachstehende Zusammenstellung Aufschluß: 


Nachträgliche Einnahmen oder rückgängig ge- 
machte Ausgaben 

nachträgliche Ausgaben oder rückgängig ge- 
machte Einnahmen 

bei Ausgleich von Titel Verwechslungen ent- 
standene 

Wenigerausgaben 

. Mehreinnahmen 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 

einmalige Mehreinnahmen 

jährliche Wenigerausgaben 

jährliche Mehreinnahmen 


Rechnungsjahr 

1952 1953 

(einschließlich der in 
der Denkschrift 1951 
Nr. 406 für das Rech- 
nungsjahr 1952 ausge- 
wiesenen Beträge) 


46 349 952 DM 

12 867 495 

DM 

388 329 DM 

60 723 

DM 


25 551 DM 

— DM 

5 634 DM 

— DM 

4 680 358 DM 

339 550 DM 

10 611 826 DM 

1 147 194 DM 

39 252 007 DM 

6 696 338 DM 

1 427 482 DM 

335 736 DM 


Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, vor allem für das Rechnungsjahr 1953, weil viele Prü- 
fungsverfahren noch nicht abgeschlossen sind. 


Außerdem sind noch nachträglich für frühere Rechnungsjahre (1949 bis 1951) ermittelt: 


Nachträgliche Einnahmen oder rückgängig gemachte Ausgaben . 2 585 033 DM 

nachträgliche Ausgaben oder rückgängig gemachte Einnahmen . . 38 977 DM 

voraussichtliche jährliche 

Wenigerausgaben 120 483 DM 

Mehreinnahmen 207 617 DM. 


Die Prüfungen führten ferner für die Rech- 
nungsjahre 1952 und 1953 zu einer Nachfor- 
derung an Landesstcucrn von rd. 8,5 Mio DM, 
die in den vorstehenden Ergebnissen nicht 
enthalten sind (vgl. Nr. 108). 

Die angegebenen Ergebnisse können für 
sich allein nicht als Maßstab für den Erfolg 
oder die Bedeutung der Prüfungen des Bun- 
desrechnungshofs angesehen werden. Wesent- 
licher ist die vorbeugende Wirkung aus der 


ständigen Überwachung der Haushaltswirt- 
schaft. Hierauf habe ich schon in früheren 
Denkschriften hingewiesen. 

Ebenfalls nicht unmittelbar in Erscheinung 
treten die finanziellen Auswirkungen durch 
die begutachtende Tätigkeit, die auf eine Stei- 
gerung der Verwaltungswirksamkeit, Verein- 
fachung und Einsparung, Rationalisierung, Be- 
seitigung von Mängeln sowie auf gleichmäßige 
Anwendung der Vorschriften hinzielt. 



V. Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

244. Seit dem Abschluß der Denkschrift 1951 habe 
ich als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung bis August 1955 eine 
Anzahl größerer Gutachten erstattet, über 
deren wichtigste Ergebnisse ich berichte. 

Auswärtiges Amt (Zentrale) 

245, Im Dezember 1953 hatte mich der Bundes- 
minister der Finanzen um eine „gutachtliche 
Stellungnahme zu dem organisatorischen Auf- 
bau des Auswärtigen Amtes und zu dem ge- 
forderten weiteren Personalbedarf“ gebeten. 
Das Auswärtige Amt unterstützte diese Bitte. 
In den Verhandlungen über den Haushalts- 
voranschlag des Auswärtigen Amtes (Zentrale) 
für das Rechnungsjahr 1954 war über 315 
Kräfte, und zwar 95 Beamte, 158 Angestellte 
und 62 Arbeiter, keine Übereinstimmung er- 
zielt worden. Mein Gutachten sollte die 
Grundlage für die Entscheidung über die Frei- 
gabe dieser im Haushaltsplan zunächst mit 
einem Sperrvermerk versehenen Stellen ab- 
geben. 

Für die Organisation eines Außenmini- 
steriums lassen sich außer ganz allgemeinen 
Grundsätzen keine unwandelbaren Organi- 
sationsprinzipien aufstellen. Die Gestaltung 
des Verwaltungskörpers ist von den außen- 
politischen Gegebenheiten, aber auch von in- 
nenpolitischen Anschauungen abhängig. Die 
diesen Bedingtheiten angepaßte Form ist 
wiederum stark beeinflußt von der subjek- 
tiven Auffassung der Amtsleitung über das 
jeweils Zweckmäßige. Die Verteilung der Auf- 
gaben des Amtes und damit sein äußerer Auf- 
bau sind weitgehend beeinflußt durch die Ent- 
wicklung der außenpolitischen Verhältnisse 
seit dem Zusammenbruch. Die wichtigsten 
organisatorischen Probleme beim Auswärtigen 
Amt sind die Willensbildung im Amte, die 
Aufteilung des gesamten Arbeitsbereichs nach 
„regionalen“ oder „fachlichen“ Gebieten (Län- 
derabteilungen — Fachabteilungen), die Zu- 
sammenfassung gleichartiger, in verschiedenen 
Abteilungen vorkommender Arbeitsvorgänge 
zu einheitlichen Arbeitsgebieten, die Bildung 
von leistungsfähigen, tragenden Ministerial- 
referaten und die Abgrenzung der Aufgaben 
des Auswärtigen Amtes gegenüber den an- 
deren Ressorts. 

Die grundlegende organisatorische Frage 
der Arbeitsteilung des Amtes nach terri- 


torialen oder fachlichen Gesichtspunkten hatte 
schon der Bundestag angeschnitten, als er in 
seiner Sitzung vom 7. April 1954 die Zusam- 
menlegung der Politischen Abteilung und der 
Länderabteilung anregte. Hiermit sollte die 
organische Verbindung zusammenhängender 
Arbeitsgebiete erreicht werden. 

Die Lösung dieses Problems dürfte im an- 
gemessenen Ausgleich zwischen beiden Prin- 
zipien liegen. Grundsätzlich wird davon aus- 
zugehen sein, daß sich aus der Aufgabe des 
Auswärtigen Amtes, die Beziehungen zu aus- 
ländischen Staaten zu regeln, zwangsläufig 
eine geographische Gliederung ergibt. Dieses 
organisatorische Prinzip ist jedoch bis in die 
letzte logische Konsequenz nicht durchführ- 
bar, weil eine Anzahl Fragen generell geregelt 
werden muß. Aus diesem Grunde werden 
eine Rechtsabteilung und eine Kulturabteilung 
für die allgemeinen rechtlichen und kulturel- 
len Fragen bestehenbleiben müssen. Auch 
eine Personal- und Verwaltungsabteilung wird 
immer ein besonderer Teil der Gliederung 
sein. 

Wenn neben der „Länderabteilung“ nun 
noch eine „Politische Abteilung“ bestehen- 
bliebe, so wäre die „Länderabteilung“ einer 
eigenen Substanz weitgehend beraubt. Gerade 
sie aber sollte im Bereich der auswärtigen Be- 
ziehungen den tragenden Pfeiler der außen- 
politischen Arbeit bilden. Deshalb werden 
nach Abschluß der Aufbauarbeiten alle poli- 
tischen Fragen der Länderabteilung zu über- 
tragen und, soweit nicht ihre einheitliche Be- 
arbeitung innerhalb dieser Abteilung erfor- 
derlich ist, in die einzelnen Länderreferate ein- 
zubeziehen sein. 

Ob aus der überwiegend geographisch ge- 
gliederten Handelspolitischen Abteilung die- 
jenigen Angelegenheiten, die nicht die über- 
regionalen handelspolitischen Fragen betref- 
fen, von der Länderabteilung übernommen 
werden können, ja, ob später nach der Wie- 
derherstellung der Freizügigkeit auf dem Ge- 
biete der Devisenpolitik und des Warenaus- 
tausches die Handelspolitische Abteilung über- 
haupt aufzulösen wäre, habe ich noch nicht 
für reif zur Entscheidung gehalten. Überhaupt 
ersdiien es mir verfrüht, für den organisato- 
rischen Aufbau schon jetzt ein neues Gliede- 
rungschema aufzustellen. Wenn auch die Auf- 
gaben des Amtes in den Grundzügen fest- 
stehen und insoweit die Aufbauzeit ab- 
geschlossen ist, so muß doch mit Änderungen 
und Neuerungen, insbesondere mit Gewichts- 
verlagerungen innerhalb der großen Arbeits- 
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bereiche, gerechnet werden. Auch wird eine 
Reihe zeitbedingter Aufgaben wegfallen. 

Die Abgrenzung der Zuständigkeiten zu 
den anderen Bundesministerien fand ich im 
allgemeinen befriedigend. Im Verhältnis zu 
den anderen Ressorts muß an dem Grund- 
satz festgehalten werden, daß die einschlägi- 
gen Arbeitsbereiche des Amtes sich weit- 
gehend auf das Fachwissen der anderen Res- 
sorts stützen. Der Auslandspressedienst ist in 
das Presse- und Informationsamt eingeglie- 
dert. Der Aufgabenteilung zwischen dem Aus- 
wärtigen Amt und dem Ministerium für ge- 
samtdeutsche Fragen im Bereich der Saar- 
frage und der Ostgebiete liegt eine politische 
Entschließung zugrunde. Die Abgrenzung der 
Zuständigkeit zwischen der Kulturabteilung 
des Auswärtigen Amtes und dem Bundes- 
minister des Innern war Gegenstand von 
Verhandlungen zwischen den Ressorts. 

Für zwei Abteilungen, die nicht in Unter- 
abteilungen aufgeteilt sind, bei denen auch die 
Voraussetzungen für die Bildung von Unter- 
abteilungen nicht bestehen, hat das Auswär- 
tige Amt Stellen für Ministerialdirigenten 
(B 7a) beantragt. Diesen Anträgen vermochte 
ich aus grundsätzlichen Erwägungen nicht zu- 
zustimmen. Stellen nach B 7a sind ausschließlich 
für die Leiter von Abteilungen oder Unter- 
abteilungen vorgesehen. Zur Rechtfertigung 
der geforderten Stellen wurde auf die häufige 
Abwesenheit der Abteilungsleiter zur Wahr- 
nehmung von Dienstgeschäften im Ausland 
hingewiesen. Bei der Rechtsabteilung wurde 
die Dirigentenstelle außerdem mit der Not- 
wendigkeit begründet, Delegationsführer in 
höheren Rangstufen bei Auslandsverhandlun- 
gen zu stellen, bei der Kulturabteilung da- 
mit, daß der Abteilungsleiter durch die kul- 
turell-fachlichen Fragen so in Anspruch ge- 
nommen sei, daß er sich den Verwaltungs- 
fragen, deren Bedeutung durch die hier in 
Rede stehenden hohen Fonds unterstrichen 
wird, nicht in ausreichendem Maße widmen 
könne. Ähnliche Gründe für die Unter- 
stützung des Abteilungsleiters durch einen Di- 
rigenten würden sich aber auch in anderen 
Fällen finden; andere Ressorts würden daher 
unter Hinweis auf die für sie zutreffenden Be- 
sonderheiten gleiche Forderungen erheben. 
Nur bei konsequenter Einhaltung der be- 
stehenden Richtlinien kann ein Einbruch in 
die bisherige Praxis und damit eine Auswei- 
tung der Tätigkeitsmerkmale für die Gruppe 
B 7a vermieden werden. Im übrigen würde 
durch die Einschiebung eines Dirigenten 


zwischen den Direktor und den Referenten der 
notwendige unmittelbare Kontakt zwischen 
dem Abteilungsleiter und seinen Referenten in 
unerwünschter Weise unterbrochen. Ich war 
mir dessen bewußt, daß das frühere Auswär- 
tige Amt diese Linie nicht immer eingehalten 
hat. Eine abweichende Regelung hielt ich aber 
aus den genannten Gründen auch beim Aus- 
wärtigen Amt nicht für richtig. 

Wenn die Arbeit der Auslandsvertretungen 
sich eingespielt hat, werden ihnen auf man- 
cherlei Gebieten, vor allem auf dem der Per- 
sonalbewirtschaftung und des inneren Dien- 
stes, Aufgaben zur selbständigen Erledigung 
übertragen werden können, die heute noch 
zentral bearbeitet werden. Auch in der Zen- 
trale dürfte dann die Zeit für die Abgabe von 
Aufgaben vom höheren auf den gehobenen 
Dienst und von diesem auf die Bürohilfskräfte 
gekommen sein. Die Konzentration und die 
Zentralisierung, die in der Aufbauzeit zu- 
nächst richtig war, muß nunmehr aufgelockert 
werden. 

Infolge des beschleunigten Wiederaufbaues 
des Auswärtigen Dienstes ist die Gliederung 
und Geschäftsverteilung bei den Auslandsver- 
tretungen sehr unterschiedlich. Vor allem feh- 
len noch einheitliche geschäftsordnende Richt- 
linien; in der bürotechnischen Einrichtung 
gibt es Mängel und Lücken. Die Erkenntnisse 
und Ansatzpunkte für die Verbesserung in 
der Organisation der Auslandsvertretungen 
können nur aus der Praxis heraus erarbeitet 
und durch gründliche Untersuchungen des Ge- 
schäftsablaufs gewonnen werden. Daher hielt 
ich es für vertretbar, das für die Organisation 
der Auslandsbehörden eingesetzte Personal 
vorübergehend zu verstärken. Bisher waren 
unter einem Beamten des gehobenen Dienstes 
4 regionale Prüfungsbereiche mit je einem Be- 
amten des gehobenen Dienstes eingerichtet. 
Von diesen 4 Beamten des gehobenen Dien- 
stes konnte, wenn die in der Zentrale wahr- 
zunehmenden Arbeiten nicht ruhen sollten, 
jeweils nur einer mit Auslandsprüfungen an 
Ort und Stelle befaßt werden. Ich habe vor- 
geschlagen, für die Prüfung von Auslands- 
vertretungen 3 Prüfungsgruppen von je 
2 Prüfern (je einem Amtsrat und je einem 
Konsulatssekretär I. Klasse) zu bilden. Auf 
diese Weise würden die Prüfungen, die grund- 
sätzlich die kleineren Vertretungen nicht er- 
fassen werden, in etwa einem Jahr durch- 
geführt werden können. 
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Ich habe auch untersucht, ob es sich empfiehlt, 
die Prüfungsgruppen einem Beamten des 
höheren Dienstes zu unterstellen und bin zu 
dem Ergebnis gekommen, daß der regelmäßige 
Einsatz von Kräften des höheren Dienstes bei 
den Prüfungsgruppen nicht zu vertreten ist, 
weil das Schwergewicht der Untersuchungen 
auf den Gebieten der Büroorganisation, des 
Einsatzes der Sachbearbeiter, Büro- und 
Schreibkräfte und des allgemeinen Geschäfts- 
ablaufs liegt. Fallen darüber hinaus Fragen 
an, die zum Arbeitsbereich des höheren Dien- 
stes gehören, so wird sich von Fall zu Fall 
die Heranziehung eines Beamten des hö- 
heren Dienstes empfehlen. An den Schluß- 
besprechungen bei den größeren Vertretungen 
wird eine solche Beteiligung sogar die Regel 
sein. Aus diesen Gründen habe ich den Ver- 
zicht auf die Einsetzung eines besonderen In- 
spekteurs für richtig gehalten. 

Nach diesen Vorschlägen, zu denen noch 
solche für die zweckmäßigere Gestaltung des 
inneren Dienstes traten, ergab sich ein neuer 
Stellenplan, der zwar eine Vermehrung gegen- 
über dem Ist-Bestande zur Zeit der Prüfung 
enthielt, der aber gegenüber dem Soll im Bun- 
deshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 
einschließlich der gesperrten Stellen eine Ein- 
sparung von insgesamt 178 Dienstposten vor- 
sah. 

Die in meinem Gutachten ermittelten Be- 
darfszahlen konnten mit geringen Änderun- 
gen auch für das Haushaltsjahr 1955 zu- 
grunde gelegt werden. 

Im Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
besteht innerhalb der Bundesrepublik keine 
nachgeordnete Dienststelle. Deshalb müssen 
zur Zeit auch reine Verwaltungs- (Ausfüh- 
rungs-) Arbeiten im Ministerium erledigt wer- 
den. Das hat eine unerwünschte Aufblähung 
des Ministeriums zur Folge. Eine Entlastung 
ist dadurch möglich, daß eine nachgeordnete 
Dienststelle als „Ausführungsbehörde" gebil- 
det wird. Die Zentrale würde so von Einzel- 
fragen entlastet und, dem Wesen des Mini- 
steriums entsprechend, für die Bearbeitung 
der politischen und Grundsatzfragen frei- 
gestellt. 

Über das Ergebnis örtlicher Erhebungen 
des Bundesrechnungshofs über die Organi- 
sation und Wirtschaftlichkeit bei 16 Auslands- 
vertretungen ist im Abschnitt IV — Auswär- 
tiges Amt — Nr. 17 ff. berichtet worden. 


Deutsches Patentamt München 

246. In den vorausgegangenen drei Gutachten vom 
März 1952, September 1953 und Februar 1954 
über das Deutsche Patentamt (DPA) hatte ich 
eingehende Vorschläge für Aufbau, Verfahren 
und Personalwirtschaft (vgl. Denkschrift 1951 
Nr. 410) vorgelegt. Sie wurden im Entwurf 
des Haushaltsplans sowie des Organisations- 
und Stellenplans für 1955 weitgehend be- 
rücksichtigt. Die Organisation des Amtes 
wurde vereinfacht und das Verfahren verbes- 
sert. Die erforderlichen personalwirtschaft- 
lichen Maßnahmen wurden so beschleunigt, 
daß das Haushaltssoll inzwischen voll aus- 
geschöpft werden konnte. 

Bei meinem vierten Gutachten (vom Januar 
1955) bin ich von folgendem ausgegangen. Es 
ist anzunehmen, daß die Zahl der Anmeldun- 
gen (Patente, Gebrauchsmuster, Warenzei- 
chen) in den folgenden Jahren nur noch ge- 
ringfügig ansteigen und sich eher verringern 
wird. Der nach 1945 entstandene Nachhol- 
bedarf dürfte inzwischen befriedigt sein. 
Einige Umstände könnten allerdings etwaige 
rückläufige Bewegungen wieder ausgleichen 
(Intensivierung der Industrieforschung, stei- 
gende Anmeldungen in den Militärklassen). 
Bei den Warenzeichen können Änderungen 
der Geschäftsgewohnheiten (Verpackungs- 
methoden) ähnliche Ergebnisse haben. Neben 
der Entwicklung der Anmeldung können ge- 
setzgeberische Maßnahmen Mehrarbeit verur- 
sachen. So brachte das am 1. August 1953 in 
Kraft getretene Fünfte Gesetz zur Ände- 
rung und Überleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
(5. ÜG) dem DPA nicht unwesentliche zusätz- 
liche Aufgaben. Weitere werden u. a. mit der 
Verabschiedung des Gesetzes über Erfindun- 
gen von Arbeitnehmern und Beamten sowie 
des Patentanwaltgesetzes hinzutreten. 

Im günstigen Sinne wird die weitere Ent- 
wicklung vornehmlich durch die innere Kon- 
solidierung der Behörde sowie durch die stei- 
gende Leistung ihrer Amgehörigen beeinflußt 
werden. Audi eine fortschreitende Verjün- 
gung des Personalkörpers wird sich aus- 
wirken. 

Bei den Patentabteilungen habe ich eine Er- 
höhung der Zahl der Prüfer und die Bildung 
von 16 Abteilungen für erforderlich und aus- 
reichend gehalten. Dabei ist eine Reihe von 
neuen Belastungen berücksichtigt worden 
(Auswirkungen des Armenrechts im ersten 
Jahr nach Inkrafttreten des 5. ÜG etwa 600 
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Anträge, Zunahme der C jebrau chsmirst er- 
löschungsklagen — 1954 etwa 240 — , Anwach- 
sen des Prüfstoffes, nicht zuletzt durch den Be- 
schluß des Großen Senats vom 7. August 
1953). Bei den übrigen Abteilungen (Patent- 
verwaltungsabteilung, Gebrauchsmusterstelle, 
Urheberrechtsabteilung, W arenzeichenabtei- 
lung und Internationale Markenstelle, Senate, 
Zentralabteilung) ergab sich aus der Ermitt- 
lung der Arbeitsbelastung ein Vorschlag für 
eine geringfügige Erhöhung der Zahl der 
Kräfte. 

ln der letzten Zeit sind, hervorgerufen durch 
die Ausführungen der Referentendenkschrift 
zur Vorbereitung eines Richtergesetzes, Zwei- 
fel darüber aufgetreten, welche Rechtsstellung 
das DPA im Behördenaufbau der Bundesver- 
waltung einnimmt, und im Zusammenhang 
damit eine Anzahl verfassungsrechtlicher Fra- 
gen aufgeworfen worden. 

Ich sah es nicht als meine Aufgabe an, mich 
zu diesen Fragen zu äußern, konnte aber an- 
dererseits an diesen die Stellung des DPA und 
seinen organisatorischen Aufbau so stark be- 
rührenden Fragen nicht völlig Vorbeigehen. 
Man wird für die Beurteilung davon auszuge- 
hen haben, daß, wie der Bundesminister der 
Justiz am 30. Juli 1954 in seiner Ansprache 
erklärt hat, der geltende Rechtszustand „sich 
im großen und ganzen wählend ucs 75 jähri- 
gen Bestehens eines DPA ausgezeichnet be- 
währt hat“. Diese Bewährung gilt nicht nur 
der befriedigenden Erledigung der Geschäfte, 
sie gilt m. E. auch in rechtsstaatlicher Hinsicht. 
Das DPA ist seit seinem Bestehen ein nicht 
hinwegzudenkender Bestandteil der rechts- 
staatlichen Ordnung. Es haben sich niemals 
ernsthafte Ztveifel daran ergeben, daß die in- 
nere und äußere Ordnung seiner Tätigkeit 
rechtsstaatÜchen Grundsätzen entspricht. 

Sollte eine Neuregelung für erforderlich ge- 
halten werden, so sollte sie das bisherige Ge- 
füge und den Aufgabenbereich des Amtes im 
wesentlichen aufrechterhalten. 

Suchdiensteinr ich tungen 
des Deutschen Roten Kreuzes und 
der kirchlichen Wohlfahrtsverbände 

247. Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte hat mich im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen gebeten, im Anschluß an das von mir 
erstattete Gutachten über die Wirtschaftsfüh- 
rung der Suchdienststellen des Deutschen 
Roten Kreuzes (DRK) in München und Ham- 


burg vom 19. April 1952 (vgl. Denkschrift 
1951 Nr. 412) zu prüfen, ob die derzeitige 
Organisation des gesamten Suchdienstes ein- 
schließlich der Landesnachforschungsdienste 
und des Kirchlichen Suchdienstes auf die 
Dauer in dem jetzigen Umfang noch erforder- 
lich ist, und zwar unter Berücksichtigung 

a) des zur Zeit bei den Suchdienststellen noch 
vorhandenen Bestandes an ungeklärten 
Suchaufträgen, 

b) noch zu erwartender neuer Aufträge. 

Er hat midi insbesondere gebeten zu prü- 
fen, welcher Teil der ungeklärten Schicksale 
auf Grund der bereits durchgeführten Ermitt- 
lungen als unklärbar angesehen werden muß, 
so daß weitere Aufwendungen in dieser Hin- 
sicht in keinem Verhältnis zu einem theore- 
tisch noch möglichen Erfolg stehen würden. 

Eine Beantwortung der im Auftrag ent- 
haltenen Fragen war nur auf Grund einer 
Organisationsprüfung aller Suchdiensteinrich- 
tungen des DRK und der kirchlichen Wohl- 
fahrtsverbände möglich. 

Die vorläufigen Ergebnisse der Prüfung 
haben mir Veranlassung gegeben, die Aufhe- 
bung des Sperrvermerks im Bundeshaushalts- 
plan für das Redmungsjahr 1954 — Kapitel 
26 01 Titel 305 — zu empfehlen und in einem 
weiteren Schreiben an den Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte auch die Aufhebung des im Entwurf 
zum Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1955 vorgesehenen Sperrvermerks über 
500 000 DM zu befürworten. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat den Sperrvermerk 
für das Rechnungsjahr 1954 aufgehoben. Fer- 
ner hat der Pfaushaltsausschuß des Bundes- 
tages bei der Erörterung des Einzelplans 26 
beschlossen, den Sperrvermerk für das Rech- 
nungsjahr 1955 zu streichen. 

Zu den Suchdiensteinrichtungen des DRK 
gehören 

die Suchdienst-Leitstelle, 

die Suchdienststellen Hamburg und München, 
die Suchdienstverbindungsstelle Berlin sowie 
die Landesnachforschungsdienste (LND) mit 
den ihnen fachlich unterstellten Kreisnach- 
forschungsstellen (KNSt). 

Zu den Einrichtungen des Kirchlichen Such- 
dienstes zählen 

die Zentralstelle der Heimatortskarteien der 
kirchlichen Wohlfahrtsverbände in Mün- 
chen und 

die 12 Heimatortskarteien. 



Die gegenwärtige Organisation des Such- 
dienstes mit der Aufteilung der Arbeitsgebiete 
auf zwei karitative Suchdiensteinrichtungen 
vermittelt den Eindruck, daß nicht immer alle 
in der Tätigkeit der Suchdienststellen liegen- 
den Möglichkeiten voll genutzt worden sind. 
Es wäre zweckmäßiger, wenn die gesamten 
Fragen der durch Krieg und Kriegsfolgen ver- 
ursachten Bevölkerungsverluste zentral von 
einer Stelle bearbeitet würden. Gedacht wer- 
den konnte an die Übertragung aller Arbei- 
ten und Unterlagen auf eine der beiden Such- 
dienstorganisationen unter Ausschaltung der 
anderen oder an die Schaffung einer neuen un- 
abhängigen Stelle, gegebenenfalls einer Bun- 
desdienststelle. Gleichwohl hielt ich eine Än- 
derung der jetzigen Organisationsform nicht 
für empfehlenswert. 

Eine solche Änderung, in die auch die noch 
unter französischer Oberleitung stehende, in 
gewisser Hinsicht ebenfalls mit Suchdienstauf- 
gaben befaßte „Deutsche Dienststelle für die 
Benachrichtigung der nächsten Angehörigen 
von Gefallenen der ehemaligen Deutschen 
Wehrmacht (WASt)“ in Berlin (vgl. Denk- 
schrift 1951 Nr. 419) einzubeziehen gewesen 
wäre, hatte einen finanziellen Aufwand ver- 
ursacht, der in keinem Verhältnis zu dem zu 
erwartenden Erfolg gestanden hätte, zumal 
sich die Suchdienstarbeiten in absehbarer Zeit 
wesentlich verringern. Abgesehen davon wäre 
ein solches Vorhaben auch wegen der Raum- 
und Unterbringungsfrage, besonders hinsicht- 
lich des Fachpersonals, auf größte Schwierig- 
keiten gestoßen. Eine durchgreifende Neuord- 
nung, insbesondere die Errichtung einer zen- 
tralen Bundesstelle, hätte sich im übrigen auch 
schwerlich mit den verdienstvollen Leistun- 
gen der beiden Suchdienstorganisationen und 
auch nicht mit der uneigennützigen und auf- 
opferungsvollen Tätigkeit ihrer zahlreichen 
ehrenamtlichen Mitarbeiter vereinbaren lassen. 

Zur Verbesserung der Arbeitsergebnisse im 
Suchdienst wurde wiederholt ein Plan zur 
Schaffung einer sogenannten „Generalkartei“ 
erörtert. Diese nach dem alphabetischen 
System zu erstellende Kartei sollte die Namen 
aller von den Suchdienstorganisationen, ein- 
schließlich der WASt, erfaßten Personen ent- 
halten und Hinweise geben, welche Stelle den 
Suchfall bearbeitet. Die Kartei sollte Doppel- 
bearheitungen an mehreren Stellen vermei- 
den und zur Auffindung von „Treffern“ ver- 
helfen. Dieser Plan wurde auch vom Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte vertreten. Ich vermochte 


mich nicht für die Verwirklichung dieses Vor- 
schlages auszusprechen. Die Abgrenzung der 
Arbeiten der Suchdiensteinrichtungen, der 
kirchlichen Wohlfahrtsverbände und der 
WASt von denen der DRK ist meines Erach- 
tens so eindeutig, daß größere Arbeitsüber- 
schneidungen oder Fehlleitungen nicht Vor- 
kommen sollten. Die sicherlich nicht sehr zahl- 
reichen verbleibenden zweifelhaften Fälle, die 
durch die Einrichtung einer Generalkartei auf- 
geklärt oder an die richtige zuständige Stelle 
zur Bearbeitung geleitet werden könnten, wür- 
den die beträchtlichen Kosten, die die Errich- 
tung und Weiterführung einer solchen Kartei 
mit sich bringen würde, nicht aufwiegen. 
Nicht zu übersehen waren auch die bedeuten- 
den Schwierigkeiten, die bei den oft unge- 
nauen oder unvollständigen Namensangaben 
in der alphabetischen Karteiführung einer der- 
artig umfangreichen Einrichtung entstehen 
können. Vordringlicher schien mir zu sein, 
die Zentrale Namenskartei des Suchdienstes 
des DRK (ZNK) in München auf den neu- 
esten Stand zu bringen und arbeitsfähig zu 
erhalten. Die ZNK wird sich im übrigen bei 
der Durchführung der geplanten und inzwi- 
schen begonnenen Gesamterhebung über die 
deutschen Bevölkerungsverluste im Osten 
ohnehin zu einer Art Generalkartei entwik- 
keln. 

Zur Verbesserung und Beschleunigung der 
Suchdienstarbeiten dürfte vor allem h-ese Ge- 
samterhebung beitragen. Die Suchdiensiorga- 
nisationen erwarten von ihr einen weiteren 
Materialanfall, der insbesondere der Leitbar- 
machung der Suchfälle (Mitteilung des Ermitt- 
lungsergebnisses an die Angehörigen) und der 
Vervollständigung der Unterlagen der Hei- 
matortskarteien zugute kommen wird. 

Möglichkeiten für eine wirksame Verbesse- 
rung der Leistungen im Suchdienst sah ich 
ferner in folgendem. Das Bundesministerium 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte sollte durch entsprechende Anweisungen 
dafür Sorge tragen, daß die als wichtig erkann- 
ten Suchdienstarbeiten bevorzugt durchge- 
führt werden. Außerdem sollte eine inten- 
sive Überwachung aller Arbeiten gewährlei- 
sten, daß die bereits vorhandenen Vereinba- 
rungen der Suchdienststellen über Arbeitsab- 
grenzung, Koordinierung und gegenseitige 
Unterstützung der Arbeiten tatsächlich einge- 
halten werden; weitere Koordinierungsverein- 
barungen sollten getroffen werden, wenn sie 
als notwendig erkannt werden. 
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Schließlich sollte auf eine Vereinfachung des 
Geschäfts- und Abrechnungsverkehrs Wert ge- 
legt werden. Ich habe es insbesondere für wün- 
schenswert gehalten, den zentralen Suchdienst- 
stellen des DRK in der Geschäfts- und Haus- 
haltsführung gewisse Erleichterungen zu ge- 
währen. Die Zuwendungen des Bundesmini- 
sters für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte dienen zur Deckung der gesamten 
Ausgaben dieser Suchdienststellen. Sie fallen 
daher unter Nr. 19 der „Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64a RHO". Da die Zuwendungen 
für das Rechnungsjahr festliegen, habe ich 
empfohlen, entsprechend der bereits vom 
Bundesrechnungshof bei der Prüfung der Ver- 
wendung der Bundeszuwendungen an die 
Suchdienststellen Hamburg und München ge- 
gebenen Anregung, daß der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte auf die bisher geforderten monat- 
lichen Abrechnungen verzichtet und zuläßt, 
daß an Stelle der zahlenmäßigen Nachweisung 
am Jahresschluß eine vereinfachte Übersicht 
vorgelegt wird, wobei der Einzelnachweis 
durch die ordnungsmäßig geführten Bücher 
und Belege erbracht wird. Der Verzicht auf 
die monatliche Abrechnung der Bundesmittel 
würde für den Suchdienst wie für das Mini- 
sterium eine erhebliche Arbeitsersparnis be- 
deuten. 

Eine weitere Entlastungsmöglichkeit besteht 
in der Verringerung der von allen Suchdienst- 
einrichtungen anzufertigenden Statistiken, 
Übersichten, Monats- und Vierteljahresbe- 
richte. Ich habe empfohlen, diese Arbeiten der 
Suchdienststellen, die einen nicht unbeträcht- 
lichen Teil der Arbeitszeit sowohl bei den un- 
teren Stellen als auch in der Leitung in An- 
spruch nehmen, auf das unumgänglich not- 
wendige Maß zu beschränken. 

Die beiden Such dienst Organisationen sollten 
schließlich auch von sich aus die Zusammen- 
arbeit intensivieren und in einer ständigen 
Fühlungnahme die letzten Möglichkeiten der 
Schicksalsklärung aufzufinden suchen. Die 
Prüfung der Organisationen hat den Eindruck 
vermittelt, daß ein gutes Einvernehmen und 
die Anerkennung der beiderseitigen Arbeiten 
die Erfolge nur erhöhen könnten. 

Die mir gestellten Fragen beantwortete ich 
abschließend wie folgt: 

„l.Die derzeitige Organisation des gesamten 
Suchdienstes wird in dem bisherigen Um- 
fange unter Berücksichtigung des bei den 
Suchdienststellen vorhandenen Bestandes 
an ungeklärten Suchaufträgen und zu er- 


wartender weiterer Arbeiten noch etwa 
3 Jahre, beginnend mit dem Rechnungs- 
jahr 1955, erforderlich sein. Soweit sich 
die Verhältnisse zur Zeit übersehen lassen, 
werden nach diesem Zeitpunkt neue Such- 
aufträge in ständig geringerem Umfange 
anfallen, so daß dann ein allmählicher Ab- 
bau der Suchdienstorganisation vorgenom- 
men werden kann. Voraussichtlich nach 
längstens 7 Jahren werden lediglich 
noch Kräfte für Karteiauskünfte benötigt. 
Nach diesem Zeitpunkt sollten dann die 
Unterlagen der Suchdienststelle München 
des DRK (bis auf die der ZNK) mit 
denen der WASt verbunden werden. Ich 
empfehle, in Zusammenarbeit des Bundes- 
ministers für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte mit den beiden Such- 
dienstorganisationen einen Mehrjahresplan 
bis zur Beendigung der hauptsächlichsten 
Suchdienstarbeiten aufzustellen und für 
diese Zeit entsprechende Jahreszuwendun- 
gen vorzusehen. Das ermöglicht den Such- 
dienstorganisationen eine bessere Gesamt- 
planung, die sich fruchtbar auf die ganze 
Suchdienstarbeit auswirken wird. 

2. Die Frage, welcher Teil der ungeklärten 
Schicksale auf Grund der bereits durch- 
geführten Ermittlungen ah unklärbar an- 
zusehen ist, so daß weitere Aufwendungen 
in keinem Verhältnis zu einem theoretisch 
noch möglichen Erfolg stehen würden, 
vermag ich in dieser Form nicht zu beant- 
worten. Die Lebenserwartung bei den 
Wehrmachtvermißten ist zwar nur noch ge- 
ring. Gleichwohl besteht aber die begrün- 
dete Vermutung, daß noch etwa 8000 
Wehrmachtvermißte am Leben sind, ohne 
daß sie bisher festgestellt werden konnten. 
Ähnlich verhält es sich bei den verschol- 
lenen Gefangenen. Die Nachforschungen 
nach den Wehrmachtvermißten und den 
verschollenen Gefangenen müssen daher 
zunächst noch generell fortgesetzt und 
können noch nicht auf bestimmte Grup- 
pen, bei denen die Aussichten größer sind, 
beschränkt werden. 

Bei den verschleppten und vermißten 
Zivilpersonen sind die Prozentsätze, die 
sich noch aufklären lassen, wesentlich 
höher, da die Nachforschungen bei dieser 
Personengruppe besonders auch im Hin- 
blick darauf, daß der größte Teil der Zivil- 
gefangenen keine Schreiberlaubnis hatte 
und zunächst kaum Heimkehrer als Ge- 
währsleute zur Verfügung standen, erst 
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später begonnen werden konnten. Es ist 
zu erwarten, daß die Gesamterhebung 
über die Vertreibungsverluste hier größere 
Erfolge bringen wird. 

Grundsätzlich halte ich es im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt für noch nicht vertretbar, 
die weitere Bearbeitung noch nicht ab- 
geschlossener Vorgänge einzustellen, so- 
lange die auch nur entfernte Möglichkeit 
besteht, daß ein Suchfall besonders durch 
neue Heimkehrererklärungen endgültig 
geklärt werden kann.“ 

Bundeskriminalamt 

248. In der Sitzung des Haushaltsausschusses des 
Bundestages am 16. Februar 1954 wurden bei 
der Erörterung des Stellenplans des Bundes- 
kriminalamtes (BKA) für das Rechnungsjahr 
1954 Zweifel über die Notwendigkeit der Stel- 
lenvermehrung geäußert und empfohlen, ein 
Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung einzuholen. 
Der Bundesminister des Innern hat mir diesen 
Wunsch des Haushaltsausschusses übermittelt 
und gebeten, das Schwergewicht der Prüfung 
auf folgende Fragen zu legen: 

a) Ist die Personalvermehrung dringend er- 
forderlich? 

b) Kann die Personalvermehrung dadurch 
umgangr.-- - .~den, daß Personal von der 
Sicherungsgruppe Bonn (Referat Ermitt- 
lungen) oder von anderen Abteilungen des 
BKA zugunsten der Abteilung Erken- 
nungsdienst und Zentralfahndung ab- 
gezweigt wird? 

c) Welche nicht vordringlichen Aufgaben 
könnten beim BKA gegebenenfalls zurück- 
gestellt werden, um mit dem vorhandenen 
Personal die erweiterten Aufgaben des Er- 
kennungsdienstes und der Zentralfahn- 
dung durchführen zu können? 

Diese Fragen konnten nur auf Grund einer 
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 
des gesamten Amtes beantwortet werden. 

Ich habe das Fortbestehen der bisherigen 
Fachabteilungen des BKA (Nachrichtensamm- 
lung, Erkennungsdienst, Zentralfahndung, 
Kriminaltechnik) und der mit der Durchfüh- 
rung besonderer Sicherungsaufgaben beauf- 
tragten Sicherungsgruppe in Bonn bei den ge- 
genwärtigen Aufgaben der Behörde für not- 
wendig gehalten, aber eine andere Gliederung 
vorgeschlagen. Der Arbeitsanfall des Bundes- 
kriminalamtes ist erheblich größer geworden. 


Bei der Bemessung der dafür erforderlichen 
Kräfte war zunächst zu berücksichtigen, daß 
das BKA die durch den Haushaltsplan 1953 
bewilligten Dienstposten noch nicht besetzt 
hatte. Das lag zum Teil an der unterschied- 
lichen Besoldung der für das BKA zu gewin- 
nenden Polizeivollzugsbeamten der Länder. 
Ich habe empfohlen, bei einer Neuregelung 
der Bezüge auf diese Unterschiede hinzuwei- 
sen und im übrigen vorgeschlagen, die Zahl 
der Dienstposten gegenüber 1954 geringfügig 
zu erhöhen und die vorhandenen Aushilfs- 
kräfte zunächst weiterzubeschäftigen. 

Deutscher Wetterdienst 

249. Auf Ersuchen der Bundesminister der Finan- 
zen und für Verkehr vom 30. Juli 1952 habe 
ich eine Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfung des Deutschen Wetterdienstes 
(DWD) im Bundesgebiet durchgeführt. Der 
Prüfungsauftrag war zunächst auf den Deut- 
schen Wetterdienst in der britischen Zone be- 
grenzt. Er wurde auf Wunsch des Bundesmini- 
sters der Finanzen auf den Deutschen Wetter- 
dienst in der US-Zone und auf die Landes- 
wetterdienste der Länder der französischen 
Zone ausgedehnt. Diese Erweiterung des Prü- 
fungsauftrages bereitete besondere Schwierig- 
keiten, weil sich die Prüfung nunmehr mit 
den teils erheblichen Unterschieden in der Or- 
ganisation und der Personalwirtschaft der 
Wetterdienste in den einzelnen Zonen und 
Ländern auseinandersetzen mußte. 

Der Bundesminister für Verkehr hatte mir 
am 9. Februar 1953 den Entwurf des allge- 
meinen Organisationsplanes der Anstalt 
„Deutscher Wetterdienst“ zugeleitet, den ich 
wunschgemäß meiner Prüfung zugrunde gelegt 
habe. Die nach dem Zusammenschluß der Wet- 
terdienste der Zonen und Länder erforder- 
lichen und beabsichtigten organisatorischen 
Maßnahmen hatte die Leitung des DWD im 
Interesse der Prüfung teils zurückgestellt, teils 
im Zusammenwirken mit meinen Beauftrag- 
ten durchgeführt. 

Die Prüfung stieß auch insofern auf unge- 
wöhnliche Schwierigkeiten, als zahlreiche Son- 
derwünsche in organisatorischen und personel- 
len Fragen von Wirtschaftskreisen und von 
Länderministerien erhoben wurden. Das hat 
den Abschluß der Prüfung um nahezu ein 
Jahr verzögert. Ich bin bestrebt gewesen, be- 
rechtigten Wünschen und Interessen der Be- 
teiligten Rechnung zu tragen. Zu diesem 
Zweck habe ich eine Reihe von Besprechun- 
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gen mit Vertretern der beteiligten Landes- 
regierungen, der Wissenschaft, des Verbandes 
Deutscher Meteorologen und der Ressorts ab- 
gehalten. 

Es wird sich herausstellen, ob die ursprüng- 
lichen Bedenken gegen manchen Einzelvor- 
schlag des Gutachtens schwinden werden, 
wenn die praktische Durchführung gezeigt 
hat, daß die wetterdienstlichen Belange nicht 
gefährdet werden. Im übrigen darf nicht ver- 
gessen werden, daß die Rücksichtnahme auf 
die angespannte Haushaltslage des Bundes und 
die Notwendigkeit, anerkannte Verwaltungs- 
grundsätze zu beachten, auch vor den Wün- 
schen des einzelnen Verwaltungszweiges nicht 
haltmachen können. 

Die Aufgaben des Wetterdienstes sind im 
Gesetz vom 11. November 1952 festgelegt. 
Insoweit hatte ich Änderungsvorschläge nicht 
zu machen. Ich hielt es jedoch für möglich, 
die Art der Erledigung der Aufgaben stärker 
als bisher zu rationalisieren. Dies gilt sowohl 
für die synoptische wie für die klimatologi- 
sche und nicht zuletzt für die wissenschaft- 
liche Arbeit. 

Innerhalb des gesamten Wetterdienstes 
sind nach ihren Funktionen der synoptische 
Dienst (Wettervorhersage) und der klimatalo- 
gische Dienst die beiden Hauptdienstzweige. 
Ais Sonderdienste haben sich entwickelt 

im synoptischen Dienst: 

Aerologie, Flugwetterdienst, Seewetter- 
dienst; 

im klimatologischen Dienst: 

maritime Klimatologie, Agrarmeteorolo- 
gie, Medizinmeteorologie. 

Daneben stehen als Hilfsdienste: 

W etternachrichtendienst, Instrumenten- 
ämter. 

Ausschließlich der Forschung dienen die Me- 
teorologischen Observatorien. 

In der synoptischen Arbeit steht die Zusam- 
menarbeit zwischen der Analysenzentrale 
(Abt. S der Zentralstelle) und den Wetter- 
ämtern im Vordergrund. Bisher wurde die 
Arbeit der Analysenzentrale von den Wetter- 
ämtern kaum ausgenutzt, da ihre Angaben zu 
spät eintrafen (etwa um 11.30 Uhr); im Zuge 
der Prüfung wurde sie etwa 5 Stunden vor- 
verlegt. Nunmehr können sich die Wetter- 
ämter weitgehend auf die von der Analysen- 
zentrale gegebenen Analysen und Prognosen 
stützen. Das Arbeitsverfahren der Wetter- 
ämter kann weiter vereinfacht werden, wenn 


eine gewisse Beschränkung der synoptischen 
Daten vorgenommen wird. Dadurch wird auch 
das Fernschreibnetz entlastet. Außerdem 
habe ich technische Vereinfachungen (Erwei- 
terung des Fernsprechwähldienstes) vorge- 
schlagen. 

Auf dem Gebiet der Klimatologie sind die 
Arbeitskräfte besonders stark durch Statisti- 
ken und Berichte beansprucht. Ich habe ent- 
sprechende Vereinfachungen angeregt. 

Die wissenschaftliche Arbeit des Wetter- 
dienstes berücksichtigt m. E. nicht genügend, 
daß die Forschung im Wetterdienst den prak- 
tischen Zwecken des Dienstes Rechnung tra- 
gen muß. Die hier eingesetzten Kräfte und 
Dienststellen sind — unbeschadet der Selb- 
ständigkeit der Forschung — stärker zusam- 
menzufassen. Daher habe ich Veränderungen 
im Aufbau der Dienststellen vorgeschlagen. 
Neben der Tätigkeit des im Gesetz vorgesehe- 
nen Wissenschaftlichen Beirats des Deutschen 
Wetterdienstes halte ich regelmäßige interne 
Besprechungen aller mit Forschung befaßten 
leitenden Kräfte für zweckmäßig. 

Ich habe ferner eine Reihe von Vorschlägen 
für die Vereinheitlichung des Dienstes und 
die Zusammenfassung der Organisation ge- 
macht. Sie ergeben bei einigen Dienstzweigen 
eine Herabsetzung der Zahl der Organisa- 
tionseinheiten, so bei den Wetterwarten, in 
anderen Fällen eine Vermehrung, so bei den 
Agrarmeteorologischen Stellen, den Bordwet- 
terwarten und den Aerologischen Stationen. 

Die gegenwärtige Einteilung des Bundes- 
gebiets in Wetteramtshereiche habe ich nach 
ihren synoptischen, klimatologischen und wirt- 
schaftswetterdienstlichen Notwendigkeiten 
überprüft. Ich bin zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß die bisherigen Wetterämter wegen 
des Wirtschaftswetterdienstes und der Klima- 
tologie vorerst bestehenbleiben können. Es 
ist jedoch möglich, die synoptischen Unter- 
lagen für größere Räume zu erarbeiten. 

Wo an einem Ort bisher selbständige 
Dienststellen nebeneinander bestanden, wer- 
den sie nach meinen Vorschlägen zu einer 
Diensteinheit verbunden. Ausnahmen habe 
ich dort für zulässig gehalten, wo zwingende 
fachliche, technische oder örtlich bedingte 
Gründe entgegenstanden. 

In der Mittelstufe verlangt die Einheit der 
Verwaltung, daß alle im Bereich eines Wetter- 
amtes — Mittelstufe — liegenden Dienststel- 
len diesem verwaltungsmäßig unterstellt wer- 
den. Damit ist die Verlagerung von Verwal- 
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tungszuständigkeitcn aus der Zentralstelle auf 
die Wetterämter verbunden. 

Der Personalbestand des DWD bleibt nac 1 : 
meinen Vorschlägen zahlenmäßig etwa erhal- 
ten. Gegenüber dem Ist von 1658 Beamten, 
Angestellten und Arbeitern sieht mein Vor- 
schlag insgesamt 1654 Kräfte vor; ohne TO.B- 
Kräfte sind es im Ist 1514, in meinem Vor- 
schlag 1523 Kräfte. 

Gegenüber der bisherigen Verteilung der 
Kräfte habe ich eine Umschichtung vorge- 
schlagen, die den heute und voraussichtlich 
auch künftig bedeutsamen Zweigen der allge- 
meinen Forschung sowie der Flugberatung, 
der Agrarmeteorologie, den Bordwetterwar- 
ten sowie den technischen Zweigen des Dien- 
stes (Instrumentenämter, Nachrichtenämter) 
zugute kommt. 

Einschneidende Vorschläge habe ich bezüg- 
lich der Eingruppierung der Angestellten und 
der Verminderung der Beamtenstellen machen 
müssen. Jedoch habe ich im Zusammenwirken 
mit dem Bundesminister der Finanzen und 
mit der Leitung des DWD dafür Sorge getra- 
gen, daß alle Härten vermieden und insbeson- 
dere der Besitzstand der betroffenen Ange- 
stellten sowie Aufstiegsmöglichkeiten für die 
Beamten gewahrt werden. 

Auch nach der vorgeschlagenen Umbildung 
sehe ich die Organisation des Wetterdienstes 
noch nicht als endgültig an. Ich habe daher am 
Schlüsse des Gutaditens Hinweise für die 
künftige Entwicklung für nötig gehalten, die 
sowohl für die Aufsicht wie für die haushalts- 
wirtschaftlichc Behandlung als Anhalt dienen 
können. 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

250. Der Bundesminister für Wohnungsbau hatte 
in Übereinstimmung mit dem Bundesminister 
der Finanzen im Oktober 1954 um eine Über- 
prüfung der Personalausstattung seines Mini- 
steriums gebeten. 

Im Vordergrund der Aufgaben des Bundes- 
ministeriums für Wohnungsbau stehen auch 
heute noch seine Aufgaben auf dem Gebiete 
des sozialen Wohnungsbaues; daneben begrün- * 
det der Wohnungsfehlbestand Aufgaben in 
der Wohnraumbewirtschaftung. Die Maßnah- 
men zur Wiederherstellung von beschädigten 
Wohnungen stellen dem Bundesministerium 
für Wohnungsbau gleichzeitig besondere Auf- 
gaben auf dem Gebiete des Städtebaues, ins- 
besondere der Planung. Die Bedeutung des 


Wohnungsbaues in der Gegenwart ist nicht 
ohne maßgebenden Einfluß auf die Bewertung 
der Aufgaben des Ministeriums in Fragen der 
Bautechnik. Das vordringliche allgemeine Stre- 
ben, durch wirtschaftliches Bauen die Bau- 
kosten zu senken, stellt dem Bundesministe- 
rium für Wohnungsbau wichtige Sonderauf- 
gaben; es fördert zu diesem Zweck weitgehend 
die Normung von Bauteilen, läßt zweck- 
mäßige Baumethoden erforschen und sie in 
Versuchs- und Vergleichsbauten erproben. 
Schließlich hat das Ministerium die Aufgabe 
der Kodifizierung eines allgemeinen Baurechts 
übernommen; die besonderen und schwieri- 
gen Problemstellungen dieser Aufgabe sind in 
der bisherigen starken Rechtszersplitterung 
begründet. Schließlich nimmt der Bundes- 
minister für Wohnungsbau noch Zuständig- 
keiten der Abteilung für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen des ehemaligen Reichsarbeits- 
ministeriums wahr, so auf dem Gebiet des 
Kleinsiedlungs- und Kleingartenwesens. 

Die Durchführung der Aufgaben liegt vor- 
wiegend auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
und der Finanzierung. 

Die umfangreiche ministerielle Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Gesetzgebung wird beson- 
ders stark dadurch belastet, daß die Entwürfe 
von Gesetzen und Verordnungen unter einem 
erheblichen Zeitdruck ausgearbeitet werden 
müssen. Hinzu kommt die sehr starke Be- 
lastung des Bundesministeriums durch die 
Teilnahme an den Beratungen der Ausschüsse 
der gesetzgebenden Organe des Bundes; das 
gilt nicht allein für die N Beratungen über Ge- 
setze und Verordnungen, für die der Bundes- 
minister für Wohnungsbau federführend ist, 
sondern auch in starkem Maße für die Be- 
lastung durch die Teilnahme an Beratungen 
über die Vorlagen anderer Ressorts. 

Die Aufgaben auf dem Gebiet der Finanzie- 
rung sind vielseitig; sie erhalten durch die 
Entwicklung des Baumarktes — seine Aus- 
weitung und das gleichzeitige Steigen der Bau- 
kosten — eine besondere Bedeutung. Das 
Ministerium verteilt die vom Bund zum Bau 
neuer oder zur Instandsetzung kriegszerstör- 
ter Wohnungen bereitgestellten Mittel. Gleich- 
zeitig ist es in die Verwaltung der Mittel aus 
dem Lastenausgleich (Wohnraumhilfe und 
Aufbaudarlehen) durdi den Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes maßgebend eingeschal- 
tet. Der Gesamtbedarf an Finanzierungsmit- 
teln für den Wohnungsbau verlangt ferner, 
daß das Bundesministerium für Wohnungsbau 
sich auch um die Beteiligung des organisierten 
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Realkredits und insbesondere um die Bereit- 
stellung von Mitteln zur Restfinanzierung des 
Wohnungsbaues bemüht; in diesem Zusam- 
menhang sind die Maßnahmen zur Über- 
nahme von Bundesbürgschaften zu erwähnen. 

Nach § 15 WoBauG sollen Bundesmittel, 
die nach ihrer Zweckbestimmung für den 
Wohnungsbau bestimmt sind, im Haushalts- 
plan des Bundesministeriums für Wohnungs- 
bau ausgewiesen oder, soweit sie in anderen 
Einzelplänen des Bundeshaushalts eingestellt 
sind, dem Bundesminister für Wohnungsbau 
zur Bewirtschaftung zugewiesen werden, mit 
Ausnahme der Mittel des Ausgleichsfonds und 
der Arbeitgeberdarlehen von Bahn und Post. 

Ich halte in diesem Zusammenhang den 
Hinweis für angebracht, daß die Zweckmäßig- 
keit der Übernahme von Aufgaben im Rah- 
men von § 15 WoBauG in jedem Einzelfalle 
eingehend geprüft werden sollte. 

Der Geschäftsverteilungsplan trägt in der 
Referatsbildung der notwendigen einheit- 
lichen Bearbeitung gleicher und verwandter 
Aufgabengebiete und dem Arbeitsanfall nicht 
immer Rechnung. Die Aufteilung auf Rechts- 
und Fachreferate bei dem Bundesministerium 
für Wohnungsbau kann leicht zu Doppelarbeit 
führen und den Arbeitsablauf insbesondere 
dann hemmen, wenn die Referate verschie- 
denen Abteilungen angehören. 

Der PcrsonaLianu des Bundesministeriums 
für Wohnungsbau hat sich seit 1950 von 150 
auf 278 Arbeitskräfte erhöht. Für das Rech- 
nungsjahr 1955 strebte der Bundesminister für 
Wohnungsbau erneut eine Personalvermeh- 
rung an; diese Forderung konnte ich nach 
dem Ergebnis meiner Prüfung nicht befür- 
worten. Wenn meinen Organisationsvor- 
schlägen gefolgt wird und die vorhandenen 
Dienstposten besetzt werden, ergeben sich Re- 
serven an Arbeitskräften für neue Aufgaben. 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

251. Der Bundesminister der Finanzen hat mich im 
Juni 1954 gebeten, bei der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt (PTB) eine Organi- 
sations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung vor- 
zunehmen. Anlaß dazu gab die Anforderung 
von weiteren Mitteln für Personal sowie für 
Bauten, Meßgeräte, Prüfstände und Einrich- 
tungsgegenstände für das Haushaltsjahr 1955. 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
in Braunschweig hat für die Bundesrepublik 
Deutschland die Aufgabe der ehemaligen, im 


Jahre 1887 gegründeten Physikalisch-Techni- 
schen Reichsanstalt und der mit dieser im 
Jahre 1923 vereinigten Reichsanstalt für Maß 
und Gewicht übernommen. Unter dem alten 
Namen „Physikalisch-Technische Reichsan- 
stalt" hatten nach dem Kriege die in dem 
z. T. stark zerstörten Gebäude der Reichs- 
anstalt in Berlin verbliebenen Laboratorien 
ihre Tätigkeit als Einrichtung der Stadt Berlin 
wiederaufgenommen. Sie wurden nach einem 
Übernahmeabkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Lande Berlin 
vom 15./21. September 1953 vom Bunde 
übernommen und der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt als „Institut Berlin" an- 
geschlossen. Nach diesem Abkommen ist das 
Institut für die Prüfaufgaben für die Berliner 
Wirtschaft, Technik und Verwaltung auf dem 
Arbeitsgebiet der Bundesanstalt zuständig, so- 
weit die erforderlichen Einrichtungen in Ber- 
lin vorhanden sind. Dem Institut werden auch 
künftige Forschungsarbeiten übertragen. 

Die Aufgaben der PTB liegen auf dem Ge- 
biete der Meteorologie. Im wesentlichen handelt 
es sich um folgende Tätigkeiten: 

Wahrnehmung der Obliegenheiten einer 
technischen Oberbehörde auf dem Gebiete 
des Maß-, Gewichts- und Eichwesens, 
Prüfungen als Voraussetzungen für die 
Tätigkeit der Eichbehörden der Länder, 
Messungen, Prüfungen und Untersuchungen 
auf Antrag der Industrie, die schließlich zu 
einer Qualitätsgarantie führen, 
wissenschaftliche Bearbeitung aller Fragen 
des physikalisch-technischen Meßwesens und 
die Durchführung von Untersuchungen 
wissenschaftlicher Probleme von großer 
Tragweite und Wichtigkeit auf physi- 
kalischem und technischem Gebiet, 
Darstellung, Aufbewahrung und Entwick- 
lung der physikalisch-technischen Maßein- 
heiten, 

Mitwirkung in internationalen Fachorgani- 
sationen und Pflege der Beziehungen zu 
gleichartigen Einrichtungen des Auslandes. 

Inhalt und Umfang der Aufgabenstellung 
der PTB sind anzuerkennen. Von der PTB 
muß die Realisierung der physikalischen und 
technischen Maßeinheiten mit einer Genauig- 
keit präsentiert werden, wie sie nach dem 
letzten Stand der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Methoden erreicht werden kann. Die 
Industrie hat weitgehend selbst Maße reali- 
siert und Meßinstrumente mit großer Ge- 
nauigkeit entwickelt. Eine von der Industrie 
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entwickelte Normale kann aber nur dann ge- 
prüft werden, wenn die PTB-Normale einen 
noch höheren Genauigkeitsgrad aufweist. Die 
PTB hat darüber hinaus für die Sicherung der 
Einheitlichkeit der Maße zu sorgen. 

Die Hauptanstalt in Braunschweig ist in 
Anlehnung an die klassische Unterteilung der 
Physik in 6 Fachabteilungen gegliedert. Es be- 
stehen je eine Abteilung für Mechanik, Elek- 
trizität, Wärme, Optik, Akustik und Atom- 
physik. Die Abteilungen für Mechanik, Elek- 
trizität und Warme sind wegen ihres Um- 
fanges in je 2 Unterabteilungen aufgeteilt. 
Die Fachabteilungen und Unterabteilungen 
sind weiter in Laboratorien für die speziellen 
Arbeitsgebiete unterteilt. In den Laboratorien 
liegt der Schwerpunkt der Prüftätigkeit und 
der Entwicklungs- und Forschungsarbeiten. 
Insgesamt bestehen 64 Laboratorien. Das In- 
stitut Berlin ist in 2 Unterabteilungen mit 
16 Laboratorien gegliedert. Ich habe gegen 
diese organisatorische Gliederung der PTB 
nichts einzuwenden. 

Die durch die Gebäude und Einrichtungen 
gegebene Kapazität der Anstalt sowie der Um- 
fang ihrer Aufgaben standen zu der im 
Jahre 1954 vorhandenen Personalausstattung 
noch in einem gewissen Mißverhältnis. Ich 
habe deshalb für einige Arbeitsgebiete Per- 
sonalvermehrungen vorgeschlagen; sie sind im 
Haushaltsplan 1955 berücksichtigt worden. 
Einer weiteren Personalvermchrung, wie sie 
bereits für das Haushaltsjahr 1956 beantragt 
ist, mußte ich meine Zustimmung versagen, 
da der durch den Haushaltsplan 1955 geschaf- 
fene Zuwachs an Stellen erst in einem länge- 
ren Zeitraum personalwirtschaftlich voll aus- 
geschöpft werden kann. 

Bei einer Gesamtbetrachtung des Haushalts 
der Anstalt fällt auf, daß die Einnahmen aus 


Gebühren im Vergleich mit den Ausgaben 
sehr niedrig sind. Ich halte eine Überprüfung 
des Gebührentarifs im Hinblick auf die all- 
gemeine Steigerung des Preisniveaus und auch 
wegen des gesteigerten Prüfungsaufwandes in- 
folge des gegenüber früher komplizierteren 
Prüfverfahrens für erforderlich. 

Im Interesse einer wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung habe ich vorgeschlagen, bei den 
Allgemeinen Ausgaben für die Durchführung 
der fachlichen Aufgaben zwei getrennte Titel 
auszubringen, deren Mittel übertragbar sind, 
und zwar einen für den Experimentierbedarf 
und einen für Apparate, Geräte usw.; Minder- 
ausgaben bei dem Titel für den Experimentier- 
bedarf sollen zur Verstärkung des Titels für 
Apparate, Geräte usw. verwendet werden 
dürfen. Auf diese Weise kann die Anstalt 
über längere Zeiträume Einsparungen für grö- 
ßere Anschaffungen vornehmen, und es er- 
übrigt sich, künftig wie bisher Sondermittel 
für die apparative Ausstattung bereitzustellen. 
Die Bereitstellung von Sondermitteln käme 
nur noch in Betracht, wenn im Einzelfall ein 
unabweisbares Bedürfnis zur Anschaffung 
einer besonders kostspieligen Apparatur be- 
steht. 

VI. Schlußbemerkung 

252. Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große 
Senat des Bundesrechnungshofs zugestimmt. 


Frankfurt (Main), den 31. Oktober 1955 


Der Präsident des Bundesrechnungshofs 
Mayer 
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der Wirtschaftsbetriebe der öffent- 
lichen Hand 
vom 30. März 1933 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 

(RRO) 

vom 3. Juli 1929 

Reichsabgabenordnung (AO) 
vom 22. Mai 1931 

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 

Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 

(RGr), in der Fassung 
vom 1. August 1931 

Reichshaushaltsordnung (RHO), siehe 

Haushalts recht 

Reichskassenordnung (RKO) 
vom 6. August 1927 
in der Fassung 
vom 8. Januar 1931 

Reichsknappschaftsgesetz (RKG) 
vom 23. Juni 1923 

Reichsvermögen 

Vorschaltgesetz — siehe Preußische 
Beteiligungen — 
vom 21. Juli 1951 

Verordnung zum Vorschaltgesetz — 
siehe Preußische Beteiligungen — 
vom 26. Juli 1951 

Reichs Versicherungsordnung (RVO) 
vom 19. Juli 1911 

Reisekostengesetz (RKG) 
vom 15. Dezember 1933 

Schleswig-Holstein 

Gesetz über eine Finanzhilfe für das 
Land — 

vom 29. März 1951 

Soforthilfegesetz (SHG) 

Gesetz zur Milderung dringender so- 
zialer Notstände 
vom 8. August 1949 

Sozialversicherung 

Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversicherung an das 
veränderte Lohn- und Preisgefüge und 


RGBl. I S. 537, 
562 

RGBl. I S. 180 

Reichsministerial- 
blatt S. 439 

RGBl. I S. 161 

RGBl. I S. 441 

Reichsministerial- 
blatt S. 7 

RGBl. I S. 431 

BGBl. I S. 467 

BGBl. I S. 471 
RGBl. I S. 779 
RGBl. I S. 1067 

BGBl. I S. 217 

WiGBl. S. 205 
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über die finanzielle Sicherstellung (So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetz) 
vom 17. Juni 1949 

Sozialgeriditsgesctz 

vom 3. September 1953 

Gesetz zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes 
vom 10. August 1954 

Steuern 

Gesetz zur Neuordnung von Steuern 
vom 16. Dezember 1954 

Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) 
vom 20. Juni 1948 


Verordnung über die Mitwirkung des 
Bundes bei der Verwaltung der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaft- 
steuer 

vom 12. August 1952 
Siehe auch Einkommensteuer 

Tarifordnung 

Allgemeine — für Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst 
vom 1. April 1938 
in der Fassung 
vom 1. November 1943 

Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst (TO.A) 
vom 1. April 1938 
in der Fassung 
vom 1. November 1943 

Tarifordnung B für Arbeiter im 
öffentlichen Dienst (TO.B) 
vom 1. April 1938 
in der Fassung 
vom 15. April 1942 

Tarifvertrag für die bei Dienststellen, 
Unternehmen und sonstigen Einrich- 
tungen der alliierten Behörden und 
der alliierten Streitkräfte im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten Arbeitnehmer (TVAL) 
vom 28. Januar 1955 

T euerungszulagengesetz 
Gesetz über die einstweilige Gewäh- 
rung einer Teuerungszulage zur Ab- 
geltung von Preiserhöhungen bei 
Grundnahrungsmitteln (Tcucrungszu- 
lagengcsetz) 

vom 10. August 1951 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1952 

Truppenvertrag, siehe Vcrteidigungs- 

lasten 


WiGBl. S. 99 

BGBl. 1 S. 1239 

BGBl. I S. 239 


BGBl. I S. 373 

Beilage 5 S. 13 
zum Gesetz- und 
Verordnungsblatt 
des Wirtschafts- 
rates des Vereinig- 
ten Wirtschafts- 
gebiets 


BGBl. I S. 420 


Reichshaushalts- 
und Besoldungs- 
blatt 1944 S. 17 


Reichshaushalts- 
und Besoldungs- 
blatt 1944 S. 22 


Rcichshaushalts- 
und Besoldungs- 
blatt 1942 S. 95 


MinBlFin. S. 37 


BGBl. I S. 354 


Uberleitungsgesetze 
Gesetze zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 


Erstes Uberlcitungsgesetz in den 
Fassungen 


vom 21. August 1951 

BGBl. 1 S. 779 

vom 4. September 1953 

BGBl. I S. 1320 

vom 28. April 1955 

BGBl. 1 S. 193 

Zweites Uberleitungsgesetz 


vom 21. August 1951 

BGBl. I S. 774 

Drittes Übcrleitungsgcsetz (Gesetz 


über die Stellung des Landes Berlin 


im Finanzsystem des Bundes) 


vom 4. Januar 1952 

BGBl. I S. 1 

in den Fassungen 


vom 31. Januar 1952 

BGBl. I S. 115 

vom 20. Dezember 1952 

BGBl. I S. 228 

vom 28. März 1953 

BGBl. I S. 88 


Gesetz zur Übernahme des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Ubcrleitungsgesctz) 

vom 12. Juni 1952 GVB1. Berlin 

S. 393, 411 

Viertes Überleitungsgesctz (Gesetz 
zur Regelung finanzieller Beziehungen 
zwischen dem Bund und den Ländern) 
vom 27. April 1955 BGBl. I S. 189 

Fünftes Uberlcitungsgesetz (Gesetz zur 
Änderung und Überleitung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes) 

vom 18. Juli 1953 BGBl. 1 S. 615 

Umstellungsgesetz, siehe Steuern 


Unterhaltsbeihilfegesetz 

Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen 
vom 13. Juni 1950 
in der Fassung 

vom 30. April 1952 

Verwaltungsvorschriften zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen 
vom 19. September 1950 

in der Fassung 
vom 26. August 1952 


BGBl. I S. 204 
BGBl. I S. 262 


Bundes anzeiger 
Nr. 190 


Bundesanzciger 
Nr. 169 


Verteidigungslasten 

Bcsatzungsstatut 

vom 10. April 1949 


Bonner Verträge in der durch das 
Protokoll über die Beendigung des Be- 
satzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland geänderten Fassung 


Amtsblatt der 
Alliierten Hohen 
Kommission in 
Deutschland 1949 
S. 13 


BGBl. 1955 II 
S. 301 



Vertrag über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Zusammenarbeit und 
über kollektive Selbstverteidigung 
(Brüsseler Vertrag) 
vom 17. März 1948 
in der Fassung des am 23. Oktober 
1954 in Paris Unterzeichneten Proto- 
kolls und den weiteren hierzu am 
23. Oktober 1954 in Paris Unterzeich- 
neten Protokollen und Anlagen 

Nordatlantikvertrag 
vom 4. April 1949 

in der Fassung 

vom 17. Oktober 1951 

Gesetz betr. den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Brüsseler 
Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 
vom 24. März 1955 

Vertrag über die Rechte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland in der gemäß Liste II zu 
dem am 23. Oktober 1954 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland ge- 
änderten Fassung 

Übereinkommen zwischen den ameri- 
kanischen Streitkräften und dem Bun- 
desministerium der Finanzen über die 
Durchführung der Baumaßnahmen der 
amerikanischen Streitkräfte durch die 
Deutsche Bauverwaitung (Auftrags- 
bauten-Grundsätze) 
vom 8. Marz 1954 

Gemeinsame Richtlinien für den An- 
kauf von Grundstücken im Rahmen 
der Landbeschaffungsaufgaben des 
Bundes 

vom 24. Juli 1953 

Richtlinien für die Ermittlung und 
Prüfung des Wertes von land- und 
forstwirtschaftlichen Einzelgrund- 
stücken 

vom 25. Juli 1953 

Vertrag über den Aufenthalt auslän- 
discher Streitkräfte in der Bundes- 
republik Deutschland 
vom 23. Oktober 1954 

Finanzvertrag in der gemäß Liste III 
zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland ge- 
änderten Fassung 


BGBl. 1955 II 
S. 283 

BGBl. 1955 II 
S. 289 

BGBl. 1955 II 
S. 293 


BGBl. II S. 256 


BGBl. 1955 II 
S. 321 


MinBIFin. S. 191 


MinBIFin. S. 929 


MinBIFin. S. 930 


BGBl. 1955 II 
S. 253 • 


BGBl. 1955 II 
S. 381 


Tarifvertrag für die bei Dienststellen, 
Unternehmen und sonstigen Einrich- 
tungen der alliierten Behörden und 
der alliierten Streitkräfte im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten Arbeitnehmer (TVAL) 
vom 28. Januar 1955 

Gesetz über den Pcrsonalgutachteraus- 
schuß für die Streitkräfte (Personal- 
gutachtcrausschuß-Gesetz) 
vom 23. Juli 1955 

Gesetz über die vorläufige Bechtsstel- 
lung der Freiwilligen in den Streit- 
kräften 

vom 23. Juli 1955 

Vorprüfungsordnung für die Bundesver- 
waltung (VPOB) 

vom 12. Februar 1953 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland 
Gesetz betr. das Abkommen vom 
15. Dezember 1949 über — 
vom 31. Januar 1950 

Verordnung über die Kontrolle von 
Einfuhren, die mit Marshallplanmit- 
teln finanziert werden 
vom 6. Februar 1950 

Gesetz über die Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens 

vom 31. August 1953 

Wirtschaftsbestimmungen für die Reichs- 
behörden (RWB) 

vom 11. Februar 1929 

Wohnungsbau 

Erstes Wohnungsbaugesetz 
vom 24. April 1950 
Neufassung 

vom 25. August 1953 

Richtlinien des Bundesministers für 
Wohnungsbau über das Verfahren 
beim Abruf und bei der Verwaltung 
von Bundeshaushaltsmitteln für den 
sozialen Wohnungsbau 1952 

Richtlinien (des Bundesministers für 
Wohnungsbau) für den Einsatz der 
Bundcsmittel für den sozialen Woh- 
nungsbau 1952 
vom 29. Februar 1952 

Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen 
Richtlinien der Bundesregierung betr. 
— und für den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64a Abs. 1 
RHO 

vom 1. April 1953 


MinBIFin. S. 37 

BGBl. I S. 451 

BGBl. I S. 449 

MinBIFin. S. 114 

BGBl. S. 9 

BGBl. S. 27 

BGBl. I S. 1312 

Reichsministerial- 
blatt S. 49 

BGBl. S. 83 
BGBl. I S. 1047 

nicht ver- 
öffentlicht 

GMB1. S. 41 

MinBIFin. S. 369 



Abkürzungen 


AB Ausführungsbestimmungen 

ABzRKG Ausführungsbestimmungen zum Reisekosten- 

gesetz 

ADO Allgemeine Dienstordnung 

AG Aktiengesellschaft 

AHK Alliierte Hohe Kommission 

AktG Gesetz über Aktiengesellschaften und Komman- 

ditgesellschaften auf Aktien (Aktiengesetz) 

AO Reichsabgabenordnung 

AVAVG Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 

losenversicherung 

Bemerkungen Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zu den 
1949/1950 Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungs- 

jahre 1949 und 1950, Drucksache 396 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 

Bemerkungen Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zu der 
1951 Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 

jahr 1951, Drucksache 1140 Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BKA Bundeskriminalamt 

BR - Bestimmungen über Bewirtschaftung der Reichs- 

straßenmittel, Rechnungslegung und Rech- 
nungsprüfung 

BRH Bundesrechnungshof 

BRHG Gesetz über die Errichtung und Aufgaben des 

Bundesrechnungshofs 

BStrVermG Gesetz über die vermögensrechtlichen Verhält- 
nisse der Bundesautobahnen und der sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs vom 2. März 
1951 

Bundesricht- Richtlinien der Bundesregierung vom 1. April 
linien 1953 zu 1953 betr. Zuwendungen des Bundes an außer- 
§ 64a RHO halb der Bundesverwaltung stehende Stellen 
und für den Nachweis der Verwendung der 
Mittel nach § 64 a Abs. 1 RHO 

BVB1. Bundesversorgungsblatt 

BVG Bundesversorgungsgesetz 

Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
1949/1950 nungshofs zu den Bundeshaushaltsrechnungen 
für die Rechnungsjahre 1949 und 1950, Druck- 
sache 396 Deutscher Bundestag 2. Wahlperiode 


Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 

1951 nungshofs zu der Bundeshaushaltsrechnung für 

das Rechnungsjahr 1951, Drucksache 1140 Deut- 
scher Bundestag 2. Wahlperiode 

DMBG D-Markbilanzgesetz 

DPA Deutsches Patentamt 

DRK Deutsches Rotes Kreuz 

DVO Durchführungsverordnung 

DWD Deutscher Wetterdienst 

ERP European Recovery Program (Europäisches 

Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV ERP-Sondervermögen 

EStG Einkommensteuergesetz 

GBl. Gesetzblatt 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik 

Deutschland 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GmbHG Gesetz betr. die Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 

GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt 

GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt 

IHG Investitionshilfegesetz 

KKG Kriegskontrollgesetz = Verordnung über die 

Rechnungslegung und Rechnungsprüfung wäh- 
rend des Krieges 

KNSt Kreisnachforschungsstellen 

LAG Lastenausgleichgesetz 

LND Landesnachforschungsdienste 

MinBIFin. Ministerialblatt des Bundesministeriums der 

Finanzen 

Mio Million 

Mrd Milliarde 

OEEC Organization for European Economic Coopera- 

tion (Organisation für europäische wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit) 

PTB Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

RBB Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 

RdErl. Runderlaß 

RdSchr. Rundschreiben 
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RGBL 

RGr. 

RHO 

RKG 

RKG 

RKO 

RR¥ 

RRO 

RVO 

RWB 

SGG 

SHG 

SVAG 

SVDir. 


TO.A 


TO.B 
TV AL 


TZG 


Reichsgesetzblatt 

Reichsgrundsatze über Voraussetzungen, Art 
und Maße der öffentlichen Fürsorge 

Reichshaushaltsordnung 

Reichsknappschaftsgesetz 

Reisekostengesetz 

Reichskassenordnung 

Rationalisierungskuratoriuni der deutschen 
Wirtschaft 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 

Reichsversicherungsordnung 

Wirtschaftsbestimmungen für die Reichs- 
behörden 

Sozialgerichtsgesctz 

Gesetz zur Milderung dringender sozialer Not- 
stände (Soforthilfe-Gesetz) 

Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 

Sozialversicherungsanordnung für die britische 
Zone 

Tarifordnung A für Angestellte im öffentlichen 
Dienst 

Tarifordnung B für Arbeiter im öffentlichen 
Dienst 

Tarifvertrag für die bei Dienststellen, Unter- 
nehmen und sonstigen Einrichtungen der 
alliierten Behörden und der alliierten Streit- 
kräfte im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land beschäftigten Arbeitnehmer 

Teuerungszulagengesetz 


Gesetz zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Über- 
leitungsgesetz) 

Zweites Gesetz zur Überleitung von Lasten 
und Dcckungsmitteln auf den Bund (Zweites 
Überleitungsgesetz) 

Gesetz über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungs- 
gesetz) 

Gesetz zur Regelung finanzieller Beziehungen 
zwischen dem Bund und den Ländern (Viertes 
Überleitungsgesetz) 

Gesetz zur Änderung und Überleitung von 
Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes (Fünftes Überleitungsgesetz) 

United States (Vereinigte Staaten) 

United States of America (Vereinigte Staaten 
von Amerika) 

Verordnung 

Vorprüfungsordnung für die Bundesverwaltung 

Verordnung über die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen vom 11. August 1943 

Deutsche Dienststelle für die Benachrichtigung 
der nächsten Angehörigen von Gefallenen der 
ehemaligen deutschen Wehrmacht 

Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets 

Wohnungsbaugesetz 

Zentrale Namenskartei des Suchdienstes des 
DRK 


1. ÜG 

2. ÜG 

3. ÜG 

4. ÜG 

5. ÜG 

US 

USA 

VO 

VPOB 

VPÖ 

WASt 

WiGBl. 

WoBauG 

ZNK 



Anlage C 


Abschrift 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofs 
Pr. 3 — Allg 1330/2 a (1952) — 722/55 


Frankfurt a. M., den 9. November 1955 
Berliner Straße 51 
Fernsprecher 90261 


ERKLÄRUNG 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Ich habe folgende nach den Anordnungen im Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1952 meiner Prüfung unterliegende Jahres- 
rechnungen über Ausgaben für das Rechnungsjahr 1952 geprüft 
(S 89 RHO): 

Jahresrechnungen der Bundeshauptkasse 

Epl. IV Kap. 1 Tit. 31 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers zu allgemeinen Zwecken — , 

Kap. 2 Tit. 31 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers für Förderung des Informa- 
tionswesens — , 

Kap. 3 Tit. 31 — Zur Verfügung des Beauftragten 
des Bundeskanzlers für außeror- 
dentliche und unvorhergesehene 
Ausgaben, die sich aus den Beson- 
derheiten des Auftrags ergeben — , 

Epl. VI Kap. 1 Tit. 31 — Für Nachrichten- und Informa- 
tionsdienst — , 

Jahresrechnungen der Bundeshauptkasse und der Oberfinanzkasse 

Köln 

Epl. VI Kap. 9 Tit. 31 — Für- Zwecke des Verfassungs- 
schutzes — . 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 
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gez. Mayer 



